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III 


Chronologiſches Verzeichniß 
d e er 


in der Provinzialgeſesſammlung des Königreichs Gali⸗ 
zien und Lodomerien für das Jahr 1824, enthaltenen 
Verordnungen. 
Zahl 
der 
Verord⸗ 3 Seite 


nung d 
Mo nat Janner 


1 Von Einſendung der Ausweife über ange» 
ſiedelte Fee Kriegsgefangene 
kommt es ab b . e 1 

Vom sten Jänner. ` 

2 Der Kömmiſſions- und Spedizionshandel 
darf von allen berechtigten Handels— 
keuten ohne Unterſchied ausgeübt wer⸗ 
den, welche ein Handlungsbefugniß de⸗ 
ſitzen H D D e 1 

Vom gte Jänner. 

5 Aus dem Picriftenorden austretende Kleri⸗ 
ker ſind zur Beſuchung ordentlicher phi⸗ 
loſophiſen Lehranſtalten anzuweiſen, je⸗ 
doch können Studenten, welche von 

hungariſchen Gymnaſten in philoſophi⸗ 
ſche Lehranſtalten anderer öſterreichiſchen 
Provinzen übertreten von dem Studium 
der griechiſchen WT "Ten wer⸗ 
den 8 . 2 
Banıza ıten Zänner. 
A 2 


nung 


4 


10 


11 


Von den Obligazionen des Wiener Stadt« 
Banko⸗Lotto-Anlehns vom Jahre 1797 
wird die Ausfertigung neuer Intereſſen— 
Coupons bewilliget, die Amortiſazion 
der Zinſen⸗Talons (Anweiſungen) dem 
N. Oeſt. Landrecht übertragen, und 
die Amortiſazionsfriſt beſtimmt . 

Vom löten Jänner. 

Den politiſchen und Polizeybehörden wird 
ein reges Zuſammenwirken mit den 
Suftiz- und Wann zur Kaes 
gemacht g 

Vom 16ten Jänner. 

Beſtimmung der Quartierskompetenz für ei⸗ 
nen Sortifitagiong » Fourier ` 

Vom ı7ten Jänner. 

Herabſetzung des Poſtrittgeldes, der Kale⸗ 
ſchengebühr, des Schmier⸗ und 9 
lion⸗Trinkgeldes . . 

Vom 17ten Jänner. 

Auch vereheligte Iſraeliten dürfen das Gym⸗ 
naſtum und die höhern Lehranſtalten 
beſuchen . e $ — 2 

Vom igten Jänner. 


Der Militär « Jurisdikzion unterſtehenden 


Individuen darf keine Heurathslizenz 
ohne Bewilligung der borgefetzten Mili⸗ 
tärbehörde ertheilt, noch die Trauung 
von einem Seelſorger vollzogen werden 
Vom asten Jänner. 
Neue Werdbezirkseintheilung der illiriſch in⸗ 
neröſterreichiſchen Probinzen 
Vom 25ten Jänner. N 
Was bei Vergleichen in Streiſachen zwiſchen 


Seite 


11 


Zahl 
der 
Perord⸗ 
nung d 
den Rammeral-Wirthfehaftsamtern und 


Unterthanen zu beobachten ſey 
Vom Zoten Jänner. 

12 Beſtimmung des Paſſagiersporto bei den 
ordinären Poſtwägen, dann dei Gu, 
und Separatfahrten . ` S v 

Vom soten Jänner. 

15 Die Abhaltung der jüdifchen Faſchingsbälle 
während der chriſtlichen —— wird 
verboten . A 1 5 k 

Vom Zıten Jänner. 

14 Militär⸗Entlaſſungs⸗Verordnungen ſoll die 
Klaufel »Falls dem Entlafſungs⸗ 
werber keine Deſerzion zur 


Laſt fällt“ beigeruͤckt, und den Päſ⸗ 


fen das Hausnummer von dem Aufent- 


haltsort der Eltern oder das Geburts⸗ 


ort beigeſetzt werden . e 
Vom Siten Jänner. 


Monat Hornung. 


15 Trivialſchullehrern ſind die jährlichen Schul⸗ 
dotazionsbeiträge von den Gemeinden 
in 12 monatlichen Naten auszuzahlen 

Vom Aten Hornung. 

16 Beſtimmung in wie ferne Sparkaſſen der 

Klaſſenſteuer unterltegen . e ` 
Vom sten Februar. 

17 Zollb eſtimmung für die Ein, und r 

der Holzkohlen 2 - 
Vom böten Februar. 

18 Erkrankte Militärurlauber ſind ſogleich in 

das nächſte Militärſpital abzugeben 
Vom gteu Februar. 
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nung 


20 


20 


21 


22 


25 


24 


26 


Erneuerung der Vorſchrift, womit die Vor⸗ 
ſpannsausmaaß für die Sanitäts⸗Indi⸗ 
biduen beſtimmt wird 0 4 

Vom ııten Hornung. 

Vorſchrift wenn Pachtſchillinge für verpach—⸗ 
tete ſtädtiſche Realitäten und Gefälle 
in 4 jährige, und wenn in monatlichen 
Raten berichtiget werden können 

Vom ıd5ten Februar. 

Päße nach Hungarn dürfen an Juden ohne 
erwieſenen Zweck ihrer Reiſe nicht er⸗ 
theilt werden . , 2 é . 

Vom ı7ten Februar. 


Juden dürfen die Pharmazie erlernen und 
die Apothekerkunſt ausüben G 4 

Vom voten Februar. I 3 

Kupferſtiche, Steinabdrücke und andere 
Druckarbeiten, welche von innländiſchen 
Künſtlern für ausländiſche Verleger ver⸗ 
fertiget werden, müſſen der innländis 
ſchen Zenſur unterzogen werben . 

Vom 21ten Februar. 

Geſtütt⸗Beſchell⸗ und Nimontirungs⸗De⸗ 
partemente gehören bezöglich auf die 
geiſtlichen Jurisdikzion ad militiam 
stabilem ` b e a / 

Vom zıten Februar. 

Vermögens- und Penſions + Freizügigkeits⸗ 
Staatsvertrag zwiſchen dem öſterreichi⸗ 
ſchen Kaiſerſtaat und dem Großherzog. 
thum Toscana e A » 

Vom 22ten Februar. 

Begen ſchweren Polizeyübertretungen bes 
ſchuldigte inſitzende politiſche Inquiſiten 
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können zwangsweiſe sur e berwen⸗ 

det werden ` ” a SA 


Vom 24ten Februar. 

27 Studierende, welche zu dem mediziniſch 
chyrurgiſchen Studium übertreten, müfs 
ſen ſich über die öffentlich zurückgeleg⸗ 
ten philoſophiſchen Studien ausweiſen 33 

Vom 24ten Februar. 

28 Die Aus» und Durchfuhr des Bleies in die 
Moldau und Wallachey wird wieder de 
ſtattet 0 d 24 

Vom 25 ten Februar. 

29 Wenn das Standrecht nicht publizirt iſt, 
ſind die Kontumazübertreter von den 
Zivilgerichten zu betrafen e Dec, 

Vom 26ten Februar. 


Monat März 


50 Den Werbbezirks-Neviſoriaten ſoll bei Ent⸗ 
weichung eines Beurlaubten von den 
Drtsbehörden ſogleich eine möglichſt ge— 
naue Perſonsbeſchreibung des Entwi⸗ 
chenen mitgetheilt werden . F 30 

Vom 2ten März. 

31 In wie ferne Apotheker, die Neiſekoſten bei 
Unterſuchung der Apotheken zu n 
haben. a er dÉ 37 

Vom ı4ten März. 
52 Bon Nerarial » Befchellern belegte Stutten, 
Hund die von dieſen entfallenen Follen 
ſollen bei der jährlichen Konſkripzions⸗ 
Reviſton mit der gröſten Genauigkeit an⸗ 
gegeben und verzeichnet werden. . 586 
Vom ıbten März. 


CL Seite 
nung 


35 Einführung der Kommunalbeiträge ſtatt des 
bisherigen Polizeybeitrags von Zünften, 
Innungen, und der Judenſchaft, dann 
des Nacht- und Feuerwacht⸗Straſſen⸗ 
und Stadtbeleuchtungsbeitrags in der 
Stadt Lemberg x . s > ert 

Vom ıgten März. 


34 Vorſchrift wegen Anwendung des Zoten. $. 
des allgemeinen bürgerlichen Gefegbus 
ches in Abſicht auf die Verleihung der 
öſterreichiſchen been a an 
Ausländer e a . 48 
Vom ıgten März. 


325 Beſtimmung, welche Nückſicht das Erbſteu⸗ 
erpatent auf das von Erben unterthäs 
niger Realitäten zu entrichtende Laude⸗ 
mium zu nehmen geftatte . a 5 
Vom 26ten März. 
36 Beſtimmung einer neuen Montours- und 
Rüftungstare für das Militär . A Be 
Vom 20ten März. 


Monat April. 


37 Beſtimmung der Modalitäten bei Prüfung 
des Feingehalts der Gold» und Silber- 
geräthe, und deren Punzirung . 1 
Vom iten April. 
38 Indikatoren bei den Kataſtralvermeſſungs⸗ 
Operazionen muͤſſen von den Gemein, 
den unentgeldlich beigeſtellt werden 65 
Vom ꝛ2ten April. 
39 Militärverpflegs „ Subarendatoren ſollen 
gleich nach der letzten Faſſung eines je⸗ 


IX 


Verord⸗ Selte 


den Monats mit den an 
nen abrechnen. . . 64 
Vom sten April. 


40 Regulirung der Quartierskompetenz für die 
Regiments ⸗Rechnungskanzleyen, Regi⸗ 
mentsadjutanten und Auditors, für den 
Feldapotheken⸗ Senior, und die Milis 
är » Unterärzte e , 65 

Vom ꝛöten April. 


41 Bierpreiſe oder Satzungen werden allgemein 
aufgehoben 7 h . . 66 
Vom 2oten April. 
42 Der Trieſter Theriak iſt als ein außer Han⸗ 
del geſetzter Artikel zu detrachten, und 
darf gegen Entrichtung der vorgeſchrie⸗ 
benen Gebühren eingefehrt, der vene- 
diger hingegen zollfrei bezogen werden 66 
Vom zoten April. 
43 Beamten und Auſſichtsperfonale der unmit⸗ 
telbaren Polizeybehörden gebührt keine 
Taglia für die Einbringung eines Des 
ſerteurs, wohl ader dem, von den po- 
litiſchen und ſtädtiſchen Behörden ab» 
hängenden Aufſichtsperſonale . ron 
Von 22ten April. 
44 Behandlung der jüdifchen Frömmler Sekte 
Chaſidem genannt. - 67 
Vom 26ten April. 
54 Grundſätze wegen Entlaſſung der Selbſt⸗ 
verſtümmler von Militae . 69 
Vom Zoten April. 


Verord⸗ 
nung 


Monat May. 


46 Wie ſtch bei Anſuchung der Privilegien zur 
Bereitung und dem Verſchleiß kuͤnſtlicher 
Weine zu benehmen Ten `. e 

Bon 5ten Ma 

47 Aufhebung des Aus- und Durchfuhbsver⸗— 
bots aller Gattungen Waffen und Kriegs- 
bedürfniſſe nach der Moldau und Wal⸗ 
lachey 5 N d d . 

Vom Gren May. 

48 Berichtigung des 5. 6. des Kreisſchreibens 
vom Jahre 1819 das Verfahren in ſtrei⸗ 
tigen Eheangelegenheiten betreffend . 

Vom Zten May. 

49 Dominien haben ſich zur Erzielung einer 
richtigen Klaſſiftzirung des Bauernſtan⸗ 
des mit einem dom Kreisamte beffättig- 
ten Grundindentarium zu verſehen 

Vom 12ten May. 

50 Beſitzer von aus der Verlooſung entſtande⸗ 
nen Konvenzions⸗Münz⸗Staats⸗Schuld⸗ 
Verſchreibungen können die Intereſſen 

auch bei den Provinzial » Kreditskaffen 
beziehen. Dießfällige Beſtimmungen . 
Vom lösten May. 

51 Zur definitiven Verhandlung des ältern Mi⸗ 
litärſchuldengeſchäfts wird der Termin 
bis Ende Oktober 1824 feſtgeſetzt 

Vom ı3ten May. 

52 Jüdiſche Fuhrleute haben gleiche Rechte mit 
den chriſtlichen zur ee d der Wel. 
ſenden 8 

Vom ı5ten May. 

55 Berichtigung des bei dem neuen Abdrucke 

der Stollordnung unterlaufenen Feh⸗ 
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74 


77 
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54 


55 


58 


59 


60 


lers, wornach dem Pfarrer für das Ein⸗ 
ſegnen und Begleiten einer ordinären 
Leiche nach der vierten Klaſſe erſten Ru⸗ 
brik 15 Kreutzer gebühren . 
Vom 18ten May. 
Aufhebung der Kommerzhoſkommiſſion 
Vom 20ten May. 
Innhaber ausſchließender Privilegien find 
der Erwerbſteuer zu unterziehen 
Vom zıten May. 


Die bisher beſtandene Beſchräkung, daß die 
Fiaker in Wien nicht weiter als 4 Mei⸗ 
len im Umkreiſe von Wien fahren dür- 
fen, wird aufgehoben > 

Vom 22ten May. 


Erhöhung des Poſtrittgeldes und der "A 
ſagiersgebühr bei dem gewöhnlichen Poſt⸗ 
wagen in Tyrol, dann bei der Eil⸗Poſt⸗ 
Wagensfahrt von Bregenz Was VO 
gau nach Mantua. 

Vom ꝛ2ten May. 

Erneuerung des Verbots des unbefugten 
Judenaufenthalts auf dem Lande, und 
des undefugten TT durch 
Juden. ` . b ` 

Bom 26ten May. 

Beforgung des Religions- Unterrichtes an 

Filial⸗Tribial⸗Schulen 
Vom 26ten May. bk 

In wie ferne Beamtenswittwen, deren Män⸗ 
ner nicht zehn Jahre gedient haben, An⸗ 
ſpruch an das Kondukt⸗ oder Sterb⸗ 
quartal haben . S > ` 

Vom 27ten May. 
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der 
Verord⸗ Seite 
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e Pfandrechte auf Schiffmuͤhlen können durch 
Eintragung der Forderungen in die 
Grundbücher nicht erworben werden . 99 

Vom 28ten May. 

62 Beſtimmung einer neuen Quartierskompe⸗ 

tenz für das Militär ` d 39 
Vom Zoten May. 


Monat Juny. 


65 Erneuerung der Vorſchrift, daß Fuhrleute, 
Landkutſcher und ſonſtige Neiſende auf 
das mit dem Poſthorn gegebene Ei 


ſogleich ausweichen ſollen . e GU 
-Bom-gten Juny 
64 Schubfuhren fogenannte find mauthfrey ot 


Vom 7ten Juny. 

65 Die ſogenannte Waldtaxe auf Holz, Holz⸗ 
waaren und Kalk zwiſchen Galizien und 
der Bukomina wird aufgehoben . 1 98 

Vom gten Juny. 

66 Abſtellung der Mißbräuche bei Gott 

und Abläßen 5 e gl 
Vom loten Juny. 

67 In wie ferne bei Elementar- Unfällen eine 
Nachſicht an der Zehendſteuer zugeſtan⸗ 
den werden könne, wenn der Bere" 
zeitlich verpachtet 10 . R 95 

Vom ızten Juny. 

63 Bei nicht regulirten Magiſtraten und Zo, 
minien ſollen öfters Stempelreviſionen 
vorgenommen werden . ` 96 

Vom 15ten Junius. 

69 In den Obligazionen über das im Jahr 1815 

eröffnete Anlehen wird der Beifag »Ge⸗ 


XIII 


Verord⸗ Seite 


genwärtige Obligazion iſt bei 
der k. k. vereinigten Einlö⸗— 
fungs- und Tilgungs⸗Deputa⸗ 
sion gehörig vorgemerkt wor. 
den « weggelaſſen e - 98 
Vom löten Juny. 
70 Beſtimmung der Quartierskompetenz für eie 
nen Kriegskommiſſariats⸗Aſſiſtenten oder 
Akzeſſiſten und für einen Dberfourier . 99 
Vom 25ten Juny. 
71 Einführung des n in 
der Bukowina x d . 100 
Vom 25ten Juny. 
72 Der hungariſche Adel allein iſt zur Erlan⸗ 
a gung des SR Indigenats ER 5. 
reichend . S 2 115 
Vom 27ten Juny. 
75 Die Einfuhr und Verzollung des Wald⸗ 
und Leinſaamens wird auch bei den Boll» 
ämtern geſtattet d / x 116 
Vom 2gten Juny. 


Monat July. 


74 Fabriksinhader dürfen auch außer der Haupt⸗ 
ſtadt einer oder der andern Provinz eine 
Niederlage zum Verſchleiß ihrer Ma- 
niſſe eröffnen , g ` 116 

Vom ten July. 

75 Erläuterung der Vorſchrift vom 24ten De⸗ 
zember 1875 die Häusler ⸗ und In. 
lautfrohne detreffend. J ` 117 

Vom gten Juli. : 

76 Kordons⸗Stabs⸗ und Oberoffizieren ge⸗ 

bühren keine Stallungen auf Pferde . 118 
Vom oten July. 


XIV 
Zahl 


der 
Verord⸗ 
nung 


77 Die Verfertigung und der Verkauf von Ab⸗ 
drucken kurſirender ae wird ver⸗ 
boten . D D Pi D 
Vom loten July. 
78 Uiberſuhrsgebühr e Dobrowlany wird für 


die Fußgeher auf die zweite 2 


klaſſe herabgeſetzt d , d 
Vom zıten July. 

79 Befreyung der ruſſiſchen Unterthanen von 
der Entrichtung des landesfuͤrſtlichen 
Abfahrtsgeldes in den öſterr. Staaten . 

Vom (ten July. 

80 Erneuerung der Vorſchrift über die Beſtra⸗ 
fung unbefugter . von Salz 
quellen . 

Vom ı5ten July. 

81 Welche Aerarial-Schulden der Beamten 

aus der Verlaſſenſch aft einzubringen find 
Vom ıyten July. 

82 Benennung des vereinigten Banal-Waras- 
diener » Karlſtädter Generalkommando 
in Agram . S v . 

Vom ıöten Juli. . 

85 Einführung der Erwerbſteuer bei der Ju⸗ 
denſchaft, Aufhebung der Extraſteuer 
und Befreyung der juͤdiſchen Ackersleute 

vom Koſcherfleiſchaufſchlag. A 
Vom 2oten July. 
84 Juden, welche auf die Stimm- oder Wahl: 
fahigkeit Anſpruch machen, haben zwar 
die nach dem Patent vom Jahre 1810 
erforderliche Anzahl Lichter zu zünden, 
aber auch dieſe Anzahl mit jenen Ge⸗ 
bühren zu derſteuern, welche in dem 


e D D 
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119 


120 


120 


121 


128 


129 


86 


87 


88 


89 


90 


Kreisſchreiben vom Jahre 1816 vorge⸗ 

ſchrieben ſind . a a d 
Vom z6ten July. 

Erneuerung der Vorſchriften zur Vorbeu⸗ 

gung der Hundswuth V e ` 
Vom 27ten July. 

Alle in Papiergeld zu leiſtenden Bablungen 
können nach dem Kurſe von 250 in 
Konvenzions⸗Muͤnze 8 und ab⸗ 
quittirt werden e = 

Vom 28ten July. 

Bei Todesfällen geiſtlicher Pfründner muͤſ⸗ 
fen die pfarrlichen Gebäude ſogleich un- 
terſucht, und die Anſprüche auf Ent» 
ſchädigungen, wo ſelbe eintreten, gel⸗ 
tend gemacht werden e 2 . 

Vom 28ten July. 

Privat- oder öffentliche Fondsobligazionen, 
welche Kirchen, geiſtlichen Stiftungen, 
Anſtalten und Korporazionen gehören, 

müſſen auf den Namen ihrer Eigenthü- 
mer umgeſchrieben werden d A 

Vom 2gten July. 

Gemeinden werden von Entrichtung der 
Verpflegsgebuͤhren für die in öffentli⸗ 
chen Irrenanſtalten unterbrachten arme 
wahnſinnige Gemeindglieder gänzlich 
enthoben. d . ` S 8 

Vom Zoten July. 

Die perſönliche Gerichtsbarkeit über das 
Wiener Wittwen⸗ und Waiſen⸗ Penſt⸗ 
onsinſtitut wird dem N. Oeſt. Landrecht 
einberaumt 4 ei. ff A9 e 

Vom 5ıten July. 
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Monat Aug u ſt. 


91 Nachträgliche Beſtimmung bes Bauvperſtei⸗ 
gerungs⸗Normals für den Fall wenn 
ein Lizitant das ganze uͤbernehmen will 

Vom 3ten Auguſt. 

92 Feſtſetzung des Ausgangszolls für die hun⸗ 
gariſchen Tabakblätter, Tabakmehl und 
derley Staub. a . e 

Vom "ten Auguft. 

95 Beſtimmung wie Fuhrleute einander auf 

der Straſſe auszuweichen haben 0 
Von dten Auguſt. 

64 Herrſchaftliche Amtskontrollore ſind als zeit⸗ 
licht befreyt zu klaſſiſtziren, und iſt ihnen 
ein beſonderer Aufnahmsbogen bei der 
Konſkripzionsreviſton zu widmen 

Vom voten Auguſt. 

op Gränzkämmerer find zu Krimminalunterſu⸗ 
chungen zu delegiren und der Prüfung 
aus den dier erſten Kapiteln der zwei⸗ 
ten Abtheilung des Krimminalgeſetzes zu 
unterziehen. d . e . 

Vom 16ten Auguſt. 

96 Die Auslieferung ruffiſch kaiſerlicher Defere 
teurs ſoll laͤngſtens binnen 3 Monaten 
erfolgen . ` S . 

Vom 1 Bien Auguft. 

94 Erhöhung der Uiberſetzungsgebühr für be, 
bräiſche Translatoren auf Konvenzions⸗ 
münz in Krimminal fällen 

Vom ıgten Auguſt. 

98 Errichtung der Kreditskaſſen] in Benebis und 

Mailand 2 
Vom zıten Auguſt. 
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100 
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9 
Beſtimmung des Eingangszolls von Kakao⸗ 
bohnen und Schalen dann Kaffee 2 
Vom Siten Auguft. 


Die Erzeugung und der Verkauf von Un, 

ſchlittwaaren wird frei gegeben 
Vom 25ten Auguſt. 

Beſtimmung des Ein. und Ausfuhrszolls 
für Getraide, Hülſenſrüchte, einige Vieh⸗ 
— und Nebenprodukte der Vieh⸗ 
zucht 2 8 g 

Vom 23ten Auguft. 

Modalitäten zur Erhebung und Vergütung 
der durch Waldaushauungen zum Be— 
but der Kataſtralvermeſſung verurſachten 
Schäden h 0 4 ` 5 

Vom 26ten Auguſt. 

Auch jene Urkunden dürfen mit dem Klafe 
ſenſtempel belegt werden, die urſprüng⸗ 
lich vom Stempel befreyet ſind, und 
deſſelben erſt dann bedürfen, wenn hie⸗ 
von Gebrauch gemacht wird . e 

Vom 26ten Auguſt. 


Behandlung der Ritter des exitalieniſchen 
Ordens der .eifernen Krone hinſichtlich 
der Provinz, wenn ſie ſich im Auslande 
befinden, oder dahin begeben wollen . 

Vom 26ten Auguſt. 

Bei Güterlotterien findet eine Beſitzberän⸗ 
derungsgebühr nicht ſtatt, wenn die 
Ziehung nicht vor ſich gieng, oder wenn 
der Gewinnende den angebotenen Abs 
findungsbetrag vorwählt, oder endlich 
wenn der die Realität mit ſich fuͤhrende 

b 
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Treffer auf ein Loos fallt, welches ein 
Eigenthum des bisherigen Gutsbeſitzer iſt 157 
Vom 27ten Auguſt. 

106 Gerichtliche Vergleiche, welche auf der 
Rückſeite der angebrachten Klage ges 
ſchrieben werden, ſind mit dem Stem⸗ 
pel von 15 Kreutzer zu verſehen WË Ce 

Vom 27ten Auguft. 

107 Aufhebung der Gewerbſteuer in der Stadt 
Lemberg und Abſtellung der Straſſen⸗ 
frohnen dann des neubau ge 
im ganzen Lande o a d 158 

Vom 27ten Auguſt. 
108 Erneuerung des Verbots des Magnetiſirens 159 
Vom 28ten Auguſt. 


Monat September. 


109 Vorſichten bei Unterſuchung der Zöglinge, 
die in ein Militär⸗Erziehungsinſtitut 
aufgenommen zu werden wünſchen 159 

Vom 5ten September. 

110 Beſtimmung der Verhandlungen mit den 
Hypothekar⸗Glaubigern, welche in Exe⸗ 
kuzionsverfahren dem Verkaufe eines 
unter der Schätzung een ha⸗ 
ben 8 162 

Vom Aten September. 

111 Befreyung der bramherzigen Brüder und 
der Eliſabethinerinnen von ng 
des Erbfteuer Aequivalents d 165 

Vom Aren September. 

112 Ausſchreibung des Erb⸗Perſonal- und Klaſ⸗ 

ſenſteuer für das Jahr 1825 dann der 
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Erwerbſteuer für die 2 1825, 1826 
und 1827 D . e 164 

Vom Iten September. 

115 Dominien und Ortsobrigkeiten ſollen bei 
Ausſtellung der Zeugniſſe für Aerzte 
über Dienſtreiſen mit mehr Genauigkeit 
und Uiberzeugung fürgehen 10 

Vom ı4ten September. 

114 Unterthanen, die ohne Paß oder ſonſigen 
Nachweiß ſich an der ruſſiſchen Gränze 
zeigen, werden als Vagabunden ange⸗ 
ſehen und behandelt werden ! 166 

Vom 14ten September. 

115 Beſtimmung, wer als Auswanderer, und 
wer als Uibertreter der Paßvorſchriften 
zu betrachten und zu behandeln ft . 107 

Vom 14ten September. 

116 Herabſetzung des Ausfuhrszoll auf berſchie⸗ 

dene Holzwaaren-Gattungen 2 168 
Vom ı5ten September. Fer 

117 Hungariſche Unterthanen paßloſe, oder bloß 
mit auf den hungariſchen Provinzen 
lautenden Paſſen verſehen find an ihre 
Obrigkeiten zurückzuweiſen . 170 

Vom 1öten September. 

118 Die Abſchreibung der Trankſteuer hat vom 
Tage der vorgekommenen Anzeige von 
der aufgehobenen Biererzeugung oder 
Methſiederey zu gefihehen . 5 170 

Vom 16ten September. 

119 Das Verbot des Herumziehens fremder 
Leute mit wilden Thieren, als Bären, 
Affen, Murmelthieren u. ſ. w. * er⸗ 
neuert e 4 ara 

Vom zoten September. 
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120 Berichtigung des Druckfehlers in der mit 
Kreisſchreiben vom 25ten Auguſt l. J. 
bekannt gemachten neuen Zolltariff für 
Getraide und Hülſenfruͤchte, dann int, 
ge Viehgattungen und Nebenprodukte der 
Viehzucht « N ` 8 272 

Vom 23ten September. 

121 Behandlung der in das Lemberger allgemei⸗ 
ne Krankenhaus aufzunehmenden Ir⸗ 
ten» und Gemüthskranken e e 192 

Vom 24ten September. 

122 eee enen ſind tax⸗ 

frey e 5 . 179 
Vom 20ten September. 


Monat Oktober. 
125 Veſtimmung des Eingangszolls von mehre⸗ 
ren Material » Waaren - Artikeln 197 
Vom 5ten Oktober. 
124 Einſtellung der Beiträge zu dem bisherigen 
Kreisamtsgebäudefond K e 181 
Vom Aren Oktober. 
125 Wie ſich bei Militär⸗Verpflegsſubarendi⸗ 
rungskontrakten rückſichtlich des Stem⸗ 
pels zu benehmen ſey . 4 181 
Vom sten Oktober. 
126 Waiſen der Staatsbeamten, welche Penſio⸗ 
nen oder Erziehungsbeiträge aus dem 
Staatsſchatze beziehen, verlieren dieſel⸗ 
ben, wenn fie in einer nicht Privat⸗ 
Erziehungsanſtalt unterbracht werden . 183 
Vom Zten Oktober. 
127 Uiberfegung des Baranower Kommerzial⸗ 
Zollamtes nach Niepolomice e 184 
Vom gtem Oktober. 
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126 Verfahren bei Einhebung, Verrechnung und 
Kontrollirung der Privilegientaxen . 184 
Vom ırten Oktober. 
129 Nachträgliche Beſtimmungen in Anſehung 
der Entrichtung der Privilegientaren und 
Gebühr * D D . D . 196 
Vom ı.ten Oktober. 
130 Der Obligatkurs der philoſophiſchen Gr, 
dien wird allgemein auf zwei Jahre be⸗ 
ſchränkt e e e . DEL 
Vom ııten Oktober. 
131 Strafbeſtimmung in Beziehung auf das Ver⸗ 
bot der Anſichbringung und des Han⸗ 
dels mit unkommerziellen Salze 200 
Vom ı2ten Oktober. 
132 Die Brieſportofreye Beförderung der Akten 
in Angelegenheiten armer Parteyen 
zwiſchen den Untergerichten und dem 
Obergerichte wird geſtattet e 202 
Vom ı2ten Oktober. 
155 Erneuerung der Vorſchrift wegen Aufhe— 
bung der juͤdiſchen Todtenbruderſchaften 203 
Vom ı4ten Oktober. 
154 Maaßregeln gegen die Verbreitung der Luſt⸗ 
ſeuche . D H . D e 205 
Bon 16ten Oktober. 
155 Aufhebung der Straſſenfrohnen und des 
Straſſenbaubeitrags, dann Sicherſtellung 
der Straſſenerforderniſſe im Lizitazions⸗ 
wege x R & N e S geg 
Vom ıgten Oktober. 
156 Bloß in jenen Stazionen, in welchen ſich 
ein Regimentsſtaab befindet, iſt ein Ab⸗ 
fteigquartier von zwei Zimmern offen 
zu halten b N ` e 209 
Vom 23ten Oktober. 
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141 
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Beſtimmung wenn der Dunger von * 

lerie Pferden gehört 5 
Vom 23ten Oktober. 

Armen Verwandten eines ab intestato ver⸗ 
ſtorbenen Geiſtlichen darf aus dem ges 
ſetzlichen Armendrittel nur fo viel zuge⸗ 
wendet werden, als denſelben nach der 
geſetzlichen Erbfolge er alc? 
wäre d 2 

Vom 24ten Oktober. 

Neuer Lehrplan für die H then Stu⸗ 

dien ` d . S 
Vom 27ten Oktober. 

Beiſchaffung der Stallrequiſtten- und Stall⸗ 

beleuchtung im Lizitaztonswege . . 
Vom 28ten Oktober. 

Mauthpächtern oder Mauthbehörden darf 
die Militär- Aſſiſtenz nur auf Einſchrei⸗ 
ten der politifchen Behörden geleiſtet 
werden . e d d e 

Vom 2dten Oktober. 

Beſchränkung der ſogenannten Scharwarken 

auf gemeinnnuͤtzliche Arbeiten 
Vom 2gten Oktober. 

Errichtung eines finften Krimminalgerichts 
in Rzeſzow, und Beſtimmung der Kreiſe, 
in welchen die galiziſchen Krimminalge⸗ 
richte ihre Gerichtsbarkeit auszuüben ha⸗ 
ben R a 8 4 . 

Bom Zoten Oktober. 


Monat November. 


Schänker ſind zur Abnahme der grundherr⸗ 
ſchaftlichen Getränke, nur in dem Falle 
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nung 
verpflichtet, als fe ſich hiezu gegen die 
Grundherrſchaft verbindlich * . 
ben 4 . d 352 

Vom arten November. r 

145 Ausſcheidung der bisher in der Judenſteuer 
mit einer Aequivalentsſumme begriffe⸗ 
nen jüdiſchen Erwerbſteuer, und deren 
beſondere Einhebung R K 2 537 

Vom 2ten November. 

146 Erneuerung des Patents wir ung 

der Heuſchrecken E d 337 
Vom Aten November. 

147 Erhebung der Czernowitzer Zolllegſtadt zu 
einer Hauptzolllegſtadt des dritten gon, 
ges 0 2 Et Ae 358 

Vom btem Rovember. 

148 Pharmazeutiſcher Lehrkurs kann in zwei 

Jahren vollendet werden 389 
Vom sten November. 

149 Die Ausfuhr des rohen Hanfes und rohen 
Flachſes wird gegen Päſſe und den be⸗ 
ſtimmten Ausgangszoll geſtattet— 339 

Vom loten November. 

150 Der Gebrauch fremder Etikettzetteln zur 
Bezeichnung der ausländiſchen vorgezo— 
genen Waaren⸗Erzeugniſſe wird geſtattet 340 

Vom ı2ten Nobember. 

151 ‚Begünftigung der Bukowinär Gränzbewoh⸗ 

ner hinſichtlich der Paßtaxen d . 341 
Vom sten November. 

152 Bei der Erbſteuer können fo wie bei den 
übrigen Steuergattungen Theilzahlun⸗ 
gen angenommen werden. e , 349 

Vom ıdten November. 
155 Ruſſiſche Unterthanen find von der Entriche 


138 


tung des Abfahrtsgeldes in den öſter⸗ 
reichiſchen Staaten unbedingt frey 
Vom 24ten November. 
Quieszenten und Penſtoniſten wird die Aus⸗ 
uͤbung der Advokatur nicht engine 8 
Bom'zsten November, 
wird das . H — Dës er⸗ 
theilt 2 A 
Vom zpten November, 


Mon at Dezember. 


Republizirung der enge . — 
das offene Land N d 

Vom 4ten Dezember 

Ebidenzhaltung der Verpflegskoſten ben Ta- 
bafgefällsfträflinge (Schwärzer ) . 


Vom bren Dezember. nod 
Jurisdikzions⸗ Norm Dé bie . Ge Mtlitär⸗ 
Marine 1 R . 


Vom öten Dezember. 
Nähere Erläuterung der Borſchrift binſicht⸗ 
lich der Führung der politiſchen Seque⸗ 
ſtrazion . „ "SS nd 
* Iten Dezember. 
Brkimmiitigen in Abficht auf die aufubt 
10 der Baumaterialien an geistlichen Ge⸗ 
, en WW: "0 ESA * $ 
Gon Iꝗten Nba tale bg 
Der Handel mit Zitronen, Pomeranzen, Fei⸗ 
gen und andern ähnlichen Fruchtgat⸗ 
tungen wird gegen Beobachtung der 
wegen der Hauſterpäſſe beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften allgemein frey gegeben 
Vom 18ten Dezember. 


576 


nung 


162 


163 


174 


165 


166 


XXV 


Militär⸗Abtheilungen, fo wie einzelne In⸗ 
du uu ſind ohne Marſchroute — oder 
auch mit der Marſchroute verſehen, in 
welcher ledoch nicht die unentgeldliche 
Unterkunft als Gebühr angewiefen iſt, 
nicht auf Rechnung des Bequartierungs⸗ 
fondes zu bequartieren . / ` 
Vom 2oten Dezember. 

Zahtungen für Straſſenarbeiten habeu die 
Stadtkaſſen oder die Verwaltung der 
Staats, und Fondsgüter auf Rechnung 
der Kreiskaffen zu un: Dießfällige 
Vorſchrift 8 ` ` e 
om aıten Dezember. 

Die Zibilgeiſtlichkeit fol da, wo es nöthig 
iſt dem Militär in der "murer Aus⸗ 
bülfe leiſten 

Vom 22ten Dezember. 

Vorſchriften hinſichtlich der en" ewe 
vaztonsarbeiten S 

Vom 24ten Dezember. 

Grundſätze in Abficht auf das an die Unter⸗ 
nehmer der Straſſenarbeiten zu verlei⸗ 
hende Bauzeug 

Vom 25ten Dezember. 

In wie ferne Gerichtsſtellen, in Fällen den 
Verletzung gerichtlicher Proviſorien die 
Strafen der körperlichen Züchtigung ver⸗ 
hängen dürfen Lk d d 

Vom zoten Dezember. 
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Von Einſendung der Ausweiſe uͤber ange⸗ 
ſiedelte franzoͤſiſche Kriegsgefangene 
kommt es ab. 


it hohem Hofkanzleydekrete vom 12ten Dezember 
v. J. Zahl 56764. iſt bedeutet worden, daß es von 
der bisherigen jährlichen Verfaſſung und Einſendung 
der Ausweiſe über die angefiedelten franzöſiſchen Kriegs 
gefangenen abzukommen habe. 

Wovon die Kreisämter zur Darnachachtung und 
Belehrung der Konſkripzionsobrigkeiten in die Kenntniß 
gefetzt werden. 

Gubernial-⸗Verordnung vom Sten Jänner 1824. Gub. 

Zahl 74603. ex 1825. 


2 


Der Kommiſſions- und Spedizionshandel 
darf von allen berechtigten Handels⸗ 
leuten ohne Unterſchied ausgeuͤbt wer⸗ 
den, welche ein Handlungsbefugniß bes 
ſitzen. 

Den k. Kreisämtern wird in der Anlage die Ab⸗ 

ſchrift des Dekrets der hohen Kommerz. Hofkommiſſion 

vom 27ten Juny 1817 Zahl 3185. betreffend den Kom⸗ 
miſſions⸗ und Spedizionshandel, zur Darnachachtung 
zugefertigt. 
Gub. Verord. vom 9. Jänner 1824. Gub. Zahl 71492, 
ex 1823. 
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' Dekret der Kommerz Hofkommiſſion 
vom 27. Juni 1817 Zahl 3185. 


Uider die in Anregung gekommene Frage, welchen Gan: 
dels“euten der Spedizions⸗ und Kommiſſionshandel zus 
ſtehe, wird dem Gubernium im Einverſtändniſſe mit 
der k. k. Hoſkemmiſſion in Juſtitzgeſetzſachen bedeutet: 
daß: da die Kommiſſtons- und Spedtzionsgeſchäfte nur 
unter die Beförderungsmittel des Handels gehören, und 
nur als Hilfsgeſchäfte deſſelben anzuſehen ſind, ſolche 
allen berechtigten Handelsleuten ohne Unterſchied zuſte— 
hen, jedoch von keinem andern, der nicht zugleich ein 
Handlungsbefugniß beſitzt, ausgeübt werden können. 

Das Gubernium hat ſich in vorkommenden ähn— 
lichen Fällen nach dieſer Beſtimmung genau zu be— 
nehmen. 


. 

Aus dem Piariſtenorden austredende Siet: 
ker ſind zur Beſuchung ordentlicher phi⸗ 
loſophiſchen Lehranſtalten anzuweiſen, 
jedoch koͤnnen Studenten, welche von 
hungariſchen Gymnaſien in philoſophi⸗ 
ſche Lehranſtalten anderer öfterreichifchen 
Provinzen uͤbertreten von dem Studium 
der griechiſchen Sprache diſpenſirt 
werden. 


Laut hohen Studienhofkemmiſſionsdekrets vom 26ten 
November 1825. 3427 haben Se. Majeftät unter dem 
1 5ten Robember v. J. zu beſtimmen geruht, daß bei 
Klerikern, welche aus dem Piariſtenorden austreten, die 
Zeugniſſe über zurückgelegte philoſophiſche Studien, 
welche ſie ſich nicht an einer vorſchriftsmäſſig organiſir⸗ 
ten philoſophiſchen Lehranſtalt erwarben, ſondern bloß 
von Piariſtenprofeſſoren erhielten, keine Giltigkeit ha⸗ 
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ben, daher jene, welche ſich in letzterem Falle befinden, 
zur Beſuchung einer öffentlichen philoſophiſchen Lebran⸗ 
ſtalt anzuweiſen ſeyen. 

Nach dem weitern Inhalte dieſer höchſten Ent⸗ 
fhliegung fönnen jene Studenten, welche von ungari⸗ 
ſchen Gymnaſten an die philoſophiſchen Lehranſtalten 
3 D Staaten der Monarchie übertreten, vom Em, 
dium der griechiſchen Sprache ohne Anſtand diſpenſirt 
werden. Wenn ſolche Schüler aber zu den theologiſchen 
oder mediziniſchen Studien aſpiriren, bleibt die Erler⸗ 
nung dieſer Sprache demſelben noch Pflicht, nur muß 
ihnen gehörige Zeit zur Nachholung bewilligt werden. 

Wovon die Direktorate zur Wiſſenſchaft und ges 
nauen Nachachtung in vorkommenden Fällen berſtändi⸗ 
get werden. 

Gub. Verord. vom 21. Jänner 1824. Gub. Zahl 74570 

ex 1823. G 


"Ae 
Ausfertigung neuer Intereffen = Coupons von 
den Obligazionen des Wiener-Stadt⸗ 
Banko-Lotto-Anlehens vom Jahre 
1797. 
Nachdem die zu den Obligazionen des Wiener⸗Stadt⸗ 
Banko-Lotto-Anlehens von dem Jahre 1797 ausge» 
gebenen Zinſen Coupons zu Ende gegangen find, ſo 
wird in Folge Hofkammerdekrets vom 7ien Zënn l. 
J. zur offentlichen Kenntniß gebracht, daß die k. k. Uni⸗ 
verſal⸗ Staats- und Banfo » Schulden» Kaffe bereits 
den Auftrag erhalten habe, gegen Beibringung der Hri⸗ 
ginal⸗Obligazionen, halbjährige, von den Oberbeam⸗ 
ten der erwähnten Kaffe mittelſt einer Stampiglie uns 
terfertigten Intereſſen » Coupons auf weitere zehen 
Jahre auszufolgen, von welchen der letzte Coupon am 
Siten Dezember 1835 zur Zahlung verfallen ſeyn wird. 
Um aber die Befiser ſolcher Obligazionen für die 
Zukunft der Verpflichtung zu entheben, d Driginals 
2 
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Obligazionen einzuſenden, und den für fie entſtehen⸗ 
den Koſtenaufwand zu vermindern, iſt die Einleitung 
getroffen worden, daß bei der gegenwärtigen Hinaus⸗ 
gabe der Intereſſen⸗ Coupons gleichzeitig ein Binfen- 
Talon, oder eine Anweiſung auf die, in der Folge 
abermal neu auszuſtellenden Zinſen⸗Coupons erfolgt 
werde. 

Bei allen jenen Obligazionen, welchen Binfen » Cou- 

ons ſamt dieſem Talon einmal beigegeben worden find, 
werden die künftig wieder auszuſtellenden Intereſſen⸗Cou- 
pons nicht mehr gegen Vorweiſung der Obligazionen, ſon⸗ 
dern einzig und allein gegen Beibringung dieſer er⸗ 
wähnten Anweiſung erfolgt werden. 

Mit derſelben Wirkung wird dieſe nun in Anſehung 
der Banko⸗Lotto⸗Anlehens⸗Obligazionen und der Hin⸗ 
ausgabe ihrer Coupons getroffene Einleitung auch bei 
allen übrigen, von der k. k. Univerfal » Staats» und 
Banko⸗Schuldenkaſſe ausgefertigten und mit Intereffen« 
Coupons verſehenen Obligazionen Statt finden, ſobald 
es künftig nöthig werden wird, hiefür neue Intereſſen⸗ 
Coupons zu erfolgen; wo dann zugleich mit den et» 
folgten Intereſſen⸗ Coupons auch immer eine Anwei⸗ 
fung auf die, in der Folge wieder auszuſtellende Zin⸗ 
ſen⸗Coupons ausgegeben werden wird. N 

In Anſehung der Amortiſazion dieſer Zinſen⸗Talons 
oder Anweiſungen auf neue auszuſtellende Zinſen⸗Cou- 
pons iſt im Einverſtändniſſe mit der k. k. oberſten Ju⸗ 
ſtizſtelle und der k. k. Hofkommiſſion in Juſtizgeſetzſachen 
feſtgeſetzt worden, daß die Amortiſazion ausſchlieſſend 
nur bei dem k. k. nieberöſterreichiſchen Landrechte an⸗ 
gefucht werden kann. , 

Die Amortiſazionsfriſt wird für den Fall, daß der 
Amortiſazionswerber die Original ⸗Obligazion ſelbſt de⸗ 
ſitzt, und dem Gerichte vorzeigt, oder die Einwilligung 
des Beſiers derſelben in die Amortiſazion des Talons 
gehörig nachweiſet, auf ein Jahr, 6 Wochen und drei 
Tage, außer dieſem Falle aber auf drei Jahre beſtimt, 
beides bon dem Verſallstage des letzten, mit dem in 
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Verluſt gerathenen Talon zugleich ausgegebenen Cou- 
Pon gerechnet. 

Sollte jedoch die Amortiſazion erſt nach dem Ver⸗ 
fallstage des letzten Coupon angeſucht werden, und der 
Talon zur Erlangung neuer Coupons noch nicht zur 
Kaſſe gebracht worden ſeyn, ſo läuft die Amortiſazions⸗ 
friſt nach den eben erwähnten Unterſcheidungen von 
dem Tage der Edikts ⸗ Ausfertigung gerechnet. 

In allen übrigen Punkten find auch bei der Amor⸗ 
tiſirung der Talons die Vorſchriften der allerhöchften 
Patente vom 28ten März 1805 und 16ten Auguſt 1817 
zu Defolgen. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 15ten Jänner 1324. Präſ. 

Zahl 390, 


55 
Den politiſchen und Polizeybehoͤrden wird 
ein reges Zuſammenwirken mit den Ju⸗ 
ſtiz- und Kriminalbehoͤrden zur Pflicht 
gemacht. 


Se. Majeſtät haben nach Jnbalt eines unterm 28 ten 
Dezember v. J. an den Herrn Präſidenten der Polizey⸗ 
hofſtelle erlaſſenen allerhöchſten Handbillets die Aller. 
höchſtdenſelben ſehr mißfällige Wahrnehmung gemacht, 
daß die politiſchen und die olizeybehörden den Requi⸗ 
ſizionen der Juſtizbehörden und Krinmnalgerichte nicht 
ſtets mit jenem Eifer und mit jener Schnelligkeit Ge— 
nüge leiſten, wie es die ſtrafgeſeplichen Vorſchriften 
verordnen, und wie es überhaupt nöthig It, und das 
durch ihre Auſſerachtlaſſung häufig verurſachte Unglück 
zu verhüten, und der Nothwendigkeit ſpäter ſtreuge 
Strafen eintreten zu laſſen, bei Zeiten vorzubeugen. 
Aus Anlaß dieſer Wahrnehmung haben Se. Ma⸗ 
jeſtät dem Präſidenten der gedachten Hofſtelle laut ſei— 
nes Schreibens vom zoten b. M. und Jahrs zu ber⸗ 
ordnen geruhet, ſämtlichen politiſchen und Polizeybe⸗ 
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hoͤrden im allerhöchſten Namen den, nicht ſelten dureh 
die traurigſten Erfahrungen bewährten Grundfag vorzu— 
halten: daß nur gemeinſchaftliches reges Zuſammen⸗ 
wirken der politiſchen und beſonders der Polizeybehör— 
den mit den Juſtizämtern und Kriminal-⸗Gerichten, 
zumal bei Unterſuchungs⸗ Objekten fo wichtiger, das ge⸗ 
meinſchaftliche Staatsintereſſe umfaſſenden Belanges, 
zum Zwecke führe, und daß die Behörden und Beam— 
ten ihr Amt gegen Jedermann ohne Unterſchied nach 
den Geſetzen handeln, fofort hierbei weder das Aufſe⸗ 
hen, noch das Geſchrey einiger Hitzköpſe beachten, ſon⸗ 
dern nur ihre Pflicht vor Augen haben müſſen, indem 
es zu den weſentlichſten Obliegenheiten der Staatsber— 
waltung gehoret, das Uibel im Keime zu erſticken, und 
Verbrechen vorzubeugen. Seine RMajeſtät wollen daher 
auch aus den vorftchenden Nuüͤckſichten den gedachten 
Behörden, die ſtrengſte Aufmerkſamkeit, und das thä⸗ 
tigſte unverdroſſenſte, und durch keine Nebenrückſichten, 
von was immer für einer Art fie ſeyn mögen, beengte 
Zuſammenwirken mit den Juſtiz⸗ und Kriminalbehör⸗ 
den zur Bewahrung der innern Ruhe des Staates und 
um dem Uaglücke allerhöchſt Ihrer Unterthanen vorzu⸗ 
beugen zur ſtrengſten Pflicht gemacht wiſſen. 

Die Herrn Kreisvorſteher haben ſich diefen aller— 
höchſten Befehl in allen kuͤnftigen Ergebniſſen nicht nur 
ſelbſt lebhaft gegenwärtig zu halten, ſondern auch allen 
Ihnen unterſtehenden politiſchen, beſonders aber den 
Polizeybehörden und den dabei angeſtellten Individuen 
zur genaueſten, verantwortlichſten Befolgung bekannt 
zu machen. 

Präſidial-Verordnung vom ıdten Jänner 1824. Präf. 

Zahl 430, ex 1824. 

6. 
Beſtimmung der Quartierskompetenz füc 
deinen Fortifikazions⸗ Fourier. 
ie hohe Hofkanzley iſt mit dem k. k. Hoſkriegsrathe 
über die Gefimmung der Quartier⸗Kompetenz der For⸗ 
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tifikazionsfourire dahin übereingekommen, daß dieſe, da 
ſie an die Stelle der ehemaligen Fortiſtkazions⸗Amt⸗ 
ſchreiber getreten find, und auch aller den letztern zu⸗ 
geſtanden geweſenen Genüſſe theilhaftig wurden, in je- 
nem Falle ein Natural Quartier von einem Simmer 
und einer Küche oder das lokalmäſſige Aequivalent da⸗ 
für zu genteſſen haben, wenn es nicht thunlich ift, 
fie in dem Fortiftkazions ⸗Bauhofe oder fonft in einem 
Militärgebaude unterzubringen. 

Wovon die Kreisämter in Folge hohen Hofkanz— 
leydekrets vom 2oten v. M. Zahl 39404. zur Darnach⸗ 
achtung in die Kentniß geſetzt werden. 

Gubernial- Verordnung vom 17ten Jänner 1824. Bub. 

Zahl 1242 ex 1824. 


7. 
Herabfeßung, des Poſtrittgeldes, der Kale⸗ 
ſchengebuͤhr, des Schmier- und Poſtil⸗ 
lion-Trinkgeldes. 


ei den gegenwärtig geſunkenen Futterpreiſen, har 
fich die hohe Hofkammer beſtimt gefunden, vom ıten 
Hornung 1824. angefangen: 
itens. Das Poſtrittgeld in allen deutſchen 
Provinzen, als in Tyrol, Dalmazien, in dem Küͤ⸗ 
ſtenlande, in Niederöſterreich, in Oeſterreich ob der 
Enns, Steyermark, Boͤhmen, Mähren und Illyrien, 
ohne Unterſchied der Aerarial- und Pribatritte, von 
einem Gulden auf acht und vierzig Kreuzer Konv. Münze 
für ein Pferd und eine einfache Stazion herabzuſetzen; 
Steng, die Kaleſchgebühr nach der bisherigen Be⸗ 
ſiimmung mit der Hälfte, und ruͤckſichtlich mit einem 
Viertek des Rittgeldes für ein Pferd, folglich mit vier 
und zwanzig Kreuzern für eine gedeckte, und mit zwölf 
Kreuzern Konv. Münze für eine ungedeckte Kaleſche zu 
bemeſſen; 
tens. die Schmiergebuͤhr wie bisher, und zwar: 
wenn das Fett oder fogenannte Schmeer vom poſtmei⸗ 


deer. — 


fer dazu gegeben wird, bei acht Kreuzern, im entge⸗ 
gengeſetzten Falle bei vier Kreuzern Konv. Münze, 
eben ſo e 

4tens. das Poſtillons-Trinkgeld bei der bisherigen 
Ausmaß bon fünfzehn Kreuzern Konv Münze für ein 
Pferd, und eine einfache Stazion in den neu acquirirten 
Provinzen, in den altdeutſchen Provinzen hingegen, 
wie bisher auch künftighin, bei der Ausmaß von zwolf 
Kreuzern Konv. Münze zu belaſſen, in welcher Bezie— 
hung zugleich die beſtehende Eirkular⸗Verordnung, daß 
jeder Poſtillon, der ſich mit dieſer Gebühr nicht bes 
gnügt, und Reifende diesfalls behelliget, körperlich be. 
ſtraft, und nach Verhältniß auch des Dienſtes entlaſſen 
werden ſoll, mit dem Beiſatze erneuert wird, daß dieſe 
Vorſchrift zur Wiſſenſchaft für Poſtreiſende in jedem 
Poſthauſe anzufchlagen ſey. 

In Galizien hingegen iſt das Nittgeld von 
fünf und vierzig auf vierzigKreuzer K. M., für ein Pferd 
und eine einfache Poſtſtazion, und die Kaleſchgebühr 
nach der oben bemerkten Beſtimmung auf 20 und ruͤck⸗ 
ſichtlich 1o Kreuzer Kond Münze je nachdem der Sei, 
rende mit einer gedeckten oder ungedeckten Poftfalefihe fah⸗ 
ren will, gleichfalls vom 1 Horn. 1824 angefangen herabge— 
fest, die übrigen Gebühren aber find bei der bisherigen Aus. 
maß, und zwar das Poſtillons-Trinkgeld für ein Pferd 
und sine einfache Stazion von neun Kreuzern Konv. 
Münze, und das Schmiergeld, wo das Schmeer vom 
Poſtmeiſter beigegeben wird, von acht Kreuzern, außer 
dem aber von pier Kreuzern Kond. Münze belaſſen 
worden re zu e | 

Eben fo wird vermög Eröffnung der königl. unga⸗ 
riſchen Hoſkanzley auch im Königreiche Ungarn eine 
Herabſetzung der Nittgebühren auf denſelben Betrag wie 
in Galizien gleichzeitig angeordnet werden. 

Welches zu Folge hoher Hofkammerdekrete vom 22. 
Dezember 1825 Zahl 52680. und vom Gren Jänner 
1824 Zahl 1587. allgemein kund gemacht wird. 

Vub, Kund. vom 27. Jänner 1824. Gub. Zahl. 2586. 
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Auch verehligte Israeliten durfen das Gym— 
naſium und die hoͤhere Lehranſtalten be⸗ 
ſuchen. 


ie dem hohen Studienhofkommiſſtonsdekrete vom 
28ten Dezember v. J. Zahl 8977 wurde anher eröffnet, 
daß den verehligten Ifraeliten der Beſuch der Gymnaſien 
und der höhern Lehranftalten nicht zu verweigern ſey, 
wenn ſie ſich dabei den beſtehenden höchſten Vorſchrif— 
ten genau fügen, und allenthalben in jeder Beziehung 
ſo benehmen, daß chriſtliche Aeltern keinen Anlaß neh— 
men können, deßwegen ihre Söhne vom Beſuche des 
Gymnaſiums zurückzuhalten. 

Wovon die Direktorate zur Wiſſenſchaft und Nach 
achtung in die Kentniß geſetzt werden. 

Gubernial⸗ Verordnung vom 19ten Jänner 1824. Gub. 
Zahl 2610. ex 1824. 


9. 
Der Militaͤr-Jurisdikzion unterſtehenden 
Individuen darf keine Heirathslizenz 
ohne Bewilligung der vorgeſetzten Mili⸗ 
tärbehorde ertheilt, noch die Trauung 
von einem Seelſorger vollzogen werden. 


Da ſich neuerlich wieder mehreremale ergab, daß der 
Militär⸗Jurisdikzion unterſtehende Individuen Über er: 
haltene obrigkeitliche Heirathsbewilligungen geſetzwidrig 
getraut warden find, fo findet man zur Befeitigung Die, 
fer Unzuköͤmmlichkeiten zu verordnen: 

itens. Wie bereits mit Kreisſchreiben vom 14ten 
Oktober 1808 ſeſtgeſetzt wurde, darf ohne beigebrachte 
ſchriftliche Heirathsbewilligung der betreffenden Militärs 
behörde keine Militär» Perſon, fie mag von der 
Militia vaga oder stabili ſeyn, getraut werden, dieſe 
Bewilligung wird ertheilt: ! 


a) Bei den Regimentern und Corps; für 
ſäͤmmtliche Individuen , vom Obriſtlieutenant ob, 
wärts, bon den Regiment» und Corps-Innha⸗ 
bern, oder don den Regiments oder Corps-⸗Com⸗ 
mandanten ſo weit der letztere dazu die Befugniß 
von den Regiments Inhabern verliehen wor» 
den iſt. 

b) Bei dem Generalquartiermeiſterſtaabe, für alle 
dahin gehörige Individuen, von dem Generals 
quartiermeiſter. 

c) Für die Regiments» und Corps » Commandanten 
für alle weder zum Generalquartiermeiſterſtaabe 
gehörigen noch in einem Regimente oder Corps 
dienenden Individuen, für die in Henſtonsſtand 
verſetzten oder mit Beibehaltung des Militär⸗Ke⸗ 
rakters ausgetretenen Staabs- und Dberoffiziere, 
für die Patental⸗Neſervazions, oder beurlaubten 
Invaliden, von den General-Sommanden. 
ꝛtens. Keine Ortsobrigkeit darf irgend einem In⸗ 

dibiduum aus der Mtlitär⸗Jurisdikzion Hei⸗ 
rathslizenzen ertheilen 

ztens. Jeder Pfarrer oder ſonſt die Trauung bolfs 
ziehender Prieſter wird verpflichtet, in jedem vorkom— 
menden Falle, wo er eine Trauung vorzunehmen bat, 
ſich die Uiberzeugung zu verſchaffen, ob nicht eines der 
Brautleute der Militär -Jurisdikzion unterſtehe, zu die— 
ſem Ende die Brautleute jederzeit hierüber genau zu 
befragen, und im Bewährungsfalle die Trauung ſo 
lange zu verweigern, bis der betreffende Theil der Hei— 
raths⸗Konſens von der kompetenten militäriſchen Bes 
hörde beibringt. 

Jeder Seelſorger, der dieſe Vorſicht unterläßt, und 
eine Militär-Perſon ohne erwirkte geſetzliche Heiraths— 
bewilligung trauet, unterliegt der im f. 78. des allge⸗ 
meinen bürgerlichen Geſetzbuches ausgeſprochenen ſchwe⸗ 
ren Ahndung. 

Sämtliche Dechante und Seelſorger werden zur 
genaueſten Befolgung dieſer Weiſung durch bie beet, 


fenden Konfiftorien unter Einem angewieſen, und die 
k. Kreisamter verpflichtet, hiernach gleichmäſſig an 
ſamiliche Dominien zu ihrer Darnachachtung das Er⸗ 
forderliche zu erlaſſen, auch auf die genaue Befolgung 
dieſer Weiſung ihrer Seits ſtrenge zu wachen. 


Gnbernial⸗ Verordnung vom 23ten Jänner 1924. 
Zahl 1686, 9 u Fra, 


10. 
Neue Werbbezirkseintheilung der illiriſch in⸗ 
neroͤſterreichiſchen Provinzen. 


urch die am ıten November 1822 auf allerhöchſten 
Befehl vollzogene Wiedervereinigung des jenſeits der 
Save gelegenen Theils von Eivil- Kroatien und des 
ehemaligen bungariſchen Küſtenlandes mit dem Königs 
reich Hungarn, und die daraus entſtandene Verminde— 
rung der einheimiſchen Bevölkerung des Königreichs Illy⸗ 
rien, wurde bermög hohen Hofkanzleydekrets vom 28. 
v. M. Zahl 40014. eine nunmehr von Sr. Majeſtät 
a. h. gut geheißene neue Werbbezirkseintheilung der illys 
riſch ⸗inneröſterreichiſchen Provinzen nothwendig; wor: 
nach letztere f 

a) von der Ergänzung eines Kavalerie-Regiments 
und eines Jägerbataillons enthoben wurden, 

b) das Dragoner Regiment E. H. Johann aber auf 
Galizien übertragen, 

c) der Provinz Galizien dagegen das ihr bisher zur 
Ergänzung zugewieſene 12te Jäger-Bataillon ab⸗ 
genommen, und D pb , 

d) ſowohl dieſes als jenes, um welches die illoriſch⸗ 
inneröſterreichiſchen Provinzen erleichtert werden, 
dem lombardiſch venezianiſchen Königreiche zuge⸗ 
wieſen worden iſt; wodurch alſo die Provinz Illy⸗ 
rien und Innersöſterreich von der Completirung 
des Luten Jäger = Bataillons und des Dragoner— 
Regiments Etz. Herz. Johann gänzlich enthoben 
werden. 


Eben fo wird Galizien das ꝛꝛte Jäger⸗Bataillon 
nicht mehr zu ergänzen haben, dagegen iſt aber dieſer 
Provinz das Oragoner⸗Regiment Erz. Herz. Johann 
und dem lomb. venez. Königreiche — das Ante und 
ı2te Feldjagerbataillon zur ergänzung zugewieſen worden. 

Note an das General-Kommando vom a5ten Jänner 1824. 

Gub. Zahl 2445. 


15 
Was bei Vergleichen in Streitſachen zwi: 
ſchen den Kammeral - Wirthfchaftsam- 
tern und Unterthanen zu beobachten ſey. 


m Nachhange der Verordnung vom uten Jänner 
p. J. Zahl 2436. wegen Erforderniß einer Spezialvoll⸗ 
macht für die Vertreter der Grundherrn und der Ge— 
meinden bei Eingehung eines Vergleichs zwiſchen Herrn 
und Unterthanen wird den Kreisämtern zur genauen 
Nachachtung bedeutet, daß es in dieſer Veziehung hin⸗ 
ſichtlich der Kammeral-Domtinien bei der bisherigen 
allgemeinen Gepflogenheit, fortan zu verbleiben habe, 
wornach die Kammeral- Verwaltungen. 

a) In Fällen wo es ſich um die Veriſizirung und 
Beſtattigung eines zwiſchen der Kammeralgrund— 
herrſchaft und den Unterthanen oder Gemeinden 
bereits abgeſchloſſenen Vergleichs handelt, gehalten 
ſind, eine hierauf beſtimmt lautende Bewilligung 
und Ermächtigung von Seite der borgefegten 
Kammeralbehörden und in der Regel der höchſten 
Hofkammer beizubringen, damit derlei Bevollmäch— 
tigungsauſträge, nicht nur dem Verifikazionspro⸗ 
tokolle entweder in originalt oder in beglaubter 
Abſchrift beigeſchloſſen, ſondern auch in der Be» 
ſtättigungsklauſel bezogen werden: außer dem aber 

b) wenn das Kreisamt bei Unterſuchung unterthäni⸗ 
ger Bedrückungsklagen zu dem Verſuche einer güt⸗ 
lichen Ausgleichung der obwaltenden Streitigkeiten 
im Grunde der d. 22 und 27. des Patents bom 


Iten September 1781 über das Verfahren in Uns 
terthansſachen ſchreitet, ſich beſtimt und mit An⸗ 
führung ihrer Beweggründe zu erklären haben, 
ob ſie den Vergleichsantrag unter Vorbehalt der 
höhern Genehmhaltung ablehnen oder annehmen, 
oder aber einen andern Vergleichsantrag ihrer Seits 
machen, zu ſollen glauben; wobei alsdann den 
Kreisämtern lediglich obliegt, der Kammeralver⸗ 
waltung zur nachträglichen Beibringung den bi. 
hern Genehmigung einen angemeſſenen Termin 
zu beſtimmen, und nach deren Einlangung weis 
ters Amt zu handeln. 

Oubernial-Verordnung vom Zoten Jänner 1824. Gub. 
Zahl 71967. ex 1824. 


12. 


Beſtimmung des Paſſagiersporto bei den 
ordinaͤren Poſtwaͤgen, dann bei Eil- 
und Separatfahrten. 


Aus Anlaß der Herabſetzung des Poſtrittgeldes, hat 
die hohe Hofkammer befunden, bei den ordinären ott, 
wägen, wie auch bei den Eil» und Separat-Fabrten 
folgende Beſtimmungen rückſichtlich des Paſſagiers⸗Porto 
vom iten Hornung 1824 eintreten zu laſſen. 

Es haben nämlich diejenigen, welche mit den 
ordinären Poſtwägen für eine einfache Poſtſta⸗ 
zion an Paſſagiers⸗Porto zu bezahlen, und zwar: 

I.) In den Provinzen Rieder ⸗Oeſterreich, Oeſter⸗ 
reich Ob der Ens, Boͤhmen, Mähren und Schleſien, 
Steyermark, Illyrien im Küſtenlande und Tyrol: 

a) für einen Sitz im Innern des Wagens, zwei und 
dreißig Kreuzer Konv. Münze; 

b) für einen Sitz am bordern Theile des Wagens 
vier und zwanzig Kreuzer Konv. Münze; 

c) für ein Kind, welches zwiſchen zwei Perſonen 

Raum zum Sitzen findet, acht Kreuzer Konv. 

Münze; 
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d) für ein Kind, welches auf den Schooß genommen 
wird, fechs und einen halben Kreuzer Konv. 
Münze. 


II.) In Ungarn, Galizien und Siebenbürgen: 

a) für einen Sitz im Innern des Wagens bier und 
zwanzig Kreuzer Konv. Münze; 

b) für einen Sitz am vordern Theil des Wagens 
achtzehn Kreuzer Konb. Münze; 

c) für ein Kind, welches zwiſchen zwei Perfonen 
Raum zum Sitzen findet, ſechs Kreuzer Konv. 
Münze; und 

d) für ein Kind, welches auf den Schooß genommen 
wird, fünf Kreuzer Konv. Muͤnze. 

Rückſichtlich der Poſtwagensfahrt von Mantua 
durch Vintſchgau nach Bregenz, bei welcher die Zahl 
der Reiſenden auf zwei Perſonen beſtimt iſt, verbleibt 
es bei der dermaligen mit vierzig Kreuzer Konv Münze 
für eine Perſon und eine einfache Poſtſtazion feſtgeſetz⸗ 
ten Paſſagiers Gebühr. 

An Trinkgeld hat jeder mit dem ordinären Poſt— 
wagen reiſende Paſſagier dem Poſtillon drei Kreuzer 
Konv. Münz. für jede einfache Poſtſtazion zu verab— 
reichen. 

Bei den Eil⸗ und Separatfahrten aber 
kommt, mit Einſchluß des PoſtillonsTrinkgeldes, für 
eine einfache Poſt zu entrichten und zwar: 

itens. Bei der Eilfahrt von Wien nach Prag für 
einen Sitz im Innern des Wagens, oder im Kabriolet 
dier und vierzig Kreuzer Konv. Münze: für einen uns 
bedachten Sitz am Hintertheile des Wagens zwei und 
zwanzig Kreuzer Kond Münze, und für einen Plas 
bei Separat⸗Fahrten acht und vierzig Kreuzer Kond. 
Münze. 

2ztens. Bei des Eilfahrt von Wien nach Brünn 
für einen Step im Innern des Wagens oder im Ka⸗ 
briolet vierzig Kreuzer Kond. Münze; für einen unbe» 
dachten Platz am Hintertheile des Wagens zwanzig 
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Kreuzer Konv. Münze; und für einen Platz bei den 
Separat- Fahrten fünf und vierzig Kreuzer K. M. 
endlich 

zItens. Bei der Eilfahrt von Wien nach Preßburg 
für einen Sitz im Innern des Wagens oder im Kabrio⸗ 
let zwei und dreißig Kreuzer Konv. Münze; für einen 
unbedachten Platz am rückwärtigen Theile des Wagens 
zwanzig Kreuzer Konv. Münze, und für einen Sitz bei 
Separatfahrten vierzig Kreuzer Senn, Münze. 

Welches zu Folge hohen Hofkammerdekrets vom 
Aten d. M. Zahl 1588, im Nachhange zu dem, über 
die Herabſetzung des Poſtrittgeldes, erfloſſenen Guber— 
nial⸗Kreisſchreiben vom 17ten d. M. Zahl 2586 allge⸗ 
mein kundgemacht wird. 8 

Gubernial-Kundmachung vom Zoten Jänner 1824. Gub. 

Zahl 5784. 
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Die Abhaltung der juͤdiſchen Faſchingsbaͤlle 
f der chriſtlichen Faſtenzeit wird 
verboten. 


In Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 18ten Dezem⸗ 
ber v. J. Zahl 39557. haben Se. Majeftät über einen 
a. u. Vortrag der vereinigten Hofkanzley mittelſt aller» 
höchſten Entſchlieſſung vom 15ten Dezember 1825 zu 
befehlen geruhet, daß die Abhaltung jüdiſcher Fa— 
ſchingsbälle während der chriſtlichen Faſtenzeit, da die 
Bälle überhaupt in dieſer Zeit verboten ſind, für die 
Zukunft zu unterſagen ſey. 

Die k Kreisämter werden daher angewieſen, dies 
ſen allerhöchſten Befehl ſowohl der Judenſchaft als auch 
den ſämtlichen Ortsobrigkeiten bekant zu machen und 
durch letztere über die genaue Befolgung deſſelben zu 
wachen. 

Gubernial-Vorordnung vom Sıten Jänner 1824. Gub. 

Zahl 2446. 


14. 

Militaͤr⸗Entlaſſungsverordnungen ſoll die 
Klauſel falls dem Entlaſſungs⸗ 
werber keine Deſerzion zur Laſt 
faͤllt, beigeruͤckt, und den Paͤſſen das 
Hausnummer von dem Aufenthaltsort 
der Eltern oder das Geburtsort beige- 
ſetzt werden. 


a bei Abtretungen von Wirthſchaften in linea rec- 
ia die vorläufige Einwilligung der Regiments- oder 
Korpskammandanten nicht vorgeſchrieben iſt, ſo kann 
es geſchehen, daß auch Deſerteurs im Konzertazions⸗ 
wege entlaſſen werden. 

Es darf nämlich ein zu feinem Werbbezirks⸗Re⸗ 
giment urfprünglich aſſentirtes Individuum ſich der Des 
ſerzion irgend anders wo, als bei feinem Werbbezirks⸗ 
Negimente ſchuldig machen, und demungeachtet um 
ſeine Entlaſſung geſtützt auf erhebliche Motive und mit 
Umgehung feiner Entweichung eingeſchriiten werden. 

Gegen einen Winkelzug ſolcher Art ſchuͤtzt bie (Gu, 
bernial- Verordnung vom ı8ten May 1822 Zahl 24735 
nicht, und es iſt demnach zu Folge hohen Hofkanz⸗ 
leydekrets vom loten J. M. Zahl 615 in Zukunft in 
jeder — auf die hierortige, gemeinſchaftlich mit dem 
k. k. Generalkommando beſchloſſene Entlaſſungsbewilli⸗ 
gung — gegründeter Entlaſſungs⸗Verſtändigung die 
Klauſel beizurücken »falls dem Entlaſſungswer⸗ 
ber feine Deſerzion zur Laſt fällt« — 

Auch wird das Regimentskommando oder Werbbe— 
zirk⸗Nebiſoriat von der, im Falle einer Deſerzion aus⸗ 
zuſprechenden Verweigerung ſogleich das Kreisamt uns 
lerrichten. 

Da endlich bei den Konſkripzions⸗Reviſtonen die 
Erfahrung gemacht wurde, daß man in den meiſten 
Paſſen die Hausnummer von dem Aufenthaltsorte der 
Aeltern oder des Geburtsortes vermißt, wodurch es — 
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befonders in gröſſern Städten ſehr häufig geſchieht, daß 
die in dem Verzeichniß Nro. ro. enthaltenen Individuen 
in den Conſkripzionsbüchern ihrer Dominien nur äußerſt 
mühfam, und oft auch gar nicht aufgefunden, und 
demnach auch ihre Klaſſifikazion darin nicht eingetragen 
werden kann, ſo ſind in Zukunft dieſe Hausnummern 
den Paſſen einzuſchalten „ und hiernach ſämtliche, mit 
der Ausfertigung der Päſſe beauftragten Behörden zu 
belehren. 

Gubernial-Verordnung vom Ziten Jänner 1824. Gub. 

Zahl 4522 


2 
Trivialſchullehrern find die jaͤhrlichen Schul— 
dotazionsbeitraͤge von den Gemeinden in 
12 monatl. antizip. Raten auszuzahlen. 


us Gelegenheit der öfters vorgekommenen Klagen 
der Triviallehrer, daß ihnen die von den Gemeinden 
gebührenden Schuldotazions » Beiträge nicht zu rechter 
Zeit und nicht ohne Beſchwerdefuͤhrungen zukommen, 
hat man ſchon den Kreisämtern unterm 23ten Dezem- 
der 1796 aufgetragen, jene Gemeinden, welche ihre 
Lehrer ſelbſt dotiten, zu verhalten, daß fie die dieß⸗ 
fälligen Beiträge in 12 Raten und zwar mit Anfang 
eines jeden Monats durch den Gemeindkaſſier oder den 
herrſchaftlichen Beamten an den Lehrer auszahlen. 

Da demungeachtet häufige Beſchwerden dieſer Art 
von den Triviallehrern vorkommen, fo wird den Kreis 
ämtern die genaue Uiberwachung und Handhabung der 
bezogenen Weiſung in Erinnerung gebracht. 

Gubernial-Verordnung vom Aten Hornung 1824, Gub. 

Zahl 2438. 

16. 


Beſtimmung: in wie ferne Sparkaſſen der 
Klaſſenſteuer unterliegen. 
iber die zur Berathung gekommene Frage, ob und 
in wie fern die Sparkaſſen der Klaſſenſteuer unterliegen, 
Prov. Goin, von Galizien 1894, B 
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hat die k. k. Hofkanzley laut hohen Dekretes vom 25ten 
Dezember v. J. Zahl 59852. im Einvernehmen mit 
dem k. k. Finanz » Minifterium Nachſtehendes zu be, 
ſchlieſſen befunden: 

Wenn die Einnahme einer Sparkaſſe nicht mehr 
beträgt, als zur Deckung ihrer Auslagen erforderlich 
iſt, ſo unterliegt es keinem Zweifel, daß die Sparkaſſe 
keine Klaſſenſteuer zu entrichten hat, weil nicht ſie, 
ſondern die Theilnehmer an der Geſellſchaft eine der 
Klaſſenſteuer unterliegende Rente beziehen, welche fie 
zur Klaſſenſteuer auch zu fatiren haben. 

Wenn aber die Einnahme der Sparkaſſe die Aus⸗ 
gabe überſteigt; fo iſt der Mehrbetrag der Einnahme 
allerdings eine Rente, welche der Klaſſenſteuer unter⸗ 
liegt, und welche die Sparkaſſe ſelbſt zu verſteuern hat, 
wenn jener Mehrbetrag nicht allenfalls durch Erhöhung 
des Zinsfuſſes den Theilnehmern zuflieſſen ſollte. 

Jede Sparkaſſe hat daher nach der allgemeinen 
Vorſchrift des Klaſſenſteuer Patents jährlich eine Klaſ⸗ 
ſenſteuerſaſſion zu überreichen, und ihr Einkommen in 
der oben bemerkten Art abzugeben, und iſt nach Maß⸗ 
gabe ihrer Faſſion zu behandeln. 

Wovon die Kreisämter zur Wiſſenſchaft und Dar⸗ 
nachachtung in vorkommenden Fällen verſtändigt werden. 

Gubernial⸗Verordnung vom sten Hornung 1824 Gub. 

Zahl 2444. 


17 
Beſtimmung der Ein⸗ und Ausfuhrszoͤlle 
fuͤr die Holzkohlen. 


u Folge einer von der k. k. Kommerzbofkommiſſion 
vorgenommenen neuen Regulirung des Zolles für Holz 
kohlen wurde beſtimt, daß in Zukunft für dieſelben, 
nach der Fuhr von jedem Stücke Zugvieh, zu entrich⸗ 
ten find: an Einfuhrszoll ein und einpiertel Kreuzer, 
und an Ausfuhrszoll fe de Kreuzer; im Zwiſchenver⸗ 
kehr mit Ungarn aber an Ausfuhrszoll zwei Pfennige. 


Diefe neue Zollbeſtimmung wird in Folge hohen 
Hofkammerdekretes dom ꝛ2ten Dezember v. J. Zahl 
50620 zur Wiſſenſchaft und genauen Befolgung allge⸗ 
mein dekannt gemacht. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom 6. Hornung 1824, Gub. 

Zahl 1826. 


18. 


Erkrankte Militaͤr⸗Urlauber find ſogleich in 
das naͤchſte Militaͤrſpital abzugeben. 


m dem bisher fo oft vorgekommenen Uibelſtande, daß 
die beurlaubten Soldaten viel zu ſpät in die Militär⸗ 
ſpitäler abgeſendet werden, wofür dann nach den dbeſte⸗ 
henden Vorſchriften und nech Beſchaffenheit der Um, 
ſtände, die Verantwortlichkeit auf die Obrigkeiten fällt, 
vorzubeugen, haben die Kreisämter allen Dominien 
nachdrücklichſt aufzutragen, daß ſelbe die Ortsvorſtände 
und Hauswirthe ſtrengſtens verpflichten, auf den Geſund⸗ 
heitsſtand der Urlauber ſtets genaueſt aufmerkſam zu 
ſeyn, und ſobald die Erkrankung eines Urlaubers be: 
merkt wird, davon auf der Stelle der Obrigkeit die 
Meldung zu machen, welche letztere über die ihr zu⸗ 
kommenden Meldungen ohne allem Verzuge die Abfen- 
dung der Erkrankten in das nächſte Militärſpital bewir⸗ 
ken zu laſſen hat. Die dießfälligen Transportirungsko⸗ 
Den werden felber vom Militär ⸗Aerar erſetzt. 

Gubernial-Verordnung vom gten Hornung 1824. Gub. 

Zahl 5623. 


19. 

Erneuerung der Vorſchrift, womit die Vor⸗ 
ſpannsausmaaß für die Sanitaͤts⸗In⸗ 
dividuen beſtimt wird. 

Den k. Kreisämtern wird zur Darnachachtung in allen 


künftigen Fällen dedeutet, daß nach dem ausdrücklichen 
i B 2 


Wortlaute der den k. Kreisämtern unterm sten März 
1790 Zahl 5075. zugekommenen hierortigen Verord— 
nung, nur den einen gleichen Rang mit den Kreiskom⸗ 
miſſaren behauptenden Kreisarzten vier Vorſpannspferde 
aufzunehmen bewilliget iſt, die übrigen öffentlichen und 
Privat. Sanitäts » Individuen aber, da ſolche unter 
das Kreisamtsperſonale vom Kreisſekretär abwärts der 
Kathegorie nach gehören, nur zur Aufrechnung zweier 
Vorſpannspferde berechtiget ſeyen. Jedoch behält man 
ſich vor, in Fällen, wo entweder ſehr ſchlechte Wege 
oder Elementarzufälle und andere beſondere Umſtände, 
fo wie die Dringlichkeit der Reife den Gebrauch von 
bier Vorſpannspferden auch bei dem übrigen Sanitäts— 
perſonale außer dem Kreisarzte nothwendig machen ſoll— 
ten, dieſe Umſtände gehörig zu berückſichtigen, nur 
muß die Nichtigkeit der angeführten Urſache dieſer gon, 
wendigkeit vom k. Kreisamt in der dem Reiſepartikulare 
gewöhnlich beigefügten Beſtättigungsklauſel nicht über⸗ 
gangen werden. 

Wornach ſich die Kreisämter in vorkommenden 
Fällen zu achten haben. 


Gubernial-Verordnung vom sıten Hornung 1824. Gub. 
Zahl 6466. 


20. 


Vorſchrift, wenn Pachſchillinge fuͤr ver⸗ 
pachtete ſtaͤdtiſche Realitaͤten und Ge- 
fälle in /ejaͤhrigen, und wenn in monat⸗ 
lichen Raten berichtiget werden koͤnnen. 


Die hohe Hofkanzley hat mit Erlaſſe vom aten Zäns 
ner I. J. Zahl 40272. den dießortigen Antrag, womit 
bei Verpachtungen ſtädtiſcher Gefälle, und Realitäten 
in jenen Fällen, wo es für die eine, oder die andere 
Stadt gleichviel iſt, ob der Pachtſchilling monatlich, 
oder vierteijährig vorhinein entrichtet werde, die Aus⸗ 
bedingung der Pachiſchillingsentrichtung in monatlichen 
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antizipatiben Raten geſtattet werden möge, zu geneh— 
migen befunden. 

Es ſind jedoch immer die betreffenden Magiſtrate 
vor der Ankündigung der Verſteigerung zu vernehmen, 
ob und bei welchen Realitäten und Gefällen derſelbe 
die vierteljährige Entrichtung des Pachiſchillings wünſche; 
weil einige Auslagen der Städte vierterjährig beſtritten 
werden muͤſſen. 

Bei jenen Pachtſchillingen hingegen, welche, ohne 
eine Stockung in der Beſtreitung der ſtädtiſchen Aus- 
lagen zu verurſachen, in monatlichen Raten entrichtet 
werden können, iſt dieſe Bedingung gleich in der Az 
kuͤndigung der Verſteigerung einzuſchalten, damit nicht 
manche Pachtluſtige, befonders bei gröſſern Pachtobjekten 
aus Beſorgniß, daß der Pachtſchilling vierteljährig werde 
gefordert werden, von der Lizitazion wegbleiben. 

Von diefer höchſten Orts geſtatteten Modifikazion 
der deſtehenden Direktiven vom 15ten März 1615. 
haben die k. Kreisämter die Magiſträte und Stadtkäm⸗ 
merepen ibres Kreiſes zu verſtändigen, und ſich Dier, 
nach bei künftigen Verpachtungen der ſtädiiſchen Gefälle 
und Nealitäten genau zu achten. 

Gubernial⸗Verordnung vom 15ten Hornung 1824. Gub. 

Zahl 3856, 


21. 


Paͤſſe nach. Hungarn durfen an Juden ohne 
erwieſenen Zweck ihrer Reiſe nicht er⸗ 
theilt werden. 


Vermöge Eröffnung der k. k. ungariſchen Statthalte⸗ 
rey vom ten v. M. ſollen ſich arme Juden aus (alt, 
zien mit den vorſchriftsmäßigenPäſſen verſehen haufig nach 
Hungarn begeben, ſich daſelbſt ohne Zweck, oder einer 
Beſchäftigung herumtreiben, ja ſogar einige derſelben 
bei Verbrechen und Vergehungen als vetrfanglich erſchie⸗ 
nen ſeyn. 


Da nach den beftehenden Pag» Vorfehriften jeder 
Paß werber ſich über die Rothwendigkeit und den Zweck 
feiner Reife auszuweiſen verbunden iſt, fo findet man 
den Kreisämtern aufzutragen, hierauf bei Ertheilung 
von Reifepäſſen beſonders für Juden ſtets die gröſte 
Aufmerkſamkeit zu verwenden, und ihnen den ange⸗ 
ſuchten Reiſepaß nur dann zu erfolgen, wenn die Roth⸗ 
wendigkeit der Seite gehörig erwieſen, im Falle aber 
ſolche nicht gehörig begründet iſt, oder das betreffende 
Individuum ſich über feinen Nahrungserwerb und Reis 
ſezweck auszuweiſen nicht vermöchte oder ſonſtige Beden⸗ 
ken gegen daſſelbe eintreten — den angeſuchten Reiſe⸗ 
paß auf keinen Fall zu erfolgen, da den benachbarten 
Provinzen die Aufnahme derley ohne Beſchäſtigung ber, 
umirrenden oder gar verdächtigen Individuen nicht auf⸗ 
gebürdet werden kann. 

Hiernach haben die Kreisämter Géi genau zu bes 
nehmen, und das geeignete zu verfügen. 


Gubernial⸗Verordnung vom ı7ten Hornung 1834. Gub. 
Zahl 6334. 


22. 


Juden duͤrfen die Pharmazie erlernen, und 
die Apothekerkunſt ausuͤben. 


Mit hohem Hofkanzleidekret vom 29ten Jaͤnner l. J. 
Zahl 2552. wurde bedeutet: 

Da nach dem $. 51. der Judenordnung der Ju- 
denſchaft alle Gewerbe und Nahrungswege erlaubt find, 
die nicht im Allgemeinen, oder durch beſondere für ſie 
geltende Vorſchriften verboten ſind, ein ſolches Verbot 
aber in Anſehung der Erlernung der Pharmazie, der 
Erlangung einer Apotheke auf dem borgeſchriebenen 
Wege nicht beſteht: fo könne das eine wie das andere 
den iſraelitiſchen Glaubensgenoſſen um fo weniger ver⸗ 
währt werden, als zur Erlernung und Ausübung der 
Apothekerkunſt Beweiſe Oper Vorkentniſſe und über eine 


gute Moralität erfordert werden, durch deren Beflg ſich 
ein ſolcher Bewerber vortheilhaft auszeichnet. 
Ouberkial Verordnung vom 17ten Horn ung 1824. Gub. 
Zahl 8974. 
25, 

Kupferſtiche, Steinabdruͤcke und andere 
Druckarbeiten, welche von innlaͤndiſchen 
Kuͤnſtlern fuͤr auslaͤndiſche Verleger 
verfertiget werden, muͤſſen vor der Ver⸗ 
ſendung in das Ausland der innlaͤndi⸗ 
ſchen Zenſur zur Pruͤfung vorgelegt 
werden. 


E. iſt vorgekommen, daß die Vorſchriften dom sten 
Oktober 1798, und zıten Oktober 1805, vermög wel⸗ 
cher kein k. k. Unterthan ohne Unterſchied irgend eine 
Schrift außer Landes drucken laſſen darf, die nicht vorher 
der innländiſchen Zenſur vorgelegt, und von dieſer zum 
Drucke zugelaſſen worden iſt, auf Kupferſtiche, Stein⸗ 
abdrücke, und andere Druckarbeiten, welche von innlän⸗ 
diſchen Künftlern für ausländiſche Verleger verſertiget 
werden, in der Anwendung nicht bezogen werden. 

Da aber der Zweck jenes Verbotes ſich offenbar 
auch auf dieſe bezieht, indem bermög des d. 68. des 
Geſetzbuches über ſchwere Polizey⸗Uibertretungen die 
Außerachtlaſſung der Zenſursvorſchrift bei geſtoche⸗ 
nen Blättern, jener bei Büchern gleichgehalten 
wird, fo beruhet der obenbemerkte Unterſchied oſſenbar 
auf einem Irrthume. 

Es wird daher in Folge hohen Hofkanzlepdekrets 
vom 18ten Dezember v. J. Zahl 58581. zur allgemei⸗ 
ner Richtſchnur vorgeſchrieben, daß die Kupferſtecher 
und andere derley Künſtler verpflichtet ſeyn ſollen, die 
bei ihnen für das Ausland verſertigten oder zu ve ſer— 
tigenden Arbeiten, entweder in der Zeichnung, odertauf 
ihre Gefahr in dem erften Abdrucke dor der Ber 


endung in das Ausland der innländiſchen Zen, 
ſur, zur Prüfung und Admittirung für den Fall der Zu⸗ 
läſſigkeit, vorzulegen. 
Gubernial⸗Kundmachung vom zıten Hornung 1824. Gub. 
Zahl 340. 


24. 
Geſtuͤtt⸗Beſchell- und Rimontirungs-De⸗ 
pattemente gehören bezüglich auf die 
Ee Jurisdikzion ad militiam sta- 
bilem. 


Mit hohem Hofkanzleydekret vom noten Jänner 1824 
Zahl 2090 — 210 iſt anher eröffnet worden; aus Wer, 
anloffung eines ſich ergebenen Anſtandes, ob die Ge= 
ſtütt⸗ dann Beſchell⸗ und Rimontirungs⸗ Departements 
bezüglich auf die geiſtliche Jurisdikzion ad militiam va- 
am oder stabilem gehören, habe der k. k. Hofkriegs⸗ 
rath nach der Analogie, und den Verhbältniſſen dieſer 
Anſtalten zu beſtimmen befunden, daß die genannten 
Departements mit ihren geſamten Perſonale ad mili- 
tiam stabilem zu rechnen ſeyen, wobei es ſich von 
ſelbſt berſteht, daß diejenigen Etabliſſements diefer Ka- 
thegorie, bei welchen von der oberſten Behörde eigene 
Militärkaplane angeſtellt find, oder in der Folge opge, 
ſtellt werden dürfen, nicht unter die Jurisdikzion der 
Eibilgeiſtlichkeit, ſondern unter jene ihrer eigenen Zo, 
pläne gehören. 

Dieſes wird den Kreisämtern im Rachhange des 
gedruckten Kreisſchreibens vom 14ten Oktober 1808 3. 
45415. zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung betont 
gemacht. 


Gubernial⸗ Verordnung vom 2ıfen Hornung 1824 Gub. 
Zahl 9235. 
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25. 

Vermoͤgens- und Penſions⸗Freizuͤgigkeits⸗ 
Staatsvertrag zwiſchen dem oͤſterreichi— 
ſchen Kaiſerſtaat und dem Großherzog— 
thum Toskana. 


In der Rebenlage wird den Kreisämtern ein Erem— 
plar des zwiſchen Oeſterreich und Toskana abgeſchloſſenen 
Vermögens- und Penflons⸗Freizügigkeits⸗Vertraas, 
welcher zugleich in die hieſigen Zeitungen eingerückt 
wird, zur Wiſſenſchaft, Nachachtung und Verſtändigung 
ſämtlicher Magiſtrate und Grundobrigkeiten zugeſtellt. 


Gubernial⸗Verordnung vom 22ten Hornung 1824. Gub. 
Zahl 10103, 
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Staats- Vertrag ) 
über die wechſelſeitige Freizuͤgigkeit des Ver⸗ 
moͤgens und der Penſionen zwiſchen dem 
oͤſterreichiſchen Kaiſer⸗ Staate und dem 
Großherzogthume Toskana. d' 


Geſchloſſen zu Florenz den öiten Auguſt 182 und du 
den beiderſeitigen Ratifikazionen ausgewechſelt eben 
daſelbſt den 28ten Februar 1822. N ` 


NOS FRANCISCUS PRIMUS, DIVINA FA- 
VENTE CLEMENTIA AUSTRIAE IMPERA- 
TOR; HIEROSOLYMAE, HUNGARIAE, BO- 
HEMIAE, LOMBARDIE ET VENETIARUM, 
DALMATLIAE, CROATIAE, SLAVONIAE, 
GALICIAE ET LODOMERIAE REX; AR- 
CHIDUX AUSTRIAE; DUX LOTHARIN- 
GIAE, SALISBURGI, STYRIAE, CARIN- 
THIAE, CARNIOLIAE, SUPERIORIS ET 
INFERIORIS SILESIAE; MAGNUS PRIN- 
CEPS TRANSILVANIAE, MARCHIO MO. 
RAVIAE ; COMES HABSBURGI ET TY- 
ROLIS etc. etc, 


Nom testatumque omnibus et singulis, quo- 
rum interest, tenore praesentium facimus: 

Et Nobis et Serenissimo Archiduci Magno- 
Duci Hetruriae e re visum est, subditis Utri- 
usque Nostrum liberam exportationem haere- 
ditatum et aliarum facultatum absque ullo de- 
tractu ex una in alteram ditionem, nec non op- 
tionem concedere, pensionibus Unius vel alte- 
rius contrahentium Partis in mutuis Nostris di- 
tionibus fruendi. Ad hunc effectum a Nostro 
et praelaudatae Caesareae Regiae Celsitudinis 
Plenipotentiario, PFlorentiae die trigesima pri- 


ma Augusti praesensis ani specialis Conventio 
inita et signata fuit, tenoris sequentis: 


Seine Majeſtät Franz der Erſte, Kaiſer don Oeſter⸗ 
reich, König von Jeruſalem, Ungarn, Böhmen, der 
Lombardie und Venedig, von Dalmazien, Eroaticn, 
Slavonien, Galizien, Lodomerien, und Illyrien; Erz⸗ 
herzog von Oeſterreich; Herzog von Lothringen, Salz⸗ 
burg, Steyermark, Kärnthen, Krain, Ober- und Nie, 
der, Schlefien, Großfuͤrſt von Siebenbürgen; gefürſte⸗ 
ter Graf von Habsburg und Tyrol ꝛc. ꝛc. 

und Seine kaiſerliche und königliche Hoheit Ferdi— 
nand der Dritte, kaiſerl. Prinz von Oeſterreich, königl. 
Prinz von Ungarn und Böhmen, Erzherzog von Oeſter⸗ 
reich, Großherzog von Toskana ꝛc. ꝛc. ıc. 


In der Abſicht, Ihren Unterthanen die Vorthelle 
der zwiſchen beiden Souberainen glücklich obwaltenden 
Blutsderwandtſchaft durch mehrere Befeſtigung und Gr, 
weiterung des zwiſchen den Bewohnern der beiderſeiti⸗ 
gen Staaten bereits beſtehenden Freundſchafts⸗ und 
Handels Verkehr füblbar zu machen, haben ſich bewo⸗ 
gen gefunden einen Vertrag abzufchlieſſen, deſſen Zweck 
dahin geht, das Recht des freyen-Abzuges dom Vermö— 
gen, Erb» und Verlaſſenſchaften zwiſchen Ihren ge» 
genſeitigen Staaten und nicht minder den wechſelſeitigen 
freyen Penſions-Genuß für die Unterthanen des einen 
der beiden Staaten, welche ihren Wohnſitz in dem Ge» 
biete des anderen nehmen würden, feſtzuſetzen. 

Zu dieſem Ende haben Sie zu ihren Bevollmäch— 
tigten ernannt: 

Seine Majeſtät der Kaifer und König Franz der 
Erſte ꝛc. ꝛc. ꝛc., den Grafen Ludwig Philipp don Bom 
belles, Inhaber des filbernen Civil⸗Ehrenkreuzes, Groß⸗ 
kreuz des königl. Oäniſchen Danebrog⸗Ordens, Ritter 
des königl. Preußiſchen rothen Adler Ordens zweiter 
Klaſſe, und des königl. Schwediſchen Nordſtern⸗Ordens, 
wirklichen Kämmerer St. k. k. apoſtoliſchen Majeftär 
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und Ihren auferordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 
tigten Miniſter an dem großherzoglichen Toskaniſchen 
Hofe, und 

Seine k. k. Hoheit der Erzherzog, Großherzog von 
Toskana ꝛc. ꝛc. ꝛc. Seine Exzellenz den Ritter Viktor 
Foſſombroni, Großkreuz des heiligen Joſephs-, bes 
oͤſterreichiſchen Leopolds, des Ordens der heiligen Maus 
ritius und Lazarus und der ſächſiſchen Rautenkrone, Nit⸗ 
ter des ausgezeichneten Ordens des heiligen Stephans. 
Papſt und Martyrers, Offizier der Franzöſiſchen Ehren- 
legion, Staatsſekretär und Miniſter der auswärtigen Sin, 
gelegenheiten beſagt Ihrer k. k. Hoheit ꝛc. ꝛc. welche 
nach Auswechslung ihrer in gehöriger Form befundenen 
Vollmachten über nachſtehende Punkte übereingekom— 
men find, und hiermit übereinkommen: 


Artikel J. 


Zwiſchen den Staaten Sr. k. k apoſtoliſchen Maje⸗ 
ſtät, und jenen Sr. k. k. Hoheit des Erzherzogs, Groß. 
herzogs von Toskana, ſoll von jetzt an eine völlige Frei» 
zügigkeit dergeſtalt Statt finden, daß bei keiner Vers 
mögens⸗, Erb» oder Verlaſſenſchafts⸗Exportazion auf wel⸗ 
che Art ſolche geſchehen mag, ein Abſchoß⸗ oder A b⸗ 
fahrtsgeld, oder Nachſteuer, in den Staaten, 
wo dieſe Steuern beſtehen, noch was immer für eine 
andere Abgabe aus irgend einem Titel erhoben werden 
foll, in ſo fern dieſelbe ſeither wegen der Vermögens— 
Ex portazion in die landesſürſtlichen Kaſſen gefloſſen iſt. 


R. 


Die Aufhebung der vorerwähnten Abgaben ſchließt 
indeſſen weder die Abnahme der AuswanderungsGe— 
bühr, noch jener Steuern aus, welche in beiden Staa— 
ten beim Antritte einer Erbſchaft oder Annahme einer 
Schenkung entrichtet werden müffen, indem die erſtere 
mit den in den öſterreichiſchen Staaten beſtehenden 
Auswanderungs⸗Geſetzen und Lokal-Verhältniſſen in 
zu genauer Verbindung ſteht, und die zweiten durch die 


Geſetze beider Staaten in der Art vorgeſchrieben find, 
daß ſie eben ſo gut bon den eigenen Unterthanen in 
Fällen, wo von Auswanderung oder Vermögens⸗Expor⸗ 
tazion keine Frage iſt, entrichtet werden müſſen. 


reel. 


Da dieſes Recht der Freyzuͤgigkeit ſeiner Natur 
nach ſich nur auf das außer Landes zu führende Ver, 
mögen bezieht, und nicht auf Perſonen anwendbar iſt, 
ſo bleiben, dieſes Vertrages ungeachtet, jene Geſetze 
in den Staaten, wo ſie beſtehen, in Kraft, welche je— 
dem Unterthan bei Strafe der Vermögens⸗Konfiskazion 
die Verpflichtung auferlegen, vor der Anſäſſigmachung 
im Auslande die Auswanderungs- Bewilligung feines 
Landesherrn nachzuſuchen. 


tie el IV. 


In Anſehung derjenigen Unterthanen jedoch, wel— 
che bereits vor Abſchlieſſung des gegenwärtigen Vertra— 
ges ohne landesfürſtliche Bewilligung ausgewandert ſind, 
ſoll die Konſiskazions⸗ Strafe, in den Staaten, wo 
diefelbe beſteht, nur in dem Falle eintreten, wenn ſolche In⸗ 
dividuen ſich in dem auswärtigen Staate anſäßig ge— 
macht, und von den diesfalls erlaſſenen landesherrlichen 
Verordnungen vollſtändige Kenntniß gehabt, ſo wie auch, 
wenn ſie auf erhaltene obrigkeitliche Einberufung ſich 
nicht geſtellt hätten. 


Wee ele 


In Folge eben dieſes Grundſatzes wird feſtgeſetzt, 
daß, ungeachtet des Rechtes der freyen Vermögens— 
Exportazion, die Erhebung der fuͤr die Ablöſung der 
Militär » Pflichtigkeit zu entrichtenden Summe in den 
Fällen Statt finden könne, wenn Jemanden die Aus- 
wanderungs⸗ Bewilligung ertheilt wird, welcher nach 
feinen Perſonal-Verhöltniſſen der Militärpflichtigkeit un⸗ 
terliegt, und das Alter, welches ihn derſelben enthebt, 
noch nicht erreicht hat. 
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Artkiel VI. 


Desgleichen bleibt es in Auswanderungsfällen in 
Rückſicht der Auswanderung⸗Gebühr in den Staaten, 
wo dieſelbe beſteht, bei den bisher beobachteten Beſtim⸗ 
mungen, nach welchen drei vom Hundert von dem Ser, 
mögen des Auswandernden, als eine auf ſeine Perſon ſich 
beziehende Abgabe, erhoben werden, und da die Ab⸗ 
nahme der Erbſteuer auf Geſetzen beruhet, welche mit 
dem Rechte der Freyzügigkeit keine Verbindung haben, 
ſo hat auch der gegenwärtige Vertrag auf erwähnte 
Steuer keine Beziehung, ſondern es bleibt beiden ver— 
jragſchlieſſenden Theilen unbenommen, hierüber von 
wegen ihrer Souverainen-Gewalt jene geſetzlichen Ber 
ſtimmungen zu treffen, welche Ihnen angemeſſen ſchei⸗ 
nen werden. 


Artikel VII. 


Es iſt ferner verſtanden, daß vorgedachte Beſtim⸗ 
mungen auf die Zoll» und Mauthverordnungen, welche 
in den beiderſeitigen Staaten gegenwärtig in Kraft Ge, 
hen, oder in Zukunf eingeführt werdeu möchten, Tei, 
nerley Einfluß haben ſollen. 


Artikel VIII. 


Obgleich vermöge dieſes Vertrags, alle Abzüge, 
in den Staaten, wo ſelbe beſtehen, die wegen der Ver. 
mögens⸗Exportazion in die landesherrlichen Kaſſen flieſſen, 
aufhören, ſo ſoll dem ungeachtet jenen Korporazionen 
in dem einen oder dem anderen Staate und jenen Pro, 
vinzial» Ständen, die zur Erhebung einer Abgabe in 
Erbſchaftsfällen berechtiget ſind, dadurch nichts an ihren 
Befugniffen, benommen ſeyn. 


Artikel IX. 


Jeder Beamte oder Unterthan beider Staaten ohne 
Unterſchied des Ranges, welcher aus den Kaſſen des 
einen oder des anderen Staates eine Penſton bezieht, 
ſoll, nachdem er deshalb das Anſuchen geſtellt, die Be⸗ 
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fugniß erhalten, dieſelbe nach Maßgabe feiner Privat- 
konbenienz in dem Gebiete des anderen Staates zu 
derzehren. Dieſes Anſuchen muß bei der oberſten Ser, 
waltungs⸗Bebörde des Ortes eingereicht werden, mo, 
ſelbſt ſich die Hauptkaſſe, aus welcher die Zahlung der 
Denfion geleiſtet wird, befindet. 

AF 


Solche Penſionirte find den Geſetzen und der Ge, 
richtsbarkeit des Landes unterworfen, in welchem Ge 
ihren Wohnſitz genommen haben, und der Staat, bon 
dem ſte die Penſion beziehen, behält keine weiteren 
Jurisdikzions-Anſpruͤche über fie, als welche durch den 
Beſitz von liegenden Gütern in feinem Gediete, oder 
durch die Nothwendigkeit begründet würden, mittelſt 
ihrer Penſtonen die Befriedigung rechtmäſſiger Forde 
rungen von Unterthanen dieſes Staates an die beſagten 
Penſionirten ſicher zu ſtellen. 

Artikel XI. 


So wie jedem Penſtonirten in Gemäßheit des vor⸗ 
ſtehenden gten Artikels die freye Wahl des Wohnortes 
in den Staaten beider hohen vertragſchlieſſenden Theile 
zuſtehet, fo verſtehet Dë, fo daß es ihm auch unbe— 
nommen ſey, ſeinen Aufenthalt wieder nach eigenem 
Gutbefinden abzuändern, und ungehindert in das Ge, 
biet des Staates, von welchem er die Penſion bezieht, 
zurück zu kehren. 


Artikel XII. 


Dieſer Vertrag ſoll ſchließlich als ein Staatsvertrag 
unwiderrufliche Gültigkeit erhalten, und vom Tage der 
Auswechslung der Ratifikazionen angefangen, in feine 
volle Kraft treten. 

Urkund deſſen haben die beiderfeitigen Bevollmäch⸗ 
tigten gegenwärtigen Vertrag in doppelter Ausfertigung 
unterzeichnet, und ihre Siegel beigedrückt. 

So geſchehen zu Florenz den 31. Auguſt 1821. 

(L. S.) Ludwig Graf b. Bombe lles. 
(L. S.) Ritter b. Foſſombroni. 
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Nos igitur visis et perpensis Conventionis 
hujus articulis eos, omnes et singulos ratos om- 
nino gratosque habuimus, atque hisce ratos gra- 
tosque habere declaramus, verbo Nostro Cae- 
sarèo- Regio spondentes, Nos ea omnia, quae 
in illis continentur, fideliter executioni manda- 
ri jussuros esse, in quorum fidem praesentes ra- 
tihabitionis Nostrae tabulas manu Nostra signa- 
vimus, sigilloque Nostro Caesareo- Regio ap- 
presso firmari jussimus. 

Dabantur in Urbe Nostra Imperiali Viennae 
Austriae, die decima septima mensis Novem- 
bris, anno millesimo octingentesimo vigesimo 

rimo, regnorum Nostrorum trigesimo. 
FRANCISCUS. 
PRINCEPS A METTERNICH. 
Ad Mandatum Sacr. Caes. Reg. Apo- 
stolicae Majestatis proprium: 
Eberhardus Perrin a Gradenstein. 
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Wegen ſchweren Polizeyuͤbertretungen be— 
ſchuldigte inſitzende politiſche Inquiſiten 
konnen zwangsweiſe zur Arbeit verwen— 
det werden. 


Die hohe Hokanzley hat mit Dekret vom a2ten Aus 
guſt 1811 Zahl 12411. folgendes bedeutet: da die Vers 
haftung der wegen einer ſchweren Polizeyübertretung 
Beſchuldigten keine widerrechtliche Handlung ſondern ein 
widriges zufälliges Ereigniß iſt, ſo gibt dieſelbe dem 
Unterſuchten kein Recht zur Forderung des Unterhaltes 
an die Obrigkeit, wenn er ſich denſelben ſelbſt verdienen 
kann, und in dieſer Hinſicht können die Inquiſiten in 
ſchweren Polizeyüͤbertretungen allerdings unter den fol⸗ 
genden Einſchräntungen und Vorſichten zur Arbeit opge: 
halten werden: 
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a) daß diefe Arbeit dem Zwecke der Unterſuchung nicht 

nachtheilig; f 

b) daß fie fo beſchafſen ſey, wie fie der Inquſſit ge⸗ 
wöhnlicher Weiſe verrichtet hat, nämlich daß er zu 
keiner ungewohnten erniedrigenden, oder feiner Ges 
ſundheit nachtheiligen Arbeit verhalten werde; 

el daß fie nichtöffentlich noch in dem Haufe in 

Geſellſchaft mit berüchtigten Perſonen oder 

abgeurtheilten Sträflingen oder Züchtlingen gefor, 

dert werde, und 

d) daß der Ertrag der Arbeit ganz auf die Perfon 
des arbeitenden Inquiſtten verwendet werde. 

Es unterliegt übrigens keinem Zweifel, daß die 
kleinen Dienſte im Arreſte ſelbſt, welche zur Reinlichkeit 
und Ordnung gehöten, auch von den Inquiſiten Ders 
hältnißmäſſig gefordert werden können. 

Zugleich hat die hohe Hofkanzley aufgetragen, gë, 
nau darüber zu wachen, daß der Inhalt der $6. 323 
326. und 581 des II. Theils des Strafgeſetzbuches genau 
beobachtet werde, weil auf diefe Weiſe ſich die Anzahl 
der politiſchen Inquiſiten ſebr vermindern dürfte. 

Was den k. Kreisämtern zur Nachachtung und 
weitern Kundmachung eröffnet wird. 

Gubernial- Verordnung vom 24. Hornung 1824. Gub. 

Zahl 8908. 
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Studirende, welche zu dem mediziniſch chi⸗ 
rurgiſchen Studium uͤbertreten, muͤſſen 
ſich uͤber die oͤffentlich zuruͤckgelegten 
philoſophiſchen Studien ausweiſen. 
ie hohe Studienhoffommiffion hat mit Dekret vom 

outen Jänner 1824 Zahl 228. eröffnet, es hätten ſich 

bereits einige Fälle ergeben, daß Studirende zu dem 
mediziniſch chirurgiſchen Studium überzutreten ſuchten, 

ohne die im Studienplane vom 17ten Februar 1804 

Zahl 2542 borgeſchriebene Bedingung eines dreijährigen 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1824. E- 
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öffentlich zuruͤckgelegten Studiums der Philoſophie er, 
füllt zu haben. Es fen daher, um für die Zukunft Ahn, 
lichen Mißgriffen vorzubeugen, den Direktoraten der 
philoſophiſchen Fakultäten die Vorſchrift neuerdings zur 
genaueſten Nachachtung in borkommenden Fällen in Gr, 
innerung zu bringen, daß nur derjenige zum medizi⸗ 
niſch, chirurgiſchen Studium zugelaſſen werden könne, 
welcher ein dreijähriges, öffentlich zurückgelegtes philo— 
ſophiſches Studium, und die erſte Fortgangsklaſſe aus 
den Gegenſtänden deſſelben nachzuweiſen im Stande 
iſt, und daß jene Individuen, welche entweder das ganze 
philoſophiſche Studium, oder auch nur einzelne Jahr— 
gänge deſſelben privat ſtudirten, von der Zulaſſung zu 
demſelben ausgeſchloſſen ſeyen. 

Welche hohe Vorſchrift den Direktoraten zur Wiſ⸗ 
ſenſchaft und Verſtändigung der unterſtehenden Profefs 
ſoren mit dem Auftrage bekannt gemacht wird, ſelbe 
den Schülern der Philoſophie alljährlich kund machen 
zu laſſen. 

Gubernial-Verordnung vom z24ten Feb. 1824. Gub. 

Zahl 10892. 


28. 
Die Aus- und Durchfuhr des Bleies in 
die Moldau und Wallachey wird wie— 
der geſtattet. 


ea in den beiden Fürſtenthümern Moldau und Wal⸗ 
lachey die Ruhe wieder hergeſtellt iſt, fo fallt der Grund 
des, unterm 20ten May 1821 kundgemachten Verbotes 
der Aus- und Durchfuhr des Bleies dahin hinweg, und 
es iſt demnach die Aus- und Durchfuhr dieſes Handels⸗ 
artikeis in die Fürſtenthuͤmer Moldau und Wallachey 
unter Beobachtung der Zollvorſchriften wieder geſtattet. 
Welches hiemit in Folge hohen Hofkammer⸗ Pra- 
fidial » Schreibens dom 27ten Dezember v. J. Zahl 
51580 zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 
Gubernial⸗-Kundmachung vom Sien Februar 1824. Gub. 
GC Zahl 1677. 
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Eist 
Wenn das Standrecht nicht publizirt iſt, 
find die Kontumazuͤbertreter von den 
Civilgerichten zu beſtrafen. 


Auf den hierortigen Bericht vom ıoten September 
v. J. Zahl 56592. wurde mit dem k. k. Hofkanzleydekret 
vom 22ten Jänner l. J. Zahl 1066 anher bedeutet, daß 
ſowohl nach dem Erachten der k. k Hofkanzley als auch 
nach jenem der k. k. Hofkommiſſion in Juſtizgeſſtzſachen 
der 147. $. des Geſetzbuches über ſchwere Pollzeyuͤbertre— 
tungen, auf welchen das k. k. Generalkommando ſeine 
Behauptung ſtützt, daß die Jurisdikzionsäusübung über 
alle Sanitätsübertreter den Militärgerichten zuſtehe, 
bloß auf gefährliche Zeiten, das iſt auf ſolche Bezug nehme, 
wo die Einführung des Standrechtes für nothwendig 
erkannt wird, und daß die von dem Gubernium ange— 
führte Vorſchriſt vom ziten May 1805 in gefunden 
und ſelbſt verdächtigen Zeiten, wo kein Standrecht 
nothwendig iſt, offenbar den Civilgerichten die Juris⸗ 
zion über die Sanitätsübertreter zuſpreche, und ſich 
hiernach in Zukunft zu benehmen ſeye. 

Indem man nun dieſe höchſte Weiſung den könig. 
Kreisämtern bekannt macht, ſetzet man zugleich ein Hoch“ 
löblich kak Generalkommando, und ein Hochlöbliches 
Appellazions⸗ und Krimminalobergericht zur gefälligen 
Verſtändigung der unterſtehenden Behörden mit dem 
Beiſatze in die Kenntniß, daß über die Behandlung der 
Sanitätsübertreter in gefunden Zeiten bereits Verhand— 
lungen zwiſchen der k. k. Hofkanzley und dem k k. Got 
kriegsrathe im Zuge ſeyen, nach deren Beendigung dem 
Gubernium die entſprechende Weiſung mit dem oben 
bezogenen k. k. Hofkanzleydekret zugeſichert worden ſey. 

Zugleich wird den Kreisämtern bei dieſem Anlaſſe 
eröffnet, daß wegen der in der Moldau dermalen obs 
waltenden Peſtgeſahr an der Gränze der Bukowina ges 
gen die Moldau für alle von da eintretende Perſonen 
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und giftfangende Waaren eine zotägige Kontumaz feſt⸗ 
geſetzt worden ſeye, und daß daher Jedermann, der 
dort im Kreiſe betreten, und ſich über ſeinen Eintrit aus 
dieſer türkiſchen Provinz nicht mit einem Zeugniſſe des 
betreffenden Kontumazamtes zu Bojan oder Bojancze 
wegen der überſtandenen 20 tägigen Kontumaz auszu⸗ 
weiſen im Stande iſt, als Uibertreter der Paßvorſchrif— 
ten nach der gegenwärtigen Weiſung zu behandeln ſeyn. 

Gubernial⸗Verordnung vom 26ten Februar 1824. Gub. 

Zahl 8428. 
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Den Werbbezirks-Reviſoriaten ſoll bei Ent⸗ 
weichung eines Beurlaubten von den 
Ortsbehoͤrden ſogleich eine moͤglichſt ge⸗ 

naue Perſonsbeſchreibung des Entwiche⸗ 
nen mitgetheilt werden. 


us Anlaß der häufigen Entweichung der beurlaubten 
Mannſchaft, hat der k. k. Hofkriegsraih dem Generals 
Militär⸗Kommando anzuordnen befunden, die Einlei— 
tung zu treffen, daß künftig den Werbbezirks⸗Komman⸗ 
den in Fällen, wo ein Mann von Urlaub entweicht, 
immer eine möglichſt genaue Perſonsbeſchreibung ſogleich 
von den Ortsbehörden mitgetheilt werde. 

In Gemäßheit deſſen iſt auch bereits bon Seite 
des General⸗Militär-Kommando ſämtlichen Werbbe— 
zirks⸗Rebiſoriaten und Gränzkordons-Abtheilungen der 
Auftrag ertheilt worden, alles aufzubiethen, um der 
Richtung, die der Deferteur genommen hat, auf die Spur 
zu kommen und mit Benützung der erhaltenen Perſons— 
beſchreibung, die an der Gränze befindlichen und mit 
Auslieferungsgeſchäfte beauftragten Militär⸗Kommanden 
anzugehen, auf ſolche Ausreiſſer ihre beſondere Auf— 
merkſamkeit zu richten, und im Falle fie Kunde erhal- 
ten, daß einer oder der andere derſelben ſich auf jen« 
ſeitiges Gebiet begeben habe, ſolche ſogleich in Folge 
des beſtehenden Kartels zu reklamiren. 


Die k. Kreisämter werden hievon zur Wiſſenſchaft 
und Darnachachtung mit dem Beiſatze verſtändiget, un⸗ 
derzüglich ſämtlichen dortkreiſigen Dominien und Orts— 
obrigkeiten die ernſtgemeſſenſte Weiſung zu ertheilen, 
gleich nach erlangter Keniniß von der Entweichung eines 
Beurlaubten, unaufgehalten deſſen möglichſt genaue 
Perſonsbeſchreibung zur Ausforſchung deſſelben, dem 
betreffenden Wrrbbezirks „ Reviforiate unter ſonſtiger 
ſtrengen Verantwortung zu übermitteln. 

Gubernial- Verordnung vom ꝛ2ꝛten März 1824 Gub. 

Zahl 12914. 

31. 
In wie ferne Apotheker die Reiſekoͤſten bei 

Unterſuchung der Apotheken zu tragen 

haben.” 


us Gelegenheit einer Anfrage, wie bei Unterſuchung 
der Apotheken in Abſicht auf die Reifefüften des unter, 
ſuchenden öffentlichen Sanitäts- Individuums bei ver— 
ſchiedenen Fallen und Beweggründen zu dieſer Viſitazion 
fürzugehen iſt, wird dem k Kreisamte zur Darnachach⸗ 
tung und Anweiſung des Kreisphiſikus mit Beziehung 
auf die ſchon beſtehenden Vorſchriften bedeutet: 
tens. Die von einem Apotheker, welcher eine 
öffentliche Apotheke neu errrichtet hat, angeſuchte erſte 
Unterfuchung derſelben, damit fie eröffnet werden fünne, 
muß auf feine Koften geſchehen, da es nur eine Partch« 
Sache iſt; ſollen bei dieſer erſten Unterſuchung ſolche 
Gebrechen und Mängel vorgefunden worden ſeyn, daß 
die angeſuchte Eröffnung der Apotheke noch nicht erfol⸗ 
gen kann, und daher eine zweite nothwendig werden, 
fo ift dieß die Schuld des Apothekers, und er hat gleich“ 
falls die Koſten dieſer zten Unterſuchung zu tragen, der 
Kreisarzt gehörig auszuweiſen, und zur hierortigen ärt, 
fung vorzulegen, hiebei aber hat der Kreisarzt nur An— 
ſpruch auf das Taggeld und auf die Fuhrkoſten, weil 
die durch das hohe den Kreisämtern unter dem Zıten 
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Dezember 1819 Zahl 65754. bekannt gemachte Get, 
kanzleydekret vom Gren Dezember 1819 auf 15 fl. 30kr. 
Conb. Münze feſtgeſetzte Unterſuchungstaxe nach dem 
hohen Hofkanzleydekret vom uten Oktober 1810 
Zahl 14428. welches den k. Kreisämtern unter dem 2ten 
Robember 1810 Zahl 57894 bekannt gemacht wurde, 
nur einmahl im Jahre, nämlich für die gewöhnliche aus 
öffentlichen Sanitätsrückſichten und keinem andern Beweg— 
grund vorzunehmende Viſitazion abzunehmen iſt. 
2ztens. Wenn aber bei einer ſchon eröffneten Apo— 
theke in dem nämlichen Jahr wegen vorgekommenen 
oder vorgefundenen Gebrechen eine außergewöhnliche 
Unterſuchung in ſelber Statt haben muß, ſo iſt nach 
dem Wortlaut des unter den ııten Oktober 1810 Zahl 
14530 herabgelangten hoben Hofkanzleydekrets die bes 
treffende Apotheke für dieſe Unterſuchung die Koſten 
nicht geradezu zu entrichten verbunden, weil in dieſem 
Falle der Apotheker nach dem Grad ſeiner Umgehun— 
gen, und nach der Beſtimmung des Strafgeſetzbuches 
behandelt wird, in dieſem Falle hat daher der Kreisarzt 
das Partikulare über dieſe außer der Kreisftadt vor» 
genommenen Unterſuchung vorzulegen, und die k. 
Kreisämter das Amt zu handeln, wo es dann entſchie— 
den werden wird, wer dieſe Auslage dem Kreisphyſi⸗ 
kus zu erſetzen hat. 
Gubernial-Verordnung vom ı4ten Marz 1824. Gub. 
Zahl 15742. 


2% 

Von aͤrarial Beſchellern belegte Stutten, 
und die von dieſen entfallenen Follen, 
ſollen bei der jaͤhrlichen Konſkripzions⸗ 
Reviſion mit der groͤſten Genauigkeit 
angegeben und verzeichnet werden. 


ei der mit Schluſſe jeden Jahres geſchehenden Zus 
vmmenſtellung der Daten über die Refultate der Aera⸗ 
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trial » Landes» Befchell » Anftalt, ergiebt ſich — daß jedes⸗ 
mal eine bedeutende Anzahl der von Nerarial-Befchels 
lern belegten Stutten unausgewieſen bleibt — weil be, 
ſelben nicht eruirt werden konnten, ſonach bleibt es auch 
der Negierung unbekannt ob, und in wie weit die Bes 
legung dieſer Stutten durch Aerarial-Beſcheller fruch⸗ 
tete. 

Dieſer Umſtand, daß nämlich alljährig fo viele 
belegten Stniten aus der Evidenz der Regierung ge— 
bracht werden, deutet entweder auf eine Wangelhaftig— 
keit der dießfälligen Deminikalangaben, oder auf eine 
ungegründete Beſorgniß eines allenfalligen Lnſpruches der 
Regierung auf dieſe nach Aerarialbeſchellern gefallenen Fäl— 
len, welche um ſo weniger Statt finden ſollte, da Jedermann 
nach der ausdrücklichen Beſtimmung des Kreisſchreibens 
vom sten Dezember 1800, und nach der bisherigen 
Erfahrung ſich über das Recht mit ſolchen Füllen nach 
freier Willkühr zu ſchalten, vollkommen beruhigt halten 
ſollte. Da es nun daran liegt, die möglich genaueſten 
Daten über die Ergebniße dieſer Anſtalt zu erhalten ſo 
hat das k. k. General-Militär⸗Kommando die Einlei⸗ 
tung getroffen, baß bei der allfährigen Konſkripzions⸗ 
rebiſion, derley Füllen mit der gröften Genauigkeit Pete 
zeichnet werden — zu gleichem Zwecke findet man dem 
k. Kreisamte aufzutragen, durch eine im Geiſte des 
gegenwärtigen Erlaſſes zu veranlaſſende Belehrung bo, 
bin zu wirken, daß die Dominien hiebei mit aller Ge— 
nauigkeit mitwirken. 

Guͤbernial⸗Verordnung vom ı6ten März 1824, Gub. 

Zahl 11824. , 


55. 


Einfuͤhrung der Komunalbeitraͤge ſtatt des 
bisherigen Polizeybeitrags von Zuͤnften, 
Innungen und der Judenſchaft, dann 
des Nacht- und Feuerwacht-Straſſen— 
und Stadtbeleuchtungsbeitrags in der 
Stadt Lemberg. 


Nachträglich zur hierortigen Weiſung vom 25ten Jäns 
ner 1824 Zahl 67445. und in Erledigung des Berichts 
vom 2ten L M. Zahl 5502 wird dem Stadtmagiſtrat 
folgendes bedeutet: a 
tens. Muß es bei den in der erſt bezohenen bier, 
ortigen Weifung enthaltenen, auf höchſten Anordnungen 
gegründeten Beſtimmungen, wegen Einhebung des 
Kommunalbeitrags von dem Haus» und Grundbeſttz, 
dann der chriſtlichen und juͤdiſchen Erwerbſteuer, ſtatt 
der bisherigen Polizey- dann der Nacht und Feuer⸗ 
wacht⸗ den Straſſen⸗ und Beleuchtungsbeiträgen als 
Norm fuͤr die Zukunft ſein unabänderliches Bewenden 
behalten, und find daher die letzt erwähnten drei Got, 
tungen Beiträge künftig bloß nach dem Maaßſtab der 
Hauszinsſteuer zu berechnen und einzuheben. 
ztensd. Mit Nückſicht auf den Umſtand, daß die 
Totalſumme der Hauszinsſteuer wegen Leerſtehen der 
Wohnungen, Freijahren u. d gl. mehreren Verände⸗ 
rungen unterworfen iſt, daß ſerner für das Aushülfs— 
perſonale, Druck und ſonſtige Kanzleikoſten mehrere 
Auslagen nothwendig werden, wird beſtimmt: daß für 
das Jahr 1824 5 
a) ſtatt des Racht⸗ und Feuerwachtbeitrags der Bes 
trag von 25 kr. M. M. 
b) ſtatt des Straſſenbaubeitrags, der Betrag von 
55 kr. M. M. und 
c) ſtatt des Beleuchtungsbeitrags der Vetrag ven 
Aa kr. M. N., zuſammen 105 kr. von Gulden der 
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Hauszinsſteuer; fo wie ſolche für das Jahr 1824 
berichtigt iſt, als Kommunalbeitrag einzuheben ſey. 


stens. Bei den in dem Bericht vom 2ten l. M. 
Zahl 5502 angeführten rückſichtswürdigen Verhältniſſen, 
geſtattet man zwar, daß für das l. J. 1824 der Polizey⸗ 
beitrag von den chriſtlichen Zünften und Innungen, 
dann der Polizeybeitrag von der Judenſchaft nach den 
im vorigen Jahre beſtandenen Beträgen eingehoben 
werde. 

Wenn der Magiſtrat daher in Beziehung auf den 
letzten Beitrag von der Lemberger Judenſchaft dem 
Kreisamt die mit der Eingangsbezohenen Weiſung an— 
geordnete Erüffnung gemacht hatte, ſo iſt ſelbe unver— 
weilt nach der gegenwärtigen Beſtimmung zu berichtis 
gen, und die Einzahlung des diesfälligen Polizeibeitrags 
anzuſprechen, bei der ohnehin nächſtens eintretenden 
Erhebung zur Vorſchreibung der Erwerbſteuer für das 
folgende Trienium iſt die Ausmittlung der letzten be 
ſonders in Abſicht auf die Judenſchaft mit aller Ge, 
nauigkeit vorzunehmen, und der Ausweis über letztere 
mittelſt eines eigenen Berichts und mit Berufung 
auf gegenwärtige Anordnung vorzulegen, um die Zo, 
munalbeiträge nach ſolchen in Hinkunft bemeſſen zu 
können. 

atens. Bei Vorlegung der Präliminaranträge des 
Stadt⸗ und des ſtädtiſchen Polizeyfonds für das Jahr 
1825 iſt mit Rückſicht auf die vorhandenen Bedeckun- 
gen auch der beſtimte Antrag zu machen, ob, und 
welcher der bisherigen Komunalbeiträge beizuhalten, 
oder ob und welche Veränderungen bei der Umlegung 
einzutreten hätten, wobei der Magiſtrat insbeſondere 
aufmerkſam gemacht wird, daß künftig bei der Haus⸗ 
zinsſteuer, auch die Grundurbarial» und Sehendſteuer 
berückſichtigt, und in den Umlegungsſchluͤffel einbezohen 
werden müſſe. 

stens. Wird dem Stabtmagiftrat hierneben der .. 
Unterricht zugeſtellt, nach welchen ſich bei der Nep⸗ 
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partirung und Vorſchreibung, Geldeinnahme, Quitti— 
rung und Abfuhr, dann der Evidenzhaltung der Ko» 
munalbeiträge von Seite des Magiſtrats und der ſtäd— 
tiſchen Filialkaſſe zu benehmen und vorzugehen ſeyn 
wird, nebſt den Formularien der diesfaͤlligen Safe, 
Manipulazions Papieren welche in Druck zu legen 
kommen. 

Dieſer Unterricht umfaßt ſopohl den Komunalbei— 
trag von den Grundbeſitz, als den Erwerb, da gegen» 
wärtig nur die erſtere Abtheilung Statt findet, ſo iſt 
auch um den hieranf Bezug nehmenden Theil des Un— 
terrichtes in Anwendung zu bringen. 

Die Repartirung und Vorſchreibung nach dem Mu— 
ſter A. (künftig auch nach jenem B) hat beim Magi— 
ſtrat und von jenem Perſonale zu geſchehen, welches 
dermal zu den gleichen Arbeiten des Hauszinsſteuerge— 
ſchäfts verwendet wird. 

Für die ſtädtiſche Filialkaſſe wird die Aufnahme 
eines Tagſchreibers von dem Tage bewilligt, welchen 
derſelben die erſte Konſignazion der Vorſchreibung zu. 
geſtellt wird, und welcher anzuzeigen iſt. Die Theis 
lung des nach dem obigen Quozienten von 10 2 kr. 
anzuhebenden Komunalbeitrags für den ſtädtiſchen und 
den Polizeyfond bei der monatlichen Abfuhr geſchieht 
auch die Multiplizirung des eingehobenen Betrags mit 
den betreffenden einzelnen Quozienten und Dividirung 
des Produkts mit dem allgemeinen Quozienten. Ans 
dem hiedurch der Magiſtratsantrag vom 16ten Jänner 
1824 Zahl 561. die definitive Erledigung erhält, und 
die Berichtsbeilagen zurückgeſtellt werden, findet man 
dem Magiſtrate zugleich zur Pflicht zu machen, die Repar— 
tizion und Vorſchreibung der Komunalbeiträge nun» 
mehr auf das ſchleunigfte vorzunehmen, und die Zah» 
lungspflichtigen zu deren Berichtigung zu verhalten, 
damit der ſtädtiſche Fond dieſes ihm nothwendige Ein⸗ 
kommen des Eheſtens erhalte. 

Gubernial-Verordnung vom 19ten März 1824. Gub. 

Zahl 13351. 


— 43 — 


I» 


+ 


a ee 


Um die Einhebung und Verrechnung des Komunal⸗ 
beitrags ununterbrochen in vollſtändiger Ordnung zu ers 
halten, komt es auf folgende Verrichtungen an: 


a) Die Repartirung und Vorſchreibung, 

b) Die Geldeinnahme, Quittirung und 
Abfuhr. 

c) Die Evidenzhaltung. 


a) Repartirung und Vorſchreibung. 


Die Beſtimmung des Betrages, welchen jeder 
Steuerpflichtige zu entrichten hat, muß von der Obrig— 
keit ausgehen, und don dieſer der Kaffe ſowohl als der 
Partey bekant gemacht werden. 

Es iſt weder mit der ſtrengen Kontrollirung der 
Kaſſe, noch mit ihrem Berufe vereinbarlich ihr die 
Ausmittlung des auf jeden Kontribuenten entfallenden 
Betrages zu überlaſſen. 

Bei einem ſolchen Verfahren gelangt die Partey 
nicht eher in die Kentniß ihrer Schuldigkeit, als nach 
dem die erſte Zahlungsfriſt verfiel, gegen ſie der erſte 
Grad der Exekuzion verhängt ward, und ſie ſich in der 
Kaffe einfand. Der Unfug, daß die letztere die Vor— 
ſchreibung ſelbſt pflog und den Parteyen bekant machte, 
wurde in Abſicht auf die Gebäudeſteuer gleich urſprüng— 
lich abgeſtellt. Derſelbe kann daher auch nicht für den 
Komunalbeitrag genehmigt werden. 

Die Repartirung diefes Beitrages liegt Diels 
mehr dem Magiſtrate ob. Dieſelbe hat nach zwei 
Hauptabtheilungen in der unter A. und B. beilie- A B. 
genden Form zu geſchehen, und zwar: 

itens. Jeder dieſer Repartizionsausweiſe wird 
für die einzelnen Vierteln abgeſondert verfaßt. 

2tens. Der erſte Ausweis welcher die Repar⸗ 
tirung auf der Grundlage der Grund-Urbarial⸗ 
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und Zehend, dann Gebäudeſteuer umfaßt, iſt nach 
den Hauszahlen, unter welchen die ſteuerbaren 
Entien erſcheinen, einzurichten. Darinn iſt über— 
haupt alles, was bei den genannten Steuergat— 
tungen einen gemeinſchafilichen Körper bildet, ver— 
eint, alle in jener Vorſchreibung getrennten Ab— 
theilungen hingegen geſchieden zu behandeln. 

stens. In dieſem Ausweiſe wird zwiſchen Ju— 
den und Ehriſten kein Unterſchied gemacht, und 
nur die Reihenfolge der Hausnummer beobachtet. 

qtens. In dem Nepartizionsausweiſe des Bei— 
trages auf der Grundlage der Erwerb— 
ſteuer hingegen ſind in jedem Viertel bor Allem 
die chriſtlichen Erwerbſteuerpflichtigen für ſich, und 
dann die jüdiſchen aufzuführen, unter ſich hinge- 
gen nach dem Alphabete ihrer Zunamen zu reis 
hen. In der Nubrik Haus Nro. wird ihre Woh— 
nung angeſetzt. 

tens. Um der Steuerkaſſe die Bor 
ſchreibung zu ertheilen, müſſen die in den Re 
partizionsausweiſen ausgemittelten Beträge in die 
. nach dem Muſter C. zu verlegenden Einzahlungs- 
tabellen übertragen worden. Für jedes Viertel 
werden zwei Einzahlungstabellen: die eine für den 
Beitrag von dem Grund- und Haus beſitze, 
die zweite von dem Gewerbsertrage beſte— 
hen. Bei der Uibertragung ſelbſt iſt die nämliche 
Ordnung, als in dem Repartizionsausweiſe zu beob— 
achten, nur verſteht es ſich, daß zwiſchen den 
einzelnen Parteien ein angemeſſener Raum gelafs 
ſen werden müſſe. Auf eine Seite wären beiläufig 
vier Poſten zu ſetzen. 

ötens. Um die Partheyen von der Vorſchrei— 
bung in die Kenntniß zu ſetzen, ſind jedem Grund— 
richter Abſchriften der ſein Viertel betreffenden zwei 
Repartiztonsausweiſe mitzutheilen, und die Par- 
teden mittelſt gewöhnlicher Kundmachung aufzu⸗ 
fordern, ſich mit ihren Steuerbücheln und Era 
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werbſteuerſcheinen an den Orten, und in ber Zeit 
friſt, welche der Magiſtrat jedesmal feſtzuſetzen has 
ben wird, einzufinden. 

tens. In die beigebrachten Steuerbücheln 
der Grund- und Gebäudefteuer ift die Gebühr des 
Komunalbeitrages vom Grund- und Hausbefige 
einzutragen, auf den Erwerbſteuerſcheinen hinge— 
gen die Schuldigkeit vom Gewerbsertrage anzu— 
merken. Dabei verſteht es ſich, daß die Vorſchrei— 
bung auf eine Art gepflogen werden muß, die 
keinen Anlaß zur Beirrung in Hinſicht der Grund— 
und Gebäude- dann Erwerbſteuer zu verurſachen 
vermag. In dem äußerſt feltenen Falle, wo die 
Partei bloß Urbarial- und weder Grund- noch 
Gebäudeſteuer entrichtet, müßte für den Komunal— 
beitrag ein eigenes Büchel, wie ſolches für die 
Gebäudeſteuer beſteht, hinausgegeben werden. 


b) Einhebung und Abfuhr. 

itens. Für dieſe Amtshandlung der Kaffe iſt 
nur ein Journal nothwendig, welches nach dem 
Muſter D. in die Einnahme und in die Ausgabe D. 
zerfällt. 

Die Uiberſchrift der Rubriken enthält die deut— 
liche Bezeichnung ihres Zweckes, und ihrer Anwen— 
dung. 

ztens. Die Quittirung der abgeführten 
Beträge hat in den Steuerbücheln, und auf den 
Erwerbſteuerſcheinen zu geſchehen. 


c) Evidenzhaltung. 

ıteng, Die Einzahlungstabellen ent, 
halten für Alles Vorſehung, was nur immer mit— 
telſt der bisher beſtandenen Kontobücher geleiſtet 
zu werden vermag. Sowohl die Aenderungen in 
der Vorſchreibung als auch die Abſtattung, und 
der Aktiv- oder Paſſibrückſtand find daraus auf je» 
den Uiberblick zu entnehmen. 
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ztens. Die Nubrik: Vermehrung und Vers 
minderung iſt für jene Fälle vorgeſehen, wo 
das Ausmaß des zu leiſtenden Beitrages felbſt, z. 
B. wegen Berichtigung eines bei der Repartirung 
unterlaufenen Nechnungsfehlers, wegen Herabſet- 
zung des Steuerpflichtigen in eine geringere Klaſſe 
der Erwerbſteuer und d. gl. erfolgt. Die mittelſt 
Durchführung abzuſchreibenden Rachläſſe und Ver— 
gütungen ändern die Gebühr ſelbſt nicht, ſondern 
ſind als Forderungen der Steuerpflichtigen in die 
für ſelbe eröffnete eigene Abtheilung der Tabelle 
einzutragen. 

stens. Die ste Abtheilung der Tabelle, iſt fuͤr die 
Rückbergütungen beſtimt, die wegen Kektifizirung 
des Ausmaßes einer vollſtändig berichtigten Jah⸗ 
resgebühr, oder wegen irriger Mehrbezahlung von 
Seite der Partei derſelben in Baaren zuruͤck— 
erftattet werden müſſen. 

atens. Mit dem Ablauf jeder Fallfriſt muͤſſen 
die bei den Parteien aushaftenden Rückſtände aus⸗ 
gewieſen werden. Dieſelben ergeben ſich jedesmal 
aus der hiezu eingerichteten, und mit einer eige— 
nen Rubrik verſehenen Einzahlungstabelle. Der 

E. Rückſtandsausweis iſt nach dem. Muſter E. an den 
Magiſtrat einzureichen. 

Breng. Ein weſentlicher Zweck der Einzah— 
lungstabellen iſt, daß dieſelben auch die Stelle der 
individuellen Jahresrechnungen vertreten können. 
Zu dieſem Ende iſt es erforderlich, daß dieſelben 
mit dem Schluße des Militärjahres in allen Ru— 
briken vollſtäͤndig abgeſchloſſen, und die verbliebe— 
nen Aktiv? und Paffivrüdftände in eigene Rüde 
ſtands⸗Einzahlungstabellen übertragen 
werden. Dadurch wird die Gebahrung der kur— 
renten Gebühr jedesmal rein in Evidenz erhalten. 
Die Form dieſer Einzahlungstabellen und die Art 
ihrer Führung iſt ganz dieſelbe als bei der furen: 
ten Schuldigkeit. Bleiben Rückſtände von meh⸗ 
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reren Jahren, fo werden dieſelbeu alle in eine Za, 
belle zuſammengetragen, dergeſtalt, daß von jeder 
Gattung des Komunalbeitrages nur zwei Tabellen: 
die eine für die kurrente Gebühr, die andere 
für die Rü ck ſt a nde beſteht. 

stens. Statt der verwikelten Rechnungen, wie 
ſolche von den Kreiskaſſen gelegt werden, bedarf 
es nur eines ſummariſchen Jahresſchluſſes, in 
welchem die genau Uibereinſtimmung der Einzah— 
lungstabelle mit dem Journale nachgewieſen wird. 

Die Form in welcher der Kechnungsabſchluß zu 
geſchehen hatte, wird unter F. entworfen. F 

Da die Journalien ſamt allen Beilagen monatlich 
eingeſendet werden muͤſſen, fo brauchen nur noch die 
vollſtändig abgeſchloſſenen Einzahlungstabellen beigelegt 
zu werden. 

Der Staatsbuchhaltung wird es ſodann obliegen, 
die einzelnen Poſten der Einzahlungstabellen mit den 
Journalien und ihren Beilagen genau zu vergleichen. 
Bei der Erledigung des Nechnungsabſchluſſes werden 
die Einzahlungstabellen der Kaſſe zurückgeſtellt, wenn 
es nicht in der Folge zweckmäſſiger erkant wird, dem 
Abſchluſſe Abſchriften der Einzahlungstabellen beizu⸗ 
legen. 
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34. 

Vorſchrift wegen Anwendung des Zoten e. 
des allgemeinen buͤrgerlichen Geſetzbu— 
ches in Abſicht auf die Verleihung der 
oͤſterreichiſchen Staasbuͤrgerſchaft an 
Auslaͤnder. b 


ra 

Da dei mehrern Gelegenheiten wahrgenommen wurde, 
daß von den Kreisämtern rückſichtlich der Anwendung 
des ö. 30. des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches in 
Abſicht auf die Verleihung der öſterreichiſchen Staats— 
bürgerſchaft an Ausländer kein gleichmäſſiges Verfahren 
beobachtet wird, fo erhalten die k. k. Kreisämter bier, 
. neben die mit h. Hofkanzleyverordnung vom Zoten 
Jänner 1824 Zahl 2096 anher gelangte Abſchrift von 
der in dieſer Beziehung mittelſt hohen Hofkanzleyde— 
krets vom ı2ten April 1816 Zahl 5444. an das mäh⸗ 
riſch ſchleſiſche Gubernium und an die ob der Enns'ſchen 
Negierung erlaſſenen Weiſung im Anſchuſſe mit der 
Weiſung, ſich nach den darinn enthaltenen Beſtim— 
mungen bei vorkommenden Fällen genau zu benehmen, 
. zu welchem Behufe den Kreisämtern die gleichfalls 
in Abſchrift mitfolgende Formel für den in dem obigen 
Dekrete erwähnten, von dem in die öſterreichiſche 
Staatsbürgerſchaft tretenden Einwanderern abzulegen 
den Unterthans⸗Eid zugeſtellt wird. 


Gubernial-Vorordnung vom 3 oten März 1824. Gub. 
Zahl 16088. 


. Verordnung an das maͤhriſche Gubernium 
ddo. 12ten April 1816 Zahl 2096, 


Une die mit Bericht vom ı5ten v. M. Zahl 5996. 
ander gemachte Anfrage wie ſich in Abſicht auf die 
Verleihung des öſterreichiſchen Staatsbürgerrechtes nach 
dem d. 50. des bürgerlichen Geſetzbuches an ſolche Aus- 
länder, welche daſſelbe nicht ipso facto durch Ein. 


F 


(Zur Sig. C. Seite 47.) 
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Doft Nro. 


— 


Erſtes Viertel. 


Repartizions⸗ Ausweis 
des Kommunalbeitrages vom Grund- und Hausbeſitze fuͤr 
das Verwaltungsjahr — 


Von dem ausgeſchriebe⸗ 


Grundlage nen Kommunalbeitrage 
zu kr. vomSteuergul⸗ 
der den, der Grund-Ur⸗ 
barial- und Zehend⸗ 
Na me Repartizion dann Gebäudeſteuer 
Haus entfällt von der E 
des Anmerfung. 
Grund Grund 
ichti Urba⸗ Urba⸗ 
Steuerpflichtigen. Nro. ia, ji Ge: rial⸗[Ge⸗ Zuſam⸗ 
und [bäude⸗ und bäude⸗ 
Ze⸗ Ze⸗ men 
hend hend⸗ 
Steuer Steuer 
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l. kr. fl. kr.] ft. ee. fl. kr. fl. Ikr. 


Erſtes Viertel. 


Repartizionsausweis 
des Kommunalbeitrages von dem Gewerbs-Ertrage 
fuͤr das Verwaltungsjahr — 


Von dem ausgeſchriebenen 
Kommunalbeitrage vom Steuer» 

gulden der chriſtlichen zu kr. 

und vom Gulden der jüdi⸗ 

ſchen Erwerbſteuer zu fe, || Anmerkung. 
entfällt von der 


Grundlage 


der 


Na me 

des 
Steuerpflichtigen . 
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tretung in einen offentlichen Dienſt durch Antretung 
eines, mit der ordentlichen Anſäßigkeit im Lande noth⸗ 
wendig verbundenen Gewerbes, oder durch einen un— 
unterbrochenen zehnjährigen Aufenthalt erwerben, zu 
benehmenſey? werden dem Gubernium folgende Grund— 
fäge zur genaueſten Oarnachachtung bekannt gegeben: 

tens. Zur Einbürgerung nach dem gedachten $. 
30. iſt ein gutes ſittliches Betragen und eine hinrei— 
chende Erwerbsfähigkeit unumgänglich nothwendig, der 
Ausweis eines beſondern Vermögens aber, welches zur 
Ernährung einer Familie hinreicht, wohl ſehr zweck— 
dienlich, jedoch kein abſolutes Erforderniß. 

Zum Erweiſe des ſittlichen Beiragens unb der bin, 
reichenden Erwerbsfähigkeit, des bittſtellenden Einwan« 
derers genügen, die von dem Dienſtherrn, Meiſter, oder 
Fabrikanten wo ſich derſelbe in Arbeit befindet, biete 
über ausgeſtellten Zeugniſſe nicht allein, ſondern ſelbe 
müffen auch von der Ortsgemeinde und Obrigkeit be, 
ſtättiget ſeyn; 

ztens. Die Staatsbürgerſchaft iſt zwar bei den 
untern politiſchen Behörden anzuſuchen, welche die dieß⸗ 
falls nöthigen Erhebungen einzuleiten haben, jedoch 
wird die Bewilligung zur wirklichen Aufnahme als öfters 
reichiſcher Staatsbürger bloß von dieſer Hofkanzley ertheilt, 
daher denn das Gubernium jedesmal die diesfalligen Ges 
ſuche nebſt den darüber gepflogenen Erhebungen der 
Unterbehörden mit feinem Gutachten der hierortigen Ent⸗ 
ſcheidung zu unterziehen haben wird. Endlich hat; 

tens. Die Feyerlichkeit bei der wirklichen Auf⸗ 
nahme zum Staatsbürger, darin zu beſtehen, daß 
der neue Staatsbürger ohne Unterſchied, ob er vom 
Adel ſey, oder nicht, zu dem betreffenden Kreisamte 
vorgeladen, ihm daſelbſt die Wichtigkeit der erhaltenen 
Wohlthat und der mit der Staatsbürgerſch sft verbun— 
denen Vorzüge lebhaft vorgeſtellt, ihm gleicher Schutz 
mit dem Eingebornen zugeſichert, derſelbe an die nun— 
mehrigen Pflichten als wirklicher Staatsunterthan erin⸗ 
nert, und von ihm über die genaue Befolg ung 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1824. d 


— 


i ? 
derſelben der Unterthanseid abgenommen, alles dieſes 
aber in ein eigenes von dem Kreishauptmanne, einem 
Kreiskommiſſär, dem Aktuar, und von dem neuen Staas⸗ 
bürger zu unterſchreibendes Protokoll aufgenommen, 
und letzteren hierüber ein eigenes Eertifikat ausgehän⸗ 
diget werde. 

Doch find die Kreisämter in beſonders rüuckſichts⸗ 
würdigen Fällen bloß dei Unadelichen berechtiget, zu 
dieſem feyerlichen Akte auch die Ortsbehoͤrden zu delegi⸗ 
ren, in welchem Falle derſelbe bei Magiſtraten in der 
Sitzung, dei Wirthſchaftsämtern aber an einem Amts— 
tage, nach den oben vorgezeichneten Modalitäten vorzu⸗ 
nehmen, und das Protokoll dem Kreisamte zur gehö⸗ 
rigen Aufbewahrung einzuſenden iſt. 

Nach dieſer Belehrung die dem Gubernium zur 
eigenen Richtſchnut dient, hat daſſelbe ſämmlichen Kreis. 
ämtern die gemäße Weiſung zu ertheilen. 


* 
$ 


Eides formel 


fuͤr den Unterthanseid, welchen die Ein⸗ 
wanderer bei Erhalt der öfterreichifchen 
Staatsbuͤrgerſchaft abzulegen haben. 


Ihr werdet einen Eid zu Gott dem Allmächtigen 
ſchwören, und bei euerer Ehre und Treue geloben, 
das ihr von nun an als ein Unterthan dem Allerdurch⸗ 
lauchtigſten Fuͤrſten und Herrn Franz dem ıten Kaifer 
von Defterreich als euerem rechtmäſſigen Erblandesfuͤr⸗ 
ſten und Herrn, nach demſelben den aus ſeinem Ge— 
bluͤte und Geſchlechte nachkommenden Erben treu, gehor⸗ 
ſam und gewärtig ſeyn, die beſtehenden Geſetze genau 
beobachten, und überhaupt alle Pflichten und Ver⸗ 
bindlichkeiten eines getreuen k. k. öſterreichiſchen Unter, 
thans pünktlich erfüllen ſollet und wollet. 
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55. 


Beſtimmung welche Ruͤckſicht das Erbſteuer⸗ 
patent auf das, von Erben unterthä= 
niger Realitäten zu entrichtende Laude⸗ 
mium zu nehmen geſtatte. 


Mir hohen Hofkanzleydekrete vom 18ten Februar d. 
J. Zahl 5455 ift über die Anfrage: ob und welch eine 
Rückſicht das Erbſteuerpatent vom ı5ten Oktober 1810 
auf das von den Erben unterthäniger Realitäten zu 
entrichtende Laudemium zu nehmen geſtatte? anher be, 
deutet worden: daß das Laudemium allerdings eine 
Laſt ſey, welche den Erben, nicht aber dem Verlaſſe 
obliegt, indem es nur dann zu entrichten kommt, wenn 
die Verlaſſenſchaft auf den Namen des Erben umge— 
ſchrieben worden iſt; daher könne das Laudemium, auf 
keinen Fall bei der Berechnung der Erbſteuer von dem 
fteuerbaaren Vermögen in Abzug gebracht werden, es 
dürfe aber auch das Laudemium bei Bemeſſung des 
Erbfteuer » Pergentes nicht berückſichtiget werden, weil 
die geringere Bemeſſung nur ſtreng in den vom Geſetze 
bezeichneten Fällen Statt findet, das Laudemium aber 
unter dieſen Fällen nicht gemeint iſt, und weil das 
Laudemium ſchon bei Ausmittlung des Werthes der 
Verlaſſenſchaft in Anſchlag gebracht, und dadurch die 
Erbſteuer vermindert wird, das Abfahrtsgeld hingegen 
nicht ſo oft als das Laudemium bei Verlaſſenſchaften 
eintrit, und wenn es eintrit, dieſes nebſt jenen Laſten 
mit welchem das Laudemium zuſammentrifft, auch noch 
mit dieſem ſelbſt konkuriren kann, wobei der Erbe, 
wenn die Erbſteuer mit 10 pEt. bemeſſen wäre, nicht 
ſelten mit mehr als 30 pEt. an Abzügen beſchwert ſeyn 
wurde. 

Gubernial-Verordnung vom 2bten Maͤrz 1824. Gub. 

Zahl 14864. 


36. 


Bekanntmachung der Montours und Ruͤ— 
ſtungsta xe vom Jahre 1824, und der 
nach ſolcher ſich ergebenen Ausmaaß der 
Kompagnie- und Schwadrons⸗ Pauſch⸗ 
gelder, nebſt einem Anhange uͤber dieſe 
Pauſchgelder fuͤr die im Auslande 
in der Kriegsgeld-Gebuͤhr ſtehenden 
Truppen. 


J. Montours⸗ und Ruͤſtungstaxe. 


ie neue Montours- und Rüſtungstaxe iſt in der An⸗ 
lage A. und das nach dieſer Taxe zuſammen geſtellte 
Montoursgeld der verſchiedenen Truppen, welches die 
k. k. Kadeten, die ex propriis zuwachſende Mann- 
ſchaft, und in beſtimmten Fällen die Entlaſſungswerber 
zu erlegen haben, in der Beilage B. enthalten. 


Dabei iſt ſich an nachſtehende Beobachtungen zu 
halten: 

tens. Bei allen zeitweiſe bewilligten Reluirungen 
oder Vergütungen im Gelde, welche das Aerar für Ra— 

'turalgebühren leiſtet, iſt mit imc der Regie⸗ 
Koſten bloß die hier berechnete eigene Beköſtigung in 
Anſchlag zu bringen. 

So viel die Reluirung der Schuhe betrifft, fo iſt 
die Bewilligung dazu und die Beſtimmung des Preiſes 
vom Fall zu Fall bei dem Hofkriegsrathe anzuſuchen. 

2tend. Wer von dem Aerar-Montours- und Rü⸗ 
ſtungsſorten gegen Bezahlung erhält, oder das Aerar 
mit dem Erſaße im Baaren entſchädigen muß, hat das 

für nicht bloß die eigene Beköſtigung, ſondern auch die 
beigefegten Regiefoften zu erlegen. 

Hat der Erfag für neue Stücke zu geſchehen, fo 
wird die ganze Taxe entrichtet, 

Altbrauchbare Sorten werden mit zwei Drittheilen, 

* 
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und unbrauchbare mit einem Achttheile des vollen Zar, 
betrages dem Aerar vergütet. f 

Materialien und Beſtandtheile, welche bei den 
Montourskommiſſtonen gegen Bezahlung gefaßt werden, 
ſind mit Ausnahme jener Ledergattungen, welche die 
Kompagnien und Escadronen nach einer beſtimmten 
Ausmaaß zur Unterhaltung der Schuhe und Stieſel 
um einen feſtgeſetzten preis erhalten können, dem Aerar im 
wirklichen Anſchaffungspreiſe ſamt den Negiekoſten zu 
vergüten. 

ztens Jeder Empfang an Montour - Rüftung und 
fonſtigen Artikeln aus der Montours⸗Commiſſion gegen 
baare Bezahlung muß auf einen kriegskommiſſariatiſchen 
Entwurf geſchehen. Die Montours⸗Kommiffion iſt nicht 
berechtiget, etwas ohne einen kriegskommiſſariatiſchen 
Anweiſungs-Entwurſ gegen baare Bezahlung zu er— 
folgen, und das Feldkriegskommiſſariat iſt dafür ſtrenge 
verantwortlich, daß der Empfang auch zu dem gewid⸗ 
met ſey, wozu die Anweiſung ausgefertiget wird. 

Atens. Das Montours⸗ Aequivalent für die Ober⸗ 
feuerwerker vom Bombardier» und Feuerwerks⸗Korps 
hat in jährlichen 54 fl. oder monatlichen 4 fl. 30 kr. 
Kondenziong » Münze zu beſtehen. 

stens. Das Montours. Abnützungs- Aequivalent, 
welches für die auf Arbeit kommandirte Mannſchaft zum 
Behufe der Compagnie -Commandanten auf die Erhal⸗ 
tung der Montour im brauchbaren Stande eingeführt, 
fällt nach der Grundlage der vorliegenden Taxe mit 
täglichen 15 kr. Konvenzionmünze für den Kopf aus. 

In ſoweit Leute über den vorgeſchriebenen Loco— 
Stand zu Arbeiten kommandirt werden, muß dem 
Aerar von der betreffenden Arbeitsanſtalt für den Mona 
tours⸗Fond, und zwar als Entſchädigung für den fur, 
renten Montours-Bedarf, ein täglicher Betrag bon zwei 
Kreugern Konvenzions-Münze für den Kopf noch befons 
ders entrichtet, und zur Kriegskaſſe abgeführt werden. 

Die für ſolche Leute von den Kompagnie -Kom— 
mandanten, oder der betreffenden Arbeitsanſtalt etwa 
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anzuſchaffende Montour iſt nach gegenwärtigen Taxe 
ſamt den Regiekoſten an die Montourskommiſſionen zu 
vergüten. 

Mit der Montours-⸗Entſchädigung für jene Leute, 
welche bei der Kataſtral-Vermeſſung kommandirt find, 
iſt ſich nach den jeweilig ergangenen Belehrungen zu be— 
nehmen. 

btens. Die allgemeine Montours- und Rüftungs- 
tare, fo wie die neuen Beſtimmungen der Montours— 
Erlags « und der Montours-Abnützungs-Gelder für 
die Militärarbeiter, unter welcher jedoch erwähnter Mafe 
ſen jene bei der Kotaſtral-Vermeſſung nicht begriffen 
find, endlich das Montours- Aequivalent für die Ober, 
feuerwerker, treten vom ıten März 1824 in ihre Guͤl— 
tigkeit. 


II. Ausmaß der Kompagnie- und Schwadrons⸗ 
Pauſchgelder. 


Die neue Ausmaaß der monatlichen Kompagnie> 
und Schwadrons-Pauſchgelder, und zwar zur Schuh 
und Stiefelreparazion, zur Beſtreitung der Flikereyen 
an Montour und Rüftung zur Unterhaltung der Feuer— 
gewehre, iſt aus dem angeſchloſſenen Aufſatze zu er⸗ 
ſehen. f 

Dabei findet man Nachſtehendes zu erinnern: 

tens. Bei jenen Kompagnien der deutſchen In— 
fanterie » Regimenter, deren kompleter Friedensſtand 
von 100 Gemeinen auf einen Loco = Stand von 50 Ge- 
meinen beſchränkt iſt, hat fo lange, als der letztere be, 
ſtehet, ausnahmsweiſe das bisherige Schuh » Repara- 
turs e Vaufchgeld mit 25 kr. für den Unteroffizier, und 
28 kr. für den Gemeinen fortzudauern. 

ztens. Der Mannſchaft der in Dalmazien verlegs 
ten Artillerie iſt aus denſelben Rückſichten, in Folge 
welcher ſchon vermöge der Pauſchgelder-Vorſchrift vom 
2oten Februar 1805. E 406, der dort Landesſtehen⸗ 
den Infanterie das doppelte Schuh-Reparatursgeld zu⸗ 
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gewendet wurde, die Hälfte des bemeſſenen Stiefelun⸗ 
terhaltungs-Pauſchgeldes als Zulage zu dem letzteren 
beſonders zu erfolgen. 

Hiernach wird die Zulage in monatlichen 34 kr. für 
den Mann zu beſtehen haben. 

steus. Da, wo zum Ankaufe des Leders für die 
Unterhaltung der Schuhe und Stiefel keine Gelegenheit 
iſt, und die Truppen daſſelbe von der nächſtgelegenen 
Montours⸗Kommiſſton leichter, als anders woher an 
ſich bringen können, wird geſtattet, daß ihnen ſolches 
von den ärariſchen Vorräthen gegen baare Bezahlung 
in réi jeweiligen regulirten Anſchaffungspreiſe erfolge 
werde. 

Dieſer Anſchaffungspreis, auf welchem auch das 
dermal ausgefprochene Pauſchgeld zur Schuh- und 
Stiefel⸗Reparazion begründet ift, beſtehet vor der Hand, 
als nicht eine andere Beſtimmung erſolgt, für das 


Pfundſeh ß; in , 3o kr. 
für das Pfund Oderleder in.. Soft, 
— — Brandſohlenleder in 325 kr. 


Das Maixmum der Leder - Duantität, welche jähr⸗ 
lich fuͤr den Kopf in dem vorausgeſetzten Falle von den 
ärariſchen Vorräthen gegen genannte Anſchaffungspreiſe 
empfangen werden darf, beſteht bei Truppen, welche 
nur Schuhe tragen in Pfund Sohlenleder, bei Trup— 
pen, welche nur mit Stiefeln verſehen find, in 1 fund 
Sohlenleder 3 Pfund Oberleder und 4 Pfund Brand- 
ſohlenleder, bei Truppen, welche Schuhe und Stiefel 
zugleich tragen, in 1 Pfung Sohlenleder , Pfund 
Oberleder und 4 Pfund Brandſohlenleder. Dieſe Aus⸗ 
maaß darf nie überſchritten werden. 

Atens. Die in dem Aufſatze enthaltenen Ausmaaßen 
in Konvenzions-Münze haben allenthalben vom 1. März 
1824 ihren Anfang zu nehmen. So weit die Truppen 
auf die Zeit, von welcher die neuen Pauſchgelber ans 
fangen, die beſtimten Lederausmaaßen ſchon gegen 
Bezahlung in den früher beſtandenen höhern Preiſen 


—— 56 — 


etwa empfangen hätten, iſt dleßfalls die erforderliche 
Ausgleichung zu treffen. 

stens. In Anſehung aller übrigen auf die in der 
Frage ſtehenden Kompagnie- und Schwadrons-Pauſch⸗ 
gelder ſich beziehenden Beobachtungen hat es genau bei 
der Hauptnormalvorſchrift vom Zoten Februar 1805. 
E. 406. zu verbleiben. 


An 3 
uͤber die Kompagnie⸗ Ichwadronspauſch⸗ 
gelder für die im Au ‚ in der Kriegs⸗ 
geldgebuͤhr ſtehenden Truppen. 


„Der angeſchloſſene Aufſatz D. weiſet die Ausmaaß 
dieſer Pauſchgelder aus. 

Dabei ift Nachſtehendes zu bemerken: 

1tens. Die Kompagnien und Schwadrons⸗Pauſch⸗ 
gelder nach der Kriegsausmaaß gebühren nur jenen 
Truppen, welche ſich in der Kriegsgeldgebühr befinden. 

ztens. Bei der darunter befindlichen Infanterie 
hat die verkürzte ſechsmonatliche Tragezeit der Schuhe 
während der Dauer der Kriegsgeldgebühr, und rüdficht« 
lich der Pauſchgelder nach der Kriegsausmaaß fortzu⸗ 
währen. 

Die neue Ausmaaß der in Frage ſtehenden Pauſch⸗ 
gelder, welche dem Armee» Generol Kommando in Une 
ter⸗Italien mittelſt der Verordnung, E. 3277. ddo. 
26ten Oktober 1825 bekant gemacht wurde, iſt nach 
einer Anzeige dieſes Armee= General» Kommando’s mit 
ıten November 1325 in die Wirkſamkeit getreten. 

Im Ubrigen iſt ſich nach den unter II. angefuͤhr⸗ 
ten Beſtimmungen auch von den in der Kriegsgeldge— 
bühr befindlichen Truppen zu benehmen, fo weit durch 
den gegenwärtigen Anhang daran nichts geändert wird. 

Wien am 29. Jänner 1824. ) 

Heinrich Graf von Bellegarde, 
Staats- und Konſerenzminiſter und Feldmarſchall. 
Joſeph Freiherr von Stipsicz, 
General der Kavallerie und Hofkriegsrath⸗Vize⸗Präſident. 


2 | Anlage A. 


Verzeichniß 


der Preiſe nachſtehender Montours- und Ruͤſtungsſtücke, dann anderer 
Erforderniße. 


In Konbenzionsmünze 


Nach der Mit 
An⸗ Inbegriff 

ſchaffungs⸗ der 
beko⸗ Regieko⸗ 

ſtigung ſten 


kr. 
Für die Infanterie 

E: eee “and Des / Fahne ohne Futteral Ess — 
Drdinäre | 67 46 408 56 408 
Fahnen ⸗Futteral. Wë: — "Wl Bo e 6 08 
Lronenbeutel zu Fahnen und Eſtandarten — TETC 50 516 35 208 

Diſtinkzions⸗ Zeichen ter aw 5 

| 2ter 15 15 
adjuſtirt ohne Futteral 27 208 10 3)8 
mit Mieder ohne Schild 52 606 5 30 008 
Grenadier » Müge Schild allem 54 Al 50 Ain 
Mieder allein 17 408 20 18 
guter 28 32 218 
Lederner Grenadier » Helm 54. 760% al 5 08 
- für Feldwebel und Führer 3 21 408 
Mir Gornifond« Bataffons . orpmale EE 17 8 
fuͤr Gemeine 55 2)8 12 5/8 


Czako 


fuͤr Feldwebel und Führer 
für Korporale 


Uiberzug auch für Kordo⸗ 
niſten und Garniſons⸗Bataillons 


für Gemeine 54 48 — ER 508 
Rokelor mit Knöpfen — Ze | Sen 6 738] 


; d (Zur Sig. D. Seite 56.) | 4 


In Konvenzionsmüͤnze 


, Nach der Mit 
S orten An⸗ Inbegriff 
ſchaffungs⸗ der 
bekö⸗ Regieko⸗ 
tigung ſten 
fl.] kr. 


Für die Infanterie 


H Rock mit Knöpfen ! für Negiments- Tam⸗ 41 
H | für ordinäre bours 5 108 
Ei Rock mit Knöpfen für Unteroffiziere und Gemeine 47 

! WC Ee Fe re "Semeescn 

"| -2eibek mit Knöpfen. . für Unteroffigiere 


E La: für Gemeine 

1 Ordinäre deutſche Tuchhoſe ` 
(dl Stdinäre ungarische Tuchhoſe mit Schnüren ` 
"d geinene Uißerzughofe ER. 


— 


Ille 


Eile E F- Ele 


Meſſingene Halsbindelſchnallen 


1 Gattie 2 gr. 

| Hemd ar — 51 
tuchene Kamaſchen — "54 600 
E Deutſche geſchwärzte und mit Nägeln ver⸗ 1 "ir 

1 Paar Unaariſche | fehene Schuhe 1 44 dë 
Si Doppelſohle — | KE "1078 
D Abſaßzflecken ar Bug — but "428 
. Bmithener St — 59 808 
. Noßbaarenes Halsbindel — 6 508 

— 


I 


III Ie 


Kalbfellener Torniſter l. für Unteroffiziere und Gemeine Wm 
für Spielleute 53 448 

1J Kalbfellener Torniſter⸗Sack allein 9 

E - Belthafen e Zutteral allein 3 

E Leinener Brodfack e 9 
— patrontaſche . ——— n 
N . | Kiemen allein 28 100 — 832 318 
e Patrontaſchen-Grenade ? 10 — 11 A 
RW uf ara Is | ohne Riemen Ka 39 al8 > 45 118 
1 Niemen sien — 16 218 


In Konvenzionsmünze 


4 


———— 
Nach der Mit 


© 0; WB An» Jubegriff 
affungs⸗ der 
P ot Regieko⸗ 
ſtigung US 
| Fuͤr die Infanterie 


1 7— — — — 


Säbel⸗Gand⸗ und Stockriemen 
Hoſenriemen ES 

Flintenriemen 
Batteriedeckel⸗Futteral 


LA | Kartuſch⸗ Grenade 

ek Säbel mit Scheide 
B3 Säbeſklinge allein, auch für die Artillerie KS 
. Säbelfgeide allein Se = 32 176 
BR uit Säbel und s Bayonnette⸗Taſche — 20 dër 
Ze ZE mit Säbel: | Taſche Sg Gi 19 

1 mit Bayonnette⸗ — Gil 17738 

1 ` cl 8 608 


Trommeltragriemen für Regiments⸗ mit Gold bortirt 
Tambours mit Silber 


Futteral zum Negiments-Tambours-Trommeltragriemen 


(Trommeltragriemen für ordinäre Tambours 


IE 


1 Port d’Epee 
Lu Paar lederne Handſchuhe 
7 Holzmütze 
Paar Fäuſtlinge 


— — — — — —-—-— — — 


Fuͤr die Kavallerie 


Leib⸗ oder ordinäre Eſtandarte 
Eſtandart⸗ Futteral 


— — 
— . — — 


` L is bortirt 
Eſtandart⸗ Riemen Silber 


Futteral 


In Konvenzionsmünze 


Nach der Mit 
6:9 r t ein Ans |) Inbegriff 


ſchaffungs⸗ der 
bekö⸗ Regieko⸗ 
ſtigung ſten 


fl.. kr. H f kr, 


Fuͤr die Kavallerie 


Gë 


Ka Küraf - Kreuz und Leibriemen mit Beſchläge . 2 
I Garnitur oder 25)4 Ellen Küraß⸗Einfaßleder 8 746 10 200 
1 Beim mit Bindband ohne Kammquaſte 42 3/80 1 57 608 
DIR EE EE — — Ve: en 3181| 4 
1 Helmkammquafte allein Ze | 6 2 . de 
1 Rokelor mit Knöpfen! 6 55 50807 55 808 
Weißes Möckel mit Knöpfen ür Küraßiere Se EE 
P 2 für Dragoner und Cheveaux - legers 55 8% 7 
1 Grünes [Rockel [ kur Cheveaux - legers 15 10000 4 58 3)8 
1 Hechtgraues | für Dragoner 58 448 4| 35 608 
1 Weißes mit Knöpfen 1 219 8 
1 Grünes Leibel mit Aermeln und ap 4480 2 50 608 
Hechtgraues : 16 760 2| 37 808 
1  Gattie — An 218 — 54 608 
1 Woeiße Tuchhoſe „„ 1 46 2% 2 448 
— . nnn giel 
e Tuchene lber zu ghoſe | mit Beſetleder . 88 = 2 
ii ˙ EE Tu 2 36 18 2 59 508 
. Iufichene Übergiepofe — = 157 86 — 45 5 
1 — — Ee Sail? 
H geſchwarzte Stiefel ohne Spornen 44 21 5 18 
a Paar LEI: Berta bai DE 222 208 
a | Spornleder mit Schnallen S ge - — 948 
1 | Deutſche Spornen — 24 Up 
— — —— — — nn _ — 
— mit Scheiden für Unteroffiziere | 10 58 
D Pallaſc für Gemeine EE 
1 Y 7 
Scheiden allein . für Unteroffiziere 224 78 
für Gemeine 1 50 308 


In Konbenzionsmuͤnze 


Nach der Mit 


S. orten An⸗ Inbegriff 
ſchaffungs⸗ der 
bekö⸗ Regieko⸗ 
ſtigung ſten 


Fur die Kavallerie 


Eiſenhauer⸗ für Unteroffiziere 


e ee 8 
Kuppel ohne Schließe — 35 
Schließe allein win —| 12 Sp 
Mit Leder befestes Port- d’Epee Zu: SES 
Bandalier oder [Riemen mit Befihläge ohne Halen . En ERST! 
e [Riemen ohne Beſchläge und ohne Haken ËCH 
Bandalier⸗ oder Karabiner A ie 


Kaſten mit Deckel und Einſatz ohne Riemen 1 1218 
7 Patrontaſchen Einſatz allein —— E? 14308 
1 Riemen mit Strupfen — 16 
Ladſtockhülſe — 518 
1 


Tuchener Mantelſack 


Pferderuͤſtungen fuͤr deutſche und ungariſche Kavalleriſten 
1 Eſchabrake — = 
Weiße | 
Schwarze | 
E Deutſche ee Pferdedecke 
1. Ungariſche 
i Paar I adiuſtirte [ haarene Pack ⸗ Torniſter 
1 unadjuſtirte 
1 Hufeiſentaſche mit Anhängriemen 
LU Deutſcher Sattel mit Anſchlag 
R Anſchlag zu einem deutſchen Sattel 


Sattelhaut 


Isele 


1 Ungariſcher Sattel mit Sitzleder o EE 


In Konvenzionsmuͤnze 


Nach der Mit 
So rt e n An⸗ Inbegriff 
ſchaffungs⸗ der 
bekö⸗ Regieko⸗ 
ſtigung ſten 
fl. kr. 


, , WM 
Pferderüftungen für deutſche und ungariſche Kavallerie 
PA Geeëg ohne Gürtel Be E 
Ungariſche iſtolen 1 12 18 
Lg LE: Jo E 
E Due ` Halfter [ Gärtel allein = AS 
LJ Ungariſche Fi 15 218 
e Deutſche Obergurte mit Schwung ⸗ und Umlaufriemen 1 25 138 
e Schwungriemen zu Obergurten KA 2498 
1 Umlaufriemen | LA ma 88 
1 Ungariſche Obergurte ohne Schwungriemen 1 22 438 
. r Bene |, U Tl Untergurte = „pe 
1 Ungarifche 5 = 52 6/0 
vo — — GE — — ͤ—— — — — 
1 Paar Strupfen allein zu ungariſchen Untergurten = u 2506 
| Deutſche Steigbügel = Do Wi 
Paar Ungariſche = ei 55 208 
E Steigbuͤgelriemen e San. 
| Karabiner⸗Schußh obne Riemen he z|_3W° 
d Riemen allein 2 — 8718 
1 Pſerdpflockſchuß mit Riemen = — 14 al 
Stuck 9 Packriemen — = PRS 
. Garnitur oder 5 Stück Bindriemen oder Hermetzy — — 15 408 
4 r | Vorderzeug — CG 58 808 
1 Ungariſches Te — | 52 608 
Zei ZE ee Sinterzeug | ohne Schnallenſtuͤck 2 . 
1 Ungariſches mit = — 28 al 
1 Schnallenſtück allein zum ungariſchen Hinterzeung ES EI 
i Trenſengebiß ae — 156 608 
Tren fenzügel — ig 208 
1 Mantelriemen has ll 


geng 


In Kondenzionsmünge 


Nach der Mit 
Sorten An⸗ Inbegriff 


ſchaffungs⸗ der 
bekö⸗ Regieko⸗ 
ſtigung ſten 


* 
F 
Fa 


Pferderuͤſtungen für deutſche und ungariſche Kavallerie 


Deutſches —— | Hauptgeftell | ohne Stirnkreuz — * Les 

Ungariſches 8 mit —| 26 28 — 

1 Stirnkreuz allein zum ungariſchen Hauptgeſtelle — Dä = 

© spferdhalfter (EI j — 91s vm 

TPferdhalfterſtrick 2. Se af in — 

Leerer Hauptgeſtellzüge!!l! en. —| 187J8 in! 

Reitſtange | | mit — CS Kinnkette — 51 2 

| ohne | AL 52° 0; 

Kinnkette allein 5 ze 19 Lë 

Striegel BR PO A DS, ap —— 

Kardatſche 7 — 223 = 
Für die Huſaren 

fuͤr Wachtmeiſter und Eſtandartführer Wel 7 36.518 5 

Czako für Korporale — — 2 32 Gë 2 

für Gemeine 8 2 28 dE 

Gefarbtes Czako - Filz ur u Dt zg | I 

Federbuſch auch für Uhlanen = EP ag — 

Futteral ` . — 3 — 

Mantel Werne TN ni ` = DCH E 

Se: . ganz fertiger gr = 21 808 8 

Ei | mr in Tuch mit Knöpfen 3] 17538] 3 

Dollmann ; 5 27 160 5 

Tuchhoſe | | 2 12981 2 

Halsflor r —| 10 d 

E `" "Sie DATE IT, 2 21 


In Konvenzionsmünze 


Nach der Mit 
Sorten An⸗ Inbegriff 
ſchaffungs⸗ der 
bekö⸗ Regieko⸗ 
ſtigung ſten 


II.! fl.“ kr. 


kr 


Fur die Huſaren 


geſchwärzte Ziſchmen mit Spornen 
— gn 
Ziſchmen und Uhlanen⸗Stiefel⸗Vorſchuhe 
gr je | EE E auch für Uhlanen 
mit Scheide I. für Unter » Offiziere 
e Gemeine 
Scheide allein lr Unter- Offiziere 
5 "mm, e | für Gemeine 
Säbel dÉ —— — ——— 


Le 


LE 
d 
Ei 
La 

Kë? 
[0 =] 


ohne 
Säbelhandriemen auch fuͤr Uhlanen 


2 
Klinge allein Sg . für Unt für Unter » Offiziere "a 36 58 
für Gemeine a 1 56 648 
Gehäng ohne Säbeltaſchengürtel — — 57 
EI Tafcıhengürtel allein e = = 20 DI 
Söbeltaſche [ ganz fertige 2.8208 
En r e WE 
Bandelier » oder Karabiner Riemen mit | Beſchläg und ohne Haken = va E 


F ër uhlan en 


Lanzenfähuchen . von Zeite bj u 
Futteral — 3 Vë 
für Wachtmeiſter und Eſtandartführer 2 12 4080 2 
Czapka für Korporale 21 Säll 2 
für Gemeine 2| 4: 818 2 
Leibel mit Armeln 259 6080 5 


— 


Tuchhoſe 
Leibbinde 


Paar geſchwarzte Stiefel 


IEE 


Säübelgehäng 


Lanzenſchuh mit Strupfen 
Lanzenarmriemen 


re 


In Konvenzionsmünze 


Nach der 
An⸗ 
ſchaffungs⸗ 
bekö⸗ 
ſtigung 


— e e 


mit 


| Spornen 
| ohne 


— —¼B —̃ — ͥͤ ! — — — — 


Sur die Artillerie 


ei für Feuerwerker 8 
1 mit Gold für Nunisionäre und Feldwebel 12 
Ki — bordirt für Korporale E 
Ze geet für Bonbardiere > DR 5 
Se für Kanoniere und Unterkanoniere 2 
KR e für Gemeine bon Beuerwerfs-Corpe Corps 2 
A für Profeffioniften, Handlanger u. Privatdiener 2 
1 Siet ` — — 
A Federbuſch⸗ Futteral — ＋ 
ul Rofelor mit Knöpfen F E 
1 Rock für Munizionäre uud erke mit Knöpfen 1 GEES 42 
Rock für Regiments» Tambour mit |? 

Ä für ordinäre Tamboure | — 5 


—— ̃ↄ — 
—— 
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Leibel ahne Aermel mit Knöpfen 


Paar geſchwarzte Stiefel 


Zur Sig. D. Seite 56.) 


| 


— 


er 


BE 


„il be * LS Lal all (al 
\ 


Mit 
Inbegriff 
der 
Regieko⸗ 


ſten 


Ille! 


EA 


gür die Artillerie 


d | Paar Stlefel-Borſchube 
nn rem 

1 Sübel mit Scheide und mit Mefıng gengt — 

E 


ELI 


Säbelkupel für Munitionäre und Feuerwerker E Schlieſſen 


ohne 


Meſſingene Bombe auf den Ulberſchwungriemen 
mit Scheide und Anhängriemen 
mit Inbegriff der Raumnadel ohne Scheide u. Anhängriemen. 
Scheide allein ohne Anhängriemen — 
Anbängriemen allein 
Naumnadel allein zum Reuß zeugbeſtecke 
Brandeltaſchel mit Riemen — 
Garnitur⸗Mantel⸗Pack⸗ und Tragriemen 
Flintenriemen auch für Pontoniere 
für Schmiede 
für Shloffer, Wagner und Simmerleute 
Für Binder und Maurer 
Vortuch von grünem Raſche für Sattler ı und Sücfenmarher 1 
| von blauer Leinwand für Tiſchler 


1 
1 
1 


A 


— 


1 
— 


Reußzeugbeſteck 


IAN ap 


Schurzfell 


elelel IIIe! III) 


Fuͤr die Jäger und Extra - Corps. 


In Konvenzionsmuͤnze 


Nach der Mit 

Sorten An⸗ Inbegriff 
ſchaffungs⸗ der 

bekö⸗ Regieko⸗ 

ſtigung ſten 


45 718 2 1 608 
e 
36 5155 118 

— 31 sell Al ai 
40 78 BS 55 718 
24.538 —| 3968 

5 — se 
15 80809 2) 418 
8 [ 12 208 
55 8 d 18 
9 8 — 1138 
8 57; | 9 208 

52 88 — 37 2)8 
15518 19 408 
6 = 7 78 

39 108 Fa 
"Se 5 10 

26 Jä 

1 46 J 2 2118 
24 500 28 2ʃ8 


ů—— —— — 


für Unteroffi⸗ 
ziere mit Bän⸗ 
dern eingefaßt 


mit Bindband und mit Federbuchhülſe 
mit Bindband ohne Federbuſchhülſe 
ohne Bindband und ohne Federbuſchhülſe 
mit Bindband und mit Federbuſchhülſe 
mit Bindband ohne Federbuchhüſe 
ohne Bindband und ohne Federbuſchhülſe 


10 adjuſtirter 
Korſehut 


für Gemeine 
mit Leder ein⸗ 
eingefaßt 


55.418 12 718 
ee 
55 60 al 13 118 

55 40 10 408 

50 däi 6 5ʃ08 


In Konvenzionsmünze 


Nach der | Mt 
S De, f et An- Inbegriff 
ſchaffungs⸗ der 
bekö⸗ Regieko⸗ 


ſtigung ſten 
L 


Gär die Jäger und Extra⸗Corps. 


— — mea — — 
Adjuſtirter dreieckig geſtulpter n 
— i 356 
unadjuſtirter . are Hutfitz allein si — 8 
dreieckig geſtulpter 11 55 
F Meſſing ee 
Hutanker — 20 608 
für Corps⸗ mit Geld bordirt GK? Ze 
Tamboure | mir Silber 11 


Hechtgrauer Rock mit Knöpfen 


fir orbinäre Tar Tamboure 
für Unteroffiziere und Gemeine 
Hechtgraues Leibel ohne Aermel mit Knöpfen > 

Hechtgraue Tuchhoſe > 


— —— —— — EE EE ä 


für Unteroffiziere und Gemeine mit Zelthaken-Futteral 


Schwarzeriemter 
rauchkalbfellener für Spielleute 
Torniſter für Gränz⸗Artilleriſten — 
Zelthaken⸗Futeral allein — 
Ubberſchwungrlemen . bi Ser und-Baponnetentafde von ſchwarzen 
mit Säbel oder Bayonnettaſche allein 
Patrontaſchen-⸗ 2 
Kartuſch⸗ 
Säbel- Hand⸗ und Stock⸗ Riemen bon ſchwarzen Leder 
Flinten 
Stutzen⸗ KX 


Batterie-Deckel-Futteral 


Drdinärer Jäger-Kartuſch mit ſchwarzem Riemen 


Jägerkartuſch eines Stutzenſchützen, ſammt Trag- und Pulvermaßel, Anhäng⸗ 
riemen vom ſchwarzen Leder 


ME GES —ę-ʒ . ̃7Ü ᷑——— x — 


b 2 


In Konvenzionsmünze 


Nach der der | Mit Mit 
An⸗ Inbegriff 

ſchaffungs⸗ der 
bekö⸗ Regieko⸗ 

SC ften 


fl. Dr kr. 


Für die Jaͤger und Eztra⸗Corps. 


— 


— — — Im 


Le&ibkartuſch 
Säbelkuppel mit Schnalle für Scharfſchüten 
Stuzenſack mit Riemen 


IT mm nn — —2— FE ——ů— b 22᷑— — — 


ECH op = Futteral 


deeg 


| Pulperhörn⸗Anbaͤngſchnur 
ng 


1 
e 

H [Trommel hënn Riemen von ſchwarzem Leder 
| Uiberſchwung 


(UK HDE-HU 


Fur die Min eurs 


— — eng mg — 
1 . 
|| giftofen + Futteral ohne Tragriemen 
ME | Tragriemen allein 


bg emgeet Ed 


Fuͤr die Sappeurs 


IK | mit Säbelklinge⸗horenem Griffe und mit Scheide 
Sabel 


Ringe mit Sagen, auch für Pionirs und und Pontoniers 
Scheide allein 


Fuͤr die Pionirs 


—— — — ͤ äö nn 
MH Adjuſtirter kalbfellener Torniſter mit 2 Seitentaſchen 
1 unadjuſtirter kalbfellener Torniſterſack mit 2 Seitentaſchen 


` mit Sägenklinge, mit Leder überzogenem em Griſſt dar dann mit Scheide 
allein, auch für ur Pontoniers 


| Scheide allein, auch fü für r Pontonire 


Zurichthacke | allein KE 
| Sutteral mit Tragriemen 3 


54 10 * 110 


PB 


1 — 


In Konvenzionsmünze 


7 m nn — 
Nach der Mit 
S t en An⸗ Inbegriff 
ſchaffungs⸗ der 
bekö⸗ Regieko⸗ 
ſtigung ſten 


ke If] kr 


— 5 618 
1 Zwilchene ur —| 46 5080 — 53 ai 


— Fur die Pontoniers 


5 für bone 2 Gel Wi 
| , | Rock für ordinäre mit Knöpfen [3 4.22 5ʃ8 
vc Lichtblau — ` e Camp Be 3 
11 für Unteroffiziere und Gemeine 5 4 6 208 
|: Leibel ohne Aermel e" 75 4 
i Sichedlaue Tuchhoſe Ch 2 2 20 
FF 
Fuͤr die Graͤnzer 
| für Regiments — e o 1 5 248 
Hl and | für -ordinäre, 5 | mit Knöpfen 4 4.57 216 
1 für Unteroffiziere e und Gemeine E SI 21 28 


Für die Landwehr 


| für Bataillons Le pe 9 33 608 10 59 608 
Graumelirter Rock] für ordinäre mit Knöpfen [5 47 6080 4 21 28 
|" Für Unteroffigiere und Gemeine 3 33 6080 4] 5 68 


Für die Kordoniſten und Garniſons⸗ Bataillons 


Fehl 1212 1-1 


Nock mit Knöpfen | für Gelee Tamboure 


| für Unteroffiziere und Gemeine 


3 8 5| 55 516 
51 10 708, al 39 408 


In Konvenzionsmünze 


Nach der Mit 
Sorten An⸗ Inbegriff 
ſchaffungs⸗ der 
befö- Regieko⸗ 


ſtigung ſten 
fl. Pfl. "5 
Fuͤr die Kordoniſten 
E nt — —U—Ü——.. —ę— — —— | | —— | — | — 
1 für Feldwebel ee? 11 557080 2 12 2ʃ9 
Jl Adjuftirter Czako für Korporale 10 51 2080 al 7 708 
1 für Gemeine 1 47 218 2 348 
P, 1 — Fꝑ:—i—[ — ——— . ͤnù— reng — — 
1 Zwilchener Torniſter — 14 256 — 16 8)6 
—— ——— 'SEgerae — — —ñä—— — — — 


Fuͤr das Militaͤr⸗Fuhrweſen 


— — — an nern wann anne 


fuͤr Wachtmeiſter 2 7 08 2 26 218 

Czako mit Schild für Korporale ISS 218 2 21 608 

für Gemeine * — 39 88 2) 17 238 

Czako - Schild allein — 2 = 5 

D Mokolor mit Regenkragen GER 6 47 200 Ko 48 500 

für Unteroffiziere mit Knöpfen 218 3 92 

weißer Rock für Tamboure al 38 308 4/11 28 

| für Gemeine mit Armband 5 20 5080 al 57 518 

Armband allein Der ge lesen BC 

weißer Rock für Packknechte — für Zamteug `: 523 504 — 

DN. 2 für Gemeine mit Knöpfen [ vu 818 5 40 dë 

weißer Nock für Kſſenmacher n ei 17 718 5 47 48 

Graumelirt | Rock Be 3 44 215 4 17 705 

I Seibel mit Aermem | Knöpfen | für Profeffioniften 2 15 78 2| 33 78 

Graumelirte Tuchhofe Kä ET Pr 2 WE 10 400 
Fuͤr die Militar⸗Marine⸗Truppen 

Runder Hut für Matroſen * 10 27 238 


Kaputrock 


In Konvenzionsmünze 


Nach der Mit 

Sorten An⸗ Inbegriff 
ſchaffungs⸗ der 

bekö⸗ Regieko⸗ 
| ſtigung ſten 


— Aerem 


fl. Fr. 


Fuͤr die Militaͤr⸗Marine⸗Truppen 


| für den Oberbootsmann 


ũ—— — — — — 


für Quartiermeiſter mit Knoͤpfen 

für gemeine Matrofen 
Leibel [. mit Aermeln 

ohne Aermel 
Dunkelblaue Matroſenhoſen 
Lichtblaue 
Paar | leinene Samafhen 

Schube 


I- 1. 


— 


EAA 


Säbelüberſchwungriemen 
Müse von Tuch 
Arbeitsleibel 
Matroſenhoſe RS von Zwilch 
Bagage Sack ege 


177 Ile u:. EE —ü— —U E 


Fuͤr die Tſchaikiſten. 


1 


ke 1 m 


Sichtblauer Spenſer mit Knöpfen 
E Für die Montours⸗Branche. 


Kaput | für Kommiffions » Adjutanten 


Kaput für Handlanger 
Ordinärer Rock 


"o 7 "7 — 
Vortuch für Handlanger ? 


Nalalol 


In Konvenzionsmuͤnze 


, Nach der Mit 
Gen ` E ka An⸗ Inbegriff 


ſchaffungs⸗ der 
bekö⸗ Regieko⸗ 
ſtigung ſten 


Fuͤr die Kanzley⸗Ordonanzen. 


Graumelirter Kaputrock mit lichtblauer Egaliſirung und mit Knöpfen 


Fuͤr die Krankenwaͤrter. 


4 An 280 5 


— — —ͤ — m 


Kaputrock mit Knöpfen 
— — — — — — 


Fuͤr die Invaliden. 


Den mit Knöpfen 5 9 38 56 
Leibel mit Aermeln a 2 25 ag 47 108 


Fuͤr die Garniſonswachen. 


Wachmantel — 


Für die Spitäler. 


Spitals » Mantel 
Schweſßhemd 
Handtuch 
Paar Pantoffeln 


Pferderuͤſtungen fuͤr die Beſcheller. 


Deckengurte mit Pölſtern S 1 15 848 
lederne Halfter 28 emeng ` bp 218 
Kappelzaum N 15 518 
Kappelzaumziegel — 32 338 57 28 
Auflaßlanze —————rrrðrv³re . le 


In Konvenzionsmünze 


Nach der Mit 
An⸗ Inbegriff 

ſchaffungs⸗ der 

bekö⸗ Regieko⸗ 


Sorten 


ſtigung ſten 
(LES ke. 


Fuͤr Czikoſſen und Bereſſen. 


Czako 
Kepernek 
Er oder Mantel mit Kaputze 
Karko oder Spenſer 
Leibel ohne Aermel 
Reithoſe 
Piſtolenfutteral mit Anhangriemen 


Fuͤr die maͤnnlichen Straͤflinge 


Mütze oder Kappe 
Kaput mit Kaputze 5 


Ae 


1 Seibel mit Armeln 
Ce Hofe von Halina — 
[[ Hofe von mid — 
D / TA 


II 


Paar Fußſoken von Halina 


Fuͤr die weiblichen Straͤflinge 


Hemd 

Rock von Halina 

Rock von Zwilch 

Unterleibel von Halina 
— — — nen 
Chemiſe oder Weiberröckel von Halina 


Chemiſe oder Weibertöckel von Zwilch 
Vortuch 


(Zur Sig. D. Seite 56.) ` 


—.— 


1 


S. wre 6 


Fuͤr die weiblichen Straͤflinge. 


al Halstuch 


DE 


Lë Paar wollene Fußſocken 


doppelte 
einfache 


doppelte 


doppelter 


einfache 


einfacher 


| doppelter 


1 
1 


EAR 


d 


ı|| einfache 


doppelte 


einfacher 
doppeltes 


einfaches 


Frucht oder Getreide⸗ 
Mehl ⸗ 


— — 
Sandſack für Artillerie 


einfache 
doppelte 


doppeltes Bruchband 


* 


— — — — 2 — 


— — 


Betten » Fournituren. 


Winterbettkotze 


Sommerdecke 


Strobſack 


N 
F 
re 
| 
— Kopfpolſter 
Seel 
— San 
| em Leintuch 


Armee = Requifiten. 


| Sack 


f 


Kompreſſe 


— Bandage 


einfaches rechtſeitiges Bruchband 


Chirurgiſche Erforderniſſe 


In Konvenzionsmünze 


Nach der Mit 
An⸗ Inbegriff 
ſchaffungs⸗ der 
beko⸗ Regieko⸗ 
ſtigung ſten 
SKI E 
= 15 616 — 15 58 
S 
"ai — 9 22 
7 6 618 8 10 618 
5 420803 31 718 
2 17 8 2 38 ag 
— 14 518 — 16 600 
KE Wer E 12 718 
1 79 6180 J 57 618 
Gl el a] au 
* 7 208 Zn 808 
— 50 618 RE 
— 38 538 i 
— 42 1 — 48 48 
— BEL 5 
— 6 409 — 7438 
— 3 206 — EXT 
=] ach 5 _ 
— 2 18 — SH 
gi 40 = 4 
— 27 24 31 1,8 


EEE 


einſaches linkſeitiges Bruchband 
edizinn E | Kaften 
| 


Beſchlagenes Packſattelgeſtell 


Pferdehalfter 

Trenſe mit Strick 
Packdecke oder Heuſack 

Ellen Leitſtricke zur Bindung des Heuſackes an die Packung 

Haferſack auf einen Metzen 


S ten 


Chirurgiſche Erforderniſſe. 


Inſtrumenten⸗ 


Pferderuͤſtungen für die Kavallerie-Geſchuͤtz⸗Beſpannung. 


Reitſattel 


Schnallenſtuͤck mit Schnallen, Kappen und Schlingen zun Reitſattel 
Pferdedecke für Zugpferde 


Packpferde⸗Ruͤſtungen. 


— eg 


Gefülltes Packſattelkiſſen 
Vorderzeug mit Strupfen 
Hinterzeug mit Bindriemen 
Schweifriemen zum Hinterzeuge 


"ef — Gurte 


Zweiſtrupfige Bauch > 


— — 


Keſſelſack auf ſechs Keffel für Keſſeltragpferde 


— 
Z— — — Sàj ä— —2—ä—ͤ—H 4 — 


Paar Keſſelkreutze mit Stangen 


— 
œmä— — — — —— — — — — — 


Traggruten mit Ring zur Zwiback⸗ Packung 


In Konvenzionsmünze 


56 605 


45 der Mit 
ſcaſunge — 
beko⸗ Regieko⸗ 

ſtigung ſten 
. fl.] kr. 
— 27 || —[31 18 
10452 7J8!|120|36 606 
210 — 2420 
6145 6 2 46 ag 
— 58 — 7518 
2 12 5 213248 
r 
1 9 6ʃ8 1120 218 
e 28 0 
12 8080 25 406 
— 2 6. — 14 05 
— 52 alëil 11 GI 
0 
— de 108 
24 
4 1% 408 
(ës 1 818 — 1 710 
— 25 018 ah 2)8 

| 


2 Packgurten 
| Paar Unterlagbretter 

Tragſtricke mit Schlingen und Ring | 
` Gien Seitfteide 


Großes 


Haubitzen⸗Munizions⸗Packſattel Numme 1. 
Kanonen⸗Munizions⸗Packſattel Numme 2. 
ZS E EE, STEE, 


Trenſenzuͤgel mit Gebiß 


Kiſſenbindriemen 
Halfterkette 
— —— 


Sorten 


Packpferde⸗Auͤſtungen. 


— 


— zur Zwiack⸗Packung 


zur Zeltervackung 


Pſerderuͤſtungen fuͤr Minizions⸗Tragpferde. 


Vorder Em = Zeug ler 
Hinter | 

_Sweifttupfige Unser, | Gurte == 

Decken⸗ 

Halfter. zum Munizions⸗Packſattel 


Numer 1. und 
FF ES Nummern 


auf den Sattelriſt 
Tragriemen um die Taſchen 
an dem Sattel 


— 


Pferddecke . für Haubitzen | 


` ei nd Munizions⸗Tragpferde 
für Kanonen | 


Packungs- Befchirre. 


Mittleres ] 


— 


— —— —c— EE — 


—— — 
——— —— — 


ſtigung 
fl. 


n I 


9 


dé 


In Konvenzionsmünze 


Regieko⸗ 


Nach der Mit 
An⸗ Inbegriff 

ſchaffungs⸗ der 
bekö⸗ Regieko⸗ 

ſtigung L Den 


fü kr: fl. kr. 


Sorten 


In Konvenzionsmünze 


Packungs⸗Geſchirre. 


10 Kleines ER: 75 23 108 50 508 
ıll Gar kleines * 4 KI 17 6/8 
1 Großer 2 30 608 55 318 
2 Mittlerer — Vor ſchlag pe 58 Së 55 26 
10 Kleiner 11 19 218 51 18 
1 Gar kleiner —| 41 5)8 47 738 


Geſchirre mit aͤrariſcher Zuthat. 


Fuͤr das Bereifen und Vernageln der gepackten alten und neuen 


1 Großes mittleres oder kleines Faß 233408 — 48 
i Gar kleines Faß — 3 0 
1 Großer — 18 138 —| 15 138 
| Mittlerer oder kleiner ‚en Vorſchlag = 11 118 — E 618 
Gar kleiner m — ogläit-l a 


Anlage B. 
Verzeichniß 


der nach der Montours⸗ und Rüſtungstaxe von den k. k. Kadetten und 
von der ex propriis zuwachſenden Mannſchaft, ſo wie von den gegen 


den Erlag des Montours. Geldes Entlaſſenen zu erlegenden 


Gattung 
der 
Truppen vom 


Deutſchen und Jta- Unter - Offizier | 
lieniſchen Grenadier Geme en N Be. u 
Uugariſchen Bataillon Unteroffizier nes deutſchen Fuſilirs hat 
Gemeinen auch für einen Kordoni⸗ 
ee en — ſten, dann für einen deutſch 
Deutſchen k. k. ordin. Kadetten, oder für e: gekleideten Mann der Gar⸗ 
und nen ſonſtigen Unteroffizier niſons⸗ Bataillone, fo wie 
Italieniſchen Infanterie Gemeinen zë jene des ungariſchen 
BB FREE "E Fuſelirs für einen unga⸗ 
Regimente k. k. ordin. Kadetten oder für ki⸗ riſch Kerg Mann ge⸗ 
Ungariſchen ien ſonſtigen Unterofftzier 28 55 baren Bataillone zu gel 
Gemeinen aal ten. 
— —— | — 12 
Jäger⸗Regimente und Bataillon — sch GA 
Gemeinen 55 
gs — — 
Küraſſier⸗ Unteroffizier 3 
Gemeinen 45 
* Auch für die Beſchell⸗ 
Unteroffiziere 180 und Remontirungs-De⸗ 
partements und Militär⸗ 
Jaan — Geſtütte in den deutſchen 
Regimente ’ Erbländern, in Italien 
Gemeinen — dann in Galizien in der 
Bukowina und in Sieben⸗ 
— bürgen. 
grün Unteroffizier 18 
Cheveauxlegers- ſmontirten Gemeinen 2 
weiß Unteroffizier = 
Gemeinen 172145 


Montours » Gelder. 


Charge 
nach welcher der ausgemittelte 
Montours⸗ und Rüſtungs⸗Er⸗ 
ſatzbetrag zu erlegen iſt, näm⸗ 
lich für einen 


Bemerkung. 


Charge 


Gattung nach welcher der ausgemittelte in 
der Montours⸗ und Rüſtungs⸗Er⸗ Kon⸗ 
Truppen vom ſatzbetrag zu erlegen iſt, näm⸗ ven Bemerkung. 
lich für einen zions⸗ 
d münze 
fl. kr. 


Huſaren 


Regimente 
Uhlanen a 


Fuhrweſen 


Mineur 


Sappeur 
Corps 
Pionier 


Pontonier Bataillon 


Feld⸗ und Garniſons⸗Artillerie 


Feldzeugamt 


Bombardier-Corps 


m —— 


Marine-Infanterie 


Marine Artillerie, Handwerker- 
und Feuerlöſch-Kompagnie 


Matroſen⸗Kanonier-Corps 


Montours⸗Oekonomie⸗Kommiſſion 


Unteroffizier 


Unteroffizier 


Kanonier 


Unteroffizier 


$ Unteroffizier 


_—— 
Gemeinen 
Unteroffizier 


— EE 


Gemeinen 


— m 


Unteroffizier 


— 


Gemeinen 

Vrofeffioniften 

Unteroffizier 
Gemeinen 
Unteroffizier 


—᷑ m 


Gemeinen 


Gemeinen 

— om 
Unteroffizier 
Gemeinen 
Unteroffizier 
Unterfanonier a 
Profeſſioniſten 
Unteroffizier 
Gemeinen * 
u nterofftzier 
Gemeinen 


Gemeinen 


Gemeinen 
Unteroffizier 


Gemeinen 
Profeſſioniſten 


Auch für das Militär⸗ 
Geſtütt zu Mezöhegyes 


47 / und zu Babolna. 


Auch für das Packper⸗ 
ſonale⸗ 


Auch für das Feuer⸗ 
werks ⸗Corps. 


Auch für das Feuer⸗ 
werks⸗Corps. 


A 


Anlage C. 


Bet e E" 


über die Kompagnie⸗ und Schwadrons⸗Pauſchgelber. 


Gattung der Truppen 


Deutſche Infanterie⸗Regimenter 


Ungariſche Infanterie » Negimenter 
Jäger⸗ Regiment und Batalllons 
Pjonfer- Corps N BE 
Garnifong - Bataillons 
Ungariſche Kronwache — 


Krankenwart-Mannſchaft in den pp, 
ſtändigen Garniſons⸗ und Feldſpi⸗ 
tälern 


Militär⸗Gränz⸗Kordons 


—— . — 


Kuͤraſſter 
Dragoner 
Cheveaux -legers 
Huſaren 

Uhlanen 

Feld Artillerie ö 
Garniſons⸗ Artfllerie- Diftrikte 
Artillerie⸗Feldzeugamt 


Regimenter 


L Zur Schuh- und Stiefel-Reparazion. 


Monatlich für den 
Kopf in Konven⸗ 


Charge zions⸗Muͤnze 


— 


Kreuzer 


den Unteroffizier 


bei dem reſtringirten 
den Gemeinen 


Loco⸗Stand 50 Ge⸗ 
meinen 


bei einem höher be⸗ den Unteroffizier 


meſſenen Loco⸗Stand [ den Gemeinen 
r 
— —— u — 


den Unteroffizier 


e nn ee 
EE | E 


Bei dieſen geſamm⸗ 


ten Truppengattungen 


den Gemeinen 


Unteroffiziere 
Gemeine 


mit Inbegriff einer 
zweiten Doppelſoh⸗ 
le im Gelde 


vom Wachtmeiſter an 


vom Feldwebel an 


I. Zur Schuh- und Stiefel-Reparazion. 


Monatlich fuͤr den 
Kopf in Konven⸗ 
zions⸗Munze 


Kreuzer 


Sappeur ! | e 
— — — Corps... REN; 
Mineur | vom Feldwebel an 5 208 
Fuhrweſens⸗Profeſſi e N 
r Corps pom Feld⸗ Füt Biefe wird das Pauſchgeld 
Bombardier rb! au auf die die Stiefelunterhaltung 


Dontonier = Bataillon 


unkr den Flickſpeſen aufgerechnet 
Beſchell⸗ u. Remontirungs⸗ KE 


— — | FT" Femmes, 


— 7 6ʃ8 
SET Inſtitut | vom Wachtmeſter an N j 
Sc jin der Bukowing a 
Im Mezöbegyes u. Babolna Se 

Vom Vachtmeiſter mit Inbegriff des Leders | 
Militär » Fubrwefen zu einem zweiten Paar Stiefel⸗Vorſchuhe im 14 608 
Gelde 
SE Infanterie Bataillon in am. nne! a Dr A 
ar de - terofäzire I unit Inbegriff einer ganzen Sohle 

Sep. Matrofen Kanonier⸗ Corps und Ge⸗ | aus Terzenfender im Gelde SD 

Art. Handw. u. Feuerlöſch Comp më dn CHE | d a 

17 * I ` wä 10 


— II. Zur Unterhaltung der F Fuckereß an Mono ur und Ruͤſtung. 


tik 


—— : — Monatſich für den 
N Zo in Konven⸗ 

er, Eu arge 
BE l. g ee DAP n “Darst ene 


tin en 3 
1 719 ir 


Kreuzer 
Deutiche KS 


Ungarifche ad 
Sarnifongzs i D: 

d DHA Sot: a ROM GE 618 
Ungariſche Kronwache Gon ze itpPancher 21 1 ei .. u / 
3 Wartmannſchaſt in den ſelbftändigen Garni. u und Feld⸗ 2 819 

HE —— ſpitälern Ae 
Ecg . et Kordon ESCH Aa Aen ! 12009 


U. Zur Unterhaltung der Flickerey an Montour und Ruͤſtung. 
Monatlich für 


den Kopf in 
Gattung der Truppen. nn Charge Konvenzions⸗ 


Münze 
Kreuzer. 


Küraßier für den Mann 
e das Pferd 


— en An en 


Dragoner e den Mann 
— a D nn e das Pferd 3 
Che veaux - legers „den Mann 
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Militär⸗Fuhrweſen 
Beſchell und Rimontirungs⸗Departement 


Militär⸗Geſtütte 
Thierarzney ⸗Inſtitut 
Militär⸗ Marine 7 e up 
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III. Zur Unterhaltung der Feuergewehre. 


Gattungen der Feuergewehre. 


Infanterie⸗Feuergewehr mit Bayonnette 
Feuergewehre für Mineur, Säppeur und Pontonier 
— — ——ꝛ — . a TE geéeeg) 
Karabiner oder einfache Stutzen 
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Den mit Stutzen verſehenen Jägern gebühren zur Unterhaltung der Pulbver⸗ 
horn⸗Anhängſchnüre monatlich für den Kopf 1 Kreutzer in Konven⸗ 
zions⸗Munze. 
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Monatlich für den 
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Kreutzer 


. . 


ee Anlage D. 


fa 


über die Kompagnie und Eskadrons⸗Pauſchgelder nach dem Kriegs⸗ 
Ausmaaß. 


I. Schuh- und Stiefel-Reparazion. 


Monatlich fuͤr 


Gattung der Truppen. 


Kreuzer 
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57. 
Modalitäten bei Prüfung des Feingehaltes 
der Gold- und Silbergeraͤthe o. de⸗ 
ren Punzirung. 


m die von Seiner Majeftät feſtgeſetzten Anordnungen 
über die Prüfung des Feingehaltes der Gold- und Sil⸗ 
bergeräthe vollftändig in Ausführung zu bringen, wer« 
den in Folge Hofkammerdekrets vom Boten Jänner l. 
J. folgende Beſtimmungen bekant gemacht: 

Aa 

Die durch das Eirkulare vom Zoten Auguft 1806 
und das Patent vom igten Dezember 1809 fo wie 
durch nachgefolgte einzelne Kundmachungen erlaſſenen 
Vorſchriften über die Repunzirung und kurrente Punzi⸗ 
rung der Gold- und Gilbergeräthe, dann über die Ab» 
lieferung und Freiſtemplung der Silbergeräthe werden 
vom ıten April 1824 an, in ihrem ganzen Umfange 
aufgehoben. 

ga, 

Die Anſprüche auf die in Wiener Währung Pas 
piergeld zu leiſtende Rückvergütung der ganzen oder hal— 
ben Repunzirungs⸗ oder kurrenten Nepunzirungstaxe, 
in fo fern fie nach den bisherigen geſetzlichen Beftim« 
mungen bis 51. März 1. J. bereits erworben wurden, 
müſſen bis Zoten September 1824 unter Beibringung 
der vorgeſchriebenen Beweisdokumente geltend gemacht 
werden, widrigens ſte ohne alle Ausnahme als erloſchen 
betrachten werden. 8 


Vom ıten April 1824 an, wird die bereits durch 
das patent vom 23ten Hornung 1786 eingeführte 
Fein Gehalts, oder Probe. Punzieung für alle neu 
verfertigten Gold- und Silbergeräthe auf eine den ges 
genwärtigen Verhältniſſen angemeſſene Art in fämtlichen 
Provinzen, mit Ausnahme Ungarns, Siebenbürgens, 
des lombarbiſch⸗venezianiſchen Königreiches und einſt⸗ 
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weilen noch Dalmaziens einzig und allein zu beſtehen 
haben. 
* A, 

Alle Goldwaaren dürfen, fo bald fie wenigſtens 
vier Dukaten Gewichte haben, in Kückſicht der Feine 
des Goldes nur nach drei Abſtufungen gearbeitet ſeyn; 
fo zwar, daß das Gewicht eines Dukatens entweder 
einen Werth von Einem Gulden Dreißig Kreutzern, oder 
Zwei Gulden Dreißig Kreutzern, oder Drei Gulden 
Dreißig Kreutzern, an feinem Golde, oder was daſſelbe 
ift, daß die rohe Mark Wiener Gewichts bei der erſten 
Gattung 7 Karat 10 Gran, dei der zweiten 15 Karat 
1 Gran, und bei der dritten 18 Karat 5 Gran fein 
Gold in ſich enthalten muß. „ 

Alle Stucke und Verzierungen don Goldwaaren 
müffen von gleichem Feinhalte ſeyn; die Legirung bleibt 
der Wahl des Arbeiters überlaſſen. 

Bei Goldwaaren findet in Hinſicht des Feinhaltes 
keine Nachſicht oder kein ſogenanntes Remedium Statt. 

Das Silber darf nur nach Abſtufungen der Feine, 
nämlich die rohe Mark Wiener» Gewichts dreizehn- oder 
ſünfzehnloͤthig verarbeitet werden. Alle Stücke und 
Verzierungen einer Silberwaare müffen ebenfalls burg, 
aus von dem nämlichen Feingehalte ſeyn, zur Legirung 
des Silbers darf jedoch Kupfer genommen werden. 

Der Feingehalts- oder Probepunzirung unterliegen 
alle neu verfertigten Goldgeräthe bon vier Dukaten 
und darüber, ſo wie auch alle weißen oder vergoldeten 
Silber» Arbeiten, welche ohne Verunſtaltung mit der 
Punze bezeichnet werden koͤnnen. 

Dt, 

Ausgenommen von der Punzirung find : 

a) feine Filigran » Arbeiten und Schmuckfaſſungen, 
b)chirurgiſche oder mathematiſche Inſtrumente, 
e) Ordensdekorazionen und alle geprägte Medaillen. 
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* 8. 

Die Gold- und Silbergeräthe , welche vom ıten 
April 1824 an, in die unter dieſem Geſetze begriffenen 
Provinzen eingeführt werden, unterliegen keiner Pun⸗ 
zirung, ſondern find bloß nach den allgemeinen Zoll. 
vorſchriften zu behandeln. 

Jedes der Punzirung unterliegende Gold- oder 
Silbergeräthe muß mit folgenden Punzen verfehen 
werden: 

a) Mit der Namenspunze des in Gold nnd Silber 

zu arbeiten befugten Gewerbsmannes. 

b) Mit der amtlichen Feinhalts- oder Probebeſtätti— 

gungspunze, dann 

c) bei Goldwaaren 27 mit der Jahreszahl⸗Punze. 

+ 10, 

Die Namenspunze enthält die Anfangsbuchſtaben 
des Zant, und Zunamens des Gewerbsmannes; die 
Größe derſelben muß verhältnißmäßig, die Form aber 
bei allenfälliger Uibereinſtimmung der Namensbuchſta⸗ 
ben zweier oder mehrerer Arbeiten verſchieden ſeyn, 
worüber die Punzirungsbehörde zu entſcheiden hat. 

11. 

Die Goldgehalts- oder Probepunzen werden die 
geſetzmäßigen Abſtufungen der Feine des Goldes Ae, 
zeichnen, und zwar die mindeſte mit der Zahl 1, die 
mittlere mit der Zahl 2, die höchſte mit der Zahl 53 
die Silberpunze aber den 15 ftlöthigen Silber-Jein⸗ 
halt mit den Zahlen 15 oder 15. Die bisherige Form 
der verſchiedenen Punzen wird beibehalten. 

Die Gold. und Silberpunzen enthalten einen la⸗ 
teiniſchen Buchſtaben, welcher das Punzirungsamt, und 
eine arabiſche Ziffer, welche die Punzirungsſubſtituzion 
andeutet. H 

Die laufende Jahreszahl ift in der Silber „Probe- 
punze ſelbſt, für das Gold aber in einer beſonderen 
Punze ausgedrückt, doch kann die Jahrszahl⸗Punze bei 
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kleinen, oder ſolchen Goldwaaren, welche das Auf: 
drucken derſelben nicht vertragen, ganz unterbleiben. 
§. 12. 

Die der Punzirung unterliegenden Gold- und ©ils 
bergeräthe müſſen noch vor ihrer Vollendung mit den 
ämtlichen Punzen verſeben werden, 

§. 153. 

Die Punzirung mit den damit verbundenen Ge= 
ſchaften wird von dem Punzirungsamte und den unter, 
geordneten Subſtituzionen verrichtet. Der Standpunkt 
des Punzirungsamtes und der Subſtituzionen wird be» 
ſonders bekant gemacht werden. 

Sage 

Vom ıten April 1824 an, wird die Punzirungs⸗ 
oder Probegebühr ohne Unterſchied des Feinhaltes nach 
dem rohen Gewichte von der Dukatenſchwere Goldes mit 
zehn Kreutzern Senn, Münze, und von dem Lothe 
Silber mit ſechs Kreutzern Konv. Munze, jedesmal 
gleich bei der Bezeichnung mit der Feinhaltpunze zu 
entrichten ſeyn. 

§. 15. 1 

Eine Nückvergütung der ganzen, oder eines Theis 
les dieſer Gebühr findet weder bei der Einlieſerung der 
Gold, und Silbergeräthe zum Umſchmelzen, noch bein 
der Verſendung in das Ausland oder in die, bon Dies 
ſem Geſetze ausgenommenen Provinzen Statt. Det 
der Ausfuhr des verarbeiteten Goldes und Silbers ſind 
lediglich die allgemeinengollvorſchriftru zu beobachten, fo 
daß hierzu awe, RÉI nicht nothwendig iſt. 

* 1 D 

Wenn ein zur Probepunzirung gebrachtes Gold— 
oder Silbergeräthe den geſetzmäſſigen Feinhalt nicht hat, 
fo wird das Geräthe, in fo fern der Gewerbsmann 
einwilliget, zerſchlagen, don der Punzirungsbehörde 
zurückgehalten, und die Vergütung des innern Werthes 
nach den beſtehenden Vorſchriften geleiſtet. 

Willigt der Gewerbsmann nicht in die Zerſchla⸗ 
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gung des Geräthes, ſo kann er bei der Landesſtelle die 
Veranlaſſung einer wiederholten Prüfung des Feinhal⸗ 
tes anſuchen. Der Punzirungsbehörde liegt dann ob, 
die beanftändeten Gold- und Silbergeräthe an die Lan— 
desſtelle zu ſenden, welche eine neuerliche Prüfung des 
Feinhaltes einzuleiten hat. 

Wird hierbei gefunden, daß das Gold⸗ oder Sil— 
bergeräthe von der vorgeſchriebenen Feine iſt, ſo wird 
daſſelbe gegen Entrichtung der Gebühr mit der Probe— 
Punze verſehen. In dieſem Falle wird das Gefäll die 
Einſendungskoſten zu beſtreiten haben. Bewährt ſich 
jedoch bei dieſer wiederholten Unterſuchung, daß dem 
Gerathe die vorgeſchriebene Feine mangelt; fo wird dann 
die Waare zerſchlagen, und die Vergütung des inneren 
Werthes nach vorläuflgem Abzuge ſämtlicher Koſten ges 
le iſtet. 

\ Dieſelben Beſtimmungen find zu beobachten, wenn 
bei der Punzirungsbehörde der Verdacht entſteht, daß 
in einem zur Punzirung gebrachten Gold. oder GI, 
bergeräthe ein fremdartigen Körper eingeſchloſſen iſt. 
Wird der Verdacht gegründet befunden, ſo tritt die in 
dem A, 19. feſtgefetzte Se ein. 

17 

Oer Gewerbsmann, welcher es unterläßt, ein der 
Punzirung unterliegendes Gold» oder Silbergeräthe, 
derſelben noch vor dem Sieden und Polieren zu unter 
ziehen, verlieret die ſolchergeſtalt betretene Waare. 

Sr 18. 

Der Arbeiter, welche ein nicht punzirtes Gold» oder 
Silbergeräthe veräußert, oder verſendet, hat den Ve⸗ 
trag des inneren Werthes der Waare und die Zum, 
rungsgebühr zu erlegen, fehlt aber einer ſolchen Wagre 
überdies noch der geſetzmäßige Feingehalt , ſo verfallt 
der Arbeiter in die doppelte Werthſtrafe. 


. 19, un: 
Ein Gold» oder Sue te worinn Eiſen, 
Kupfer, Blei oder irgend ein anderer fremdortiger Kör⸗ 
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per eingeſchloſſen iſt, unterliegt der Konſiskazion. In 

wieferne hierbei der Gewerbsberluſt, und die weitere 

Beſtrafung des Gewerbsmannes einzutreten hat, beſtim— 

men die politiſchen Anordnungen und das Geſetzbuch 

über Verbrechen und ſchwere Polizey-Uibertretungen. 
205 

Wer immer in der Verfälſchung oder Nachahmung 
einer vorgeſchriebenen Punze, oder auch in der Einlö— 
thung einer ächten Punze als Selbſtthäter, oder Mit— 
ſchuldiger betreten oder deſſen uͤberwieſen wird, macht 
ſich nach dem 178. $. Litt. d. des ıten Theiles des 
Strafgeſetzbuches eines Verbrechens ſchuldig, verliert die 
Waare und muß das Aerarium für den Entgang der 
Punzirungsgebühr entſchädigen. 

Dem Angeber wird mit Geheimhaltung des Na— 
mens eine Belohnung von einhundert Stück Dukaten 
zugeſichert, zu deren Zahlung der Schuldige verhal— 
ten wird. e 

SE 

Jedem redlichen Befiger wird die zuvor erwähnte 
Gold- oder Silberwaare, wenn ſte den geſetzmaſſigen 
Feingehalt hat, gegen Vernichtung der nachgemachten 
perfälſchten, oder eingelötheten Punze mit der gehöri— 
gen ämtlichen Punze unentgeldlich bezeichnet. Sollte 
aber einer ſolchen Gold- oder Silberwaare auch der ges 
ſetzliche Feinhalt fehlen; ſo iſt ſie zurückzubehalten, und 
dem redlichen Beſitzer der innere Werth nach den beſte— 
henden Vorſchriſten zu vergüten. 

S 22. 

Uiber alle Uibertretungsfälle der in Abſicht auf 
den Feingehalt und die Punzirung beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften bat die Punzirungsbehoͤrde der Landesſtelle— 
zum Behufe der weitern Verhandlung mit Vor⸗ 
legung des beanftänderen Gold- und Silbergeräthes die 
Anzeige zu erſtatten. 

Die Entſcheidung und das Straferkenntniß ſteht der 
Landesſtelle zu. Gegen die geſchöpften Erkenntniſſe iſt 
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den Parteyen der weitere Zug im Wege der Gnade hors 
behalten, wobei die beſtehenden Vorſchriften zu deob⸗ 
achten ſind. 
Gubernial-Kundmachung vom ten April 1824. grat, 
Zahl 59. 


38. 


Indikatoren bei den Kataſtralvermeſſungs⸗ 
operazionen muͤſſen von den Gemeinden 
unentgeldlich beigeſtellt werden. 


ie Erwägung, daß es eine unverkennbare Pflicht der 
Gemeinden fey, der Staatsverwaltung alle jene Aufſchluͤſſe 
deren dieſelbe zu einer öffentlichen gemeinnügigen Maß 
regel bedarf, und deren verläßliche Angabe nur ihnen 
möglich iſt, unentgeldlich zu ertheilen, und die häufig 
gemachte Erfahrung, daß die Gemeinden bei der Wahl der 
Indikatoren bei den Kataſtralvermeſſungsoperazianen — 
wegen des mit dieſer Dienſtleiſtung verbundenen Lohnes 
— mehr auf die Dürftigkeit ihrer Glieder, als auf ihre 
Geeigenheitzu den Obliegenheiten des Indikators Rückſicht 
nehmen, hat die k. k. Grundſteuer⸗Regulirungs⸗ Hof⸗ 
kommiſſion zu dem Beſchluße veranlaßt — die bis nun 
den Indikatoren geleiſteie Vergütung vom Beginne der 
nächſten Feldarbeit an einzuſtellen, und den Gemeinden 
die unentgeldliche Beiſtellung verläßlicher — mit dem 
Beſitzſtande der Gemeindeglieder genau bekanten Indi- 
katoren zur Pflicht zu machen. 

Von dieſem Beſchluße der k. k. Grundſteuer Re- 
gulirungs » Hoffommiffion werden die Kreisämter zur 
eigenen Wiſſenſchaft und zur allgemeinen Bekantmachung 
hiemit verſtändiget. 


Gubernial⸗Verord April 1824. Gub. 
Zahl 246g ordnung vom ten Ap 
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30. 
Militaͤr⸗Verpflegs-Subarendatoren follen 
gleich nach der letzten Faſſung eines je= 
den Monats mit den Verpflegs-Maga— 
zinen abrechnen. 


ei dem Umſtande, wo zu Folge hoffriegsräthlicher 
Anordnung in der ſchon am ären eines jeden Monats an 
den Hofkriegsrath vom General» Militär» Kommando 
einzuſendenden verpflegsämtlichen Gelderfordernißaufs 
fägen, keine rückſtändigen Militär- Verpflegs-Subaren⸗ 
dirungsforderungen erſcheinen dürfen, weßhalben auch 
in den Subarrendirungskontrakten 5. 2. bedungen wird, 
daß jeder Subarendator die Militär-Faſſungsquittun⸗ 
gen, mittels Verzeichniſſes monatlich, d. i. gleich nach 
der letzten Faſſung eines jeden Monats, dem betreffen— 
den Verpflegsmagazine zur Zahlung verläßlich zu über⸗ 
reichen habe, und aus dem Anlaſſe, daß mehrere Sub— 
arendatoren, ungeachtet dieſer Kontraktsberpflichtung, 
dennoch erſt ſpäter, und öfter bis zum Gren des folgen» 
den Monats zur Abrechnung bei den Magazinen erſchei⸗ 
nen, wodurch ihnen die Zuhaltung des zur Einreichung 
der Gelderfordernißaufſätze, der Konſumpzionsſummarien 
und Rapporte präfigirten Termins unmöglich gemacht, 
und daher der innere verpflegsämtliche Dienſt gehemmt 
wird, erhalten die Kreisämter über ein Anſinnen des k. 
k. General. Militär » Kommando vom 17ten v M Zahl 
1021 8. den Auftrag, ſämtlichen im Kreiſe befindlichen 
Subarendatoren nachdrücklichſt aufzutragen: daß fie 
gleich nach der letzten Raturalien-Faſſung eines jeden 
Monats, um fo gewiſſer bei dem betreffenden Verpflegs⸗ 
magazine zur Abrechnung und reſpektiven Erhebung 
ihrer Vergütungsgebühr zu erſcheinen haben; als fie 
ſonſt es Dh nur ſelbſt zuzuſchreiben hatten, wenn fie 
auf die Bezahlung bis zu der erſt im nächſten Monate 
erfolgenden Gelddotazion warten müßten. 


K. Gub. Verord. vom 5. April 1824. Gub. Zahl 20019. 


40. 

Regulirung der Quartierskompetenz fuͤr die 
Regiments = Rechnungsfanzleyen, Re⸗ 
gimentsadjutanten und Auditors, für 
den Feldapotheken-Senior und die Mi⸗ 
litaͤrunteraͤrzte. 


m Grunde hohen Hofdekrets vom 28ten Februar l. J. 
3. 5099 wird den Kreisämtern zur Nachachtung bedeutet: 
1.) Daß die Regiments-RNechnungskanzley in der 
Quartier» Kompetenz des Regiments-Rechnungsführers 
ſchon enthalten ſey, und daß nur dann, wenn dieſe 
Kompetenz des Rechnungsführers, wegen des Se, 
nungsperſonals, oder wegen der vieljährigen Akten nicht 
hinreichen ſollte, eine verhaltnißmäſſige Vermehrung 
derſelben Statt finden könne. 

2.) Daß nur den Regimentsadjutanten, ſo wie 
dem Negimentsauditor ein eigenes Kanzlepzimmer ge, 
bühre, die Bataillonsadjutanten aber hierauf keinen An⸗ 
ſpruch haben. ? 

5.) Daß die Kanzley für den Feldapothefen-Senior 
nicht vom Lande in Anſpruch genommen werden könne, 
weil die Beiſtellung der Unterkunft für die in den Pro⸗ 
vinzen befindlichen Medikamenten-Depots dem Lande 
nicht obliegt, ſondern vom Militär » Nerar beforge, und 
beſtritten wird, ſomit wenn das hieſige Medikamenten- 
Depot künftig eine Kanzley nötbig hätte, auch dieſe bom 
Militär- Aerar gemiethet und befiritten werden wird. 

4.) Daß den Militär -Unterärzten durch eine Ele 
was auszeichnende Behandlung bei Anweisung ihrer 
Quartiere der Reitz einer fernern Widmung für das 
wichtige Sanitätsfach der Armee zu erhöhen und die 
Einleitung zu treffen ſey, daß ſie nur 2 zu 2 in den 
te ober Prima Planiften » Zimmern untergebracht 
werden. 

Gubernial Verordnung vom töten April 1824. Gub. 

Zahl 18509. 


Prov. Geſeyſ. von Galizten 1824. E 
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41, 
Bierpreiſe oder Satzungen werden allge 
mein aufgehoben. 


Mit hohem Hofkanzleydekret vom 18ten März l. J. iſt 

die Satzung oder Tare auf das Bier, wo ſelbe etwa 

im Lande noch beſtehen ſollten, aufgehoben worden. 
Die Kreisämter haben dieß nicht nur allgemein 

bekant zu machen, ſondern ſich auch in vorkommenden 

Fällen hiernach zu achten. 

Gubernial-Verordnung vom zoten April 1824. Gub. 

Zahl 19949. 


42. 


Einfuhr des Trieſter und Venediger The— 
riaks. 


it hohem Hofkammer » Defrete vom 14ten März 
1824, Zahl 8645, iſt befchloſſen worden, die über den 
Bezug des Trieſter und Venediger Theriaks bis nun 
beſtehenden Boll» und Santtaͤtsvorſchriften in Einklang 
zu bringen, daher zu beſtimmen, daß der Trieſter Z be, 
riak, eben fo, wie der wirklich ausländiſche, unter die 
außer Handel geſetzten Artikel gehöre, und nur nach er, 
langter Bewilligung der Landesſtelle, gegen Paß und 
Entrichtung der vorgeſchriebenen Gebühren eingeführt, 
dagegen der Venediger Therijak im ganzen Umfange der 
Monarchie innerhalb der Zoll⸗Linien zollfrei bezogen 
werden dürfe. 

Dieſer Bezug des Venediger Theriaks iſt jedoch aus 
Sanitäts- Rückſichten nur den Apothekern geſtattet, und 
dieſe dürfen denſelben nur gegen Vorweiſung eines ärzt— 
lichen Rezeptes an Private verkaufen. 

Gubernial-Kundmachung vom 2oten April 1824. Gub. 
Zahl 20528. 


— 


45. 


Beamten und dem Aufſichtsperſonale der un⸗ 
mittelbaren Polizeybehoͤrden gebührt keine 
Taglia fuͤr die Einbringung eines De— 
ſerteurs, wohl aber dem von den politi— 
ſchen und ſtaͤdtiſchen Behoͤrden abhän- 
genden Aufſichtsperſonale. 


kit hohem Hofkanzleydekret vom 2sten v. M. Zahl 
6222 iſt bedeutet worden, daß zwar weder die Beamten 
der unmittelbaren Polizeybehörden, noch das ihnen un, 
terſtehende Aufſichtsperſonale auf die Taglia für Grp, 
bringung eines Deſerteurs einen Anſpruch haben, daß 
aber dieſelbe dem von der politiſchen und insbeſondere 
von der ſtädtiſchen Behörde abhängigen Aufſichtsperſo— 
nale allerdings gebühre. 

Von dieſer höchſten Entſchlieſſung werden die Kreis⸗ 
ämter zur Wiſſenſchaft und ſogleichen weitern Bekant 
gebung in die Kentniß geſetzt. 

Gubernial-Verordnung vom 22ten April 1824. Gub. 

Zahl 21385. 


Ab. 


Behandlung der juͤdiſchen Froͤmmlerſekte 
Chasiden genannt. 


D 

Dun die hierortige Verordnung vom Au ten Oktober 
1823 Zahl 60718. mit welcher den Kreisämtern aufge⸗ 
tragen worden ift, auf die unter den Namen Chası E 
oder Frommler im Lande etwa herumziehenden von der 
Judenſchaft unter allerlen Vorwänden bedemende Geld. 
ſummen ſammelnden, und den Abſichten der Regie 
rung, unter den Juden Aufklärung und Bildung zu 
verbreiten, felbe den übrigen Menſchenklaſſen anzunäh⸗ 
ren, und den Aberglauben mit den fanatiſchen Ge⸗ 
dräuchen zu unterdrücken, entgegen BL Juden 

* 
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ein wachſames Auge zu richten, und bei vorkommenden 
Anzeigen von Betrettungsfällen das Amt ſtrenge zu 
handeln, nicht irrig ausgelegt werde, findet man den 
k. Kreisämtern zur Belehrung zu bedeuten: daß da die 
Ausübung der moſaiſchen Religionsgrundſätze geduldet 
iſt, und die Staatsverwaltung auf ſelbe nur in ſo weit 
Einfluß nimmt, als in Rückſicht der Anſtellung der 
Kreisrabiner, des Synagogenbaues die Errichtung jüdi- 
ſcher Freidböſe, und Abhaltung der Privatandacht abge— 
ſonderte politiſche Verordnungen beſtehen, auch nach den 
Aeußerungen der Nabiner zwiſchen den ſogenannten 
Frommen und den übrigen tolerirten Juden kein 
anderer Unterſchied als in Anſehung der Gebethe be— 
ſteht, dieſer Unterſchied hingegen eben ſo wenig, als 
ihr ſtrengeres Faſten, Wandklopfen und dergleichen (Ge, 
brauche mehr auf den Staat einen Einfluß haben, ſchon 
unterm ıgten Auguſt 1788 Zahl 19306, aus Anlaß 
eines ſpeziellen Falles dem k. Rzeſzower Kreisamt Des 
deutet wurde, die Chasiden oder Fromme Juden nicht 
zu verfolgen, welches auch zu Folge hohen Hofkanzley⸗ 
dekrets Dom 14ten Hornung 184 Zahl 1709 - 162 dem 
k. Zloczower Kreisamt am ıten April 1814 Zahl 7347 
erinnert worden iſt, darnach hat ſich auch das k. Kreis- 
amt zu richten, und nur darauf zu ſehen, daß bei 
Ausübung der geduldeten moſaiſchen Keligionsgrundfäge 
nicht eigends beſtehende politiſche Vorſchriften Übertret« 
ten, oder verletzt werden, in welchen Falle der That 
die Freisämtliche Amtshandlung auf dem Fuße folgen 
muß. 
In Betreff der Miniamsbewilligungen giebt das 
gedruckte Kreisſchreiben vom 22ten Auguſt v. J. Zahl 
44076 f. 4. die vorgeſchriebenen Bedingniſſe an die Hand, 
wobei man nur noch bemerkt, daß ſich die Negierung in 
die ohnehin erfolglofen Rachforſchungen, ob ein Jude 
zu dieſer oder jener Sekte gehoͤre, nicht einzulaſſen, 
ſondern bei Behandlung der einzelnen Individuen nur 
ihre perſoͤnlichen Eigenſchaften im Auge zu behalten, und 
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ſich einer genauen Kentniß derſelben, fo biel als nur 
immer möglich zu verſichern habe. 

Anders verhält es ſich, wenn dieſe Juden ſich paß⸗ 
und geſchäſtslos im Lande herumtreiben, einen Schwarm 
Juden mit ſich herumziehen, unter dem Vorwande der 
Unterſtützung für die Armen bedeutende Geldbeträge 
ſammeln, durch ihre Lehre und Einwirkung auf die 
gemeine Judenklaſſe Aberglauben und fanatiſche Gebräus 
che zu verbreiten ſuchen, auf den Ertrag der Judenge— 
fälle nachtheilig einwirken, oder ſonſt durch poſttive 
Handlungen den Abſichten, und Bemühungen der Re— 
gierung, die Juden durch Aufklärung, Bildung und wahre 
Moral den übrigen Staatsinſaſſen näher zu bringen ent» 
gegen arbeiten: in dieſen Fällen, welche nicht die jüdiſche 
Religion betreffen ſondern Handlungen gegen beſtimmte 
politiſche Vorſchriften ſind, trit die k. Amtshandlung des 
Kreisamtes, welches ſich die hier einſchlagenden beſondern 
Vorſchriften ſtets gegenwärtig zu halten hat ein, und es 
find dergleichen aus dem Geleiſe der bürgerlichen Grp, 
nung tretende Individuen auf das ſchleunigſte nach der 
ganzen Strenge der Geſetze anzuſehen, da es vorzüg⸗ 
lich darauf ankömmt, mit Schnelligkeit und Feſtigkeit 
darauf einzuwirken, und dergleichen Umtrieben gleich 
anfangs auf eine entſcheidende Art zu begegnen. 

Gubernial-Vdrordnung vom abten April 1824. Gub. 


Zahl 25819. 
Le? 


Grundſätze wegen Entlaſſung der Selbſt— 
verſtuͤmmler von Militar. 


8 WE die Frage vorgekommen, ob und in welchen 
Fallen die Entlaſſung eines Gë Militär dienenden 
Selbſtverſtümmlers, welcher nach der mit Gubernials 
Dekret bom Bien April 1811 Zahl 12907 bekant ge: 
machten allerhöchſten Entſchlieſſung im Allgemeinen auf 
die Wohlthat der Kapitulazion keinen Anſpruch hat, 
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vor feiner gänzlichen Untauglichkeit für die Militär 
dienleiſtung Statt finden könne. 

Hierüber iſt im Einverſtändniſſe mit dem k. k. Get, 
keiegsrath mit hohem Hofkanzleydekret vom ııten l. M. 
Zahl 10354 folgendes entſchieden worden. 

ıtens Die ab instantia losgeſprochenen oder nicht 
gerichtlich überwieſenen Selbſtverſtümmler, welche als 
ſolche von dem Eivile an das Militär abgegeben wurden, 
find in der Negel von der Begünftigung der Entlaſſung 
im Concertazionswege auf Wirthſchaften und Gewerbe 
nicht ausgeſchloſſen. 

Ihre Entlaſſung wird aber auf jene Fälle beſchränkt, 
in welchen den Bedingungen, unter welchen Entlaſſungen 
im Eonrertationswege überhaupt geſtattet find, auf das 
vollkommenſte Genüge geleiſtet wird. 

Ale Entlaſſungsgeſuche von Selbſtberſtüͤmmlern 
dieſer Art auf Wirthſchaften und Gewerbe, deren Be— 
ſiz nicht nach den ſtrengſten Grundſätzen von der Milt— 
tärpflichtigteit befreyet, find zurückzuweiſen. 

2tens. Die übetwieſenen Selbſtverſtümmler, die 
ſich noch im Eiviiftande, mithin vor ihrer Stellung 
zum Militär verſtümmelt haben, find nur dann im Con- 
certationswege zu enilaſſen, wenn ihre Aufführung wah— 
rend der Dienſtleiſtung gut und tadellos war, und wenn 
fie durch Erbſchaft in den Beſitz eines nach dem 
Conſtripzions-Syſteme von der Stellung befreyenden 
Gewerbes oder einer Wirthſchaft gelangen, zu deren 
Aufrechthalrung fie dringend nothwendig find. Auf er— 
erbte Wirthſchaften und Gewerbe, die nicht nach ſtren— 
gen Grundſätzen von der Militärpflichtigkeit befreyen, 
können ſolche Selbſtberſtümmler ebenfalls nicht entlaſſen 
werden. 

zItens. Jene Leute, welche ſich der Selbſtver⸗ 
ſtümmlung in der Militär-Dienſtleiſtung ſchuldig gr: 
macht haben, ſind in Bezug auf die Entlaſſung nach 
den unter ı und 2 aufgeſtellten Grundſätzen zu behan— 
deln, nur müſſen fie, bevor über ihre Entlaſſung eine 
Verhandlung gepflogen werden kann, die in den Geſetzen, 


SS e 


und namentlich in der Gub. Verordung vom gten April 
1784 Zahl 7547 über militäriſche Selbſtverſtümmler 
verhängten Strafe unterzogen werden. 
Welches den Kreisämtern zur genauen Darnachach⸗ 
tung bedeutet wird. 
Gubernial⸗ Verordnung vom Zoten April 1824, Gub. 
Zahl 24365, 


46. 
Wie ſich bei Anſuchung der Privilegien zur 
Bereitung und zum Verſchleiß kuͤnſtlicher 
Weine zu benehmen ſey. 


achdem der Bereitung künſtlicher Weine, in ſo ferne 
fie als ſolche und nicht als echte Weide angekündigt 
und verkauft werden, kein poſitives Geſetz entgegenftes 
het, diejenigen Bedenken aber, welche die mediziniſche 
Fakultät in Wien gegen eine Gattung derſelben, nämlich 
gegen jene, wozu andere Subſtanzen als inländiſche Trau⸗ 
ben und inländiſches Obſt verwendet werden, in Ganis 
tätshinſicht angeregt hat, bei Geſuchen um Privilegien 
auf die frägliche Fabrikazion in jedem einzelnen Falle, 
nur durch die Einſicht der verſiegelten Beſchreibung Des 
ſtättigt, oder nach Umſtänden auch behoben werden kön⸗ 
nen, fo haben Se. Majeſtät mit allerhöchſter Entſchlie⸗ 
ßung vom 29. März l. J. den dei Gelegenheit einer ſpe⸗ 
ziellen Verhandlung gemachten a. u. Vortrag der Kom⸗ 
merzhofkommiſſion zu genehmigen geruhet, wornach 
künftig rückſichtlich der Privilegirung von Erfindungen, 
Entdeckungen und Verbeſſerungen zur Bereitung Un, 
licher Weine nach der allerhöchſten Entschließung bom 
25ten July „822 vorzugehen, das iſt, von allen jenen, 
welche auf Gegenſtände der Verzehrung Privilegien ana. 
ſuchen ihre Erfindung gleich nach der ertbeilten aller. 
höchſten Bewilligung des Pribilegiums der ärztlichen 
Fakultät vorzulegen, und erſt über das beigebrachte Zeug 
niß der Unſchädlichkeit das Privilegium auszufertigen 


if. In Abſicht auf Fünftlihe Weine find noch insbeſon⸗ 
dere die betreffenden Partheyen bei Eröffnung der Ein. 
leitung wegen Ausfertigung und Kundmachung der Pri— 
bilegien zum Verſchleiſſe der künſtlichen Weine in gehö— 
rig verſchloſſenen Bouteillen unter Beifügung von Eti— 
quetten zur Angabe des Fabrikszeichens und Namens, 
dann des Fabriks⸗ und Wohnortes, vorzüglich aber der 
künſtlichen Qualität der Weine von Fall zu Fall aus- 
drücklich anzuweiſen, wie auch von Seite der Behörde 
unvermuthete Nachforſchungen anzuſtellen, um ſich von 
der ordnungsmäßigen Befolgung jener Weine zu übers 
zeugen. 

Dieſes wird den Kreisämtern in Folge Dekretes 
der Kommerzhofkommiſſion bom ı5ten v. M. Zahl 1052 
zur Nachachtung in vorkommenden Fällen eröffnet. 

Gubernial⸗ Verordnung vom sten May 1824. Gub. 
Zahl 25034, 


es 
Aufhebung des Aus- und Durchfuhrsver⸗ 
bots aller Gattungen Waffen und 

Kriegsbeduͤrfniſſe nach der Moldau 

und Wallachey. 

Mit Nückſicht auf die in den beiden Fürſtenthümern 
Moldau und Wallachey wieder hergeſtellte Ruhe, wird 
der mit Landespräſidial⸗Erlaſſe vom zoten May 1821 
Zahl 5632 bekant gemachte Verbot der Aus. und 
Durchfuhr aller Gattungen Waffen - und Kriegsbedürf⸗ 
niße nach den erwähnten Fürſtenthümern dermal out, 
gehoben, und die Aus- und Durchfuhr gedachter Arti⸗ 
kel in die Fürſtenthümer Moldau und Wallachey unter 
Beobachtung der Zollborſchriften geſtattet. 

Dieſe Beſtimmung wird in Folge herabgelangten 
hohen Hofkammer -Praſidial⸗Dekrets vom ꝛ2ten v. M. 
Zahl 1191) öffentlich bekant gemacht. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom bten May 1824. Gub. 

Zahl 25092. 


48. 

Berichtigung des S. 6 vom Kreisſchreiben 
dd. sten September 1819 das Verfah— 
ren in ſtreitigen Eheangelegenheiten be— 
treffend. 


m s. 6 des Kreisſchreibens vom Aten September 
1819, das Verfahren in ſtreitigen Eheangelegenheiten 
betreffend, wird ſich auf den J. 498 der Gerichtsord— 
nung für Weſtgalizien bezogen; da doch der hier in 
Anwendung zu bringende §. der mit Patent vom 19ten 
Dezember 1796 kund gemachten Gerichtsordnung, der 
312. ID, wornach der im Eingange angeführte Abfag 
jenes Kreisſchreibens zu berichtigen kommt. 


Gubernial-Kundmachung vom dten May 1824. Bub. 
Zahl 24085. 


49. 

Dominien haben ſich zur Erzielung einer 
richtigen Klaſſiſizirung des Bauernſtan⸗ 
des mit einem vom Kreisamte beſtaͤttig— 
ten Grundinventarium zu verſehen. 


Mit Gubernial » Verordnung vom ꝛ2ten April 1809 
Zahl 15199, 29ten Juny 1810 Zahl 20485 und ı6ten 
November 1815 Zahl 47602 iſt angeordnet worden: 
daß zur Erzielung einer richtigen Klaſſifizirung des 
Bauernſtandes alle Dominien mit einem vom Kreis⸗ 
amte beſtättigten Grundinbentarium über den eigentli⸗ 
chen Seite jedes einzelnen Unterthans ſich zu verſehen, 
und dieſes — oder einen kreisamtlich beſtättigten Aus⸗ 
zug der Konfkeipziong „ Revifion vorzulegen oben, 
„Ungeachtet in der letzt bezogenen Verordnung das 
Kreisamt beauftragt wurde: dort, wo ein ſolches Grund. 
Inventarium mangelt, die Abſchrift dabon von der 
Staatsbuchhaltung auf Koſten des betrrffenden Domi- 
niums zu erwirken, ſo ſind damit doch noch nicht alle 


Dominien verfehen, welches ſowohl bei den zur Zeit 
der Konſkripzions⸗Reviſion vor ſich gehenden Klaffifizi- 
rung des Bauernſtandes, als auch bei Würdigung der 
wegen Entlaſſung der Militärindividuen abgehaltenen 
Concertationen mancherley Mißgriffe veranlaßt. 

Den Kreisämtern wird daher neuerdings aufgetra— 
gen auf die genaue Beobachtung der obbezogenen dieß— 
ortigen Vorſchriften ſtrengſtens zu wachen. 

Gubernial⸗ Verordnung vom 3 2ten May 1824. Gub. 

Zahl 25708. 


50. 


Beſitzer von aus der Verlooſung entſtande⸗ 
nen Konvenzionsmuͤnz- Staatsſchuld⸗ 
Verſchreibungen koͤnnen die Intereſſen 
auch bei den Prov. Kreditskaſſen be= 
ziehen. 

Um die Behebung der Intereſſen von den Staatsob— 

ligazionen zu erleichtern, werden in Folge Hofkammer— 

dekrets vom 16ten April I. J. folgende, vom 1. Juny 

d. J. in Wirkſamkeit tretende Beſtimmungen bekant ges 

macht. 

Ba: 

Jeder Beſitzer der 5, 22, und ı3 Konvenzions⸗ 
münz ⸗Obligazionen der aus der Verlooſung entſtande— 
nen Konvenzionsmünz⸗ Staatsſchuldverſchreibungen, 
dann der Hofkammer und Banko-Obligazionen kann 
die Intereſſen auch bei den Kreditskaſſen in den Pro— 
Dipen beziehen. 8 

ff De 

In den Provinzen beſtehen Kreditskaſſen zu Prag, 
Brünn, Lemberg, Ofen, Hermannſtadt, Grat, 
Laybach, Görz, Zara, Insbruck, Salzburg und 
Linz. Eben fo werden in Mayland und Venedig Kre— 
dits⸗Abtheilungen errichtet werden. Der Anfang ihrer 
Wirkſamkeit wird nachträglich bekant gemacht werden. 


S. 3. 

Um die Uibertragung der Intereſſen⸗Zahlung auf die 
Provinzkaſſen den Befigern der erwähnten Obligazions⸗ 
kategorien mit der möglich größten Erleichterung zuzu— 
wenden, iſt ſich unter Beibringung der Driginal-Obli« 
gazion an die k. k. Univerfal » Staats. und Banko— 
Schuldenkaſſe zu wenden, und ihr die Prov. Kredits 
kaſſe, bei welcher, und der Zeitpunkt, von welchem an 
die Zinſen erhoben werden wollen, bekant zu geben. 

Die Univerfal - Staats» und Banko-Schulden— 
Kaſſe wird hiernach, wenn kein Anſtand obwaltet, auf 
der Kückſeite der Obligazion die entſprechende Anmer— 
kung beifügen, und das Erforderliche wegen des Bolls 
zuges dieſer Intereſſen-Uiberweiſung einleiten. 

S. Se 

In den Provinzen haben Gë die Beſitzer der ge⸗ 
nannten Obligazions-Kategorien an die dort beſtehende 
Kredits⸗ Abtheilung auf gleiche Art zu wenden, welche 
dann wegen Uibertragung der Zinſenzahlung, in Ein⸗ 
verftändniffen mit der k. k. Univerſal⸗Staats⸗ und 
Banko-Schuldenkaſſe das Nöthige einleiten, und die 
gehörige Bezeichnung auf die Nückfeite der Obligazion 
vornehmen wird. 

§. 5. 

Wünſcht der Beſitzer einer zur Verzinſung auf eine 
Prob. Kreditskaſſe überwieſenen Obligazion die Zahlung 
bei einer andern Provinzial-Kreditskaſſe, oder wieder 
bei der Univerfal » Staats» und Banko⸗Schuldenkaſſe 
zu erlangen, fo iſt ſich lediglich an die zur Zeit dieſes 
Anſuchens mit der Zahlung beauftragte Kreditskaſſe zur 
Einleitung der nöthigen Verfügung und Bezeichnung 
der Obligazion zu verwenden. 


Ee, 
Die Anmeldung wegen Uibertragung der Intereſ⸗ 
fen „ Zahlungen muß übrigens ſechs Wochen vor dem 
Eintritte des nachſten Zahlungstermins erfolgen, widri⸗ 
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gens fle ot die Wirkung von dem weitern darauf ſol⸗ 
genden Zahlungstermin äußern könnte. 
. 

Sollte der Beſitzer einer Obligazion, welche um— 
geſchrieben werden kann, und bei einer Provinzkaſſe 
verzinfet wird, die Umſchreibung wuͤnſchen, fo iſt zur 
Hintanhaltung einer jeden Verzögerung, die mit der 
Verzinſung beauftragte Kaſſe, um die Ausſtellung eines 
Zertifikats über den Intereſſen : Ausftand anzugehen, 
welches gegen Beibringung der Original- Obligazion 
ohne Weigerung ertheilt werden muß, und die Folge 
hat, daß die Verzinſung in der Provinz ohne einer 
neuerlichen Verſtändigung von Seite der Univerſal— 
Staats- und Banko » Schuldenfaffe nicht mehr Statt 
findet, die Umſchreibung aber nach den beſtehenden 
Vorſchriften erfolgen kann. 

a 


Da ferner die aus der Verlooſung entftandenen 
Konbenzionsmünz⸗ Staats Schuldverſchreibungen bei 
jener Kreditskaſſe verzinslich ſind, wo die verlooſten 
Obligazionen zur Erlangung neuer eingelegt wurden, 
ſo iſt ſich in Anſehung ihrer Verzinſung bei der Uni— 
verfal» Staats- und Banko⸗Schuldenkaſſe, oder ihrer 
Umſchreibung, nach der eben erwähnten Vorſchrift zu 


benehmen. 
§. 9. 


Die Uibertragung der Intereſſenzahlung durch das 
Einberſtändniß der Kreditskaſſen iſt übrigens nur bei je: 
nen Obligazionen geſtattet, welche der Gegenſtand einer 
unbeſchränkten Verfügung über Kapital und Intereſſen 
ſind, und mit keiner, wie immer gearteten Haftung 
belaſtet erſcheinen. 

Gubernial-Kundmachung vom 15ten May 1824. Nräf- 

Zahl 4137. 


51. 
Zur definitiven Verhandlung des aͤlteren Mi⸗ 
„wlitärfchuldengeichafts wird der Termin 
bis Ende Oktober 1824 feſtgeſetzt. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete vom 28ten April d. 
Jahrs Zahl 12515 iſt beſchloſſen worden: wegen der be, 
finitiven Verhandlung des älteren Militär-Schuldenge— 
ſchäfts, den peremtoriſchen Termin bis Ende Oktober 
d. J. feſtzuſetzen, bis zu welchem alle Militär-Gläu- 
biger ihre Forderungen, famt den Beweiſen derſelben 
unausbleiblich bei dem betreffenden k. k. Kreisamte an⸗ 
zumelden haben, und nach deſſen Ablauf alle ferneren 
Anforderungen dieſer Art werden zurückgewieſen werden. 

Hierbei wird nur noch bemerkt: daß, wenn für 
eine, bisher noch undefriedigte, aus was immer für 
einer Periode herrührende Forderung entweder von der 
Partey ſelbſt, oder durch die betreffende Behörde, be— 
reits um die Vergütung eingeſchritten worden wäre, 
dieſe Partey, oder Behörde nicht mehr gehalten fen. ihre 
Forderung in der hier anberaumten Friſt neuerdings 
anzumelden, und daß im Falle, als eine ſolche Forde. 
rung erſt nach jenem Termine angeregt würde, jedoch 
zugleich der Beweis vorläge, daß fie auch vor demſel— 
ben ſchon einmal angebracht worden iſt, die Zahlung 
nicht wird verweigert werden. 

Welches zur allgemeinen Kenntniß mit dem Zei 
ſatze gebracht wird, daß hierbei nur die Provinzial⸗ 
Gläubiger gemeint find, weil die von der Militär Ber, 
waltung mit Privaten im Wege des Kontrakts einge⸗ 
gangenen Verbindlichkeiten, ihrer Natur nach nicht 
hierher gehören. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom 15ten Map 1824. Gub. 
Zahl 27503. 


52. 


Juͤdiſche Fuhrleute haben gleiche Rechte 
mit den chriſtlichen zur Befoͤrderung der 
Reiſenden. 


a nach dem für das Königreich Galizien unterm 
outen März 1775 erfloffenen Poſtpatente und insbe» 
ſonders dem Patentsnachtrage vom 24ten Juny deſſelben 
Jahres, ſo wie auch nach der galiziſchen Judenordnung 
vom gten May 1789 und zu Folge der Verorduung 
vom ı7ten May 1820 Zahl 19554 den jüdifchen Fuhr⸗ 
leuten in Galizien unter gleichen Vorſichten, wie den 
chriſtlichen Fuhrleuten das Recht zur Beförderung der 
Reiſenden auf der Poſtſtraſſe in halb oder ganz gedeck— 
ten Wägen oder offenen Kaleſchen um Geld, wenn ſie 
mit den vorgeſchriebenen Zertifikaten verfehen ſind, zu— 
Debt, fo haben Se. k. k. Mojeſtät mit allerh. Entſchlieſ⸗ 
fung vom ıten April d. J. über die von den mähriſch 
ſchleſiſchen und galiziſchen Poſtmeiſtern unterm aoten 
September und 22ten Oktober v. J. allerhöchſt über⸗ 
reichten Geſuche, daß den jüdiſchen Fuhrleuten in Gali- 
zien die Beförderung der Keifenden auf Poſtſtraſſen Der, 
bothen werden wolle, zu befehlen geruhet, daß die 
Bittſteller mit ihrem Geſuche abzumeifen feyen. 

Wovon die Kreisämter verſtändiget werden. 

Gubernial-Verordnung vom 15ten May 1824. Gub. 

Zahl 23975. 


55. 


Berichtigung des bei dem neuen Abdrucke 
der Stolordnung unterlaufenen Fehlers. 


Du in dem mit Gubernial-Kreisſchreiben vom ıyten 
Dezember 1819, Zahl 61898 kund gemachten neuen 
Abdruck des Stolordnungs⸗Patents vom ıten July 1785 
bei der vierten Klaſſe erſter Rubrik der Fehler unterlau⸗ 
fen iſt, daß dem Pfarrer für das Einſegnen und Bes 
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gleiten einer ordinären Leiche im deutſchen Texte nur 
funf Kreutzer angeſetzt wurden; ſo wird zur allgemeinen 
Wiſſenſchaft und Darnachachtung kund gemacht, daß 
dem Pfarrer, nach der vierten Klaſſe erſter Rubrik, 
für das Einſegnen und Begleiten einer ordinären Leiche, 
ſo wie es in dem pohlniſchen Texte richtig enthalten 
iſt, fuͤnfzehn Kreuzer gebühren, und zu bezahlen ſind. 


gab end 8 1824. Gut, 
Zahl 21641. achung vom 18ten May 


54. 
Aufhebung der Kommerzhofkommiſſion. 


e. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchlieſſung 
dom 17ten April l. J. die Kommerzhofkommiſſion aufs 
zuheben, und deren Geſchäfte der allgemeinen hohen 
Hofkammer zuzuweiſen geruhet. Hievon werden die 
Kreisämter in Folge des Finanzminifterial » Erlaffes 
vom 22ten April l. J. Zahl 1484 mit Beziehung auf 
die hierortige Verſtändigung vom Iten November 1816 
Zahl 47280 in die Kentniß geſetzt. 

Gubernial-Verordnung vom 2oten May 1824. Gub. 
Zahl 26789. 


5 


Innhaber ausſchlieſſender Privilegien find 
der Erwerbſteuer zu unterziehen. 


Im Anbuge erhalten die Kreisämter die Abſchrift 
des am 2oten d. M. herabgelangten hohen Hofkanzley⸗ 
dekretes vom Gren d. M. Zahl 15065, dieſelben haben 
demnnach . ! 

ıteng. den im Kreiſe befindlichen Privilegieninha⸗ 
bern, welche zur Erwerbſteuer bisher etwa noch nicht 
einbezogen worden find, die vorgeſchriebenenErwerbſteuer⸗ 
erklärungen von der Zeit des erhaltenen Privilegiums 
an, abzufordern, und mittels der gewöhnlichen Aus⸗ 
weiſe binnen 4 Wochen anher vorzulegen. 
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stens. Wenn ein Privilegiuminhaber ſchon zur Ers 
werdfieuer einbezogen worden wäre, dieſes in eben die— 
ſer Friſt mit Anführung des Datums und der Num— 
mer der vorgelegten Eingabe hierorts anzuzeigen. 

Steng, Jetzt und in der Zukunft auf den Erwerb— 
ſteuerausweiſen, in welchen Privilegieninhaber borkom— 
men werden, den Beſitz eines Privilegiums, das Da— 
tum deſſen Ertheilung und die hiezu eingeräumte Dauer 
anzumerken, in Zukunft aber ſelben aus der vorhande— 
nen Vormerkungen immer mit Ende Juny ohne eine 
beſondere Erinnerung abzuwarten anher vorzulegen. 

Präſidial⸗ Verordnung vom 21ten May 1824. Gub. 
Zahl 30344. 


7 * 
Hofkanzleydekret vom 6ten May 1824 Zahl 
15065-9958. 


Bei Gelegenheit, als in einer Provinz zum Behufe der 
abzufaſſenden Kommerzial-Tabellen aus den Erwerb, 
fteuer » Elaboraten die mit dieſer Steuer belegten Ges 
werbe nach der Kathegorie der einzelnen Beſchäfti⸗ 
gungszweige ausgezogen wurde, hat ſich gezeigt, daß 
von den Inhaber ausſchlieſſender Privilegien 
nur ſehr wenige mit einer Erwerbſteuer belegt ſind. 

Dieß veranlaßt die Hofkanzley dem Gubernium zu 
ſeiner Darnachachtung zu bemerken, daß es nicht recht 
geſchehen wäre, wenn Inhaber ausſchlieſſender Privile- 
gien auch dortlandes für den Erwerb, den ſie ſich bei der 
Ausübung derſelben verſchaffen, nicht mit der Erwerb— 
ſteuer belegt worden wären, da nach den öſterreichiſchen 
Steuergrundſätzen ein jeder Erwerb, der aus einer indu— 
ſtriellen Unternehmung entſpringt der Erwerbſteuer un— 
terliegt, und ferner dem Wortlaute des 9. 18 des Pri« 
vilegienpatents vom 8ten Dezember 1820 ſich ausbrück⸗ 
lich, nur auf die Verleihung nicht aber auf die 
Ausübung des Privilegiums bezieht. 
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Das Gubernium hat daher unverweilt zu erheben, 
ob Pribilegieninhaber bisher außer der Beſteuerung ge, 
blieben ſind? 

Sollte letzteres wirklich der Fall ſeyn, ſo hat das 
Gubernium dieſe bisher freygebliebenen Individuen 
rückſichtlich ihres dadurch erlangten beſondern Erwerbes 
nachträglich der Erwerbſteuerpflichtigkeit nach der Ber 
ſchaffenheit und Ausdehnung der einzelnen Unterneh- 
mung zu unterziehen, bei welchen nachträglichen fowohl 
als künftigen Bemeſſungen jedoch ſtets jene Schonung 
zu beobachten iſt, die neue Erfindungen der Hinderniſſe 
wegen, mit denen ſie zu kämpfen haben, verdienen 

Uibrigens hat das Gubernium das jährliche Gr 
trägniß der Erwerbſteuer von Privilegieninhabern abge- 
ſondert auszuweiſen damit die Staatsverwaltung einer 
vollſtändigen Uiberblick erhalte, wie Dart das Erträgniß 
iſt, das der Staat nebſt den Privilegientaxen, deren 
beſondere Evidenzhaltung bereits eingeleitet iſt, von dem 
beſtehenden Privilegienſpſteme auch bei obiger Rubrik 
bezieht. 

36, 

DH D 2 fr 
Die bisher beſtandene Beſchraͤnkung, das 

die Fiaker in Wien nicht weiter als 4 

Meilen im Umkreiſe von Wien fahren 

duͤrfen, wird aufgehoben. 

e. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchlieſſung 
vom sten April d. J. zu geſtatten geruhet, daß die be⸗ 
ſtebende Beſchränkung, wornach die Fiaker in Wien 
nicht weiter als 4 Meilen im Umkreiſe bon Wien fahren 
dürfen jedoch nur gegen genaue Beobachtung der Poli⸗ 
aen e und Poſtvorſcheiften, aufgehoben werde. 

Welches zu Folge hohen Hofkammerdekrets bom 
25ten April l. J. Zahl 15655 fund gemacht wird. 

Gubernial-Kundmachung vom 22ten May 1824. Gub. 

Zahl 27504. = 

Prov.&yfegf. von Galizien 1824. E 
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Cat, 

Erhöhung des Poſt-Rittgeldes und der 
Paſſagiersgebuͤhr bei dem gewoͤhnlichen 
Poſtwagen in Tyrol, dann bei der Eil— 
Poſt⸗Wagensfahrt von Bregenz durch 
Vietſchgau nach Mantua. 


In Ruͤckſicht der Höheren Futterpreiſe in der Provinz 
Tyrol, hat ſich die hohe Hofkammer beſtimt gefunden, 
das vermoͤg ag, vom 17. Jänner 1624, Zahl 
2386 auf 48 kr. Conv. Münze herabgeſetzte Poſtrittgeld 
in Tyrol, ſowohl für Sierarial-, als Privat-Nitte, vom 
ıten April d. J. angefangen, wieder auf einen Gulden 
in Kondenzionsmünze für ein Pferd und eine einfache 
Poſtſtazion zu erhöhen, und die Gebühr für eine halb» 
gedeckte Kaleſche auf 50 kr., und für eine ungedeckte 
auf 15 kr., für eine einfache Poſtſtazion zu beſtimmen, 
das Poſtillons⸗ Trinkgeld aber, dei dem bisherigen Aus⸗ 
maße von 15 kr. Konvenzionsmünze für ein Pferd, und 
eine einfache Poſtſtazion zu belaſſen. 

Bet dem Umſtande, daß in Tyrol die Erhöhung 
des Poſtrittgeldes wieder eingetreten iſt, fand die hohe 
Hofkammer auch die in Folge Kreisſchreibens vom 30. 
Jänner dieſes Jahres, Zahl 5784 herabgeſetzte Paſſa⸗ 
giersgebühr bei dem gewöhnlichen Poſtwagen in Tyrol, 
dann bei der Eil⸗Poſtwagensfahrt don Bregenz durch 
Vietſchgau nach Mantua und zurück, gleichfalls wieder, 
und zwar nach folgenden Beftimmungen vom ıten Juny 
laufenden Jahres angefangen, zu erhöhen: 

Jeder Reiſende hat für eine einfache Poſtſtazion 
an Paffagiers- Gebühr zu entrichten: 

1. Bei den en Poſtwagensfahrten in 
Tyrol 

a) für einen Sitz im Innern des Wagens vierzig 

Kreutzer Konbenzionsmünze, 

b) für einen Sitz am vorderen Theile des Poſtwa⸗ 

gens dreißig Kreutzer E. M. 


Ad Nrum. 651. 


Au 8 weis 


uͤber die, mit Ausnahme der lombardiſch venezianiſchen Provinzen, in dem ganzen 
Kaiſerſtaate beſtehenden Ritt⸗, Trink⸗Kaleſch⸗ und Schmiergelder in 
Konvenziond - Münze. 


Für eine einfache Stazion 


Datum 


- Schmiergelder 
ohne Rückſicht 
Name pe. Pferd auf die Anzahl 
x des der pferde 
g Anfangs Ritt "Zon. Halb⸗ Uns mit [ohne 
Gelder gedeckte Fett 
Kaleſchgebühr = 
(eieiei, Ir. I fl. kr. fl. tr. f fl tr. 
| | | 
Dſterreich, Böhmen, Mähren, Schleſien, vom | | | | | | 
Steyermark, Kärnthen, Salzburg und die || ıten Februar | 
Parzellen des In» und Hausruck⸗Viertels 1824 an — 48 —72(—124ʃ(—126— 80— A 
| 
('UUIUIIu 
In den neu ayuirirten Provinzen Dalma⸗ 
tien, Küſtenland, Illyrien, und für die, dem tom 
Königreiche Ungarn nun wieder einderleibten, || ıten Februar 
jenſeits der Save in der ungariſchen Seeküſte, 1824 an 1—!48 — 15/1241 Igel 80(— 4 
und im Karlſtädter Kreife liegenden Poſtſtazio⸗ 
nen und Eambiaturen | 
| 
, vom 
Galizien, Ungarn und Siebenbürgen ıten Februar 
1824 an FF NN 86— 4 
| | 
Tyrol bom 
ıten Februar 
bis letzten 
März 1824 — 460 —5— 24 —120— 4 
bom 
Iten April 
1824 an F 66 — 4 
e | 


(Zur Sig. F. Seite 83.) 
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c) für ein Kind, welches zwiſchen zwei Perfenen Naum 
zum Sitzen findet, zehn Kreutzer S M., und 

d) für ein Kind, welches auf den Schoos genommen 
wird, acht Kreutzer E. M; außer dem hat jeder 
mit dem Poſtwagen Reiſende, dem Poſtillon an 

Trinkgeld noch drei Kreutzer E M. für jede ein, 

fache Poſtſtazion zu bezahlen. 

2. Bei der Eilpoſtwagensfahrt von Bregenz durch 
Vietſchgau nach Mantua oder von dort nach Bregenz, 
fünfzig Kreutzer Eond Münze, einſchlleßlich des Poſtil⸗ 
lons⸗Trinkgeldes, indem daſſelbe von der Poſtwagens⸗ 
anftalt an die Poſtillons, verabfolgt wird. 

Uibrigens wird der angeſchloſſene Ausweis über . 
die dermal, mit Ausnahme des lombardiſch⸗veneziani— 
ſchen Königreiches, im öſterreichiſchen Kaiſerſtaate ber 
ſtehenden Nitt- Trink » Kaleſch⸗ und Schmiergelder, 
ſamt den obigen Beſtimmungen, in Folge hohen Hof⸗ 
kammerdekrets vom 8ten May l. J., Zahl 15517 zur 
allgemeinen Kentniß gebracht. a 

Gubernial-Kundmachung vom 22ten May 1824. Gub. 

Zahl 50355. 


58. 


Erneuerung des Verbots des unbefugten 
Judenaufenthalts auf dem Lande und 
5 Getraͤnkausſchanks durch 
Juden. 


Se. Majeftät haben vernommen, daß in Galizien 
ganz gegen die beſtehenden Geſetze die Juden faſt aus— 
ſchlieſſend und überall die Bier- und Brandweinſchänk— 
häuſer in Pachtung haben, und das gemeine Volk zur 
Trunkenheit, und zu andern daraus entſtehenden üblen 
Folgen verleiten. Es haben daher Se. Majeſtät mit 
allerhöchſtem Kabinetſchreiben vom Aren l. M zu befeh⸗ 
len geruhet, damit hinſichtlich dieſer Pachtungen durch 
die Landesbehörden, auf den genauen Vollzug der hier— 
wegen beſtehenden Vorſchriften ſtrenge gehalten, und 
darüber gewacht werde, daß die in dieſer Beziehung 
eingeriſſenen Mißbräuche und Unfüge abgeſtellt, und für 
die Zukunft wirkſam hindangehalten werden. 

Dieſe mit hohem Hofkanzleydekret vom ten May 
1324 Nro. 15837 —886 anher betont gemachte aller“ 
höchſte Entſchlieſſung wird den Herrn Kreisvorſtehern 
mit folgenden Weiſungen anmit eröffnet: 

tens. Da es die Pflicht der Kreisaͤmter und ins— 
beſondere jedes Bezirkskommiſſärs iſt, über die Aufrecht⸗ 
haltung der allerhöchſten Anordnungen im ganzen Um, 
fange feines Bezirkes ſtrenge zu wachen, und wahrge— 
nommene Mißbräuche ſogleich abzuſtellen, oder in dieſer 
Abſicht, ſo ferne es deſſen Wirkſamkeit überſchreitet, 
din zweckdienlichen Anträge zu machen, fo haben die 
Herrn Kreis vorſteher ſämtliche Kreiskommiſſäre ſogleich 
anzuweiſen, unter fonft zu gewärtigender ſtrenger Ahn— 
dung bei Gelegenheit ihrer Kommiſſionsreiſen den Be— 
ftand oder Richtbeſtand geſetzwidriger Pachtungen durch 
Juden nachzuſorſchen, und un Bewährungsfalle das 
vorſchriftsmäſſige Verfahren ſogleich einzuleiten. 


ch 


2tens. Eben ſo find alle Anzeigen über geſetzwi⸗ 
drige Schankbetriebe durch Juden gleich wie fie vorkom— 
men, vorzugsweiſe zu unterſuchen, und hierüber die 
den Geſetzen entſprechenden fo höchſt ſchadlichen Einfluß 
der den Schank betreibenden Juden auf das Landvolk 
beſeitigende Verfügungen zu treffen. 

Indem man aber aus den von den Kreisämtern 
eingeſendeten Kommiſſionsausweiſen in gemiſchten An. 
gelegenheiten häufig wahrgenommen hat, daß die por: 
kommenden Anzeigen über unbefugten Aufenthalt der 
Juden auf dem Lande nicht in gehöriger Zeit, ja oſt 
erſt nach Verlauf von Jahren in Unterſuchung genom- 
men werden, wodurch es geſchieht, daß derley geſetz— 
widrige Unfüge oft jahrelang ungeahndet ſortgefetzt, ja 
durch den Verlauf der Zeit ſelbſt die Beweiſe übrr die 
Datt gefundene Geſetzübertretung nicht weiter hergeſtellt 
werden können, ſieht man ſich hiemit zur Anordnung 
veranlaßt, daß die Herrn Kreisvorſteher auf der Stelle 
alle Ausweiſe über die rückſtändigen Kommiſſionen ge⸗ 
nau durchgehen, jene Kommiſſionsaufträge, welche ei. 
nen unbefugten Aufenthalt eines Juden anf dem Lande 
oder insbeſondere einen unbefugten Getränkausſchank 
durch Juden betreffen, ausſcheiden, und wegen deren 
unverzüglichen Erledigung das erforderliche forderſamſt 
verfügen. 

Für die Zukunft find alle einlangenden Anzeigen 
über unbefugten Judenaufenthalt auf dem Lande, oder 
über unbefugten Schankbetrieb eines Juden den betrefu 
fenden Kreisamtsindividuen zur Unterſuchung und Vor⸗ 
legung der Erhebungsbefundes mit Feſtſezung eines 
angemeſſenen Termins, binnen welchen ſelbe erfolgen 
muß, ſchleunigſt zuzufertigen, Hierüber haben die Seren 
Kreisvorſteher eine eigene Vormerkung zu führen, und 
Hä gegenwärtig zu halten, daß dieſelben für die richtige 
Uiberwachung dieſer Friſten und genalle Vollziebung 
der ihnen hiemit bekant gegebenen allerböchſten Anord⸗ 
nung Meier Landesſtelle perſönlich verantwortlich bleiben, 
welcher gegentheilig die Uiberwachung det Erfüllung die⸗ 


CAE "ew 


fer Anordnung zur Pflicht gemacht wurde, und felbe 
auf jede in ihrer Macht ſtehenden Weiſe auf das ſtreng⸗ 
ſte nachkommen, und jede Außerachtlaſſung dieſer Vor⸗ 
ſchrift nachdrücklichſt ahnden wird. 
aer e GEN uf vom 25ten May 18247 Bus. 
Zahl 31150. 


59. 


Beſorgung des Religionsunterrichtes an Fi⸗ 
lial-Trivialſchulen. 


inſichtlich der Sicherſtellung und Beſorgung des Res 
ligionsunterrichtes an Filial-Trivialſchulen iſt folgendes 
allerhöchſtes Kabinetſchreiben vom aten April 1824 ber, 
abgelangt: 

Da die Errichtung neuer Filial-BVolksſchulen, 
theils wegen zu großer Entfernung der betreffenden Ge— 
meinden vom Pfarrorte, und von der daſelbſt beſtehen⸗ 
den Pfarrſchule, theils auch wegen ſchlechten und beſon⸗ 
ders für die Jugend gefährlichen Wegen oft nothwendig 
und auch angeſucht wird, fo iſt dabei borzugsweiſe der 
vorgeſchriebene Religionsunterricht einverſtändlich mit 
dem Ordinariate ſicher zu ſtellen, und zu dieſem Ende 
da, wo dieſer Fall eintritt, ein ſolches Uibereinkommen 
mit den Gemeinden, wegen des Seelſorgers, der in 
derlei Schulen den Neligionsunterricht beſorgt, da wo 
der Pfarrer allein, kränklich oder im Alter ſchon weit 
vorgerückt iſt, und auch da, wo er hiezu allenfalls mit 
Set verpflichtet werden kann, feine Einkünfte nicht 
geitatten, ſelbſt Pferde zu halten, oder ſolche für ſich 
und auch für den allfälligen Kaplan zu miethen, die Verfüͤ⸗ 
gung zu treffen, daß obgedachter Seelſorger wenigſtens zur 
Winterszeit oder bei ſonſtigen ſchlechten Witterung ein 
paarmal die Woche mit einem Wagen zur Eriheilung 
des Religionsunterrichtes abgeholt werde, am Sonn— 
tage aber iſt die ganz erwachſene Schuljugend durch 
den Lehrer in die Pfarrſchule zur Katecheſe führen zu 


laſſen, nach welcher er ſte wieder nach Haufe zurückzu— 
begleiten hat. 

Daher ſoll da, wo die von Mir angeführten Fälle 
eintreten, und den Gemeinden in dieſen Fällen eine 
ſolche Pflicht nicht bereits obliegt, oder (e ſelbe nicht 
auf ſich genommen haben getrachtet werden, dieſelben 
mit Zuziehung des Ordinariates zu dem obgedachten 
Uibereinkommen zu vermsgen. 

Die Konſtſtorien haben in Gemäßheit dieſes aller: 
hochſten Kabinetsſchreibens, bei Errichtung ſolcher Fi⸗ 
lialſchulen den Religionsunterricht jederzeit ſicher zu 
ſtellen, und bei den bereits beſtehenden Filialſchulen da, 
wo die Ertheilung des Religionsunterrichts noch nicht 
in der allerhöchſten anbefohlenen Art ſtchergeſtellt iſt, 
nach dem Sinne des allerhöchſten Kabinetſchreibens das 
Erforderliche zu veranlaſſen, 

Gubernial⸗Verorduung vom 2bten May 1824. Gub. 

Zahl 28723. 


60. 


In wie ferne Beamtens- Witwen, deren 
Maͤnner nicht zehn Jahre gedient haben, 
Anſpruch an das Kondukt oder Sterb— 
quartal haben. 


DR von mehreren Länderſtellen die Anfrage hieher 
gemacht wurde, ob auch jenen Witwen der politiſchen 
Fondsbeamten, welchen wegen der kurzen Dienſtzeit der 
Männer nur eine Abfertigung zu Theil wird, Kondukt⸗ 
Quartale bewilligt werden können, oder ob dieſe Ze, 
willigung nur auf die Fälle zu beſchränken ſey, wo den 
Beamtens⸗Witwen Penſionen gebühren, bei Penfloni- 
rungen, Quieszirungen ꝛc. ꝛc. der erwähnten Beamten 
und ihrer Wüwen aber die für die Kammeral⸗Beam⸗ 
ten beſtehenden Vorſchriſten zu beobachten ſind, ſo fin⸗ 
det man zur Vermeidung emer verfchiedenattigen Bes 
handlung eines und deſſelben Gegenſtandes dem Gu⸗ 
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bernium im @inderftändniffe mit der k. k. allgemeinen Get, 
kammer folgendes zur Nachachtung in vorkommenden 
Fällen zu bedeuten: 

Das Kondukt- Quartal iſt zu Folge der beſiehenden 
Normalien an Witwen penſionsfähiger in der Dienſtes— 
Aktivität verſlorbener Beamten dann zu verabreichen, 
wenn nachgewieſen werden kann, daß die Krankheits— 
und Leichenkoſten des Gatten von ſeinem Nachlaſſe nicht 
beſtritten werden konnten, und wenn deſſen Gehalt nicht 
über 600 fl. betragen hatte. 

Obgleich im Allgemeinen die ununterbrochene Dauer 
von zehn Dienſtjahren die Penfionsfähigfeit eines Ze, 
amten und beziehungsweiſe ſeiner Witwen beſtimt; ſo 
iſt doch auch jene Witwe zur Erlangung des Kondukt⸗ 
quartales geeignet, deren Gatte vor zurückgelegten zehn 
jährigen Dienſtzeit an den Folgen einer, im Dienſte 
ſich zugezogenen Krankheit geſtorben iſt; weil für dieſen 
Fall die beſtehenden Penſtonsvorſchriften der zurückge— 
dliebenen Witwe, ſtatt der Abfertigung eine Penſion 
mit dem vierten Theil des ehemännlichen Gehaltes zu— 
ſprechen, und weil alſo eine ſolche Witwe, indem ſie 
normalmäſſig mit einer Penſion betheilt werden darf, 
in ihrein Rechte allen jenen übrigen Witwen gleichge— 
fiellt wird, welchen unter den oben angeführten Bedin- 
gungen, Anfpruc auf das Konduktquartal haben. 

Dagegen haben aber jene Beamten: Witwen, des 
ren Männer in einer nicht im Dienfte ſich zugezogenen 
Krankheit vor zurückgelegten zehn Dienftjahren mit Tod 
abgegangen ſind, da ſie dann bloß die normalmäſſige 
Abfertigung und keine Penſion zu erhalten haben, auch 
keinen Anſpruch auf das Kondukt-Quartal. 

Zur Wiſſenſchaft dd. 27. May 1824. Gub. Zahl 51152. 


61, 


Pfandrechte auf Schiffmuͤhlen koͤnnen durch 
Eintragung der Forderungen in die 
Grundbuͤcher nicht erworben werden. 


it hohem Hofkanzleydekret vom ären d M. Zahl 
14545 wurde eröffnet: daß Se. k. k. Majeffät über den 
in Beziehung auf die Frage, in wie weit Einverleibun— 
gen und Vormerkungen auf Schiffmühlen Statt haben, 
allerunterthänigft erſtatteten Vortrag unterm q ten l. 
M. folgende allerhöchſte Entſchlieſſung herabgelangen zu 
laſſen geruht haben: 

»Da Schiffmühlen bewegliche Sachen ſind, ſo ge— 
hören dieſelben nicht in die Grundbücher, und können 
auch Pfandrechte auf dieſelben durch Eintragung der 
Forderungen in die Grundbücher auf dieſelben nicht er— 
worben werden. « 

»Was die Schiffmühlengerechtigkeiten betrifft, ſo 
ſind dieſelben nach den beſtehenden Gewerbsgeſetzen zu 
behandeln. « 

Eubernial- Verordnung vom ꝛ9ten May 1824. Gub. 

Zahl 51057. 


62. e 


Beſtimmung einer neuen Quartierskompe⸗ 
tenz für das Militär. 


Die bisherigen Beſtimmungen der Militärquartiers— 
kompetenz find von der hohen Hofkanzley, einverſtänd⸗ 
lich mit dem k. k. Hofkriegsrathe, einer neuen Reviſion 
unterzogen worden. 

Welche Competenz ſowohl hiernach, als nach dem 
Bequartirungsreglement vom Jahre 1748 künftig zu De» 
ſtehen hat, werden die Kreisämter aus dem beiliegenden 
dv Ausweiſe erſehen. 

Nach der darin vorkommenden Ausmaaß hat ſich 
daſſelbe von nun an, bei allen vorkommenden Militär 
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Quartiersanweiſungen auf das genaueſte zu halten, und 
in fo weit eine oder die andere Militärpartey eine gröſ— 
ſere Wohnung als die darin bemeſſene dortkreiſes beſitzen 
ſollte, ſolche — (wenn ſich darüber von der Militär. 
partey nicht ſelbſt mit dem Hauseigenthümer durch Auf: 
zahlung eines Theils auf den nach der Eompetenz neu 
zu behandelnden Zins geeiniget würde) aufzulaſſen, und 
der betreffenden Militärpartey dafür eine andere fonts 
petenzmäßige Wohnung zuzuweiſen. 

Da auf der andern Seite aber auch jenen Militär 
parteyen, welche nach der vorliegenden neuen Reguli— 
rung der Kompetenz eine Vermehrung der Lokalitäten 
zu Guten kömmt, dieſe nicht verwehrt werden kann, 
und da den Militärindividuen dieſe neue Negulirung 
ohnehin durch ihre Behörde bekant gemacht wird; ſo iſt 
kein Anſtand zu nehmen, bei dem Einſchreiten der Bes 
hörden oder der Individuen um die Anweiſung der bü, 
hern Competenz, ſelbe in Vollzug zu ſetzen; bei der 
Anweiſung von Wohnungen von erſt zuwachfenden Par- 
teyen, welchen dermal eine höhere Quart-Competenz 
zugedacht iſt, hat ſich das Kreisamt jedoch unaufgefer⸗ 
dert an die neu ausgemeſſene Competenz zu halten. 

Da übrigens kein Quartier ohne einer Holzkam— 
mer beſteht, ſo unterliegt die fernere Beibelaſſung der 
bei den Militärquartieren bisher allgemein geſtatteten 
Holzkammern keinem Anſtande. 

Was die Militaärkanzleyen betrift, fo iſt ſich biet, 
falls nach der hierortigen Verordnung vom ıdten April 
L 3. Zahl 18509 zu benehmen, und wenn Kanzleyen 
anderer Art in Anſpruch genommen werden, oder be— 
reits genommen worden find, fo iſt dies beſonders an« 
her anzuzeigen. 

Hiernach und nach der erſtbezogenen Gubernial⸗ 
Verordnung vom ıdten April l. J. haben ſich die Kreis— 
ämter künftig genau zu benehmen, und ſind alle frühe— 
ren in Hinſicht der Beſtimmung der Militär-Quar⸗ 
tierskompetenz SËNN Vorſchriften als erloſchen zu 
betrachten. 

Gub. Verord. vom 30, May 1824. Gub. Zahl 3775. 


Gei, 

Erneuerung der Vorſchrift, daß Furhleute, 
Landkutſcher und ſonſtige Reiſende auf 
das mit dem Poſthorn gegebene Zeichen 
ſogleich ausweichen ſollen. 

Nas wahrgenommen wurde, daß die beſtehende 

Vorſchrift, vermöge welcher die Fuhrleute und Landkut— 


ſcher gehalten ſind, den Poſtillonen bei Beförderung 


der Briefpoſten, Poſtwägen, Eſtaffeten, Kuriere und 
Privatreiſenden, auf das von denſelben mit dem doit, 
horn gegebene Zeichen auf alle thunliche Art ſogleich 
auszuweichen, nicht immer befolgt werde; ſo wird, um 
den aus der Nichtbefolgung dieſer Anordnung für den 
höchſten Dienſt entſtehenden nachtheiligen Folgen, ſo wie 
auch den daraus ſich häufig ergebenden ſonſtigen Unan— 
nehmlichteiten und Zänkereyen zwiſchen den Poſtillons 
oder Kondukteurs und den Fuhrleuten zu begegnen, zu 
Folge hohen Hofkammerdekrets vom sten May l. J. 
Zahl 17771 die im Poſtpatente enthaltene Vorſchrift, 
daß die Fuhrleute und Landkutſcher, wie auch alle fon» 
ſtige Reiſende auf das von den Poſtillons mit dem Poſt— 
horn gegebene Zeichen auf alle thunliche Weiſe ſogleich 
auszuweichen, die großen Frachtwägen aber, wo das 
Ausweichen nicht ſogleich möglich iſt, fo lange anzuhal— 
ten haben, bis die mit Poſtpferden beſpannten Wägen 
vorüber gefahren ſeyn werden, mit dem Beifage et, 
neuert, daß die Fuhrleute und Landkutſcher ſich bier, 
bab „bei Vermeidung der Beſtrafung, genau zu achten 
aben. 

Gubernial-Kundmachung vom Aten Juny 1824. Gub. 

Zahl 32212, 


64. 
„Schubfuhren ſogenannte ſind mauthfrey. 


us Anlaß der von einigen Landerſtellen unterſtützten 
Geſuche um Befreyung der Schubfuhren bon Entrich— 
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1 

tung der Weg und Brückenmäuthe, haben Se. Maje⸗ 
Där unterm sten Juny v. J. allergnädigſt zu entſchlieſ⸗ 
fen geruhet, daß die Befreyung der fogenannten Schub 
fuhren von Entrichtung der Weg- und Brückenmäuthe 
wahrend der ſchon eingegangenen Verpachtungen der⸗ 
ſelben nicht Statt finde; es fen aber der Betrag der für 
ſolche Fuhren erweislich bezahlten Weg- und Brücken— 
mäuthe denen, fo fie bezahlt haben, aus den Aerarie 
zu erſetzen: 

Die hohe Hofkanzley hat demnach einberſtändlich 
mit der hohen Hofkammer die Modalitäten feſtgeſeßt, 
unter welchen die gedachte Zurückbergütung der für 
Schubfuhren entrichteten Weg- und Brückenmauthge— 
bühren aus dem Wegmauthgefalle Statt finden ſoll. 

Vermög hohen Hofkanzleydekrets vom 27ten April 
I. J. Zahl 11517 find drei Zeitperioden zuherückſichti⸗ 
gen, für welche dieſe Modalitäten feſtgeſetzt wurden, und 
zwar: 

a) Für das Vergangene 

p) Für die Zukunft bis zum Ausganze der noch be⸗ 
ſtehenden Wegmauthverpachtungskontrakte, und 

c) für die noch entferntern Zukunft nach Ausgang 
dieſer Kontrakte. 

ab a) Für das vergangene bis zum Zeitpunkte der 

n Mauthverpachtung zurück, haben 
die Ortsobrigkeiten bei ihren dießfälligen Erſatz— 
forderungen, zu welchen ihnen die Kreisämter 
den präkluſoriſchen Termin bis letzten September 
a ſeſtzuſetzen haben, die einzelnen bisher per, 
gefallenen Schubfuhren mit näherer Angabe der 
Nomen und Zahl der Schüblinge, der Zeit 
der Fuhr, der Zahl des. Beſpannungsviehes und 
der betretenen Wegmauthſchranken nachzuweiſen, 
und zum Beweiſe der Richtigkeit ihrer Angabe 
die Subprotokolle und allenfalls auch die Gin, 
lieferungsrezepiſſe und Schubbüchel beizulegen. 
Dieſe Nachweiſungen haben die Kreisämter zu 
ſammeln, naher zu prüfen, und mit beigefüg« 
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ter Beſtättigung an die k. k Zollgefällen-Ad⸗ 
miniſtrazion einzuſenden, welche nach vorläufig 
eingehohlter Uiberzeugung, daß die Schubfuh— 
ren bei den angegebenen Stazionen wirklich zur 
Zahlung in der angeführten Periode verhalten 
wurden, die Vergütung aus dem Wegmauthge— 
fälle anweiſen wird. 
ad b) Für die Zukunft bis zum Ausgange der be— 
ſtehenden Mauthpachtkontrakte find die ober- 
wähnten Nachweiſungen vierteljährig einzufen» 
den, wobei jedoch die Beibringung der gelöſten 
Mauthpolleten, die bei a) nicht gefordert mur, 
den, zur ausdrücklichen Bedingung geſetzt wird. 
U.idbrigens werden die nicht verpachteten Mauthſta— 
zionen den Verpachteten in diefer Beziehung ganz 
Aleichbehandelt, daher auch bei den erſteren während der ge, 
genwärtigen Pachtungsperiode für die Schubfuhren die 
Weg- und Brückenmauthgebühren zu berichtigen find, 
wofür der Rückerſatz gleichfalls in der erwähnten Art 
geleiſteit werden wird. 
ad c) Wird die Weiſung feiner Zeit folgen. 
Die k. Kreisämter haben hievon unverzüglich ſämt⸗ 
liche Ortsobrigkeiten zu verſtändigen; und bei vorkom— 
menden Vergütungsgeſuchen nach der gegenwärtigen An— 
ordnung genau zu verfahren. 
Gubernial⸗ Verordnung vom 7ten Juny 1824. Gub. 
Zahl 28112. 


65. 

Die ſogenannte Waldtaxe auf Holz, Holz⸗ 
waaren und Kalk zwiſchen Galizien und 
der Bukowina wird aufgehoben. 

tit dem Dekrete der hohen Hofkammer vom 27ten 

b. M. Zahl 1918 iſt der zwiſchen Galizien und der 

Bukowina unter den Namen Waldtare auf Holz, Holz 

waren und Kalk bisher beftandenen Zwiſchenzoll mit 

Ende Oktober l. J. wo die bisherige Pachtung endigen 
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wird, aufzuheben angeordnet worden. Die k. Kreisäm⸗ 
ter haben dieſe Beſtimmung im Kreife allgemein kund 
machen zu laſſen. 


Gubernial-Verordnung vom gten Juny 1824 Gu 
Zahl 55585 ex 1824. 


66. 


Abſtellung der Mißbraͤuche bei Walfahrten 
und Ablaͤßen. 


Zu Folge eines an die hohe Hofkanzley herabgelangten 
allerhöchſten Kabinetsſchreibens vom Arten May I. J.“ 
ſoll in Galizien das Volk durch die Gewohnheit den 
Abläſſen nachzulaufen und durch die häufigen Wahlfahr— 
ten von dem ordentlichen Gottesdienſte abgehalten, und 
der geiſtliche Unterricht ſehr oft unterbrochen werden, 
indem ein Pfarrer zu dem andern eilt, um bei dem 
zum Ablaß häufig herbeiſtrömenden Volke im Beicht⸗ 
hören, und in Prozeſſionen Hülfe leiſten; auch ſoll bei 
ſolchen Gelegenheiten nicht ſehr mäßig gegeſſen und ge⸗ 
trunken werden, und gewöhnlich auch bei Geiſtlichen die 
Trunkenheit, mit ihr lauter Zank und großes Aerger⸗ 
niß Statt finden. 
Se Majeſtät defahlen daher dafür zu forgen, daß wo in 
dieſer Hinſicht Mißbräuche beſtehen, dieſe gehörig, das 
her auf eine kluge Weiſe abgeſtellt, der Gottesdienſt 
und chriſtliche Unterricht ordentlich abgehalten, und die 
Seelſorger zur genauen Erfuͤllung ihrer Obliegenheiten 
mit dem Beiſatze ermahnt werden, daß ſie durch ein 
gutes Beiſpiel in ihren eigenen Handlungen dem Volke 
vorleuchten, und dadurch ihren Lehren mehr Eingang 
und Nachahmung zu verſchaffen ſuchen ſollen. 
Gubernial-Verordnung vom roten Juny 4824. Gub. 
Zahl 30574. 
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67. 

In wie ferne bei Elementarunfaͤllen eine 
Nachſicht an der Zehendſteuer zugeftan- 
den werden koͤnne, wenn der Feldzehend 
zeitlich verpachtet iſt. 


us Anlaß einer vorgekommenen Anftage, wiefern bei 
Elementar- Unfällen eine Nachſicht an der Zehendſteuer 
zugeſtanden werden könne, wenn der Feldzehend zeitlich 
verpachtet iſt, hat die hohe Hofkanzley mittelſt Dekrets 
vom ıgten b. M. Sahl 478 in Beziehung auf das den 
Kreisämtern untern 14ten April 1825 Zahl 16467 be= 
kannt gegebene hohes Hofkanzleydekret vom arten März 
1825 Zahl 401 bedeutet: 

Der Anſpruch auf einen verhältnißmäſſigen Nach— 
laß an der Zehendſteuer ſteht in Folge der untern (ten 
März v. J. zur Zahl 401 bekannt gegebenen allerhöch⸗ 
ſten Entſchlieſſung vom 18ten Februar v. J. dem Ze⸗ 
hendherrn in dem Falle zu, wenn der Zehendbare 
Grund von einem Elementar-Unfall getroffen, und 
der Zehend ſelbſt zu Felde bezogen wird. 

Der Grund dieſer Anordnung liegt darinn, daß 
in einem folchen Falle das Steuerobjekt ſowohl für den 
Zehendholden als für den Zehendherrn geſchmälert iſt, 
mithin dem Letzteren der verhaltnißmäßige Nachlaß an 
der Zehendſteuer ſo wie dem Erſteren der verhältniß— 
mäßige Nachlaß an der Grundſteuer zu Theil werden 
muß. Durch die zeitliche Verpachtung des Feldzehendes 
an den Zehenholden ſelbſt oder an einem dritten ändert 
ſich an dieſen Beſtimmungen nichts, weil eine ſolche 
zeitliche Verpachtung nur eine Modalität der Einhebung 
der Gabe iſt, die ihrer Natur nach übrigens unverän⸗ 
dert bleibt, bloß aus den Pribatübereinkommen hervor- 
geht, von deſſen Beſtimmungen die Staatsverwaltung 
in den Steuerdirektiven keine Notiz nehmen kann. 

Aus dieſem Grunde verſteht es ſich auch von ſelbſt, 
daß in den Fällen, wo ein Nachlaß an der Zehendſteuer 
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nach den bekant gegebenen Direktiven, und der gegen— 
wärtigen Erläuterung derſelben eintrit, dieſer immer 
nur dem Zehendherrn als dem im Kataſter erſcheinen— 
den Steuerpflichtigen, mithin nicht dem zeitlichen Päch⸗ 
ter des Feldzehendes zuerkant werden kann; jedoch die 
Anſprüche des Pächters an den Zehendherrn, es mag 
jener ein dritter oder der Zehendhold ſelbſt ſeyn, müſſen 
aus dem Kontrakte beurtheilet, mithin an den ordent— 
lichen Weg der Privatrechtsberhältniſſe gewieſen werden. 

Nur muß in der Anwendung genau nach den Di— 
rektiven vorgegangen, ſohin nachgewieſen ſeyn, daß 
wirklich der Feldzehend, und nicht die zeitliche Verpach⸗ 
tung oder Keluizion deſſelben beſteht, damit nicht per— 
manente Reluizionen des Feldzehendes in beſtimmte 
Geldleiſtungen oder Körnerſchüttungen durch welche die 
Natur der Gabe verändert, der Feldzehend nämlich 
bleibend in ein Zehendgeld oder in einen Sackzehend 
umſtaltet iſt, zum Titel ſolcher Anſprüche auf Steuer— 
nachſichten genommen werden, welches dem klaren Sinne 
der Direktiven ganz entgegen ſey würde. 

Welches den Kreisämtern zur Wiſſenſchaft und Nach- 
achtung bei Erſtattung der Anträge auf gedachte Nah» 
ſichten eröffnet wird. 

Verordnung der Grundſteuer-Provinzial-Kommiſſion 
vom ı2ten Juny 1824 Zahl 25100. 


68. g 


Bei nicht regulirten Magiſtraten und Do⸗ 
minien ſollen oͤfters Stempelreviſionen 
vorgenommen werden: 


m das Stempelgefäll vor allenfälligen Beeinträchti— 
gungen zu verwahren, und ſich zugleich die Uiberzeu— 
gung zu verſchaffen, ob die in Stempelſachen ergange— 
nen Vorſchriften gehörig beobachtet werden, hat die k. 
k. allgemeine Hofkammer für nothwendig befunden, daß 
bei nicht regulirten Magiſtraten und Dominien öfters 
Stempelreviſionen vorgenommen werden. 


7 

In dieſer Beziehung wurden von der hohen Hof⸗ 
kanzley mit Dekrete vom ı7ten May l. J Zahl 15591 
— 927 im Einverſtändniſſe mit der k. k. oberſten Ju⸗ 

ſtizſtelle, und mit der k. k. allgemeinen Hofkammer 
folgende Beſtimmungen feſtgeſetzt. 

Die Vornahme von derley Unterſuchungen hat 
durch einen höhern Gefällsbeamten in Gegenwart eines 
Appellazionsraths der Provinz, und eines Kreiskom⸗ 
miſſärs zu geſchehen. 

Sobald die Gefallen-Adminiſtrazion wegen eines 
obwaltenden Verdachtes zu einer Stempelrevifion Det 
einem nicht regulirten, oder nicht förmlich beſetzten Ma⸗ 
giſtrate, oder bei einem Patrimonialgerichte ſich veran— 
laßt findet, wird ſie ſich nicht nur wegen des zur Com⸗ 
miſſion abzuordnenden Kommiſſärs an die Landesſtelle 
wenden, ſondern auch das Appellazionsgericht der Pro⸗ 
Dina um die Beſtimmung desjenigen Rathsgliedes bit⸗ 
ten, welches derſelben beizuwohnen haben ſolle. 

Damit aber die Gerichte durch die kommiſſionellen 
Vorgänge in der ihnen obliegenden Schlichtung der 
Streitſachen oder adelichen Nichteramtsgeſchäfte nicht 
beirret werden, ſo iſt es erforderlich, und es wird auch 
die Gefällg⸗Adminiſtrazion im geeigneten Wege hier⸗ 
nach angewieſen: 

tens. Daß jeder Stempelbtiſttazionskommiſſion 
der Vorſteher des betreffenden Gerichts, oder ein bon 
demſelben dazu beſtimtes Individuum beigezogen werde, 
welches für die Aufrechthaltung der geſetzlichen Ordnung 
der Regiſtratur zu forgen hat. 

2tens. Daß keine Urkunde, welche noch im Zuge 
der Verhandlung, es ſey in ſtreitigen oder in adelichen 
Richteramtsgeſchäften begriffen ift, von der Unterſu— 
chungkommiſſion in Urſchrift mitgenommen, ſondern 
ſich vor der Hand mit einer ausgefertigten beglaubten, 
oder, wenn die Zahl der von dem Gefällsbeamten als 
ſtraffällig bezeichneten Urkunden zu groß wäre, und es 
an der erforderlichen Zeit zur Abſchreibung gebrädhe, mit 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1824. G 


einem genauen Verzeichniſſe derfelben begnügt werden, 
und 

stens. daß, falls ſich bei einer derley Viſttazion 
irgend ein Anſtand ergeben ſollte, hierüber in dupplo 
ein kurzes bündiges Protokoll aufgenommen, und von 
dem betreffenden Kreiskommiſſär und Appellafionsrathe 
ein Pare dem beigezogenen Gefällsbeamten, das 2te 
aber dem Gerichtsvorſteher, oder dem von ihm hiezu 
abgeordneten Individuen behändigt müße. 

Von dieſer hohen Vorſchrift werden nun die Kreis— 
aͤmter zur eigenen Wiſſenſchaft und zur genauen Nach— 
achtung in vorkommenden Fällen verſtändigt. 

Gubernial⸗Verordnung vom ı3ten Juny 1824 5 
er 52409. 


69. 

In den Obligazionen über das im Jahre 
1815 eröffnete Anlehen wird der Beſatz, 
„Gegenwaͤrtige Obligazion iſt 
bei der k. k. vereinigten Ein⸗ 
loſungs- und Tilgungs-Depu— 
tazion gehoͤrig vorgemerkt wor— 
den“ weggelaſſen. - 


&; wird hiemit zu Folge hohen Hofkammerdekrets 
vom zoten b M. Zahl 19862 mit Bezug auf das 
Kreisſchreiben vom 18ten April 1815 Zahl 1482 in Abe 
ſicht auf die Form der Obligazionen über das mit Pa⸗ 
tent vom 2gten März 1815 eröffnete Anlehen, zur all⸗ 
gemeinen Kenntniß gebracht, daß auf jenen Obligazior 
nen des gedachten Anlehens, welche künftig in Devin« 
kultrungs⸗ Auseinander- oder Zuſammenſchreibungsfäl⸗ 
len werden hinausgegeben werden, bei der inzwiſchen 
erfolgten Aufhebung der vereinigten Einlöfungs » und 
Tilgungsdeputazion der Beifag: »Gegenwärtige Obliga— 
zion iſt bei der k. k. vereinigten Einlöfungs⸗ und Til⸗ 


gungsdeputazion gehörig vorgemerkt worden, « wegge— 
laſſen iſt. 
Gubernial-Kundmachung vom ı6ten Juny 1824. Präſ. 
Zahl 4508. 


70. 
Beſtimmung der Quartierskompetenz für ei⸗ 
nen Kriegskommiſſariatsaſſiſtenten oder 
Akzeſſiſten, und fuͤr einen Oberfourier. 


Mit hohem Hofkanzleydekret vom ten I. M Zahl 
16795 iſt anher bedeutet worden, daß ein Kriegskom— 
miſſariats⸗Aſſiſtent (eigentlich Kriegskommiſſariats⸗Akzeſ⸗ 
ſiſt) nach der Erklärung des k. k. Hofkriegrathes keinen 
Anſpruch auf ein Naturalquartier habe, weil derſelbe 
vermög OrganiſazionsVorſchrift ein Quartiergeld von 
jährlichen 60 fl. aus dem Militär-Aerar bezieht. 

Dieſes wird denſelben zur Berichtigung der — mit 
Gubernial = Verordnung vom Zoten v. M. Zahl 51151. 
erhaltenen neuen Quartierkompetenz-Tabelle, wo ſelbſt 
dieſe Charge unter Poſtenzahl 54. vorkömmt, mit dem 

edeuten bekant gemacht, daß wenn ſich dortkreiſes ein 
Beamter dieſer Klaſſe im Beſitz eines Naturalquartiers 
befindet, ſolches ſogleich aufzukünden, und der Beamte 
außer deſſen Genuß zu ſetzen, in Zukunft aber jedes 
Anſinnen um die Anweiſung eines Quartiers für einen 
Beamten dieſer Kathegorie abzulehnen ſey. 

Was Übrigens die zur Poſtenzahl 21 in obiger Tas 
belle aufgeführten Oberfouriere betrifft, in deren Hin« 
ſicht die nachträgliche Entſcheidung zugeſichert wurde, ſo 
theilen ſich nach der Erläuterung des k. k Hofkriegsra— 
thes gedachte Oberfouriere in 2 Klaſſen, nämlich 

a) in jene, welche bei der Infanterie und Kavallerie 

Regimentern, dann ſonſtigen Truppenkorps, wo 

Rechnungsfuͤhrer angeſtellt find, aus dem Stand 

der Fouriere gewählt werden, ſofort im Kriege bei 

G 2 


den Feldbataillons und Diviflonen die Leitung des 
Rechnungsweſens beſorgen, dann 

b) in jene, welche bei verſchiedenen Truppenkörpern, 
als den Jäger und Garniſons-Vataillons, den 

Cordons⸗Abtheilungen ꝛc. ꝛc. als rechnungsfüh⸗ 

rende Oberfouriere angeſtelt find. 

Die Oberfouriere ad a) bilden keine befondere 
Charge, und haben demnach auch keinen begründeten 
Anſpruch auf eigene Wohnung. 

Dagegen ſind jene ad b) an der Stelle wirklicher 
Rechnungsführer zur Leitung und Veſorgung des Rech— 
nungsgeſchäftes ſowohl im Frieden als im Kriege als 
rechnungsſührende Oberfouriere angeſtellt. 

Da ſie gegen die übrigen Fouriere, deren Vorgeſetzte 
ſie ſind, eine beſſere Behandlung verdienen, ſo ſind 
ſelbe nach dem Beſchluße der hohen Hofkanzley mit der 
Quartierkompetenz von einem Zimmer und einer Kuͤche 
in fo ferne zu betheilen, als fie nicht in Aerarial-Ge⸗ 

bäuden untergebracht werden können, worauf die Mili⸗ 
tärbehörden den vorzüglichen Bedacht zu nehmen, an⸗ 
gewiefen find, 

Hiernach ift ſich genau zu benehmen. 

Gubernial⸗Verordnung vom 25ten Juny 1824 Gub. 

Zahl 36463. 


71. 


Einfuͤhrung des Koſcherfleiſchaufſchlags in 
der Bukowina. 


©. k. k. Majeftät haben laut hohen Hofkanzleyde⸗ 
krets Dom loten I. M. Nro. 16969 — 1040 anzubefeh⸗ 
len geruhet, daß der Koſcherfleiſchaufſchlag, vom "ten 
November J. J. anzufangen, in der Vukowina mit den 
nämlichen Gebühren, und ganz in der nämlichen Art, 
wie er in Galizien deſteht, einzuführen, und auch auf 
dieſelbe Art zu benützen Ten. Rur feyen die jüdiſchen 
Ackersleute, als ſolche, von dieſem Aufſchlage auszu⸗ 
nehmen. 


A u Pm e it 8 € 


über die Tür ſämmtliche Militär Chargen, theils durch das allge⸗ 
meine Bequartierungs⸗Reglement vom töten July 1748 theils 
mit hohen Hofkanzley⸗Dekteten vom 28ten Februar und I2ten 
May 1824 Zahl 5099 und 15815. Een Natural⸗Quar⸗ 
tier ⸗Competenz. ME 


| Quartier- 
Compe⸗ 
Ka: 0 tenz 
Poſt⸗ Benennung der Militaͤr-Chargen. y | Anmerfung. 
Bay R 2 A 
SEA 
21818 
CO wc kb 
1 Feldmarſchal . ` e 4 9 A 2 2 
2 Feldzeügmelſter e A ; 5 g 71 2 | 
5 General der Kavallerie . R g d 7 2 
A Feldmarſchallieutenant 602 | 
5 Dberftfeldwachtmeifter ,.: . 5% 2 
K- 
6 General: Adjutant . ` re? mi . — Gu Poſt 3. 6.) Hat feine Kompe⸗ 


tenz nach begleitenden Charge. 


7 4 Oberſt + H e + D * * ` 5 "E 


8 Oberſtlieutenant . 8 (Se ; A a 1 

9 Major . . e 4 e e del: 

10 Hauptmann. . , . R . 5 1 1 

11 Oberleutenant 2. — a 

12 Unterlieutenant f d 21— duda ene 

` | : diesel CR g S" 

15 Fähnrich mn 12 — % 

14 Regimentskaplan ei , „ BEER 

15 Regiments» Aubitor ` bei | 8 — 1 

16 Profoß ſammt Stockhaus. V , 5 deg 


(Zur Sig. G. Seite 00.) | % 


Quarter: 
Compe⸗ 
tenz E 

SE Anmerkung. 


Poſt⸗ Benennung der Militaͤr⸗ Chargen. 1 


t SZ 8 — 
B 4 8 ds S k S =. É 
1 8 
Ah 
17 Regimentsarzt e. Här N | 
16 Ein Oberarzt (graduirter) 3 11 
19 Ein Oberarzt (nicht graduirter) . | „ 1 
20 Regimentsrechnungsführer ſammt Sonden 56 1 
21 Ein Oberfour ier 
ö 5 (Zu P. 3. 21.) derſelbe iſt zwar 
22 Kriegsſekretg g d Al 3 bei der bisherigen Competenz von 
A Fete En f : 1 Zimmer und 1 Küche zu be⸗ 
23 Kriegskonzepiſt te 3 J 1 laſſen, doch wird die Entſchädi⸗ 
güng über deſſen weitere dießfaͤl⸗ 
34 Kriegskanzelliſt „ „ 2 lige Behandlung nachfolgen. 
25 Oberkeiegskommiſſa ee ORK Den 
26 Kriegskommiſſr EA, . Fr d 
27 em ee, 4 
298 Kriegszahlamtskontrollor rat LS 5 eum um 
) 29 . Generafaudftorlieittenant 6 en 41 5 
30 Ein Feldfuperjor 9 4. 1 Miu, 3 nr ma 
D \ ` ` 
51 Ein Staabsarzt (dirigirender ) 4 
32 || Gin Staabsauidit r. (2 
53 Ein Nathsprotokolliſt) bei dem Judicium || 3] | 4 | 
1 35 delegatum milita- 
34 Ein ‚Gerichtsaftuat 1 re Mmirxtum BS: 
vun 1 
35 Ein Sir: Kommiſtriaks⸗ Zut, ee 
56 Ein Feldkriegsprotobollitt 1 | e 
37 Ein Feldkriegsregiſtrant .. A 3. — 8 € 
1 1 S D 
38 Ein Feldkriegskanzleyadjunkt ‚= „ „ ede 2 d d 


\ 1 [ 
1 


` 


Henenuung der Militär —Gbatrgen, 


" Dberperpflegsverwalter R . - 
Ei Berpflegsverwalter `. d . . 
Ein Verpflegsadjunkt a m = 

Ein Berpftegsaſſiſtent der Iten Klaſſe A 


detto detto ten Klaſſe + 


mi 


Ein Verpflegsoberbäckenmeiſter . e N 


Ein Fortiſikazions⸗Rechnungsfuhrer . e 


Eln Fordciſtkazions⸗Rechnungsführers⸗Adjunkt 


Ein Fortifikazions-Fourier r 85 Sg 


Ein Garnifond » Spitals ⸗Rechnungsführer 
ſammt Kanzley 
Ein Feldapotheken⸗Senior K S . 


Ein Feldapotheken-Beamter (subjective) 


Ein Rechnungsadjunkt bei der Montours Com⸗ 
miſſion . 
Ein Oberzeugarzt) bei dem Garniſons⸗ ger, 
) lerie Diſtrikte und dem 
Ein Unterzeugarzt) Feldzeugamte 


Ein Kriegszahlaintskaſſaoffizier . 
Ein Kriegskommiſſariats ⸗Aſſiſtenrnt mia 


Quartier⸗ 


Zimmer 
Kammer 
Küche 


Fe 


nen Orten, wo mit den hier angeſetzten 


ſſelben zu begnügen haben. 


Jahre 5748 bekannt gemachle a. h. 


Anmerkung. 


(Zur P. 3.43.) Das Quantum ei⸗ 
nes Oberbäckenmeiſter nach der ne⸗ 
benſtehenden Competenz iſt nicht 
vom Lande zu leiſten, ſondern daſ⸗ 
felbe wird vermog Beſtimmung 
Ge $ k. Hofkriegsraths vom 17. 

Jänner 1822 3. 572 T. vom Mi⸗ 
litär⸗Arar verzinſet. 

Gu. 3.46.) DemFortiſtkazions⸗ 
Fourier iſt vermög hohen Hofde⸗ 
krets vom 20. Dezember 1825. 3 
39404. das Naturalquartier nach 
der gegenwartigen Competenz nur 
dann zu erfolgen, wenn es nicht 
thunlich iſt, ihn in dem Zog, 
Faziong-Bauhöfe oder ſonſt in ei⸗ 
nem Militärgebäude zu unterbrin⸗ 
gen. 


Allgemeine Anmerkung. 
Bei gegenwaͤrtiger Competenz 
Beſtimmung iſt die ini Gren Abſatze 
des Beguartirungs⸗ Reglement vom 


Entſcheidung genau zu beobachten, 
wornach die mir Natura⸗l Quartieren 
betheilten Militaͤr⸗Individnen an je: 


Anzahl Zimmer nicht auszukommen 
iſt, ſich nach Beſchaffenheit des Orts, 
auch mit einer geringern Anzahl Zim⸗ 
mer, oder wo anſtatt deren bequeme 
Kammer vorhanden ſind, ſich mit den⸗ 


Hiernach wird beſtimt, und zur allgemeinen Nicht⸗ 

ſchnur betont gemacht: 
S. 7 

Das Recht, den Koſcherfleiſchaufſchlag in der Bus 
kowina von den dortigen Juden einzuheben, wird zeit— 
weilig demjenigen uͤberlaſſen, der für dieſe Gerechtſame 
bei der Verſteigerung, welche hierorts abgehalten per: 
den wird, den beſten Anbot macht. 

2 

Der jeweilige Aufſchlagspächter iſt befugt: 

a) bon jedem galiziſchen Pfunde Rind Kald⸗Schaf⸗ 
Lamm » Sammel » oder Ziegenfleiſches, das Koſcher 
geſallen iſt, und 

b) an jenen Orten, wo die hintern Viertel des ge» 
ſchächteten Viehes gereinigt und der Juden⸗ 
ſchaft zum Genuße verkauft werden können, auch 
von diefen, wie bei den vorderen Theilen, nach 
dem Gewichte von dem galiziſchen Pfunde 
den Fleiſchauffchlag mit drei (3) Kreuzern in Kon⸗ 
venzions⸗Muͤnze, oder wenn die Zahlung den Ze, 
trag von fünf Gulden erreicht, in Noten der öfter, 
reichiſchen Nazionalbank abzunehmen. Wobei die 
Fleiſcher verbunden find, das koſchere Stück im 
Großen dem Gefällsbeamten oder Pächter vorzu⸗ 
wägen, und den Aufſchlag hievon an dieſen, nach 
der obigen Beſtimmung zu entrichten. 

§. A 
Bei Abwägung des Koſchetfleiſches ſollen nachbe⸗ 
nannte Stücke: der Kopf, mit Ausnahme der Zunge, 
welche dem Aufſchlage, ſo wie das Koſcherfleiſch, nach 
ihrem Gewichte unterliegt, dann die Fuße und Einge⸗ 
weide nicht mit eingerechnet, ſondern dem Fleiſcher zum 
Erfatz des bei dem einzelnen Aushauen und bei dem 
Kleinberkaufe zugehenden Verluſtes ſreygelaſſen werden. 
1 
Wenn jedoch ein einzelner Hausvater welcher nicht 
Fleiſcher iſt, zum Genuße feiner Familie ein Stück Vieh 


ſchlachten läßt, fo hat er auch von dem Kopfe, den 
Füßen, und von dem Eingeweide, nach ihrem Gewichte 
den Aufſchlag zu entrichten. 

Jede Judengemeinde ſoll von dem Zinſe, den ſte 
aus den Fleiſchbänken zieht, oder aus den Mitteln ihres 
Domeftifals Beitrags zimentirte Waagen und Gewichte 
beiſchaffen. 

S. 6. 


Eben fo unterliegt das Geflügelvieh dem Aufſchla— 
ge, welcher davon in Konbenzions-Münze, und bezie— 
hungsweiſe in Noten der oſterreichiſchen Nazionalbank 
nach folgenden Rubriken zu entrichten iſt: 

2) Von einer zum Schächten gebrachten Taube, und 
von einem jungen Huhn, wenn es die Taube an 
Größe nicht übertrifft, 2 4 Kreuzer. 

b) Von einem Hahn, einer Henne, einem Kapaun 
oder von einer Ente 7 Kreuzer. 

c) Von einer Gans 17 Kreutzer. 

d) Von einem Truthahn oder Indian 21 Kreutzer. 
Dagegen ift der Pächter nicht berechtiget, das (Ge: 

flügel zu wägen, und den Aufſchlag nach dem Gewichte 
abzunehmen. 
8. 

Der Gefällspächter iſt verbunden, in der Periode 
vom ten November bis letzten April, bis zum Mitt- 
woche; in der Periode vom ren May bis letzten Ok- 
tober hingegen, bloß bis zum Donnerſtag Mittags, Bo— 
letten zur Schachtung des Geflügelviehes zu erfolgen. 
Nach Verlauf dieſer Tage kann derſelbe in der nämli— 
chen Woche zur Ertheilung dieſer Bolleten nicht mehr 
verhalten werden; dagegen ſteht es Jedermann frey, 
an welchem Tage in der Woche er will, das Geflügel— 
vieh, für welches er bis zu dieſen Tagen die Bolleten 
gelofet hat, ſchachten zu laſſen. 


Da nur der in den voranſtehenden Paragraphen 
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feſtgeſetzte Verzehrungs⸗Aufſchlag von dem jüdiſchen 
Koſcherfleiſche in die Aerarial-Verwaltung genommen 
iſt, und deſſen Einhebung dem Pächter überlaſſen wird; 
ſo kann weder von demſelben, noch von den von ihm 
aufgeſtellten Einnehmern oder Unterpachtern, die Flei— 
ſcherey und Ausſchrottung des Koſcherfleiſches in der 
Regel getrieben werden. 

Damit jedoch wegen Mangel des Fleiſches die Ein. 
hebung des Aufſchlags nicht benachtheiliget werde, ſo 
wird zur Sicherheit des Koſcherfleiſch-Aufſchlagsgefalls, 
und derjenigen, welche dieſen Aufſchlag einzuheben has 
den, in Abſicht auf die jüdiſche Fleiſcherey folgendes 
feſtgeſetzt. 

a) Die Koſcherfleiſchlieferung und Ausſchrottung wird 
dreimal im Jahre, und zwar immer wenigſtens 

14 Tage vor Anfange der Monate November, 

März und Julius, in jeder Gemeinde unter Lei— 

tung der Ortsobrigkeit, mit Zuziehung der jüdi⸗ 

ſchen Gemeinde- Vorſteher, und der Koſcherfleiſch⸗ 

Gefällspachtung, nach vorläufiger ordnungsmäßi⸗ 

ger Kundmachung im Wege öffentlicher Berftei- 

gerung an denjenigen überlaſſen werden, welcher 
das Pfund Koſcherfleiſch mit Einrechnung des Zut: 
ſchlages in den nächſt ſolgenden vier Monaten, 
um den geringſten Preis zu liefern und auszuſchrot— 
ten ſich verbindlich macht, und zur Sicherheit der 

Auffchlags⸗Pachtung fowohl, als des jüdiſchen Pu- 

blikums, eine ſolche bare Kauzion gleich bei der 

Unterſchrift des Lizitazions- Protokolls leiſtet, wel— 

che in der betreffenden Gemeinde einen wochentli— 

chen Viehbedarf vollkommen decket. 

Der Preis des Fleiſches mit Einſchluß des Auf⸗ 
ſchages wird übrigens vom ıten November I. J. in 
Konbenzions⸗Münze feſtgeſetzt, den Konſumenten jedoch 
die Wahl zwiſchen der Zahlung des bei der Berſteige⸗ 
rung angebotenen geringſten Preiſes in Konvenzions— 
Münze oder im Papiergelde der Wiener e Währung, 
nach dem Kurſe Don 250/100 freigelaſſen werden. In 


beiden Fällen ift jedoch der Koſcherfleiſch⸗Liferant ver⸗ 
bunden, den entfallenden Aufſchlag nach den oben in 
den A 2, 5, 4 und 6 enthaltenen Beſtimmungen an 
den Koſcherfleiſchaufſchlags⸗ Pächter in der daſelbſt aus- 
gedruckten Währung zu entrichten. 

b) Zu dieſer Koſcherfleiſch⸗ Lieferungs- und Aus⸗ 
ſchrottungs⸗Pachtung wird jeder Jude, ohne Uns 
terſchied, zugelaſſen werden, wenn er nur die pa⸗ 
tentmäßigen Bedingniſſe zu erfüllen ſich anheiſchig 
macht, und das erforderliche Reugeld, oder Va— 
dium, welches fünf und zwanzig von Hundert der 
vorſchriftmäßigen Kauzion auszumachen har, bar 
erlegt: daher wird 

c) Der Koſcherfleiſch Lieferant verbunden ſeyn, nicht 
nur Koſcherfleifch in hinreichender Menge und 
Güte zu liefern, ſondern auch die jeden Orts er⸗ 
förderliche Anzahl jüdiſcher Fleiſcher und Fleiſcher⸗ 
knechte zu unterhalten. 

d) Sollte während der Pachtzeit ein fühlbarer Man⸗ 
gel an Koſcherfleiſch entſtehen, ſo muß dieſer von 
dem Koſcherfleiſch⸗Aufſchlagspächter der Ortsobrig⸗ 
keit auf der Stelle angezeigt, von ſelber ohne allen 
Verzug unterſucht, endlich der Aufſchlagspächter 
oder Einnehmer für den erwieſenermaßen ihm ent« 
gangenen Aufſchlag aus der baaren Kauzion ent⸗ 
ſchädigt, und dieſe wieder ergänzt werden: 

Das Recht diesfalls zu erkennen, ſteht der Orts⸗ 
obrigkeit zu. Sollte dagegen 

e) der Koſcherfleiſchlieferant nach der Lizitazion von 
der erſtandenen Koſcherfleiſch⸗ Lieferung zurücktre⸗ 
ten, oder während der Pachtzeit zu liefern ganz 
aufhüren, oder nach einem entſtandenen fühlbas 
ren Mangel, für welchen der Koſcherfleiſch-Auf— 
ſchlags⸗Pächter aus der baaren Kauzion entſchaͤdigt 
werden müßte, die Kauzion nicht alſogleich wieder 
ergänzt werden; ſo iſt die Kauzion unaufgehalten 
einzuziehen, und eine neue Verſteigerung abzuhal— 
ten, ausgenommen, wenn etwa die Verſteigerung 
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ſchon in eine Woche des letzten Monats der Liefe⸗ 
rungsperiode fiele, in welchem Falle der Koſcher⸗ 
fleiſch⸗ Aufſchlagspachter auf Gefahr und Koſten 
des kontraktbruchigen Fleiſchlieferanten einzutreten, 
die Fleiſchlieferung für die noch übrige Zeitfriſt, 
um den vom wortbruͤchigen Lieferanten bedungenen 

Preis fortzuſetzen; den dabei ſich etwa ergebenden 

Schaden und die Unkoſten zu liquidiren, ſohin 

aber deren Vergütung aus der baaren Kauzion zu 

erhalten hat. Sollte dieſe nicht hinreichen, fo bot: 
tet der wortbrüchige Lieferant dafür auch mit ſei— 
nem übrigen Vermögen. 

Das Ramlihe findet Statt, wenn in einem der 
erſten drei Monate der Lieferungs-Periode augenblick— 
lich ein gänzlicher Fleiſchmangel ſich ergeben ſollte, denn 
dann hat der Koſcherfleiſch⸗ Aufſchlagspächter die Kos 
ſcherfleiſch Lieferung fo lange zu beſotgen, bis die Lies 
ferung wieder berpachtet iſt. 


N Si 
Außer den in dem vorigen Paragraph bemerkten 
zwei außerordentlichen Fällen, hat in der Regel nur 
dann, wenn ſich bei der Kofcherfleifch » Lieferungs » Mier, 
ſteigerung gar kein Lieferungs- Werber einfände, und 
die betroffene Gemeinde auch ſonſt mit niemand an— 
derm über den Preis des zu liefernden Koſcherfleiſches 
einig werden könnte, eine Schlachtprobe Tür bie geſetz— 
mäßige Verpachtungs-Periode, jedoch immer mit der 
— für den Koſcherfleiſch⸗Aufſchlagspächter unerläßlichen 
Verbindlichkeit einzutreten, daß er das Pfund Koſcher⸗ 
fleiſch, während der beſtimten Friſt, um den bei der 
Schlachtprobe ausgefallenen Preis liefere und ausſchrotte. 

40, 

Dieſe Schlachtprobe muß 
a) die erſte ganze Woche der im sten Paragraphe 
genannte Monate, und zwar vom Sonntage bis 
Freitag, in Gegenwart eines kreisämtlichen oder 
ortsobrigkeitlichen Beamten, der jüdiſchen Ge, 
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meindvorſteher, und des Gefällspächters oder Be⸗ 

amten, gehalten werden. 

b) Bei diefer Probe muß immer darauf geſehen wer— 
den, wie theuer das Vieh eingekauft, wie viel da— 
von treff geworden ſey, und was für ein Verluſt 
dem Trefffleiſche ſich ergeben habe, welcher bei dem 
Koſcherfleiſch einzubringen iſt. 

c) Hierüber iſt ein ordentliches Protokoll zu führen, 
und bei deſſen Schluße, nach obigen Daten, der 
Preis zu berechnen, und zu beſtimmen, um wel— 
chen in jeder Gemeinde das Pfund Koſcherfleiſch 
durch die folgenden vier Monate verkauft werden 
muß. Dieſes Protokoll iſt von allen Anweſenden 
zu unterfertigen, und falls ſich die Parteyen dar— 
über nicht einverſtehen wollten, ſo hat das Kreis— 
amt mittelſt ordentlicher Entſcheidung den Preis 
des Koſcherfleiſches zu beſtimmen. 

d) Bei Beſtimmung des Koſcherfleiſchpreiſes darf end— 
lich der Preis des Trefffleiſches in jenen Städten 
und Marktflecken, wo die Fleiſch-Taxe nach Zeit 
und Umſtänden ordentlich feſtgeſetzt worden, nie— 
mal niedriger, auch nicht höher in Anſchlag ge— 
dracht werden, als die Taxe des Fleiſches in der 
chriſtlichen Fleiſchbank beſteht. 

Kee: 

Dem Koſcherfleiſchlieferanten, oder dem Koſcher— 
fleiſchaufſchlagspächter, wenn er zugleich Fleiſchlieferant 
iſt, wird geſtattet, das von dem Koſcher- zurück biet, 
bende Trefffleiſch aller Orten ungehindert zu verkaufen. 

§. 12. 

Kein Koſcherfleiſchlieferant kann verhalten werden, 
das ſogenannte Koſcherfleiſch, welches bloß für die jüdi— 
ſchen Einwohner beſtimt iſt, um einen geringern Preis 
an das Militär oder andere chriſtliche Abnehmer zu ver— 
kaufen. Hievon werden jedoch die jüdiſchen Rekruten, 
und die in wirklicher Dienſtleiſtung ſtehenden Soldaten 
jüdiſcher Religion ausgenommen, welchen für ihre er, 


fon das Koſcherfleiſch immer um einen Kreuzer unter 
der Taxe und ohne Einrechnung des Verzehrungsauf— 
ſchlags, zu erfolgen iſt. 

Die jüdifhen Ackersleute find, bezüglich auf das 
zur eigenen Verzehrung nöthige Fleiſch, von dem ge⸗ 
ſetzlichen Verzehrungsaufſchlage, jedoch nur in ſo weit 
befreyt, wenn fie außer der Landwirthſchaſt keinen on, 
dern Handel oder kein anderes Gewerbe treiben. 

Bei entſtehenden Streite, ob ein jüdiſcher Konfus 
ment wirklich ein Ackersjude ſey, ob ſelber das ohne 
Entrichtung des Verzehrungs-Aufſchlags in Anſpruch 
genommene Fleiſch zu ſeinem Bedarf wirklich benöthige, 
dann ob felber außer der Landwirthſchaft keinen andern 
Handel oder kein anderes Gewerbe treibe, hat das Bu— 
kowiner Kreisamt, nach gehöriger Erörterung, über Ein— 
vernehmung des Gefällenpächters, zu erkennen. 

„ . 

Wenn durch eine kreisamtliche oder ortsobrigkeitli— 
che Unterſuchung außer Zweifel geſetzt werden ſollte, 
daß der Koſcherfleiſchlieferant felbſt, oder feine Fleiſcher 
mit feinem Wiſſen und Willen, von einem Pfund Kind, 
Kalb» Schaf Zomm, Hammel» oder Ziegenfleiſch mehr, 
als der dafür vorſchriftmäßig beſtimte Koſcherfleiſchpreis 
mit Zufchlagung des Verzehrungsaufſchlages beträgt, un— 
ter was immer für einem Vorwande abgenommen ha— 
ben; ſo wird der Lieferant, nebſt dem jedesmaligen Er— 
ſatze des zu viel abgenommenen Betrages an die über— 
haltene Partey, das erſtemal mit einer Geldbuße von 
einem Dukaten für jeden ungebuͤhrlich abgenommenen 
Kreutzer, die weitern Mahle aber immer mit dem dop— 
pelten des letzten Strafbetrags belegt, das drittemal 
endlich auch zugleich von der Theilnahme an künftigen 
Fleiſchlieferungs-Pachtungen auf immer ganz ausgeſchloſ— 
ſen werden. 

Der Fleiſcher oder Fleiſcherknecht wird dagegen, 
wenn er allein ſchuld iſt, das erſtemal nebſt dem Erſatze 
des zu viel abgenommenen Betrages an die überhaltene 
Partey, wie der Lieferungspächter ſelbſt, oder im Falle 
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der Unbermögenheit nach Maßgabe des Dien Abſatzes 
dieſes Kreisſchreibens geſtraft; das zweitemal aber von 
der Fleiſcherey für immer ganzlich abgeſchafft werden. 

Die Bemeſſung der hier feſtgeſetzten Geldſtrafen 
hat dergeſtalt zu geſchehen, daß der als Geldbuße zu 
entrichtende Dukaten, von jedem in Wiener Waͤhrung 
ungebührlich abgenommenen Kreutzer ebenfalls im Pa— 
piergelde dieſer Währung, wenn aber die Uiberhaltung 
in Konvenzlons⸗Münze geſchah, auch in der Letztern, 
oder in Banknoten nach ihrem vollen Nennwerthe, ge— 
leiſtet werde. 

8 14. 


Auf ähnliche Weiſe ſoll auch der Auſſchlagspächter, 
welcher die Verzehrenden bei Einhebung des Aufſchla— 
ges ſelbſt, oder, falls er die Fleiſcherey betriebe, an 
dem feſtgeſetzten Fleiſchpreiſe überhalten wird, geſtraft, 
und gleich beim erſten Uibertretungs- oder Bevoriheis 
Iungsfalle von der re entfernt werben. 

1 

Wenn erwieſen werden ſollte, daß der Koſcherfleiſch⸗ 
Aufſchlagspächter einem Juden den Lizenz ⸗ Zettel zur 
Schächtung des Federviehes verſagt habe, ſoll er für 
jedesmal mit einer Strafe von einem Dukaten belegt 
werden. Dieſe Strafe iſt in jenen Fällen zu verdop— 
peln, wo der Pächter die jüdiſche Fleiſcherey ſelbſt bes 
treibt, und durch dieſe Weigerung die Verzebrung des 
Federviehes in der Abſicht beſchränkt, um ſeinen eige— 
nen Fleiſchergewinn zu vergrößern. 

8 

Gleichwie in den voran ſtehenden Paragraphen die 
jüdiſchen Koſcherfleiſch⸗Verzehrer gegen Bedrückung und 
Bevortheilung nachdrücklichſt geſchirmet werden, eben 
fo iſt es billig, das Aufſchlagsgefäll und deſſen Pächter 
gegen allfällige Verkuͤrzung und Bevortpeilung ſicher zu 
ſtellen. 

Zu dieſem Ende wird verordnet: 

a) Die Fleiſchvorräthe und das ſchon geſchächtete See 
derbieh, fo fih am (ren November 1824 bei den 
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jüdiſchen Fleiſchern, bei den jüdiſchen Haus⸗ und 

und Familienvätern, oder auch bei einzelnen Zus 

den, friſch, geräuchert, geſalzen, oder in welcher 

Eigenſchaft es immer ſey, vorfinden, müſſen gleich 

vom Anfange unterſucht, und mit dem Verzeh— 

rungs⸗Aufſchlage, nach Maßgabe der $. 2 und o 

dieſes Kreisſchreibens, belegt werden. 

Für jedes Pfund verſchwiegenen Koſcherfleiſches 
oder geſchächteten Geflügels ſoll der Schuldige zum Er— 
ſatze des Aufſchlages an das Gefäll, dann zum Erlage 
eines Strafbetrages von ı Gulden Ahn verhalten 
werden. 

b) Keinem Juden iſt erlaubt, außer Landrs Koſcher— 
fleiſch oder geſchächtetes Federvieh zu kauſen, und 
es zum Nachtheil des Koſcherfleiſch-Aufſchlagsge— 
fälls in der Bukowina zu verzehren, oder an an— 
dere Juden wieder zu verkaufen; vorzüglich wird 
den an den Gränzen wohnenden Juden verboten, 
außer denſelben ſchächten, oder ſich einen auslän⸗ 
diſchen Schächter in das Land holen zu laſſen. Auch 
iſt einem fremden, in die Bukowina kommenden 
Juden nicht geſtattet, für ſich oder andere Juden 
Koſcherfleiſch oder geſchächtetes Federvieh mit zu 
bringen. Der dagegen Handelnde ſoll nebſt der 
Konfisfazion des unter die Armen zu vertheilenden 
Fleiſches oder Geflügels, mit 1 fl. Rhn. für jedes 
Pfund geſtraft werden. 

c) Unter eben diefen Strafen wird verboten, Ko» 
ſcherfleiſch oder geſchächtetes Federvieh aus einem 
Orte in den andern einzuſühren. 

d) Wenn ein Jude ſich beigehen laſſen ſollte, Fleiſch 
von treff gefallenen Schlacht oder Federvieh, er 
mag ſolches von chriſtlichen Fleiſchern oder Händlern 
erkaufen oder nicht, zu genießen, ſo ſoll derſelbe 
zum Erlag eines Strafbetrages von 30 Kreuzern 
fur jedes Pfund verhalten werden. 

Hat aber ein ſolcher für das genoſſene Treff. Fleiſch 
auch den Verzehrungs⸗ Aufſchlag nicht entrichtet, fo 


muß er dieſen an das Gefäll erfegen, und den obigen 
Strafbetrag doppelt, das iſt a fl. Rhn. für jedes Pfund 
erlegen. 

Rn 

Eben fo wird ſowohl zur Sicherheit des Gefälls 
als zur Bequemlichkeit der Judenſchaft in Betreff der 
Schächter verordnet. 

a) Kein Schͤͤchter darf ohne Lizenz-Zettel des Päch— 
ters, oder des von ihm aufgeſtellten Beamten, zur 
Schächtung ein Meffer ziehen; worüber die Rab— 
biner, Religionsweiſer und Schulſinger, bei Ver— 
luft ihres Amtes und einer Geldſtraſe von 100fl. 
Rhn. zu wachen haben. 

Sollte ein Schächter dieſes Verbot übertreten, ſo 
iſt er das erſtemal mit 50 fl. Ahn zu beftrafen, das 
zweitemal aber für unfähig zum Schächter zu erklären. 

b) Die Schächter ſollen zur Verhütung alles Unter— 
terſchleifes, in den Städten zu wohnen gehalten 
ſeyn, und ein auf dem Lande wohnender Jude, 
wenn er etwas zu ſchächten hat, muß ſolches in 
der nächſten, ihm hiezu angewieſenen Stadt von 
dem Gemeinde Schächter verrichten oder er kann 
auch dieſen auf das Land zum Schächten holen 
laſſen, 

c) In Städten, wo ſich keine Schächter befinden, 
oder der vorfindige Schächter das Schächten ver- 
weigern ſollte, werden von dem Pächter eigene 
Schächter aufgeſtellt werden. 

Sep rd. 

Was die auf die Bevortheilung des Verzehrungs— 
aufſchlags oder der zu dieſem Auffchlag verpflichteten 
Verzehrer gelegten Geldſtrafen belanget, ſoll es damit 
folgendermaßen gehalten werden: 

a) Die in den voranſtehenden Paragraphen 15, 16 
und 17 feſtgeſetzten Geldſtrafen find in ihrem vol» 
len Betrage in Konvenzions-Münze oder Nazio⸗ 
nal = Banknoten zu entrichten. 
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b) Wer in einem der Uibertretungsfälle, bei welchen 
der Verluſt des Dienſtes, Pachtes oder Gewerbes 
auf den Rückfall nicht ausdrücklich geſetzt iſt, zum 
zweitenmal betreten wird, hat das Strafgeld dop⸗ 
pelt zu bezahlen; im dritten Uibertretungsfalle 
aber ſoll die Geldſtrafe in eine Leibesſtrafe, und 
zwar in einen, nach Geſtalt der Umſtände zu Der, 
ſcharfenden Arreſt für jeden Gulden in Konven— 
Münze don einem Tage, verwandelt werden 

c) Auch derjenige, welcher die Geldſtrafe zu entrich— 
ten unvermögend iſt, ſoll jederzeit, und nach Ge— 
ſtalt der Umſtände, entweder mit Gefängniß, oder 
mit öffentlicher Arbeit, abgeſtraft werden. 

d) Jene Geldſtrafen, welche der Gefälls- Pächter, 
ſeine Einnehmer, oder Manipulanten verwirken, 
fallen dem Polizeyfonde des Bukowiner Kreiſes in 
zwei Dritttheilen zu; das dritte Dritteheil erhält 
der Anzeiger. 

Hingegen gehören jene Strafgelder, welche entwe— 
der die unmittelbaren Steuerpflichtigen, oder die Schäch⸗ 
ter und Nabiner zahlen müſſen, dem Gefällspächter 
ganz, und nur in dem Falle, wo ein Anzeiger vorhan— 
den iſt, hat derſelbe das gewöhnliche Denunzianten« 
Dritttheil, von dem wirklich eingegangenen Strafbetrag 
zu erhalten, wobei ihm die Geheimhaltung feines Nah— 
mens zugeſichert wird. Uibrigens ſtehet es dem Auf— 
ſchlagspächter frey, ſich über die Strafgelder, welche 
ihm zugefallen, mit Ausnahme des Denunzianten- 
Dritttbeils, mit dem Gefällsübertreter zu vergleichen, 
oder ihm ſelde nachzuſehen. 

+ 19. 

Damit aber dieſes Gefäll auch in Anſehung derje- 
gen, welche weltliche Gefege und Strafen von der Liber, 
tretung nicht abzuhalten vermöchten, gegen Beeinträch— 
tigung ſo viel möglich ſichergeſtellt werde, ſo wird der 
bereits im Jahre 1811 durch die angeſehenſten Rabbis 
ner wider die Uibertreter diefes Gefälls entworfene ſtrenge 
unauslöſchliche Dann (Chairam) mit den nöthigen ap, 


änderungen, nach Religionsgebrauch von dem Kabbi— 
ner oder Religionsweifer im November jedes Jahres, 
und alle Vierteljahre neuerdings einmal in der Schule 
kundgemacht werden, auch in jeder Synagoge auf einer 
ſchwarzen Tafel angeſchlagen bleiben, damit Niemand 
ſich mit der Unwiſſenheit des Geſetzes und der auf bet, 
ſen Uibertretung verhängten Strafe entſchuldigen möge. 

Und um verſichert zu ſeyn, daß dieſe Kundma— 
chung richtig geſchehe, wird ſich der Rabbiner oder Re— 
ligionsweiſer mit einem Zeugniſſe des bei der Gemeinde 
angeſtellten Einnehmers oder Gefälls Pachters bei dem 
Pächter vierteljahrig auszuweiſen haben. 

Wofern ein Jude nach Ausſtehung aller im $. 18. 
feſtgeſetzten Grade der Strafen boshafter Weiſe in der 
Uibertretung des Geſetzes fortfahren würde, ſoll auch 
den öffentlichen Wirkungen des Banns, gegen den Ui— 
bertreter, freyer Lauf gelaſſen werden. 

§. 20. 

Der Pächter iſt verbunden, um der Judenſchaft 
die Entrichtung des Aufſchlags zu erleichtern, bei jeder 
jüdifhen Hauptgemeinde einen Einnehmer, Mantpu⸗— 
lanten oder Gefällspächter anzuſtellen, der unter ſtren— 
ger Ahndung, und den vorn beſtimten Strafen, ver— 
pflichtet iſt, das Gefäll in feinem Bezirke vorſchrift⸗ 
mäſſig einzuhehen, und ſich aller Erpreſſungen gewiſ⸗ 
ſenhaft zu enthalten. 

§. 21, 

Solche Gefälls⸗Einnehmer, Manipulanten oder 
Gefälls⸗ Pächter können auch zugleich jüdiſche Gemeind— 
vorſteher feyn, in welchem Falle fie durchgehends nicht 
nur von der Stellung zum Militär, ſondern auch ihre 
Häuſer und Wohnungen von wirklicher Militär-Einauare 
tirung in ſo lange befreyt bleiben, als ſie Einnehmer, 
Manipulanten oder Pächter dieſes Gefälls ſind. Auch 
muß denſelben, wenn ſie bei der Judengemeinde, wo 
fie angeſtellt find, nicht anfäffig wären, von den Ju⸗ 
dengemeindvorſtehern eine Wohnung, für einen ange— 
meſſenen Zins, angemiefen werden. 
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zeg 

Die Pachtung, ihre Einnehmer, Manipulanten 
oder Pächter find berechtiget, wofern das Seite des Gefälls 
ſolches fordert, bei den aufſchlagpflichtigen Konſumen⸗ 
ten zu jeder Zeit, und unperfehens häusliche Nachſu— 
chungen vorzunehmen; jedoch muͤſſen dieſe immer mit 
Zuziehung einer obrigkeitlichen oder Gerichts⸗Perſon 
und mit Beſcheidenheit vorgenommen werden 

Dieſer obrigkeitliche oder Gerichts » Beamte hat 
dem Einnehmer, Manipulanten oder Pächter, auf 
Verlangen, über den Befund, die genaue und gewiſ— 
ſenhafte speciem facti längſtens binnen 24 Stun— 
den unentgeltlich Deeg, 

25. 

Bei einer entdeckten Uibertretung haben die Ge— 
fällspächter, Einnehmer oder Manipulanten längſtens 
binnen 8 Tagen um die Deftrafung des Schuldigen 
bei der Behörde einzuſchreiten, widrigenfalls eine ſpä⸗ 
tere Klage ohne Wirkung zurückgeſtellt werden ſoll. 

Das Erkenntniß über ſolche Etraffällv iſt den De: 
litiſchen Behörden, und zwar in erſter Inſtanz dem 
Vukowiner Kreisamte zugewieſen, welche in derley Sal, 
len fummariſch vorzugehen, und nach Vorſchrift des 
gegenwärtigen Kreisſchreibens zu erkennen haben. 

Auch ſollen die Strafgelder nie von den Gefälls— 
beamten oder Pächtern unmittelbar, ſondern immer 
durch das Kreisamt eingetrieben, und an die Kreiskaſſe 
abgeführt werden. 

Das Bukowiner Kreisamt hat monatlich ein Vers 
zeichniß der zuerkannten Strafgelder dem Gefällspäch⸗ 
ter zukommen zu laſſen. 

§. 24. 

Die Gefällsgelder des jeweiligen Pächters ges 
nieſſen überhaupt die Vorzüge, wie andere Staatsgel— 
der, folglich kann auf dieſelben kein gültiger Verbot 
Statt haben. 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1824. $ 
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5. 
In Abſicht auf den Gebrauch des Stempels bei 
dieſem Gefälle, wird feſtgeſetzt: 

a) Quittungen über die zum Betrieb des Gefälls 
erfolgenden Geldabfuhren, Kreditive, welche dem 
ſubalternen Perſonale ertheilt werden, in Gefälls- 
ſachen vorkommende gerichtliche Conſtitute und 
Ausſagen, ſo wie die von den Ortsobrigkeiten, 
Richtern, Gemeinden, hierüber auszuſtellenden 
Urkunden und Zeugniſſe, ſind von dem Gebrau— 
che des Stemrels ausgenommen, jedoch dürfen 
die Kreditive nur Legitimazionen der von den Bes, 
amten vorzunehmenden Dienſtſchuldigkeiten, Fei, 
neswegs aber die Ausmeſſung ihrer Beſoldungen 
enthalten, weil die Anſtellungsdekrete dem gehö⸗ 
rigen Stempel zu unterliegen haben 

b) Die Verzeichniſſe der monatlichen Auslagen, ſo 
weit dieſe Auslagen, Berechnungen, und die hier- 
wegen von den Beamten auszuſtellenden Quit- 
tungen nur die Zurückerhaltung deſſen, was fie für 
das Gefäll unmittelbar ausgelegt haben, wobei 
fie folglich keinen Nutzen ziehen, betreffen, mer, 
den ſtempelfrey erklärt. 

c) Wenn aber ein Kaſſier, oder anderer Gefälls⸗ 
Beamte an einen Dritten für geliefertes Material, 
oder für verrichtete Arbeit etwas gegen Quittung 
oder Auszügel bezahlt; find dergleichen Quittun⸗ 
gen oder Auszügel dem Stempel unterworfen. 

Gë 

Endlich wir dem Bukowiner k. Kreisamte, fo wie 
den obrigkeitlichen und ſtädtiſchen Behörden in der Bu- 
kowina zur ſtrengſten Pflicht gemacht, darüber zu bal, 
ten, daß dieſe Anordnungen von ihren ſowohl, als von 
allen übrigen Cinwohnern des Landes, und vorzüglich 
von der Bukowiner Judenſchaft genau und pünktlich 
vollzogen werden. 

Auch werden dieſelben hiemit angewieſen den je, 
weiligen Gefälls⸗ Pächtern, ihren Einnehmern und ie, 
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nipulantenten auf jedesmaliges Anſuchen, gegen jede 
Beeinträchtigung des Gefälls und andere Nachtheile 
eifrig und ungeſäumt mit wirkſamer Hülfe beizuſtehen. 
Gubernial-Kundmachung vom 25ten Juny 1824. Gub— 
Zahl 36461. 


72. 
Der hungariſche Adel allein iſt zur Erlan— 
gung des galiziſchen Indigenats nicht 
zureichend. 


* 
ie hohe Hoſkanzley hat über die derſelben von der 
Landesſtelle zur Entſcheidung vorgelegte Frage, ob der 
hungariſche Adel zur Verleihung des galiziſchen Indige⸗ 
nats von Seite der auf dem Landtage verſammelten 
Stände, als genügend angeſehen werden könne, mit 
Dekret vom 10. Juny 1824 Zahl 10749 erwiedert: 
daß, da ſowohl in dem allerhöchſten Reſkripte über die 
Reorganiſirung der galiziſchen Stände vom ären April 
1817 L 16 ad 8. als in dem gleichzeitig erlaffenen 
dießfälligen allerhöchſten Patente f. o ad 4. ausdrüd. 
lich vorgeſchrieben iſt, daß die auf dem Landtage Det: 
ſammelten Stände aus eigener Wahl das Indigenat 
nur an ſolche Perſonen verleihen können, die bereits 
den Herrn e oder Ritterſtand des oͤſterreichiſchen Kaiſer— 
ftaates beſitzen, dieſes Verleihungsrecht nicht auf ſolche 
Perſonen ausgedehnt werden könne, welche ſich bloß 
über den ungariſchen Adel ausweiſen. 

Welches einem landſtändiſchen Ausſchuß ſowohl in 
Anſehung des dieſer Anfrage zum Grunde liegenden 
ſpeziellen Falles, als in künftigen Fällen zur Wiſſen⸗ 
ſchaft und Nachachtung eröffnet wird. 

GT Inſinuat vom 27ten Juny 1824. Gub. Zahl 
784. 
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23. 
Die Einfuhr und Verzollung des Wald— 
und Leinſaamens wird auch bei den Zoll— 
aͤmtern geſtattet. 


ie hohe Hofkammer hat nach dem Inhalte ihres 
Dekrets vom 29ten May l. J. Zahl 18257 beſchloſſen, 
die bisher auf Kommerzial-Zollämter beſchränkte Gin, 
fuhr und Verzollung des Wald- und Leinſaamens in 
Zukunft auch bei den Zollämtern für den täglichen Ver— 
kehr zu geſtatten. 
Welches hiemit zur allgemeinen er gebracht 
wird. 
Gubernial- Kundmachung vom ꝛ29ten Jung 1824. Gub. 
Zahl 37489. 


Zb, 

Fabrikinhaber dürfen. auch außer der Haupt⸗ 
ſtadt einer oder der andern Provinz eine 
Niederlage zum Verſchleiß ihrer Erzeug— 
niſſe eröffnen. 


n dem mittelſt des hierortigen Erlaſſes vom gten 
Jänner 1818 Zahl 922. dekant gemachten Dekrete der 
Kommerzhofkommiſſion vom 24ten Dezember 1817. 
Zahl 4051. wurde unter den mit einer Landesſabrik ver 
bundenen Befugniſſen auch die Errichtung von Nieder— 
lagen in allen Provinzial» Hauptftädten aufgeführt. 

Die hohe Hofkammer SEH nunmehr mit der 
Verordnung vom 18ten May d. Zahl 16116. dieſe 
Beſtimmung ſey nicht ſo beſchränkend zu betrachten, daß 
nicht in beſondere Fällen, wo es das Intereſſe den In⸗ 
duſtrie erheiſcht, ausnahmsweiſe den Landesfabriksinha— 
bern geſtattet werden dürfte, auch außer der Hauptſtadt 
einer oder der andern Provinz eine Niederlage zum 
Verſchleiße ihrer Erzeugniſſe zu eröffnen. Die Ent» 
ſcheidung hierüber ward der Landesſtelle vorbehalten. 


Diefelben werden von diefer Erläuterung im Nach 
hange zu dem bezogenen bierortigen Erlaſſe zur Nach⸗ 
achtung in die Kenntniß geſetzt. 

Gubernial » Verordnung vom 7ten July 1824. Gub. 

Zahl 32696. 


75. 


Erläuterung der Vorſchrift vom ꝛ4ten De— 
zember 1815 die Haͤusler- und Inn 
leutfrohne betreffend. 


n Gemäßheit des hohen Hofkanzleydekrets vom 12 
v. M. Nro. 17659 — 1085 und 17640-1084. wird 
den Kreisämtern zur Nachachtung bedeutet, daß das 
denſelben am 24ten Dezember 1813. Zahl 46660. bes 
kannt gemachte hohe Hofkanzleydekret vom 2ten De— 
zember 1813. Zahl 7712. nur für jene Fälle zur Nights 
ſchnur zu dienen hat, wo es noch zweifelhaft iſt, ob 
die Herrſchaft von zwei oder mehreren, auf einem Sot, 
erngrunde befindlichen Beſitzern nur einen als Haupt⸗ 
befiger und die übrigen auf demſelben Grunde befind— 
lichen als Beiſaſſen, oder ob fie alle Theilbefiger 
als wirkliche Grundwirthe hat, und daß es ſolglich bei 
Verhandlung der Streitigkeiten in Betreff der Häusler 
und Innmannsfrohnen auf die Erörterung der Fragen 
ankömmt, ob die Herrſchaft die Grundſchuldigkeiten 
bloß von e in em Grundbefiser fordert, oder ob fie 
die auf dem Grunde haſtenden Schuldigkeiten unter die 
Theilbeſitzer vertbeilt hat? im letzteren Falle findet 
die obige Vorſchriſt wegen der Häusler und Innmanns⸗ 
frohnen nicht Statt. 

Gubernial⸗ Verordnung vom gten July 1824 Cub 

Zahl 56786. 
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FG, 
Kordons-Staabs⸗ und Dberoffizieren ge⸗ 
buͤhren keine Stallungen auf Pferde. 


Aus der Anlage werden die Kreisämter dasjenige 
entnehmen, was das k. k. General- Militär - Comman» 
do in Folge eines hofkrigsräthlichen Neſkripts über die 
Frage, ob den Cordons-Staabs- und Oberoffizieren 
Stallungen gebühren, an die hierländigen 4 Cordons⸗ 
Abtheilungen und an das ite Garniſons » Bataillon er— 
laſſen hat. 

Wovon die Kreisämter zur Darnachachtung und 
weitere Bekanntgebung an die Magiſträte und Ortsobrig⸗ 
keit in die Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernial-Verordnung vom gten July 1824. Gub. 

Zahl 36816. 


a 

Verordnung des General- Commando an 
die vier Cordons-Abtheilungen vom 
ıgten Juny 1824. R. 5645. 


iber die von den hierländigen Cordonstruppen mit 
Verordnung vom Bıten März d. J. Zahl 2670 R. ab» 
verlangten, dem hohen Hofkriegsrath vorgelegten Aeuße— 
rungen, wegen den — von einigen Cordons-Staabs⸗ 
und Oberoffiziers angeſprochenen ohnentgeldlichen Pfer— 
deſtallungen, hat dieſe hohe Hofſtelle mit Reſkript vom 
zten dieſes J. 2975. zu entfiheiden befunden, daß die 
Herrn Staabs- und Oberoffiziers der galiziſchen 4 Eor- 
dons⸗Abtheilungen, und des ten Garniſons-Bataillons, 
da felbe keine Pferdeporzionen zur Gebühr haben, ſon— 
dern nach der beſtehenden Vorſchrift, ihre Neifen in 
Dienſten mittelſt Vorſpannspferden fahrend, oder auch 
reitend zu bewirken haben, mit dem Anſuchen, um 
Ausmittlung der ohnentgeldlichen Stallungen vom Lande 
abzuweiſen ſeyen; in dem ſie die Stallungen als eine 
Gebühr anzuſprechen keineswegs berechtiget waren, weil 
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noch dem Militär - Bequartirungs » Reglement nur jene 
Militär, Individuen Stallungen nach ihrer Competenz 
anzuſprechen hätten, welche in dem Genuſſe, und in 
der Gebühr von Pferdporzionen ſtehen. 

Welches der Cordons- Abtheilung zur Nachachtung 
mit dem Bedeuten bekannt gegeben wird, das hiernach 
von den Herrn Cordons-Staabs- und Oberoffizieren 
auf Stallungen foweit die Dominien, zu deren Uiber- 
laſſung oder Herſtellungen fich nicht willfähig dezeigen, 
keinesweges eine Forderung begründet werden könne, 
welches ſich demnach auch auf Horn und Borſtenvieh⸗ 
ſtallungen erſtrecket. 


Ge, 
Die Verfertigung und der Verkauf von 
Abdruͤcken kurſirender Muͤnzen wird ver— 
boten. 


Da fih einige Fälle ereignet haben, daß Abdrücke 
von kurſirenden Münzen in unedlen Metallen verferti⸗ 
get, und zum Verkauf feil geboten wurden, ſo wird 
hiemit in Gemäßheit des hohen Hofkammer-Präſidial⸗ 
ſchreibens vom 12ten v. M. Zahl 22512 — 2352. zur 
Beſeitigung jedes Mißbrauchs allgemein kund gemacht, 
daß die Verfertigung oder der Verkauf ſolcher Abdrücke 
von wirklich kurſirenden Münzen des Ann» oder Aus- 
landes in Metall, unter Eonftskazionsſtrafe verboten iſt. 

Uibrigens verſtehet es ſich von ſelbſt, daß duech 
die gegenwärtige Anordnung die Beſtimmungen des 
Strafgefeges in ihrer Anwendung nicht im mindeſten 
geändert werden. 


Gubernial⸗ Kundmachung vom loten July 1824. Gub. 
30h 364. = 
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7 
Uiberfuhrsgebühr bei Dobrowlany wird für 


die Fußgeher auf die zweite Tariffs— 
klaſſe herabgeſetzt. 


ie Uiberfuhrsgebühr bei der Weg- und Se 
Mauthſtgzion Dobrowlany wird vom ten Auguſt d. 
J. an, für die Fußgeher von der Sten auf die zweite 
Tariffsklaſſe herabgeſetzt. 

Was mit Beziehung auf das Kreisſchreiben vom 
„ten März 1823 Zahl 112570. Poſt 75 des dießfälligen 
Ausweiſes, zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 

Gubernial⸗ Weed vom uten July 1824. Gub. 

Zahl 57511. 


79 
Befteyung der ruſſiſchen Unterthanen von 
der Entrichtung des landesfuͤrſtlichen 
Abfahrtsgeldes in den öſterreichiſchen 
Staaten. 


eine k. k. Majeſtät haben mittelſt E Ents 
ſchließung von Prag am 18ten May l. J. zu befehlen 
geruht, daß den ruſſiſchen Unterthanen die Befreyung 
von der Entrichtung des landesfürſtlichen Abfahrtsgel⸗ 
des in den öſterreichiſchen Staaten auf ſo lange zuge— 
ſichert werde, als ſich die oͤflerreichiſchen Unterthanen 
einer gleichen Behandkung in den ruſſiſchen Staaten zu 
erfreuen haben werden, welche Befreyung von dem 
Zeitpunkte an zu beginnen hat, an welchem im rufe 

ſiſchen Gebiete die Neciprozitat in Wirkſamkeit tritt. 
5 Welches in Folge hohen Hofkanzleydekretes vom 
Ate vorigen Monats Zahl 17415. allgemein kund ge⸗ 
macht wird. 


Gute » Sunomadung vom ten July 1624 Gub. 
Zahl 57966. ` ` 


80. 


Erneuerung der Vorſchrift uͤber die Beſtra⸗ 
fung unbefugter Benuͤtzungen von Salz⸗ 
quellen. 


ie k. k. allgemeine Hofkammer hat mit dem Dekrete 
vom ziten May d. J. Zahl 17802. die Nepubltzirung 
des allerhöchſten Patentes vom 27ten November 1786, 
und des Kreisſchreibens vom Aten März 1808 Zahl 
5315. welche die Beſtrafung jeder unbefugten Benuͤt— 
zung von Salzquellen, und zwar jenes für Galizien, 
dieſes hingegen für die Bukowina, vorzeichnen, an— 
geordnet. 

In Gemäßheit dieſes hohen Auftrages werden 
daher im Anſchluſſe die bezogenen beiden Vorfihrifs . 
ten mit dem Beiſatze neuerdings zur allgemeinen Kent— 
niß und genauen Beobachtung gebracht, daß: 

itens. die in dieſen Vorſchriften ausgeſprochenen 
Geldſtrafen kuͤnftig in ihrem vollen Betrage in Kon: 
venzionsmünze einzuheben find, 

ztens. daß die in dem Kreisſchreiben vom aten 
März 1805 Zahl 5515. enthaltene Beſtimmung der 
Behörden, welche das Straferkenntniß zu ſchöpfen ha— 
ben, und des dabei zu beobachtenden Verfahrens, nicht 
bloß für Bukowina, ſondern auch für die übrigen gé 
liziſchen Kreiſe Anwendung findet. Es werden daher 
die Nozionen von den betreffenden Intendenzen zu 
ſchöpfen, diefelben von den Kreisamtern zu beſtättigen, 
oder nach Umſtänden zu ändern, den Nozionirten 
aber der Rekurs im Wege der Gnade, oder die Gr 
greifung des Rechtsweges vorzubehalten ſeyn. 


Gubernial-Kundmachung vom adten July 1824. Gub. 
Zahl 35679. 
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* 

Wir Joſeph der Zweite, von Gottes Gna— 
den erwaͤhlter roͤmiſcher Kaiſer, zu allen 
Zeiten Mehrer des Reichs, Koͤnig in 
Germanien, Hungarn, Böhmen, Go: 
lizien und Lodomerien; Erzherzog zu 
Oeſterreich, Herzog zu Burgund, und 
zu Lothringen ꝛc. ꝛc. 


Da die Erzeugung des Salzes nach allgemein aner— 
kannten Grundſätzen unter die Regalien gehört, ſo iſt 
dereits durch die im Jahre 1775 und 1776 erlaffenen 
Patente dieſe Erzeugung in Galizien und Lodomerien 
als ein landesfürſtliches Regale erklärt, den Privatbe— 
figern aber dieſelbe einſtweilen unter vorgeſchriebenen 
Bedingniſſen zu überlaſſen, zuträglich erachtet worden. 
Gegenwärtig finden Wir es den Umſtänden gemäßer, 
die volle Ausübung dieſes Rechtes ſelbſt zu überneh⸗ 
men, und in dieſer Abſicht folgende Verordnung bes 
kannt zu machen: 
D d 
d Alle Salzſudwerke, in deren Bells bisher 
Pribatgrundherren gelaſſen worden, und alle 
Benütz ungen derſelben werden, von nun an, von 
dem Aerarium, als ein Eigenthum deſſelben, 
anheimgenommen. 
S. Bu 
Und auf eden dieſe Art find als ein Eigent hum 
des Aerariums in Anſehen der Erzeugung und des 
Verſchleiſſes auch alle Stein und Sudſalz werke 
zu betrachten, welche etwan künftig auf öffentlichen, 
oder Privatguͤtern und Gründen entdeckt werden. 


§. A 
Hledurch alſo kömmt es von dem Genuffe, Wels 
cher bisher den Grundbeſitzern in Anſehen der Salzer⸗ 
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zeugung und des Verſchleiſſes zugeſtanden worden, 
gänzlich ab. 
S. 4. 

Grundobrigkeiten, welche von nun an Salzbrunen, 
oder Gruben graben, Salz zum eigenen oder fremden 
Gebrauche ſieden, oder fördern, oder dieſe Geſetzuͤber— 
tretungen einem Unterthan geſtatten ſollten, werden mit 
einer Strafe von Tauſend Dukaten belegt werden. 

. 

Auch jede Obrigkeit, welche alte und neue Quel- 
len, oder offene Salzlagen nicht anzeiget, ſich für 
Menſchen oder Vieh gebrauchet, oder dieſen Gebrauch, 
wem immer bewilliget, iſt mit Hundert Dukaten 
zu beſtrafen. u 


Diejenigen, welche eine entdeckte Salzquelle det» 
heimlichen, wie auch Gemeindvorſteher, welche 
ihrer Obrigkeit Don der ihnen bekannten Verheimlichung 
einer entdeckten Salzquelle keine Anzeige machen, 
werden mit öffentlicher Arbeit in Eiſen gezüchtiget wer⸗ 
den, die nach Umſtänden von einer bis ſechs Wo⸗ 
chen derlängert werden ſoll. 

§. 7. 

Demjenigen, welcher von der Uibertretung dieſer 
Vorſchriften eine Anzeige macht, wird der dritte 
Theil der d. 4 und 5 beſtimmten Geldſtrafen, auf 
den Fall des $. 6 aber eine rerhältnißmäſſige Beloh⸗ 
nung zugeſichert. 

S. 8. 


Uibrigens werden hiemit alle Patente außer Kraft 
geſetz, welche bisher über Privatbenügungen der Salz— 
erzeugung und des Verſchleiſſes in Galizien und Lodo⸗ 
merien ſind erlaſſen worden. d 

Gegeben in unferer Haupt- und Refidenzftadt Wien, 
den z7ten Tag des Monats November, im fiebenzehn- 
hundert ſechs und achtzigſten, unſerer Regierung, des 


roͤmiſchen im drei und zwanzigſten, und der erbländis 
ſchen, im ſechſten Jahre. 
Jo ſeph. 
(L. S.) 


Si Ad Poſtzahl 80. 


Wodurch die Vertilgung der in den bufo- 
winer Gebuͤrgen und abgelegenen Ge— 
genden vorfindigen Salzquellen und 
Brunnen anbefohlen, und die Wieder- 
eröffnung derſelben verboten wird. 


a die Benützung der in dem bukowiner Kreife be, 
findlichen Salzbrunnen unter die ausſchließlichen Ion, 
desfürſtlichen Hoheitsrechte gehört, einige dortige Lan— 
desinſaſſen und Gemeinden aber ſich bei mehreren Ge— 
legenheiten beigehen ließen, die in dieſem Kreiſe auf 
höhere Anordnung mit großen Köſten verſchlagenen 
Salzquellen wieder zu eröffnen, und theils mit dem 
diesfälligen Salzwaſſer, theils mit dem förmlich bier, 
aus erzeugten Salze zum Nachtheil des höchſten Salz— 
legals ſelbſt Handel über die Gränze zu treiben: fo 
haben Se. k k. Majeſtät zur künftigen Vermeidung die— 
ſes Unfugs mittelft Hofdekrets vom ıten vorigen Mo— 
nats folgende höchſte Entſchlieſſung, welche vom Tage 
der geſchehenen Kundmachung im Lande in Kraft und 
Wirkung zu treten hat, zu faſſen geruhet. 

tens. Sollen die vielen in den bukowiner Ge, 
bürgen und abgelegenen Gegenden vorfindigen, und 
von einer Zeit zur andern neu entſtehenden einzelnen 
naturlichen Salzquellen und Brunnen, welche von 
einer ganzen Gemeinde bisher nicht be 
nützt worden, nicht nur ſogleich, ſondern auch in 
der Folge, fo wie fie dem aufgeſtellten Gefällsperfonal 
bekannt werden, fo viel möglich vertilgt, und die Wie— 
dereröffnung eines ſolchen von Seite des Gefälls ber⸗ 
tilgten Salzbrunnen das erſte Mal unter der Strafe der 
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Erſatzleiſtung aller Unköſten, welche die wiederholte 
Vertilgung deſſelben fordert, nebſt zwölf Gulden im 
Gelde für den Denunzianten, und in öfteren Uibertre— 
tungsfällen nebſt dieſer Erfagleiftung unter Feſtſetzung 
einer Rebenſtrafe von Fünfzig Gulden für jeden Fall 
von nun an verboten feyn. 

Die Erſatzleiſtung der Unköſten, welche die Wie— 
dervertilgung fordert, hat die Gemeinde in Solidum, 
die Nebenſtrafe hingegen die Grundobrigfeit, welche die 
Aufſicht auf die Beobachtung dieſer allgemeinen Vor— 
ſchrift zu tragen unterlaſſen, oder wohl gar die ver— 
botswidrige Wiedereröffnung des Salzbrunnens mittel— 
oder unmittelbar unterſtützt hat, zu tragen, wobei das 
Krcisamt auf jedesmaliges Anſuchen der Gefällsbeam— 
ten die erforderliche Aſſiſtenz zu leiſten verbunden 
ſeyn ſoll. 

ztens. Die Erzeugung des förmlichen Salzes 
überhaupt, das iſt: ſowobl zum eigenen Genuße der 
Dotfseinwohner, als zur Verführung außer der Gränze 
einer Gemeinde, und ſo auch der Handel, oder die 
Verführung des Salzwaſſers in Fäſſern oder andern Ge. 
ſchirren über die Gränze derjenigen Dorfs⸗ 
gemeinde, in deren Bezirke die Quelle, 
der Brunnen, oder der Schacht ſich befün⸗ 
det, ſoll unter der Straſe von ſechs Kreutzern für jede 
Okka (2 / u Pfund) oder von vier Gulden dreißig Kreu— 
zern für einen Centner Salz, oder einen Eimer Waſſer 
nebſt dem Verluſte des Waſſers oder des hieraus be— 
reits erzeugten Salzes verboten ſeyn; die baare Gelb, 
ſtrafe ſoll derjenige oder diejenigen bezahlen, bei wel— 
chen das Salz während der Erzeugung im Hauſe, oder 
bei der Verführung über die Gränze, und im letztern 
Falle auch das Salzwaſſer betroffen wird. 

Im Falle jedoch die Uibertreter dieſer Vorſchrift 
die baare Geldſtrafe zu erlegen nicht im Stande ſeyn 
ſollten, ſo muß dieſe Straſe mit Arbeit im Arreſte 
und zwar für jeden Gulden einen Tag gerechnet, ab— 
gedient werden, ſo wie auch der Denuziant ſowohl als 
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der Apprehendent don der baaren Geldſtrafe jederzeit 
den 5ten Theil, und zwar bieten auch in jedem Falle 
aus dem Salzgefälle erhalten ſoll, wenn der Geſetzuͤber— 
treter die feſtgeſetzte Geldſtrafe zu erlegen nicht vermag. 
Endlich 

ztens. wollen Se. Majeſtät geſtatten, daß zum 
Gebrauche derjenigen Gemeinde, in deren Bezirke 
die Salzquelle entſpringt, von den bereits 
vorfindigen Schächten oder Brunnen einer, oder nach 
Beſchaſſenheit der Lokalumſtände auch mehrere derfels 
ben zum eigenen Gebrauche des Waſſers ferners hin 
und gegen die ausdrückliche Bedingniß verbleiben mag, 
daß dieſe beſondere Nuͤckſicht von keinem Einwohner 
mißbraucht, und die in den vorgehenden zwei 
Punkten enthaltenen Vorſchriften uͤbertreten werden, 
zumal in widrigen Falle ſich ſowohl die Grundobrig— 
keit, als die Unterthanen dieſer begünſtigenden Rück— 
ſicht verluſtig machen würden. 

Diefe allerhoͤchſte Entſchlieſſung wird demnach zur 
allgemeinen Wiſſenſchaft mit dem Beiſatze bekannt ge⸗ 
macht, daß die diesfällige Entſcheidung dem Salzamte 
zu Solka unter der Aufſtchr und Beſtättigung des bu⸗ 
kowiner Kreisamts, und zwar dermaſſen übertragen ſey, 
daß alle Anzeigen von Seite der aufgeſtellten Schacht⸗ 
bereuten, und des zoll» oder tabackamtlichen Aufſichts⸗ 
perſonals, welches ſich hiezu ebenfalls gegen Beziehung 
der Strafantheile gebrauchen laſſen muß, an das Salz⸗ 
amt zu gelangen haben, welches die betreffenden Par« 
teyen in Gegenwart einer Gerichtsperſon ordentlich zu 
konſtituiren und zu konfrontiren, ſonach die Nozion zu 
fällen, und ſelbe dem Kreisamte zur Beftättigung oder 
zur Reformazion vorzulegen hat, worüber den verur— 
theilten Parteyen frey ſteht, binnen ſechs Wochen ent⸗ 
weden den Rekurs im Wege der Gnade bei der Lan“ 
desſtelle, oder ihre Klage zur rechtlichen Entſcheidung 
gegen den k. Fiskus bei den k Landrechten einzureichen. 
In dem Falle jedoch, daß es ſich um die verbotene 
Wiedereröffnung eines bereits vertilgten Salzbrunnen 


handeln follte, darf die Wiederverfhlagung deffelben 
nicht bis zur erfolgenden endlichen Entſcheidung ver, 
ſchoben, und in der Zwiſchenzeit der Genuß der Salz— 
ſohle zum Nachiheil des Salzgefälls frey gelaſſen ger, 
den, ſondern das Kreisamt hat die Verſchlagung einver— 
ſtändlich mit dem Solkaer Salzamte auf der Stelle 
vornehmen zu laſſen, und nur die Einbringung der 
diesfälligen Unköſten (welche einſtweilen aus dem Salz 
gefalle vorzuſchieſſen find) nebſt der Nebenftrafe , iſt bis 
zur erfolgenden endlichen Entſcheidung auszuſetzen. 


81. 


Welche Aerarial-Schulden der Beamten 
u der Verlaſſenſchaft einzubringen 
ind. 


a der Staatsſchatz aus den eingelegten Dienſtkau⸗ 
zionen der in Verrechnung ſtehenden Beamten nur 
für jene Forderungen ſich unmittelbar gezahlt machen 
kann, die aus Handlungen oder Benehmen des Be— 
amten entſpringen, für deren Richtigkeit und Regel. 
raäßigkeit namentlich die Kauzion erlegt worden iſt, 
und da hiernach zur Bezahlung anderer Schul— 
den des verſtorbenen Beamten gegen das Nerarium, wie 
3. B. für die erhaltenen Beſoldungsvorſchüſſe die Kau— 
zionsbeträge nicht zurückbehalten werden können, ſon⸗ 
dern die Befriedigung im ordentlichen Wege bei der Ver— 
laſſenſchaftsmaſſe des Verſtorbenen geſucht werden muß, 
fo wurde mit hohem Hoſkammerdekrete vom 21ten May 
L J. Zahl 19712-1540 zur möglichſten Sicherſtellung 
des hohen Aerars verordnet, daß, ſobald der Tod eines 
Beamten bon was immer für einer Kathegvrie bekannt 
wird, ſogleich die ſorgfältigſte Erhebung ob von ihm ir⸗ 
gend eine Schuld gegen das Aerarium hafte angeordnet, 
und die Hereinbringung derfelben aus der Verlaſſenſchaft 
eingeleitet werden ſolle. 

Und da es geſchehen kann, daß Beamte in einer 
andern Provinz, als in jener, worin Be ſterben mit einem 
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Ausſtande gegen das Aerar vorgemerkt find, fo iſt Ing, 
beſondere dafür zu ſorgen, daß wenn auf das Ableben 
eines Beamten in einer andern Provinz eine Konvo, 
kazion der Gläubiger erlaffen wird, die Kaſſen und Bud. 
haltungen auch in den übrigen Provinzen nachſehen, 
ob vielleicht daſelbſt irgend eine Forderung des Aerars 
gegen den Verſtorbenen vorgemerkt ſey, in welchem 
Falle dieſelbe ſogleich bei der Behörde, weliye die Kons 
vokazion der Gläubiger erlaſſen hat, anzumelden wäre. 
Wovon man die Kreisämter zur Wiſſenſchaft und 
jener Beamten, der Anſtellung ihrem Wirkungskreiſe 
überlaſſen ift, zur Nachachtung in Kenntniß fegt. 
Gubernial-Verordnung vom 14ten July 1824. Gub. 
Zahl 57215. 


82. 


Benennung des vereinigten Banal⸗Waras⸗ 
diener-Karlſtaͤdter Generalkommando 
in Agram. 


ie hohe Hofkammer hat mit Dekret vom gten May 
1. J. Nro. 10655. anher erinnert, daß Se. Majeſtät 
mit allerhöchſten Handſchreiben vom 28ten Februar l. 
J. in Folge der Vereinigung des Song, und des Karls 
ſtädter Warasdiner General. Kommando anzuordnen 
geruhet haben, ſich in den an dieſe vereinte Behörde 
zu erlaffenden Zuſchriſten der Benennung «an das 
vereinte Banal-Warasdiner Karlſtädter 
General⸗Kammando« zu bedienen. 

Welches man den ſämmtlichen Unterbehörden mit 
Beziehung auf den Gubernial-Erlaß vom igten März 
L J. 14006, zur genauen Darnachachachtung bekannt 
machet. ' 


Bubernial » Verordnung vom adten July 1824. Gub. 
Zahl 35926. 


* 
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85. 

Einfuͤhrung der Erwerbſteuer bei der Ju— 
denſchaft, Aufhebung der Extraſteuer 
und Befreyung der juͤdiſchen Ackers⸗ 
leute vom Koſcherfleiſchaufſchlag. 


In Folge Sr. Majeſtät allerhöchſter Entſchlieſſungen 
vom 23ten Jänner und sten July d. J. iſt laut hohen 
Hoſkanzleydekrets vom 8ten I. M. Nro. 20771— 1283. 
in Anſehung der Beſteuerung der Juden in Galizien 
folgendes angeordnet worden: 

ıtens. Iſt dor allem aus der Judenſteuer die 
bisher in derſelben mit einer Aequivalentsſumme begrifs 
fen geweſene Erwerbſteuer auszuſcheiden, und nach 
den für dieſe Steuer beſtehenden allgemeinen Vorſchrif— 
ten einzuheben. 

ztens. Als eingentliche Judenſteuer haben Se. 
Majeſtät für Galizien die Summe von 856000 fl. 
in M. M. ſeſtzuſetzen befunden. 

stens. Unter dieſer Summe iſt auch das Klaſſen⸗ 
fteuer = Aquivalent begriffen; die jüdiſche Extraſteuer 
welche bisher dieſes Aequivalent vorſtellte, iſt aufge⸗ 
hoben. 

atens. Die Einbringung der Summe von 836ooofl. 
M. M. hat im Weſentlichen in der bisherigen Art, 
nämlich im Wege der zu verpachtenden Koſcherfleiſch- 
und Lichterzündungsgefälle mit den bisherigen 
Auſſchlagsgebuͤhren zu geſchehen. Dabey haben Se. 
Maheſtät jedoch 

tens. den jüdiſchen Ackersleuten in Galizien gleich 
jenen in der Bukowina, die Befreyung von der Ent— 
bn. Aë des Koſcherfleiſchaufſchlags a. g. zu bewilligen 
geruhet. 

ötens. Befehlen Se. Majeſtät, daß allerhöchſt Set: 
felben jedesmal das Kefultat der Verpachtung des Ko» 
ſcherfleiſchaufſchlags und des Lichtererzündungsgefalls 
vorgelegt, und keine Ergänzungsſteuer, bevor die aller» 
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höchſte Schlußfaſſung hierwegen erfolgt iſt, ausgeſchrie⸗ 
ben werde. 

ztens. Die allerhöchſte Schlußfaſſung iſt mit dem 
Militärjahr 1825 in Ausführung zu bringen. 

Dieſe allerhöchſte Entſchlieſſung wird den Kreis. 
ämtern nachträglich zur hierortigen Verordnung vom 25. 
Juny d. J. Nro. 56461. zur Bekanntmachung an die 
Judenſchaft mit dem Bedeuten eröffnet: daß 

ad 1.) wegen Ausſchreibung der Erwerbſteuer, wel— 
che die galiziſche Judenſchaft vom iten November d. J. 
an zu entrichten haben wrd, das weitere nachfolgen 
wird. 

Uibrigens wird in dieſer Beziehung dasjenige, was 
in der vorbezogenen Verordnung untern III. Abſatz, 
wegen genauer Bemeſſung der Erwerbſteuer angeordnet 
wurde, den Kreisämtern wiederhohlt, zur genauen Dor, 
nachachtung in Crinnerung gebracht. 

ad 4. Behält es bei demjenigen, was wegen Wirt, 
pachtung der beiden Judengefälle mit vorbezogenen 
Verordnung vom 25ten Juny d J. feſtgefetzt worden 
iſt, ſein unabänderliches Bewenden. 

ad 5.) Die Befreyung der jüdiſchen Ackersleute in 
Galizien von Entrichtung des Koſcherfleiſchaufſchlags 
wird mittelſt eines beſonderen Kreisſchreibens bekannt 
gemacht, welches den Kreisämter nachträglich zukom⸗ 
men wird. 

Vor der Hand wird den Kreisämtern bedeutet, daß 
die Befreyung der jüdiſchen Ackersleute von dem Kos 
ſcherfleiſchaufſchlage denſelben nur in fo ferne zugeſtan⸗ 
den worden iſt, als ſelbe nebſt dem Ackerbau, keinen 
Nebenerwerb betreiben. 

Es iſt daher den galiziſchen Ackersjuden die Be⸗ 
freyung vom Koſcherfleiſchaufſchlag im weſentlichen unter 
jenen Bedingungen zugeſtanden, unter welchen ſie bis 
nun bloß vom Lichtaufſchlag befreyt worden ſind. Da 
es nun von Intereſſe iſt, möglichſt genau zu wiſſen, 

a) wie viel Ackersjuden im dortigen Kreiſe derzeit 
überhaupt beſtehen, und 
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b) wie viele unter denſelben ſich derzeit lediglich mit 
der Landwirthſchaft beſchäftigen, ſo verordnet man 
den Kreisämtern hierüber einen möglichſt genauen 
Ausweis bis ı5ten Auguſt d. J. anher vorzulegen. 
Schlüßlich wird den k. Kreisämtern verordnet, bis 
ı5ten September l. J. einen gemeindeweis verſaß⸗ 
ten Ausweis der bis Ende July d. J. verbliebenen 
Rückſtände nach den verſchiedenen Abtheilungen 
don Ergänzungs⸗ und Extraſteuern, dann Kofchers 
fleiſch und Lichterzündungs⸗Pachtaequivalenten ger 
ordnet, unter Nachweiſung der Zeitperiode, von 
welcher jeder Rückſtand herrührt, und jede Abthei— 
lung in eine Summe gezogen , mit dem wohlbe— 
gründeten Gutachten vorzulegen, wie die Berich— 
tigung der Rückſtände, welche nach Abſchlag der 
don Sr. Majeſtät auf das Militär» Jahr 1825. a. 
g. bewilligten Nachlaß⸗Summen unter die am 
meiſten bebürdeten Judengemeinden erübrigen, ein⸗ 
zutheilen wäre, oder bei welchen Gemeinden, nach 
dem Sinne der hohen Entſcheidung dom ı3ten 
Hornung 1817 Nro. 3666330. in Nückſicht der 
nachgewieſenen Unerſchwinglichkeit der bemeſſenen 
Pachtſchillingsaequivalente, etwa noch beſondere 
Nachläſſe einzutreten hätten. 

Gubernial-Verordnung vom 2oten July 1824. Gub. 
Zahl 42106. 


Ad Poſtzahl 85. 
Ackersjuden werden von Entrichtung des 
Koſcherfleiſchaufſchlags befreyt. 


Se. k. k. Majeſtät haben laut hohen Hofkanzleyde⸗ 

krets vom Bien July I. J. Zahl 207711285 die jüe 

diſchen Ackersleute in Galizien, bezüglich auf das zu 

ihrer eigenen Verzehrung benöthigte Fleiſch, dom (ren 

November 1824 angefangen, don dem geſetzlichen ger, 

zehrungsaufſchlage, jedoch nur in ſo Mn zu befreyen 
2 
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geruhet, wenn ſie außer der Landwirthſchaft, keinen 
andern Handel oder kein anderes Gewerbe treiben. 
Dieſe allerhöchſte Entſchlieſſung wird mit dem Set, 
ſatz bekannt gemacht, daß bei einem entſtehenten Streite, 
ob ein jüdiſcher Konſument wirklich ein Ackersjude ſey, 
ob ſelber das ohne Entrichtung des Verzehrungsauf— 
ſchlags in Anſpruch genommene Fleiſch, zum eigenen 
Bedarf wirklich benöthige, dann ob ſelber außer der 
Landwerthſchaft keinen anderen Handel oder kein onbe, 
res Gewerbe treibe, hierüber das betreffende Kreisamt 
nach gehöriger Erörterung, über Einvernehmung des 
Gefällspächters, zu erkennen habe. 
Gubernial⸗ en vom zoten Julp 1824. Gub. 
Zahl 42106, 


84. 


Juden, welche auf die Stimme und Wahlfaͤ— 
higkeit Anſpruch machen, haben zwar die 
nach dem Patent vom Jahre 1810 hiezu 
erforderliche Anzahl Lichter zu zuͤnden, 
aber auch dieſe Anzahl mit jenen Ge 
buͤhren zu verſteuern, welche in dem 
Kreisſchreiben vom Jahr 1816 vor— 
geſchrieben ſind. 


achdem das Lichterzündungspatent, vom 15. Sep⸗ 
tember 1610 durch das Kreisſchreiben vom 16ten Okto— 
ber 1816 die Modiſikazion erhalten hat, daß die geſetz— 
liche Anzahl von zwei Lichtern an jenen Feyertagen, die 
nicht mit einem Sabat zuſammentreffen, von der Ent— 
rich tung des Aufſchlags frey find, fo ergiebt ſich von 
ſelbſt, daß dieſe Befreyung auch bei der Beurtheilung 
der Stimm- und Wahlſähigkeit zu Gemeindämtern be» 
rückſichtiget werden muß, und daß folglich diejenigen, 
welche auf die Stimm- oder Wahlfähigkeit Anſpruch ma⸗ 
chen, zwar die nach der Vorſchrift des Patents Dom 
s3ten September 1810 bei jeder Gemeinde hiezu er— 


forderliche Anzahl Lichter durch alle Sabathe und Feyer⸗ 
tage des Jahres zu zünden, aber dieſe Anzahl mit 
jenen Gebühren zu verſteuern haben, welche in 
dem Kreisſchreiben vom 16ten Oktober 1816 borgeſchrie⸗ 
ben ſind, nämlich 
a) die geſetzlichen 2 Lichter beide zuſammen mit 
wochentlichen 10 kr. M. M., und 
b) jedes über dieſe Anzahl gegründete Licht mit Str. 
M. M. an jedem Sabath oder Feyertag, oder 
wenn ſich hierüber für das ganze Jahr verglichen 
worden iſt, ganzjährig mit 5 fl. M. M. 
Gubernial-Verordnung vom à2bten July 1824. Gub. 
Zahl 42706. 


85. 


Erneuerung der Vorſchriften zur Vorbeu— 
gung der Hundswuth. 


Da die Beſchädigungen der Menſchen und der Haus- 
thiere von der Wuth verdächtiger Hunden ſich nun auf 
eine auffallende Art vermehren, fo iſt es auf eine vor 
zügliche Pflicht zu ſorgen, damit der Hundswuth und 
von ſolchen Thieren erfolgten Beſchädigungen nebſt ihren 
fürchterlichen Folgen mit allen Nachdruck vorgebeugt 
und ſolchen Beſchädigungen wenn ſte ſich dicht ereignen 
die ſchnellſte Hülfe geleiſtet werde. 

Zu dieſem Zweck iſt die Verminderung der Hunde 
überhaupt, ſo wie die Vertilgung der Herrnloſen, und 
das unverweilte Tödten der Kranken von jeher befohlen, 
auch in dem mit Kreisſchreiben vom 14ten Dezember 
2811 Zahl 52847. A 90— 708. bekannt gemachten Un- 
tetricht über die Krankheiten der Hausthiere, ſind nicht 
allein die Kennzeichen der Hundswuth von den Hun— 
den gegeben, ſondern neuerdings auf die Verminderung 
der Hunde, auf die Abſchaffung der unnöthigen, auf 
das Tödten derjenigen, welche frey auf der Gaſſe ber, 
umlaufen, ſelbſt der ſchönen Hunde die ohne Halsband 
auf der Gaſſe vorgefunden werden, gedrungen und an⸗ 
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geordnet worden, damit biffige und zornige Hunde, wenn 
fie übrigens in einer Haushaltung nothwendig ſind, an 
Ketten gelegt und gut verwahrt werden; nicht minder 
iſt, die Art und Weife wie Hunde, um fie vor Erkran⸗ 
kung folglich auch von der Hundswuth zu verwahren, 
gepflegt und gehalten werden ſollen, denn was mit den 
von anderen Hunden gebiſſenen, und der Hundswuth 
— ſelbſt verdächtigen Hunden zu geſchehen hat, wobei 
die Inſaſſen ſowohl auf die offene als auf die ſogenannte 
ſtille, und darum die ſorgloſen Herrn leicht täuſchende 
Wuth, ſelbſt auf die Folgen wenn Mittel dagegen fos 
wohl bet den Hunden als den gebiſſenen Menſchen mit 
Vernachläßigung der ſchnellen und verläßlichen Hülfe 
angewendet werden, und die noch ſo vielen heurigen 
Erfahrungen gar nicht ſicher ſind, aufmerkſam gemacht 
wurden. 

Den Ortsobrigkeiten wurde in dieſem Unterricht ge⸗ 
nau angegeben, was fie wegen wuͤthenden Hunden zu 
verfügen haben, und zwar ſowohl in Abſicht auf den 
Hund ſelbſt, als auch auf die von ihm beſchädigten 
Thiere und Menſchen mit Hinweiſung auf den J. 155. 
des Gefetzbuches über ſchwere Polizeyübertretungen, end⸗ 
lich iſt mit aller Gründlichkeit in dem ungluͤcklichen Fall, 
als ein Menſch von einem ſolchen Hund oder andern 
Thier gebiſſen, beſchädiget, oder nur begeifert wurde, 
die Hülfe angedeutet, und vorzüglich die fo nothwen⸗ 
dige ſchnellſte Hülfe, welcher allein noch die Nettung 
des Beſchädigten am berläßlichſten hoffen läßt, angeführt 
werden. 

Es wird daher aller Dominien, Ortsobrigkeiten 
und Seelſorgern die Nothwendigkeit an das Herz ge» 
legt, alles mit beharrlicher Aufmerkſamkeit und Strenge 
beizutragen, damit der Hundswuth nach den in den 
disher ſo häufig erſchienenen Befehlen und Belehrungen 
an Hand gegebenen Abhülfsmitteln geſteuert, und von 
der Hundswuth verdächtigen Hunden oder andern Thies 
ren beſchädigten Menſchen oder Hausthieren ſchnelle und 
gründliche Hülfe geleiſtet, und das Wuthgift zur Si⸗ 
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cherſtellung anderer verläßlich getilget werde, zu welchen 
Zwecken auf den unterm sten July 1812 Zahl 24015. 
in Druck gelegten und bekannt gemachten Unterricht 
über die Geſundheitspflege, und auf den mit Kreis— 
ſchreiben vom Auen Dezember 1811 Zahl 52847. gleich“ 
falls in Druck gelegten Unterricht über die Krankheit 
unter den Hausthieren aufmerkſam gemacht wird, mer, 
nach die Inſaſſen auf allen Wegen delehrt, und ge⸗ 
warnt werden ſollen. 

Gubernial-Kundmachung vom a6bten July 1824. Gub. 

Zahl 45598. 


86, 


Alle in Papiergeld zu leiſtenden Zahlungen 
koͤnnen nach dem Kurſe von 250 in 
Konvenzions⸗Muͤnz berichtiget und ab⸗ 
quittirt werden. 


Zur Beförderung der allmähligen Zurütfährung der 
geſammten Verrechnung auf Metall» Münze bat das 
k. k. Finanz = Rinifterium die Einleitung getroffen, daß 
alle an öffentliche Kaſſen von Privaten oder von andern Kaſ⸗ 
ſen in Papiergeld zu leiſtenden Zahlungen ſie mögen was 
immer für einen Titel haben, zu dem Kurſe von 250 0% 
in Konbenzionsmünze abgetragen werden können. 
Dieſe getroffene Verfügung hat die hohe Hofkanzley 
laut Dekret vom z4ten Juny l. J. Zahl 17643. auch 
auf die ſämmtlichen politiſchen Fonde und Anſtalten 
ohne Ausnahme in der Art, auszudehnen befunden, 
daß diefe Sonde alle Zahlungen welche Private oder öf⸗ 
fentliche Inſtitute und Korporazionen als Kapitalsrück⸗ 
zahlungen oder aus einem andern Titel anhin zu lei— 
ſten haben, die der beſtehenden Verhältniſſe wegen noch 
in Papiergeld zu derichtigen waren, und in ſo fern 
dieſe Fonde die Zahlungen auch in W. W. 
anzunehmen berechtiget oder verpflichtet 
find, in Konvenzionsmünze zu dem Kurfe von 250. 


— 136 — 


anzunehmen, und nach dem aus dieſem Verhälniſſe 
bervorgehendem Betrage abzuquitiren haben. 
Wovon die Kreisämter in die Kenntniß geſetzt 
werden. 
Gubernial-Verordnung vom 28ten July 4824. Gub. 
Zahl 42191. 


87. 

Bei Todegfällen geiſtlicher Pfruͤndner muͤſ⸗ 
ſen die pfarrlichen Gebaͤude ſogleich un— 
terſucht, und die Anſpruͤche auf Ent⸗ 
ſchaͤdigungen, wo ſelbe eintreten, gel⸗ 
tend gemacht werden. 


aut herabgelangten hohen Hofkanzleydekrets bom Bten 
L M. Zahl 1947/5 — 2435. haben Se. Majeftat mit 
allerhöchſter Entſchlieſſung vom 26ten dv. M. anzube⸗ 
fehlen geruhet, ſich die genaue Beobachtung der in Abs 
ficht auf Todesfälle geiſtlicher Pfründner zur Sicherſtel⸗ 
lung der ihnen rückſtchtlich der pfarrlichen Gebäude ob» 
liegenden Verbindlichkeiten beſtehenden Vorſchriften, 
und insbeſondere ſich angelegen ſeyn zu laſſen, daß die 
unverzügliche Unterſuchung dieſer Gebäude von denen, 
welchen fie obliegt, nicht unterlaſſen, gehörig und mit 
aller Genauigkeit vorgenommenen, und Anſprüche zu 
Entſchädigungen baldigſt geltend gemacht, dadurch die 
Möglichkeit den Verlaß unverzögert einzuantworten bet: 
beigeführt, und der etwa beforglichen Einantwortung der 
Verlaſſenſchaft an die Erben des Verſtornenen, bevor 
dieſe Entſchädigung abgezogen worden iſt, vorgebeugt 
werde. 

Hiebon werden die Kreisämter zur Wiſſenſchaft 
und Darnachachtung mit dem Beiſatze verſtändiget, daß 
zur Unterſuchung der Pfarrgebäude nach dem Abſterben 
eines geiſtlichen Pfründners der Termin längftens bin⸗ 
nen 4 Wochen nach erhaltener Anzeige über das eine 
oder das andere ſchon mit hierortigen Verordnung vom 
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dien Dezember 1812 Zahl 41681. feſtgeſetzt und un⸗ 
term zoten May 1825 Zahl 22909. neuerdings einge⸗ 
ſchärft worden iſt, die Uibernahme des fundus in- 
structus nach den Pfründnern zu beſchleunigen, auch 
in Ermanglung der Kreiskommiſſäre durch die Domi— 
n ien bewirken zu laſſen. 

Indem man die Oechante durch die Konſiſtorien 
unter einem anweiſen läßt, zu dergleichen Unterſu— 
chungen, und Sicherſtellungsaktsaufnahme nach verſtor⸗ 
denen oder austretenden geiſtlichen Pfründnern auf Re— 
quiſtzion des Kreisamtes zu befchleunigen, findet man 
den Kreisämtern zu verordnen, über die allenfälligen 
Erſatzleiſtungen auf das fchleunigſte abzuſprechen, und 
falls die Erben des Verſtorbenen Benefiziaten den Er— 
ſatz nicht gleich leiſten wollten, ſich unverzüglich nach 
der beſtehenden Vorſchrift an das betreffende Landrecht 
zu wenden. 

Gubernial-Verordnung vom 28ten Gut 1824. Bub. 

Zahl 43545. 


88. 

Privat- oder öffentliche Fondsobligazionen, 
welche Kirchen, geiſtlichen Stiftungen, 
Anſtalten und Korporazionen geboren, 
muͤſſen auf den Namen ihrer Eigen- 
thuͤmer umgeſchrieben werden. 


m geſetzwidrige Entaͤußerungen von Privat» oder öffent, 
lichen Fonds⸗Obligazionen, welche Kirchen, dann geiftlichen 
Stiftungen, Anſtalten und Corporazionen gehören, mög— 
lichſt hindanzuhalten, und die Vindizirung des Eigen⸗ 
thums fur Fälle zu erleichtern, wo derley Obligazionen 
auf was immer für eine Weiſe in Verſtoß gerathen, 
iſt mit Hofkanzleydekret vom 24ten Juny l. J. Zahl 
18150. verordnet worden, daß in Zukunft alle Obli. 
gazionen dieſer Art auf den Namen ihrer Eigenthuͤmer 
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zu lauten, und wo dieß nicht ſchon der Fall iſt, de⸗ 
ren gehörige Umſchreibung zu peranlaſſen ſey. 

Wovon die Kreisämter zur Wiffenfchaft und Dar— 
nachachtung in vorkommenden Fällen in Kenntniß ge» 
ſetzt werden. 

Gubernial⸗Verordnung vom ꝛ9ten July 1824 Gub. 

Zahl 40220. 


89. 

Gemeinden werden von Entrichtung der 
Verpflegsgebuͤhren fuͤr die in offentlichen 
Irrenanſtalten unterbrachte arme wahn⸗ 
runde Gemeindglieder gänzlich ent⸗ 

oben. 


Se. Majeſtät haben laut hohen Hofkanzleydekret vom 
sten d. M. Zahl 19778. mit allerhöchſter Entſchlieſ⸗ 
fung vom 28ten v. M. allergnädigſt zu bewilligen ge» 
ruhet, daß die Gemeinden der deutſchen Staaten, fo 
wie es im lombardiſch venezianiſchen Königreiche be, 
reits Statt findet, von der Entrichtung der Verpflegs— 
gebühren für arme wahnſinnige Gemeindglieder, welche 
in den öffentlichen Irrenanſtalten untergedracht werden, 
von nun an gänzlich zu entheben ſeyen, und daß dieſe 
Enthebung auch für die Zuͤnfte und Innungen rück— 
ſichtlich armer Zunft- und Innungsgenoſſen, welche 
wahnſinnig werden zu gelten hat. 

Von dieſer allerhöchſten landes väterlichen nnd wohl: 
thätigen Entſchließung werden die Kreisämter zur Dar 
nachuchtung und Bekanntmachung an die Dominien 
und Ortsobrigkeiten in die Kenntniß geſetzet. 


Gubernial- Verordnung vom Zoten July 1824. Gub. 
Zahl 43095. 
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90. 

Die perſoͤnliche Gerichtsbarkeit uͤber das 
Wiener Witwen - und Waiſen-Pen⸗ 
ſions-Inſtitut wird dem N. Oeſt. Land- 
recht einberaͤumt. 


Zu Folge Oekrets der oberſten Juſtizſtelle vom 14ten 
May 1824 Zahl 3083. geruheten Se. Majeſtät mit 
allerhöchſter Entſchlieſſung vom 28ten Auguſt 1822 die 
perſönliche Gerichtsbarkeit über das Wiener Witwen— 
und Waiſeninſtitut, in fo jern gegen daſſelbe als eine 
moraliſche Perſon, nach den Statuten der ordent⸗ 
liche Weg Kechtens Grott findet, dem R. O. Lands 
rechte einzuräumen. 

Welches den Kreisämtern zur Wiſſenſchaft und Be⸗ 
kanntmachung an ſaͤmtlichen Dominien, Magiſtrate und 
Kämmereyen mitgetheil wird. 

Gubernial-Verordnung vom Sıten July 1824. Gub. 

Zahl 39076. 5 


91. 
Nachtraͤgliche Beſtimmung des Bauverſtei— 
gerungsnormals fuͤr den Fall, wenn ein 
Lizitant das ganze uͤbernehmen will. 


m einem allfälligen Zweifel über die Anwendung der 
Beſtimungen des Bauverſteigerungsnormals vom 28. 
April 1820 zu II. 5. 1. in Fällen zuvorzukommen, 
wo ein Lizitant das ganze übernehmen will, ohne ſich 
jedoch in einen Anbot für die einzelnen Theile des 
Bauobjekts einzulaſſen, hat die höchſte Hofkanzley im 
Einverſtändniß mit der k. k. Hofkammer mit Dekret 
vom Öten v. M. Zahl 19866. folgendes der Landes: 
ſtelle bedeutet: 

Da der Zweck der Lizitazion nur in der Erzielung 
des geringmöglichen Koſtenaufwandes verbunden mit der 
gehörigen Sicherſtellung der guten und planmäſſigen 
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Ausführung des Baues in der bedungenen zeitfriſt bes 
ſtehet, fo iſt es in dem Falle, wo einmal bei der Ber- 
ſteigerung eines ärariſchen Bauobjekts, daſſelbe nicht 
nur in feinen einzelnen Beſtandtheilen ausgeboten, fon» 
dern auch deſſen Uibernahme im ganzen geſtattet wurde, 
ganz gleichgiltig, ob der Unternehmer bei dem Ans 
bote der einzelnen Beſtandtheile mitlizitirt habe oder 
nicht, nur muß bei der öffentlichen Lizitazionskundma— 
chung ausdrücklich bemerkbar gemacht werden, daß nach 
erfolgter Ausbietung ſämmtlicher einzelner Beſtandtheile 
des Bauobjekts daſſelbe auch im ganzen ausgeboten, 
jedoch bei der Natifikazion des auf das Ganze gelegten 
Beſtbots auf den Totalbetrag der für die einzelnen 
Beſtandtheile erzielten Lizitaztonspreiſe Rückſicht genom⸗ 
men, und der Bau jenem Unternehmer werde zugeſpro— 
chen werden, der ſich anheiſchig macht, denſelben un» 
ter genauen Beobachtung und Sicherſtellung ſämmtli⸗ 
cher Lizitazionsbedingniſſe um einen mindern Preis aus⸗— 
zuführen, wobei es ſich von ſelbſt verſteht, daß die 
Verſteigerung des ganzen Objekts mit jenen der ein⸗ 
zelnen Beſtandtheile bei einem und demſelben Lizita⸗— 
zionsakte vorgenommen werden muͤſſe. 

Welches den Kreisämtern mit Bezug auf die Vers 
ordnung vom 18. Julius 1820 Zahl 25025. zur Nach⸗ 
achtung und zur Belehrung der untergeordneten Magi— 
firate bekannt gemacht wird. 

Gubernial⸗Verordnung vom ten Auguſt 1824 Gub. 

Zahl 45094. 

92. 
D * e 
Herabſetzung des Ausgangszolls für die un⸗ 
gariſchen Tabakblaͤtter, fuͤr das unga⸗ 
riſche Tabakmehl und derlei Staub. 
ermög herabgelangten hohen Hofkammerdekrets vom 
ziten July d. J. Zahl 26606. wird der Ausgangszoll 
für die ungariſche Tabakblätter, für das ungariſche Ta⸗ 
bakmehl und derlei Staub, auf einen Gulden, und 


der Ausgangszoll für den gefponnenen und geſchnitte⸗ 
nen ungariſchen Rauchtabak, auf zwanzig zwei und 
einen halben Kreutzer in Konvenzionsmünze für den 
Zentner Sporko herabgeſetzt. 
Wie Wirkſamkeit dieſer neuen Zollbeſtimmung hat 
mit ıten September d. J. zu beginnen. 
Gubernial-Kundmachung vom 7ten Auguſt 1824. Gub. 
Zahl 44278. 


95. 
Beſtimmung, wie die Fuhrleute einander 
auf der Straſſe auszuweichen haben. 


In der Erwägung, daß die ſeit einiger Zeit, zumal 
bei dem Zuſammentreffen mit breit geladenen Fracht- 
wägen, häufiger vorfallenden Hemmungen der Paſſage 
vorzüglich dadurch verurſacht werden, daß die Fuhr— 
leute ſehr oft entweder das Ausweichen ganz verwei— 
gern, oder doch nur von der ihnen gefälligen Seite 
ausweichen wollen, hat ſich die hohe Hofkanzley, zu 
Folge Erlaſſes von 17. Juny l. J. Zahl 17724— 1915 
beſtimmt gefunden, als eine weiter nothwendige Vor. 
ſichtsmaßregel anzuordnen, daß die Wägen von der 
Sattelroßſeite, das iſt links auf der Straſſe, einander 

auszuweichen haben. 2 

Die Außerachtlaſſung dieſer Vorſchrift wird für jer 
den Uibertretungsfall mit 2 fl. E. M. verpönet, welche 
dem Apprehendenten zufallen. 

Dieſer Letztere hat jedoch den Strafbetrag nicht 
ſogleich unmittelbar ſelbſt von dem Fuhrmann einzuhe— 
ben, ſondern nur der nächſten Orts- oder Bezirksobrig— 
keit die Anzeige zu machen, welcher es ſodann obliegt, 
von dem Straffälligen das verwirkte Pönale einzubrin— 
gen und es dem Apprehendenten als verdienten Lohn 
zu berabfolgen. 

Uibrigens bleibt jeder Fuhrmann für die — zus 
mal bei engen Straſſenſtrecken, wegen der übermäßi⸗ 
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gen Breite der Ladung des Wagens, oder ſonſt aus 
ſeinet Schuld entſtehenden Ungluͤcksfälle nach den all» 
gemeinen Straſſenpolizeyvorſchriften verantwortlich. 
Gubernial-Kundmachung vom dten Auguſt 1824. Gub. 
Zahl 40790. 


94. 

Herrſchaftliche Amtskontrollore ſind als 
zeitlich befreit zu klaſſiſiziren, und 
iſt ihnen ein beſonderer Aufnahmsbogen 
bei der Konſkripzions-Reviſion zu 
widmen. 


Es ſind die Anfragen vorgekommen: 

a) ob die herrſchaftlichen Amtskontrollore in die Klaffe 
der, von der Militärpflicht ganz befreiten 
Individuen zu zählen, oder ob fie bloß als zeit⸗ 
lich befreit zu klaſſiſtziren, dann 

b) ob dieſen Beamten immer ein eigener Aufnahms⸗ 
bogen zu widmen, oder ob dieſelben, wenn ſie 
nicht zugleich Eingeborne ihrer Anſtellungsorte ſind, 
in das Verzeichniß Rro. 10 aufzunehmen ſeyen. 
Hierüber iſt vermög Eröffnung des k. k. Generals 

Militär » Kommando vom Aren v. M. Zahl 6273. R. 
im Einverſtändniſſe mit der k. k Hofkanzlep mit bet, 
kriegsräthlichen Refkripte vom 21ten Junp L J. Zahl 
2065. K. entſchieden worden, daß die herrſchaftlichen 
Amtskontrolle durchgängig nur als zeitlich befreite 
zu klaſſiſtziren und zu behandeln find, ihnen aber deſſen 
ungeachtet ein eigener Aufnahmsbogen gewidmet wer⸗ 
den müffe, weil gemäß der mit Gubernial⸗Verordnung 
vom sten Dezember 1822 Zahl 70124. bekannt gege⸗ 
benen höchſten Entſchlieſſung, alle herrſchaftlichen Ze, 
amten ohne Kückſicht auf ihre Geburtsorte, und ohne 
Unterſchied des bekleideten höhern oder mindern Eha- 
rakters mittelſt eigener Aufnahmsbögen zu Ton, 
ſkribiren, und der einheimiſchen Bevölkerung ihrer An⸗ 


ſtellungsorte zuzuzählen find ; wornach daher gar keine 
Rede von der Aufnahme ſolcher Beamten in das Ver⸗ 
zeichniß Giro, 10 ſeyn kann. 

Hievon werden die Kreisämter zur genaueſten Dor, 
nachachtung und Bekanntgebung an die Ortsobrigkeiten 
und Magiſtrate in die Kenntniß geſetzt. 


Gubernial-Verordnung vom 12ten Auguſt 1824. Gub. 
Zahl 4156. 


95. 


Graͤnzkaͤmmerer ſind zu Krimminalunterſu— 
chungen zu delegiren und der Pruͤfung 
aus den vier erſten Kapiteln der zwei⸗ 
ten Abtheilung des Krimminalgeſetzes 
zu unterziehen. 


Laut Eröffnung des k. k. Appellaziomsgerichtes vom 
28ten Juny d. J. Zahl 11065. hat die oberſte Juſtiz⸗ 
ſtelle mit Dekret vom 5ten Juny d. J. Zahl 375 1. 
verordnet: daß bei eintretender Notlhwendigkeit einer 
Delegazion nicht Krimminalräthe ſondern Gränzkäm— 
merer, abzuordnen und keine Krimminalaktuar beizu— 
ziehen, und in dieſer Hinſicht die neu anzuſtellenden 
Gränzkämmerer der Prüfung aus den vier erſten Ka— 
piteln der zweiten Abtheilung des Krimminals Gefeges 
zu unterziehen ſeyen, daß die Fälle der für unrichtig 
befundenen Krimminalangaben, und der dadurch dem 
Staatsſchatze verurſachten Koſten der Kammerprokuratur 
zu ihrer Amtshandlung mitzutheilen ſeyen, und hiezu 
nach Umſtänden auch Krimminalaktuare zugegangen 
werden können. Iſt aber die Thatſache, welche der 
Anzeiger angegeben hat, wahr, und die Meinung des 
Anzeigers als ſey dieſe Thatſache ein Verbrechen, unrich⸗ 
tig, ſo handle es ſich in einem ſolchen Fall nicht um 
eine falſche Anzeige, ſondern um eine unrichtige Mei. 
nung über die Qualiftkazion einer an ſich wahren 
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Thatſache, wo dem Anzeiger ein Koſtenerſatz nicht auf⸗ 
gebürdet werden koͤnne. 
Wovon die Kreisämter in Kenntniß geſetzt werden. 


Gubernial- Verordnung vom 16. Auguſt 1824. Gub. 
Zahl 38332. 


96. 


Die Auslieferung ruſſiſch⸗kaiſerlicher De⸗ 
ſerteurs ſoll laͤngſtens binnen 5 Mona- 
ten erfolgen. 


Es find bereits mehrere Fälle dorgekommen, daß für 
Leute, welche durch längere Zeit dei den hierländigen 
Strafgerichten in Verhaft waren, fodann aber als faif. 
ruſſiſche Deſerteure anerkannt und geſetzmäßig ausge— 
liefert wurden, bei der, mit der königl. pohlniſchen 
Kriegskommiſſion gepflogenen Abrechnung, die durch 
längere Zeit als drei Monate, an ſolche verwendete 
Verpflegsköſten im Grunde des VI. Artikels dere mit 
Rußland und Pohlen beſtehenden Cartels Nachtrags— 
Convenzion ddo. 29ten September 1822 als unliquid 
zurückgewieſen, und nicht erſetzt worden ſeyen. 


Die Kreisämter haben hierauf die Magiſträte und 
Ortsobrigkeiten zur Vorbeugung der für die Fond oder 
Schuldtragenden aus ſolchen Verzoͤgerungen entſprin— 
genden Zahlungserſätze mit dem Beiſatze aufmerkfam zu 
machen, derley Unterſuchungen dergeſtalt zu beſchleu— 
nigen, daß die Auslieferung eines jeden ruſſiſchen Des 
ſerteurs längſtens dinnen 3 Monaten erfolge. 


Uibrigens haben die Kreisämter den bezogenen 


VI. Artikel der Nachtrags⸗Conbenzion auch ſelbſt auf 
das genaueſte zu beobachten. 


Gubernial⸗Verordnung vom ıbten Auguſt 1824. Gub. 
Zahl 43902. 
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97: 
Erhöhung der Uiberſetzungsgebuͤhr für he— 
bräifche Translatoren auf Konvenzions⸗ 
muͤnz in Krimminalfaͤllen. 


ie hohe Hofkanzley hat im Einvernehmen mit der 
k. k. allgemeinen Hofkammer, die für die hebräiſchen 
Translatoren in Bankalfällen mit Hofkammerdekret vom 
27ten April 1796 bemeſſenen Gebühren auch auf die 
Krimminalfälle anzuwenden befunden, und hiernach 
verordnet, daß den Translatoren für die Uiberſetzung 
eines Bogens 2 fl. 20 kr. für einen nicht zu überſetzen— 
den Bogen aber, der bloß geleſen wird 20 kr. und zwar 
beide Beträge nunmehr in Eond. Münze alzurei⸗ 
chen ſind. 

Wovon die Kreisämter in Folge Hofkanzleydekrets 
vom 22ten July d. J. Zahl 21122. in Kenntniß ges 
ſetz werden. 

Gubernial-Verordnung vom 19ten Auguſt 1824. Gub. 

Zahl 45968. > 


98, 
Errichtung von Kreditskaſſen zu Venedig 
und Mailand. 


it Beziehung auf den J. 2 des Cirkulars vom 
ı5ten May l. J. Zahl 4137, womit die Beſtimmungen 
wegen Erleichterung des Intereſſenbezuges bon Staats» 
obligazionen kund gemacht worden ſind, wird nun in 
Folge Hofkammerdekretes Dom uten Auguſt L J. zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, daß auch zu Venedig 
und Mailand die Errichtung von Kreditskaſſen ange 
ordnet worden iſt, wovon die erſtere mit ren Auguſt 
d. J. ihe Wirkſamkeit begonnen, die letztere aber mit 
ven September I. J. in Wirkſamkeit zu treten hat. 

Es können demzufolge auch bei dieſen Kreditskaſſen 
von dem Beginnen ihrer Wirkſamkeit an, die Intereſ⸗ 


Prob. Geſetzſ. von Galizien 182%. K 
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ſen bon den in dem erwähnten Eirkulare angeführten 
Obligazionen unter den dafelbft kundgemachten Beſtim⸗ 

mungen bezogen werden. 
Gubernial-Kundmachung vom 21ten Auguſt 1824. Präſ. 
Zahl 6869. AN if 


99 
Beſtimmung des Eingangs = Zolleg von Ca⸗ 
cao-Bohnen und Schalen, dann Kaffee. 


Mit dem hohen Hofkammerdekrete vom ı6ten dieſes 
Monats Zahl 2051. wurde der Eingangszoll von Goran, 
Bohnen und Cacao⸗Schalen vom Zentner netto auf 
zwanzig Gulden, und vom Kaffee von dem Zentner netto 
ebenfalls auf Zwanzig Gulden feſtgeſetzt. 

Dieſes wird mit dem Beiſatze bekannt gemacht, 
daß die zur Verzollung dieſer Artikel berechtigten Zoll- 
ämter beauftragt ſind, dieſe Zollſätze ſogleich in Anwen⸗ 
dung zu bringen. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom zıten Auguſt 1824. Präſ. 
Zahl 6881. 


100. 


Die Erzeugung und der Verkauf der Un— 
ſchlittwaaren wird frei gegeben. 


In Nückſicht des Vortheils, der ſowohl für Käufer als 
Verkäufer durch die freye Konkurrenz entſteht, hat die 
hohe Hofkanzley mit Dekret vom 22ten July l. J. 
Zahl 21248. die Erzeugung und den Verkauf aller Gat« 
tungen Unſchlittwaaren, als eine freye Beſchäftigung zu 
erklären befunden. 

Dieſe hohe Entſchlieſſung wird mit folgenden Bes 
ſtimmungen zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

tens. Iſt von nun an nicht nur die Erzeugung, 
welche nach dem Kreisſchreiben vom 2ten September 
1789 ohnehin dereits geſtattet war, ſondern auch der 
Verkauf aller Gattungen Unſchlittwaaren, gegen Dot: 
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läufige Anmeldung bei der Obrigkeit, Erhebung eines 
Erwerbſteuerſcheins, und gegen Beobachtung der vor— 
geſchriebenen Polizey » und Marktordnungen Jedermann 
frey gegeben. 

Steng, Es dürfen ſonach alle derlei erzeugte Waa⸗ 
ren durchaus tarfrey verkauft werden. 

ztens. Der Beſtand der zünftigen Seifenfieder- 
Gewerbe für jene, welche ſchon zu derley Zünften dp, 
verleibt ſind, oder dieſes Gewerbe zunftmäſſig erlernen, 
und ſich zu einer der im Lande bereits beſtehenden Zünfte 
einberleiben laſſen wollen, wird hiedurch weder beirret noch 
aufgehoben, ſondern bloß der Zwang beſeitigt, daß jene, 
welche ſich mit der Erzeugung und mit dem Verkaufe 
der Unſchlittwaaren beſchäftigen wollten, ſich der Zunft 
einverleiben mußten. 

gtens. Obgleich nun hiernach jedem Erzeuger die 
Wahl der verſchiedenen Gattungen (Qualität) feiner 
Erzeugniſſe frey ſteht, und es das eigene Interreſſe 
eines jeden Verſchleiſſers erfordert, nur gute Waaren 
zu erzeugen; fo werden doch diejenigen, welche dem— 
ungeachtet ſchlechte Waaren zum Verkauf ausbieten ; 
oder bei letzterem ſich Unrichtigkeiten zu Schulden Tom, 
men laſſen ſollten, nach den dießfalls beſtehenden Ans 
ordnungen unnachſichtlich behandelt werden. 

stens. Um das Publikum in die Kenntniß der 
Preiſe der Seifen- und Unſchlittwaaren zu fegen, wird 
ein jeder Verkäufer, er ſey zunftmäßig, oder nicht, 
verpflichtet, gleich bei Antritt des Gewerbes, und die 
ſchon deſtehenden Verkäufer, gleich von nun an, die 
ſämmtlichen Preiſe der von ſelben ausgebotenen Waa— 
ren in einem deutlichen und lesbaren Tariff vor dem 
Verkaufsorte anzuſchlagen. 

Die Beſtimmung ſowohl, als die Abänderung die⸗ 
fer Preiſe iſt ſtets der Willkühr jedes Verkäufers über- 
laſſen. 

ubernial⸗Kundm 23. Auguſt 1824. Gub⸗ 

G Dee Zug achung vom guſt 1824. G 
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101. 


Beſtimmung der Ein- und Ausfuhrszoͤlle 
fuͤr Getreide und Huͤlſenfruͤchte, dann 
einige Viehgattungen und Nebenpro— 
dukte der Viehzucht, und andere Er— 
zeugniſſe der Landwirthſchaft. 


eine Majeſtät haben in der landesväterlichen Ab— 
ſicht, der bedrängten Lage der landwirthſchaftlichen (Ge, 
werbe zu Hülfe zu kommen, laut Hofkammer-Dekrets 
vom 5ten Auguſt l. J. Nro 1707. mit allerhöchfter 
Entſchlieſſung vom gten Juli d. J. anzuordnen ge» 
ruhet: 
ıtend. Daß für die in dem beiliegenden Ta⸗— 
„' riffe enthaltenen Getreide- und Hülſenfrüchte, dann 
einige Viehgattungen und Nebenprodukte der Vieh- 
zucht, fo wie einige andere Erzeugniſſe der Land» 
wirthſchaft im Umfange der ganzen Monarchie gegen 
das Ausland, die in dem gedachten Tariffe ausge- 
drückten Ein» und Aus gangszölle in Wirkſamkeit 
kommen ſollen, und ` 
2tens. daß diefe neuen Zollbeſtimmungen auf den 
Wechſelverkehr Ungarns und Siebenbürgens mit den 
übrigen Provinzen der Monarchie keine Anwendung zu 
ſinden, und daher in Anſehung der gedachten Gegen— 
ſtände dieſelben Gebühren fortan zu verbleiben haben, 
welche bis auf den heutigen Tag eingehoben wurden, 
und welche, in ſo fern ſolche die deutſchen Eingangs⸗ 
und Ausgangszölle betreffen, zur größeren Deutlich“ 
keit in dem Tariffe in eigenen Rubriken ausgeſetzt ſind. 
Der Zeitpunkt, mit welchem diefe neuen Zollbe— 
ſtimmungen an den äußeren Gränzen der Monarchie in 
Wirkſamkeit zu treten haben, wird hiermit auf den 1. 
Oktober J. J. feſtgeſetzt. 
Gub. Kund. vom 25. Auguſt 1824. Gub. Zahl. 49457. 


3 o 


(Zur Sig. K. Seite 148.) 


Int a, k 


i 


ff. 


* 


Im Verkehr mit dem Auslande. 


e Ver ol⸗ W N ag 
& Benennung der Gegenſtaͤnde. lunge Einfubrs⸗ J Inte der Ausführs- I. itt. der 
& Maß. zoll patents⸗ ell Patents⸗ 
Zu — Beilage Beilage 
a T en kr. dr. IIfl. kr. dr. 
| Waitzen⸗ und Spelzkoͤrner .I Et. Sp. — 22 2 gelenk vm ER ft EAR e 
2 Waitzen, Türkifcher (Kukuruz) d 8 detto — 17 — A. eg weadt 
5 Roggen - und Halbgetreide j ‚ . detto (— 16 — [ A. ges 
4 Gerfte und Spelz. 8 P Lk detto . 15 — K. = le 
5) Hafer . e A detto —11— A — — 2 
e Gerſte, gerollte und Haferkörner . h detto 40 A. — 1 5 
Haide oder Buchweitzen ä A detto — 131 — A. ie 
Bi e g . K detto —117(— A. — — 3 
ol Hirfe und Haide, gebrochen - 5 ) detto — 24 2 A e DIE 
100 Wicken 4 detto — [12 2 A. — — 2 
ui Bohnen oder Fiſolen und Ziſern 8 0 detto — 115 2 A. lr 
12 Erbſen und Linſen . ` e k k detto — 52 2 * — 16 
15 Gries a K ` e b 2 detto ` || 1[211— A. — 3 1 
14 Reiß D a e e D D D detto zu 54 Fa Se — 2 1 
E Malz H D . e . e . detto 12 => A. — — 1 2 
ö Mehl e s 7 é . detto 24\— A —| — 
IW Brot, gemeines e NW e e dette |—]ı151— A — 11 
16 Ochſen . ` d ht? 4 e 1 Stüd || 4I—|— B — 10 — 
19 Stiere. A detto 2 —— B — 10 — 
20 ) Kühe, Kälber, über ein Jahr, ſo genannte 
Junzen und Terzen .; + ee 7 detto TK, Log B —1 5|— 
210 Kälber unter einem Jahre detto — 2 B — Al 3 
22] *) Schafe, Widder, Ziegen oder Geiße doc 
Hammel oder Schöpſe e P 8 B —1 ıl— 
25 Lämmer und Kitze ee bet ki Al 2 B —j—| 2 
240 Maſtſchweine . detto 30— B —1 51 3 
250 Schweine. ungemäftet, mi Zubegeifder Seifehfinge detto 15 — B 11 2 
26 Spanferkel 1 / / k detto . d 5 B — —1 1 
27 Butter, friſche detto 143 1— A. — DI? 
28 Butter, geſalzene . detto 2) 6 — A — 51 1 
29| Schmalz, dann . und Ganſefett detto 250 — A — 661 
30 Speck D D D * detto 1 56 — B — 4 5 
510 Schmer k L 3 N É detto 11356 — B -| 41 — 
52 Unſchlitt R . V detto 1150 — — 31 3 
Sal Schmelzſatz deſſelben . V detto DEE — — 31 3 
54% Unſchlittkerzen. detto 6148 — 1. — —1 Di 2 
550 Honig, ungeläuterter, worunter auch Bienen: 
ſtöcke mit zuſammen geftoßenem Honig, fo 
genannte Bienenkeule und Wachskoth Ge? detto — 24. — — — 48) — 
36 Honig, geläuterter n detto 2124— — — 1 61 — 
571 Wachs, gelbes und ungebleichtes, 2 0 detto 2130 — — Dear“ 
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11 —— 5 Für Kühe und Kälber, welche nicht als Schlacht, ſondern als Nutzdieh zur Zucht 
l und Milchnutzung bezogen werden, iſt gegen Beibringung obrigkeitlicher, den 
Bedarf beſtätigender, und auf eine beſtimmte Anzahl Stücke lautender Certi⸗ 
iz 12 fikate, welche bei den Zollämtern abzunehmen und den Rechnungen beizule⸗ 
E 23 gen find, nur der vierte Theil des hier angeſetzten Eintriebszolles zu ent⸗ 
5 — 31 3 richten, von welcher Begünſügung jedoch die Zunzen ausgenommen find. 
1 all Wenn Schafe mit der Wolle, das iſt: ungeſchoren, in das Ausland getrieben 
1 werden, ſo iſt außer dem gegenwärtigen Austriebszolle von jedem Stücke noch 
SL: der zwanzigſte Theil des Ausfuhrszolles, welcher für einen Gentner Schafwolle 
EI ausgeſprochen iſt, abzunehmen. 
5 Gs 1 
men Wenn ungariſches oder ausländiſches Vieh zum Conſumo eingetrieben und 
5 2 || verzolfet worden ift, nachher aber wieder ausgetrieben wird; fo iſt, wenn die Partey 
5 ſich über die Conſumo⸗ Verzollung mit Bolleten ausweiſet, der Austrieb zollfrey ger 
a "|| ftattet, da bei dem gegenwärtigen Verhältniſſe der Zölle die in dem Hofdekrete vom 
210. Januar 1820 bewilligte Abrechnung nicht eintreten kann. 
— 6 2 
| Se — 
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102. 


Modalitaͤten zur Erhebung und Verguͤtung 
der durch Waldaushaͤuungen zum Bes 
huf der Kataſtralvermeſſung verurſachten 
Schaͤden. f 


Se. k. k. Majeſtät haben mit allerhoͤchſter Entfchlief« 
fung dom soten b. M. zu beſtimmen geruhet, daß nach 
dem bei den zum Behuſe der Kataſtralvermeſſung noth— 
wendigen Walddurchſchlägen der — im allgemeinen bür— 
gerlichen Geſetzbuche vorgeſehene Fall der Benützung 
eines Privateigenthums für öffentliche Zwecke eintrete, 
ſich auch ruͤckſichtlich der Entſchädigung der dadurch ge» 
troffenen Waldbeſitzer lediglich nach den diesfälligen Bes 
ſtimmungen des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
zu benehmen ſey. 

Nach dieſem allerhöchſten Befehle muß daher in 
jedem Falle: wo ein Waldbeſitzer die Schadloshaltung 
für einen, in feinem Walde zum Behufe der Kataſtral⸗ 
operozionen vorgenommenen Walddurchſchlag anſpricht, 
und auf felben befteht., vor allem die Richtigkeit des 
angeblichen Schadens durch Forſtverſtändige unterfucht; 
falls ſich ſolche bewährt, die Größe der Beſchädigung 
abgeſchätzt, und die dafür zu leiſtende Entſchädigung 
ausgemittelt, dieſe ihm ſodann angeboten, jedoch frey 
gelaffen werden, fie anzunehmen, und ſich ſohin als 
vollkommen zufrieden geſtellt zu erklären; oder ſie ab— 
zulehnen, und ſeine vermeintlichen höhern Anſprüche 
im Rechtswege geltend zu machen. 

Damit aber hierbei die Forderung der Gerechtig— 
keit mit der ſo nöthigen Schonung des Kataſtralfondes, 
und mit der Bewahrung deſſelben vor überſpannter Er⸗ 
ſatzleiſtungen in billigen Einklang gebracht, und Gleich- 
mäßigkeit in dem Verfahren der Behörden und Sun: 
verſtändigen bewirkt werde — hat die k. k. Grundſteuer⸗ 
Regulirungs⸗Hofkommiſſion eine umſtändliche Belehrung 
erlaſſen, wie D bei vorkommenden derley Entſchädi⸗ 
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gungsanſprüchen in Nückſicht auf die Unterſuchung, 
Erhebung und Abſchätzung des angeblichen Schadens — 
auf die Ausmittlung und Beſtimmung der dafür zu lei⸗ 
ſtenden Schadloshaltung und auf die Anbietung und Gr, 
folglaſſung dieſer letzteren an den betreffenden Entſchä— 
digungswerber zu benehmen ſey. 

Die abſchriftliche Beilage enthält dieſe Belehrung — 
welche hiemit den Kreisämtern zur eigenen Darnachach— 
tung und zur Kundmachung an die Dominien und Orts- 
obrigkeiten mit dem Bedeuten zugeſtellt wird — daß es 
von der bisher beftandenen, durch das den Kreisämtern 
untem 28ten Junius 1821. Zahl 52444. intimirte De⸗ 
kret der k. k. Grundſteuerregulirungs-Hofkommiſſion 
vom 3ten Oktober 1818 Zahl 5017 vorgezeichneten dieß⸗ 
fälligen Inſtrukzion von nun an abzukommen habe. 


Gubernial⸗ Verordnung vom 2bten Auguſt 1824. Gub. 
Zahl 46876. 


Belehrung 


zur Erhebung und Verguͤtung der durch 

Waldaushauungen zum Behufe der Ka⸗ 

benen Berwang verurſachten Schaͤ⸗ 
en. 


Sobald eine Schadloshaltung obiger Art angeſpro⸗ 
chen wird, hat das betreffende Kreisamt zu verſuchen, 
den Erſatzwerber im gütliden Wege, und ohne Ans» 
wendung irgend eines Zwanges durch kluge und vet» 
ſtändliche Vorſtellungen dahin zu bewegen, daß er von 
ſeiner Forderung abſtehe. 
2. Beharret er jedoch auf derſelben, fo hat die 
k. k. Landesſtelle das betreffende Kreisamt anzuweiſen, 
den angeblichen Schaden durch verläßliche und unpar⸗ 
teyiſche Runftverftändige in loco unterſuchen zu laſſen. 
Die Runftverftändigen haben ſich hiebei vor Augen 
zu halten, daß der Schaden, welcher durch eine vorzei⸗ 
tige Holzfällung zugefügt wird, bloß in der Differens 


zwiſchen der Holzmenge, welche gegenwärtig gefällt ward, 
und jener, welche von der abgeholzter Strecke nach er» 
reichter Schlagbarkeit zu erwarten geweſen wäre — fer⸗ 
ner in der Störung des Bewirthſchaftungsſyſtems zu 
ſuchen ſey. 

Von dieſem Geſichtspunkte aus kann demnach 
für eine Beſchädigung auf keine Weiſe angeſehen werden. 

a) Die bloße Lichtung von Waldungen, das iſt: die 
Fällung einzelner Waldbäume, indem derlei Lich 
tungen auch bei der regelmäßigſtenn Waldbewirth⸗ 
ſchaftung in jedem Walde entweder von der Natur 
ſelbſt bewirkt werden, oder künſtlich vorgenommen 
werden muͤſſen. 

b) Der kahle Abtrieb ſolcher Strecken, welche bereits 
ihre volle Schlagbarkeit erreicht hatten, indem 
derlei Waldſtrecken ohnehin hätten gefchlagen were 
den müffen, ſonach der Eigenthümer durch die 
amtlich eingeleitete Fällung derſelben noch den Schla⸗ 
gerlohn gewinnt. 

Dagegen iſt als eine Beſchädigung zu betrachten: 

c) Die Fällung von Frucht und anderen edlen Baͤu⸗ 
men, indem dem Eigenthümer im eren Falle ein 
regelmäßiger Fruchtgenuß im zweiten Falle aber 
ein auſſergewöhnlicher Werth entgeht. 

d) Die Abholzung ſolcher Waldſtrecken, welche ihre 
Schlagbarkeit noch nicht erreichten, indem der Ei— 
genthümer dadurch den Zuwachs von Holz und 
Holzes Werth verliert, welchen die Natur auf je- 
ner Strecke, in der zu ihrer Reife noch abgängi⸗ 
gen Periode noch bewirkt haben würde. 

5. Zeigt ſich durch die Lokalunterſuchung der Kunft- 
verſtändigen, daß wirklich einer der oben bezeichneten 
Beſchädigungsfälle vorhanden ſey, dann haben die Kunſt⸗ 
verſtändigen die Größe des Schadens auszumitteln. 

Zu dieſem Ende haben fie, die abgetriebene Strecke 
mit einer nächſt gelegenen ſchon wirklich ſchlagbaren 
von gleicher Güte des Bodens und gleichen Holzbeſtande 
zu parifiziten, ein Joch dieſer ſchlagbaren Waldſtrecke 
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abzuſchätzen, und nach dem Verhältniß der Area zu be⸗ 
rechnen, wieviel die abgeholzte Strecke Holz hätte er— 
tragen können, wenn die Fällung erſt dann wäre vorge— 
nommen worden, wenn die volle Schlagbarkeit wirk— 
lich einzutreten wäre. Zugleich haben ſie anzumerken, 
wie viel Jahre das geſchlagene Holz noch hatte ſtehen 
müffen, um die volle Schlagbarkeit zu erreichen. End» 
lich haben ſie die Lokalpreife des ausgewachſenen Hol— 
zes, dann die Quantität und den Lokalwerth des vor— 
zeitig gefällten Holzes nachzuweiſen. 

Es iſt ihnen übrigens auch geſtattet in Fällen, 
wo die Eigenthümer der abgeholzten Strecken er, 
laubte Rebennutzungen aus denfelben bezogen, und 
zu Motiven ihrer Anſprüche machen, auf dieſelben 
bei ihren Erhebungen Nückſicht zu nehmen, und 
dafür abgeſonderte billige jedoch gehörig zu motis 
virende Vergütung vorzuſchlagen. Uiber dieſe Er» 
hebungen iſt jederzeit ein umſtändliches Protokoll 
aufzunehmen, und das Reſultat derſelben in einem 

1/1 nach dem anruhenden Formulare verfaßten Ausweiſe 
erſichtlich zu machen. 

4. Dieſes Erhebungsprotokoll iſt ſodann gutächt— 
lich vom dem Kreisamte an die k. k. Landesſtelle eins 
zubegleiten, welche von der prov. Staatsbuchhaltung 
die anzubietende Entſchädigung folgendermaſſen be— 
rechnen zu laſſen hat. 

Von demjenigen Geldertrage, welchen die abge— 
holzte Strecke nach erreichter voller Neife zu Folge der 
Schätzung der Kunftverftändigen abgeworfen haben würde, 
iſt vorerſt der lokale Geldwerth des gefällten und dem 
Waldbeſttzer übergebenen Holzes abzuziehen, ſodann das 
Kapital auszumitteln, welches in der zur vollen Schlag— 
barkeit der betreffenden Waldſtrecke noch erforderlicher 
Neihe von Jahren mit Zuſchlag ſeiner 5 prtigen Zinſen 
und Zinſeszinſen der Neſt jenes Erdertrages gewährt, 
und dieſes Kapital als anzubietende Entſchädigung an⸗ 
zuſetzen. 3. B. Es ward ein halbes Joch Mittelholz im 
20ten Jahre feines Wachsthums abgetrieben. Zufolge 
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der vorgenommenen Schätzung wurde daſſelbe nach Abs 
lauf der zu feiner vollen Reife erforderlichen 60 Jahre, 
200 Klafter Holz zu 5 fl. 50kr. pr. Klafter, ſonach 700 fl. 
im Gelde abgeworfen haben, dermal aber er— 

hielt der Eigenthümer nur 50 Klafter 

Holz zu 2 fl pr. Klaſter, ſonach .. bo fl. 
Es iſt ſonach das Kapital zu berechnen, mc, 

ches in den zur Schlagbarkeit noch man⸗ 

gelden 40 Jahren mit Zuſchlag feiner 

Sprtigen Zinſeszinſen den Reſt von .. 640 fl. 
gewährt, und der nach dieſer Berechnung ent» 

fallende Betrag en ww „ 91 fl. f kr. 

als anzubietende Eutſchädigung anzuſetzen. 


5. Das Ergebniß dieſer Berechnung hat die 
prov. Staatsbuchhaltung in einem nach der beilie— 
genden Form zu verfaſſenden und gehörig zu fer- 2/2 
tigenden Verzeichniſſe nachzuweiſen, welches die k. 

k. Landesſtelle mit ihren Bemerkungen und Anfich« 
ten anher vorzulegen hat 

6. Dieſe Hofkoͤmmiſſion wird als dann mit 
Benützung der erhaltenen Erbebungen und Bemer— 
kungen den Betrag der anzubietenden Entſchädigung 
beſtimmen, und ſolchen der k. k. Landesſtelle bekannt 
machen, welche den Entſchädigungswerber im geeig— 
neten Wege davon verſtändigen zu laſſen hat. Be— 
gnügt ſich derſelbe mit dem angebotenen Betrage, ſo 
iſt ihm ſolcher von der k. k. prob. Kommiſſion un⸗ 
verzüglich bei der Kataſtralkaſſe ver Abtheilung ges 
gen gehörig geſtempelte Quittung, in welcher zugleich 
die Erklärung ausgedrückt ſeyn muß, daß er mit ſeinen 
Entſchädigungsanſprüchen vollkommen zufrieden ges 
ſtellt iſt, fluͤßig zu machen. 

Stellt er ſich aber damit nicht zufrieden, ſo iſt 
ihm zu bedeuten, daß er feine diepfällige Vefchwerde 
auf dem Rechtswege geltend zu machen habe. 
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103. 


Auch jene Urkunden duͤrfen mit den Klaſſen⸗ 
ſtempeln belegt werden, die urſpruͤnglich 
vom Stempel befreyt ſind, und deſſelben 
erſt dann beduͤrfen, wenn hievon Ge— 
brauch gemacht wird. 


Die hohe Hofkammer hat mit Dekret vom 29ten v. 
M. Zahl 238977 — 2183 im Nachhange zu den mittels 
Kreisſchreiben vom 17ten May und 15ten Dezember v. 
J. Zahl 26547 und 68041. bekannt gemachten hohen 
Entſchlieſſungen derſelben vom 25ten April und ı5ten 
November v. J. Zahl 15811 und 39831 erinnert: daß 
auch jene Urkunden, welche innerhalb des Umkreifes 
der mit der Stempelauflage belegten Länder ausgeſtellt, 
jedoch urſprünglich vorn Stempel befreyt find, und erſt 
dann, wenn davon vor einem Amte oder Gerichte Ge— 
brauch gemacht wird, deffelben bedürfen, unter den in 
dem Kreisſchreiben vom 17ten May b. J. Zahl 26547. 
für das Stempelindorſirungs-Veſugniß überhaupt be: 
zeichneten Vorſichten und Bedingungen, von den lan» 
desfuͤrſtlichen Taxämtern ſowohl, als auch von jenen der 
Privatgerichtsobrigkeiten und Magiſtrate, gegen Entrich« 
tung der einfachen Stempelgebühr mit den Klaſſen— 
ſtempeln belegt werden dürfen, und daß ſomit in An, 
ſehung ſolcher Urkunden eine Strafbehandlung nicht 
eintreten können. 

Welches hiemit zur genaueſten Beobachtung be⸗ 
kannt gemacht wird. 


Gubernial⸗Kundmachung vom 26ten Auguſt 1824. Gub⸗ 
Zahl 47565. 
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104. 


Behandlung der Ritter des exitalieniſchen 
Ordens der eiſernen Krone hinſichtlich 
der Penſion, wenn ſie ſich im Aus— 
lande befinden, oder dahin begeben 
wollen. 


Uider eine hierorts vorgekommene Frage, wie jene 
Ritter des exitalieniſchen Ordens der eiſernen Krone, 
hinſichtlich der Penſionsbezahlung zu behandeln ſeyen, 
welche zwar zur dießfälligen Wieder- Erlangung aus 
dem öſterreichiſchen Staatsſchatze in Folge der allerhöch⸗ 
ſten Entſchlieſſung vom Arten Juny 1825 geeignet er» 
kannt wurden, jedoch ſich entweder ſchon dermalen im 
Auslande befinden, oder ſich doch in der Folge dahin 
begeben wollen, findet man hiermit folgendes als Nicht⸗ 
ſchnur ſeſtzuſtellen. 

Es unterliegt nur in ſo ferne keinem Anſtande, 
Ordensritter, weiche ſich in einem fremden Staate, mit 
denen Oeſterreich einen Penſtons-Freizügigkeitsvertrag 
abgeſchloſſen hat, entweder ſchon befinden, oder doch 
in der Folge dahin begeden wollen, in den Wiederbe— 
zug der Ordenspenſion einzuſetzen, oder ſie gegen das 
bei jeder Behebung beizubringende, von der dort reſi— 
direnden k. k. Geſandſchaft zu koramiſirende Lebens⸗ 
und Aufenthaltszeugniß darinn zu belaſſen, als der dieß⸗ 
fällige Freizuͤgigkeits⸗Vertrag nach feinem Inh al- 
te ihnen dieſes Recht unbeſchränkt einräumt, und 
ſie die ſonſt in demſelben vorgezeichneten Vorſtchten 
genau beobachtet haben, worüber vorläufig eine Gre 
kenntniß der kompetenten Behörde vorliegen muß. 

Im entgegengeſetzten Falle aber ſind ſolche an alle 
jene Vorſchriften gebunden, welchen ſich überhaupt jeder 
in das Ausland ſich begebende öſterreichiſche Staats⸗ 
Penſioniß unterziehen muß. 

II. Nach der allgemeinen Norm, daß der öſter— 
reichiſche Penſtonsbezug den ununterbrochenen Aufent- 
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halt des Betheilten innerhalb den Graͤnzen des Kaiſer— 
ſtaates zur unerläßlichen Bedingung habe, können auch 
die öſterreichiſche Unterthanſchaft nachweifende Ordens— 
ritter, welche ſich ſchon dermal im Auslaude aufhalten, 
und welche nicht nach dem Abſatze I. Ausnahmsweiſe 
einen mit dem betreffenden fremden Staate, in welchem 
fie domiziliren, beſtehenden Freizügigkeits-Ver— 
trag ſo wie deſſen volle Anwendbarkeit 
auf ihre Verhältniſſe legal nachzuweiſen vermds 
gen, ohne eigene beſondere aller höchſte 
Bewilligung Sr. Majeſtäüt nie zum Penſtonsge⸗ 
nuße vom ıten May 1825 wieder zugelaſſen werden, 
und allen Ordensrittern, welche ſich in der Folge in 
das Ausland begeben, ift er vom Tag der Abreiſe ent. 
weder zeitlich zu ſiſtiren, oder gar für immer einzuftel« 
len, und zwar das letztere, wenn ſie nicht noch vor 
Betretung des fremden Gebietes ſich von der kompeten⸗ 
ten Behörde die vorſchriftmäßige Urlaubs Bewilligung 
mit dem Vorbehalte der Penſion bis zur Zurückkunft, 
oder gegen Karenz derſelben gehörig verſchaffet, oder 
wenn ſie auch ungeachtet dieſer Bewillung, doch die 
ihnen in beſagter Bewilligung aus dem Innlande er— 
theilte Abſentirungsfriſt überſchritten haben. 

Die von der politiſchen Hof- oder den Landesſtel⸗ 
len auf einen beſtimmten Zeitpunkt in das Ausland er— 
theilten Reiſepäſſe genügen zu dieſem Behufe keines- 
wegs, da ſolche den öſterreichiſchen Behörden 
gegenüber nur dazu dienen, um nicht als Aus⸗ 
wanderer behandelt zu werden, und in fremden Staa— 
ten nöthigen Falls den Schutz der dort reſidirenden k. 
k. Geſandſchaften anſprechen zu können. 


Zur 49: beaſchaft ddo. z6ten Auguſt 1824. Gub. Zahl 
48254. 
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105. 

Bei Guͤterlotterien findet eine Beſitzveraͤn⸗ 
derungsgebuͤhr nicht Statt, wenn die 
Ziehung nicht vor ſich gieng, oder wenn 
der Gewinnende den angebotenen Ab⸗ 
findungsbetrag vorwaͤhlt, oder endlich 
wenn der die Realitaͤt mit ſich führende 
Treffer auf ein Loos faͤllt, welches ein 
Eigenthum des bisherigen Gutsbeſit— 
zers iſt. 

us Anlaß eines vorgekommenen ſpeziellen Falles, ha— 
ben Seine Majeftät mit den allerhöchſten Entſchlieſſun— 
gen vom 5ten April und 14ten Juny l. J. zu befehlen 
geruhet: daß bei Gütterlotterien eine Beſitzverände— 
rungsgebühr, oder Taxe, fie möge Laudemium, Lehn— 
waare, Pfundgeld oder fonſt wie immer heiſſen, un— 
geachtet der Verbücherung des Spielplanes jenenfalls 
nicht Statt zu finden habe, wenn die Ziehung gar 
nicht vor ſich geht, oder wenn der Gewinnende ſtatt 
des gewonnenen Gutes den im Spielplane angebote 
nen Abfindungsbetrag vorwählt, oder endlich wenn der 
die Realität mit ſich führende Treffer auf ein Loos 
fällt, welches zur Zelt der Ziehung ein Eigenthum des 
bisherigen Beſitzers des Gutes iſt, folglich keine Be— 
ſitzberänderungen eingetreten ift. 


Gubernial-Verordnung vom 27ten Auguſt 1824. Gub. 
Zahl 48062. 


106. 

Gerichtliche Vergleiche welche auf der Ruͤck⸗ 
ſeite der angebrachten Klage geſchrieben 
werden, find mit dem Stempel von 15kr. 
zu verſehen. 


's iſt in einer Provinz vorgekommen, daß bie ge⸗ 
richtlichen Vergleiche, welche auf der Ruͤckſeite der ans 
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gebrachten Klage geſchrieben werden, mit keinem bes 
ſondern Stempel verſehen zu werden pflegen. 

Da nun aber gerichtliche Vergleiche nach dem 8, 22. 
Lit. g. des Stempelpatents vom sten Oktober 1602. 
ohne Unterfchied dem Stempel von 15 fkr. Unter» 
worfen find, da auch jeder derley Vergleich mit Serie, 
hung auf den 356ten A. der allgemeinen G. O. die näm⸗ 
lichen Wirkungen und Folgen hat, da endlich nicht die 
Form, ſondern jederzeit nur der Inhalt der Urkunde 
über deren Stempelpflicht entſcheidet, fo wurde mit bo, 
hem Hofkammerdekrete vom gten Juny l. J. Zahl 500 1. 
erinnert, daß jeder gerichtliche Vergleich, ohne Unter, 
ſchied, ob er auf der Küdfeite des Klaglibells ange- 
ſetzt, oder auf einem beſondern Bogen ausgefertiget 
wird, dem Stempel von fünfzehn Kreutzern un 
terliege. 

Dies den Kreisämtern zur Wiſſenſchaft und Bes 
kanntmachung im gewöhnlichen Wege an die Dominien 
und Magiſtrate. 

Gubernial⸗Verordnung vom 27ten Auguſt 1824. Gub. 

Zahl 48350. 


107. 


Auflaſſung der Gewerbſteuer in der Stadt 
Lemberg, und Abſtellung der Straſſen— 
frohnen, dann des Straſſenfonds-Bei⸗ 
trags im ganzen Lande. 


eine k. k. Majeſtät haben laut hohen Hofkanzley⸗ 
Dekrets vom 27ten July J. J. Zahl 1862-1097. un⸗ 
term ten July d. J. in der landesbäterlichen Abſicht, 
die das Grundbeſitzthum belaſtenden Abgaben nach Mög- 
lichkeit zu erleichtern, allergnädigſt zu beſtimmen ges 
ruhet, daß 
1tens. die, mit dem Patente von 25ten Hornung 
1774. eingeführte, mit dem hohen Hofkanzleydekrete 
vom joren May 1784. für die Landftädte aufgehobene, 


und bloß in Lemberg neben der Erwerbſteuer bis nun 
beſtehende Gewerbſteuer aufzulaſſen. 

2tens. Daß die Straſſenrobot und der Straſſen— 
fondsbeitrag in Galizien vom nächſten Militärjahre 1825 
angefangen, zu erlaffen ſey, und daher von dieſem 
Zeitpunkte aufzuhoͤren habe. 

Dieſe allerhuldreichſte Entſchlieſſung Sr. Majeſtät 
wird zur allgemeinen Kenntniß gebracht, und es werden 
zugleich zu ihrer unverzüglichen Vollziehung die erfor« 
derlichen Verfügungen getroffen. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 27ten Auguſt 1824. Gub. 

Zahl 50057. 


108. 
Erneuerung des Verbots des Magnetiſirens. 


In Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 29ten v. M. 
haben Se. Majeſtät mit allerhöchſten Enſchlieſſung vom 
sten v. M. anzuordnen geruhet: Es hade bei dem be» 
ſtehenden unbedingten Verbot des Magnetiſirens auch fer⸗ 
ner zu verbleiben. 

Wovon die Kreisämter mit Bezug auf das bier- 
ortige Intimat vom ı5ten April 1875 Zahl 14439. 
zur genaueſten Handhabung beſtehender allerhöchſten 
Vorſchriften in die Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernial-Verordnung vom 28ten Auguſt 1824. Gub. 

Zahl 50035. 


109. 

Vorſchriften bei Unterſuchung der Zoͤglinge 
die in ein Militär - Erziehungs- oder 
Bildungsinſtitut aufgenommen zu wer— 
den wuͤnſchen. 


Zu Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 26ten v. 
M. Zahl 21889. erhalten die Kreisämter beiliegende 
Abſchriſt der vom k. k. Hofkriegsrathe an die Länder und 
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Gränz⸗General⸗Commanden ergangenen Weiſung, durch 
welche genauer die Vorſichten bezeichnet werden, welche 
die Militär- und Kreisärzte bei der Unterſuchung der 
körperlichen Tauglichkeit der Zöglinge, welche in ein 
männlich oder weibliches Militär » Erziehungs = oder 
Bildungsinſtitut mit befonderer Rüdfiht auf das D, 
aler: Mädchen » Erziehungsinftitut zu Hernals aufgenom— 
men werden, vor Augen haben ſollen. 

Die Kreisämter haben hievon mit Bezug auf die 
Gubernial Verordnung vom 17ten Oktober 1818 Zahl 
55445 die Kreisärzte ſogleich in Kenntniß zu ſetzen und 
bei vorkommenden Fällen für deren genaue Beobachtung 
Sorge zu tragen. 

Gub. Verordnung vom ären September 1824. Gub. 
Zahl 47198. 


2 
Verordnung an ſaͤmmtliche Länder -und 


Graͤnz- Generalkommanden dd. 24ten 


eulich vorgekommene Fälle geben dem Hofkriegsrathe 
die Veranlaſſung, die wegen ärztlichen Unterſuchung von 
Knaben oder Mädchen in Abſicht auf ihre Qualifikazton 
für ein Erziehungs» oder Bildungsinſtitut ergangenen 
Zirkularverordnungen vom ı5ten März 1815. Litt. Z. 
827. und vom 3ıten Auguſt 1818 N. 2294. den Bes 
hörden zur ſorgfältigſten Beachtung in Erinnerung zu 
bringen. 

Dabei findet der Hofkriegsrath ausdrücklich zu be⸗ 
ſtimmen, daß die Anordnung, nach welcher jedes durch 
die Sinne wahrnehmbare Gebrechen Diformitaet 
oder fehlerhafte Anlage, an den zu unterſuchenden 
Subjekte, auch wenn diefe nach dem Ermeſſen des un⸗ 
terſuchenden Arztes das Subjekt für den Zweck der Bes 
ſtimmung für welchen es unterſucht wird, nicht eben uns 
tauglich machen, dennoch ausdrücklich und beſtimmt mit 
Beifügung des Parere hierüber angezeigt werden follen, 
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ſich nicht bloß auf die Unterſuchung bei einen in eine 
(männliche oder weibliche) Erziehungs- oder Bildungsan- 
ſtalt abzuſendenden Individuen, ſondern auch auf die 
Unterſuchung zur bloßen Vormerkung für eine ſolche An 
ſtalt zu beziehen hat, indem es auch in Abſicht auf die 
Vormerkung der vorgeſetzten Behörde in einem ſolchen 
Falle vorbehalten bleiben muß, nach Umſtänden, ent, 
weder ein Superarbitrium durch einen Staabsarzt ott: 
noch vorläufig anzuordnen, oder das aſpirirende Sub⸗ 
jekt zeitlich zuruck und zur Erneuerung des Vormerks— 
geſuches nach Verlauf einer zu beſtimmenden Friſt an« 
zuweiſen, oder aber daſſelbe mit einer Anmerkung in 
der Liſte einſtweilen vorzumerken 

Was das Verfahren betrifft, welches in dem Falle 
eines angedeuteten Defektes an einen zur Aufnahme in 
das Offizierstöchterbildungsinſtktut wirklich 
beſtimmten Mädchen in Abſicht auf das alsdann 
zu verfügende Superarbitrium oder einzuholende Parere 
eines zweiten hiezu aufzufordernden Militär- oder Zi⸗ 
vilarztes einzutreten hat, fo muß der Hofkriegerath die 
Behörden gleichfalls auf die erwahnte ſehr beſtimmte Vor⸗ 
ſchrift vom Zıten Auguſt 1818 verweiſen. Da indeſſen 
die Anſicht von der Wichtigkeit des bor geſun⸗ 
denen Gebrechens mit Bezug auf den Zweck des 
Inſtitutes nicht überall die richtige ſeyn mag, da 
nämlich viele die Meinung zu hegen ſcheinen, daß übler 
Wuchs und ſelbſt körperliche Schwächlichkeit ein Mad, 
chen für die einzige Beſtimmung zu dem Erzies 
hungsgeſchäfte an und für ſich nicht untaug⸗— 
lich machen, fo finder der Hofkriegsrath nöthig bier, 
über im Allgemeinen ſolgendes zu erinnern: 

Der Zweck des OffizierstöchterbildungInſtitutes 
iſt die Bildung der Zöglinge zu einſtigen Erzie— 
herinnen der weiblichen Jugend in höhern 
Ständen. Das äußere Ausſehen von Kranklichkeit 
oder wirklicher Mißgeſtalt iſt aber ein groſſes Hinderniß 
gegen die Unterbringung eines Frauenzimmers in ans 
ſehnlichen Familien weil ein ſolches Ausſehen bei denje— 

Prov. Geſetzl. von Galtzien 1824. d 
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nigen, die aus den Inſtitutszöglingen eine Erzieherin 
ſuchen, uatuͤrlicherweiſe die Beſorgniß erregt, daß eine 
Perſon mit dergleichen Gebrechen, in der Ausübung 
des Geſchaͤftes vielfältig verhindert, der Familie mehr 
zur Laſt, als zum Nutzen, auch bei ihrer Mißgeſtalt 
das nöthige Anſehen über die ihr anzuvertrauende Ju— 
gend zu behaupten unvermögend ſeyn möchte, eine 
Folge davon iſt dann dieſe, daß eine folche Perfon auch 
nach vollendeter Bildung im Inſtitute, in demſelben oft 
noch lange unterhalten werden muß, und daß ſie auch 
dann, wenn man ſie endlich angebracht hat, meiſt nach 
Verlauf einiger Jahre als untüchtig zum Erwerb des 
Lebensunterhaltes durch das Erziehungsgeſchäſt, dem 
Staate ſchon wieder mit der Penſion zur Laſt fällt, und 
daß ſolchergeſtalt, bei allzugroſſer Nachſicht in der An⸗ 
nahme der Zöglinge diefe Bildungsanſtalt in der That 
in eine lebenslängliche Verſorgungsanſtalt ausarten 
würde. 

Dieſes haben nicht nur die General» Kommanden 
ſelbſt, als leitende Oberbehörden, ſondern auch alle Un. 
terbehörden ſich gegenwärtig zu halten, auch ſind hiernach 
die nach ihrer Kathegorie zu den Viſitirungen beſtimm⸗ 
ten Aerzte zu belehren, und dieſen die Beobachtung der 
gegenwärtigen ſowohl, als der oben angeführten fruͤhe⸗ 
ren Verordnungen, unter eigener ſchweren Verantwor- 
tung einzuſchärfen, von welchen dieſelben nur durch die 
gewiſſenhafte Angabe der irgends vorgefundenen Bedenken 
ſich frey erhalten können. 


110. 

Verhandlungen mit den Hypothekar-Glaͤu— 
bigern, welche in Exekuzions-Verfahren 
den Verkaufe eines unbeweglichen Gu— 
tes unter der Schaͤtzung vorausgehen 
ſollen. 

Die k. k. oberſte Inſtitzſtelle hat im Einvernehmen mit 
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der k. k. Hofkommiſſlon in Juſtitzgeſetz Sachen zu ber 
ſtimmen befunden, daß das Hoſdekret vom 8ten Jänner 
1806 in Anſebung des dritten Lizitazionstermins nur 
dann ſeine Anwendung finde, wenn die zur Zeit der 
angefuchten Feübietung einverleibten Schulden zuſam— 
mengenommen, den in der Schätzung angegebenen 
Werth des Gutes offenbar nicht erreichen. Wo die ein, 
verleibten Schulden, den durch die Schätzung beftimm« 
ten Werth des Gutes üherfteigen, oder hierüber wenig— 
ſtens ein Zweifel Statt findet, ſeyen in dem erſten 
Edikte wegen Verſteigerung eines in die Exekuzion de: 
zogenen Gutes nur zwei Lizitazionstermine auszuſchrei— 
ben. Wird weder bei dem erſten noch bei dem zweiten 
Termine für das Gut ſoviel als die Schätzung beträgt, 
geboten, fo ſey die Vorſchrift der Paragraphe 148 bis 
152 der galiziſchen Gerichtsordnung zu befolgen, und 
erſt, wenn die Hypothekar-Gläubiger ihre Erklärungen 
abgegeben haben, der dritte Lizitazions⸗Termin auszu⸗ 
ſchreiben. Sollte in dem Falle, daß die einverleibten 
Schulden die Schätzung nicht erreichen, mithin drei 
Termine zugleich ausgeſchrieben worden find, kein Kauf⸗ 
ſchilling, welcher dem Betrage aller einverleibten Schul— 
den gleich kömmt, geboten werden, ſo ſey nach dem 
dritten Termine die Verhandlung mit den Gläubigern 
einzuleiten und nach Beendigung derſelben mit Bcobs 
achtung der Vorſchriften der J. 248 bis 152 der galizi⸗ 
ſchen Gerichtsordnung ein vierter Termin auszuſchreiben. 
Welches zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird. 
Gubernial⸗Kundmachung vom aten September 1824. Gub. 
Zahl 46622. 


111. ö 
Befreyung der Kloſter der barmherzigen 
Bruͤder und der Eliſabetherinnen von 
Entrichtung des Erbſteuer-Aequiva⸗ 
lents. 
Die hohe Hofkanzlep hat in der e daß die 
2 
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Klöſter der barmherzigen Brüder und der Clifabetdine- 
rinnen in allen deutſchen und böhmiſch⸗galiziſchen Pro— 
vinzen der öſterreichiſchen Monarchie (wo ſolche beſtehen) 
den gleichen für die leidende Menſchheit wohlthätigen 
Zweck, und mit Ausnahme unbedeutender Modiſikazionen 
auch einerley Verfaſſung haben, ſich mit dem k. k. Fi⸗ 
nanzminiſterio zu dem gemeinſchaftlichen Beſchluſſe 
bewogen gefunden, die bereits mit allerhöchſter Ent» 
ſchlieſſung vom 25ten July 1815 den Klöftern der barm⸗ 
herzigen Brüder und der Eliſabethinerinnen in Nieder» 
Oeſterreich zuerkannte Befreiung des Erbſteuer⸗Aequiva⸗ 
lents, von nun an, auch auf die Klöſter dieſer Orden in 
den übrigen deutſchen böhmiſch galiziſchen Provinzen 
auszudehnen. 

Wovon die Kreisämter im Grunde des hohen Hof- 
kanzleydekrets vom Gien Auguſt d. J. Zahl 23706 zur 
Wiſſenſchaft in Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernial⸗Verordnung vom Aten September 1824. Gub. 

Zahl 50465. 


112. 
Ausſchreibung der Erb⸗Perſonal- und Klaſ⸗ 
ſenſteuer fuͤr das Jahr 1825, dann der 


Erwerbſteuer fuͤr die Jahre 1825, 1826 
und 1827. 


eine Mojeftät haben mit allerhöchſtem Kadinetsſchrei⸗ 
ben vom roten Auguſt I. J. zu verordnen geru⸗ 
het: daß die Erbfieuer, die Klaſſenſteuer, die Perſonal- 
fleuer und die Erwerbſteuer, fo wie dieſelbe in dem 
Jahre 1824 entrichtet worden find, auch für das künftige 
Jahr 1625 ausgeſchrieben werden. 

Was insbeſondere die Erwerbſteuer betrifit, fo iſt 
dieſelben in dem mit dem Jahre 1825 beginnenden 
neuen Triennium, das iſt: in den Jahren 1825, 1826 
1827 nach den Veſtimmungen des allerhoͤchſten Patents 
vom 3ıten Dezember 187, des Kreisſchreibens dom 
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sten Jänner 1822 und nach den Klaſſen des Kreis- 
ſchreibens vom nnen Oktober 1822 zu entrichten. 


Dieſe allerhöchſte Entſchlieſſung wird in Folge ho» 
hen Hofkanzleydekretes von zoten Auguſt l. Jahl 25449 
hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


ie e ee vom zten September 1824. Gub. 
Zahl 51930. 


115, 


Dominien und Ortsobrigkeiten ſollen bei 
Ausſtellung der Zeugniſſe fuͤr Aerzte uͤber 
Dienſtreiſen mit mehr Genauigkeit und 
Uiberzeugung fuͤrgehen. 


Ungeachtet die Dominien und Ortsobrigkeiten auf Der, 
ſchiedenen ämtlichen Wegen aufgefordert und beiehrt 
wurden, damit felbe oder ihre Stellvertreter bei Aus⸗ 
ſtellung von Zeugniſſen über die in ihren Bezirken ge, 
ſchehene amtliche Neiſen beſonders in Impfangelegen⸗ 
heiten nur mit voller Uiberzeugung, daß dieſe Reiſe 
wirklich geſchehen iſt, und daß wirklich Jene dieſe Reiſe — und 
das denſelben zum Grunde liegende GGeſchäft vorgenommen 
baben, welchen dieſes Zeugniß ausgeſtellt wird, fürgeben, 
fo haben ſich doch Fälle ergeben, daß ſolche Zeugniſſe To, 
wohl in Abſicht auf die Perſon, als auf die verwendete 
Zeit und auf die Anzahl der Geimpften, und die unter 
die ot Geimpften ausgetheilten Impfzertiſikate nicht 
verläßig und grundhältig ausgefertiget werden. Die 
Kreisämter haben daher die Dominien und Ortsobrig— 
keiten auf die Folgen ſolcher unrichtigen Zeugniſſe, wo⸗ 
durch der Zweck ſolcher ämtlichen Reiſen vereitelt und 
gefährdet wird, und ſowohl der Staatsſchatz als die Do⸗ 
minien zu gröftentheils zweckwidrigen Auslagen, felbft mit 
Nachtheil des allgemeinen Wohls gebracht werden, auf» 
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merkſam zu machen, und felbe von den Folgen ſolcher 
unrichtigen und unſtatthaften Zeugniſſe zu warnen. 


Gubernial⸗Verordnung vom äten Sept. 1824. Gub. 
Zahl 49161. 


114. 

Unterthanen, die ohne Paß oder ſonſtigen 
Nachweis ſich an der ruſſiſchen Graͤnze 
zeigen, werden als Vagabunden ange— 
ſehen und behandelt werden. 


Vermög hohen Hofkanzleydekrets vom 51ten July l. 
J. Zahl 21195. hat die kaiſ. ruſſiſche Regierung Toi, 
gende Verfügungen den betreffenden Behörden neuer 
lich zur ſtrengſten Nachachtung vorgezeichnet: 

1. Kraft des ııten Artikels der Nachtragskonben⸗ 

zion dom 2gten September 1822 ſoll jeder nicht zum 
Militär gehörige öſterre chiſche Unterthan, welcher an 
der Gränze ohne gültigen Paß oder ſonſtigen Nachweis 
erſcheint, als Vagabund betrachtet, und zurückgewieſen, 
oder über die Gränze zurückgeſchickt werden. 
, 2. Hievon find jedoch die Grundbeſitzer, deren 
Eingenthum durch die Gränze getheilt wurde, ausge— 
nommen, und ſollen ſie fortan der ihnen durch den 
soten Artikel des Traktats vom Aren Map 1815 zu⸗ 
geftandenen Vorrechte theilhaftig bleiben. 

3. Die öſterreichiſchen Unterthanen, welche beim, 
lich die Gränze überſchritten haben, und ſodann von 
den Ortsbehörden als ſolche entdeckt werden, die nicht 
mit Päffen oder einem ſonſtigen angemeſſenen Nach 
weiſe verſehen ſind, ſollen gleichfalls als Vagabunden 
über die Gränze zurückgeſchickt, und den öſterreichiſchen 
Gränzbehörden übergeben werben. 

Diefe Beſtimmungen werden nach Zuficherung des 
ruſſiſch kaiſerl. Miniſterium auf die ſpeziellen Fälle ſo⸗ 
gleich in Anwendung gebtachi werden. 
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Uibrigens wünſcht die kaiſ. ruſſiſche Regierung in 
Anſehung jener öſterreichiſchen Unterthanen, welche wi⸗ 
derrechtlich in das kaiſ. ruſſ. Militär enrollirt worden 
ſeyn ſollten, die ſpezifiſche Angabe der Fälle zur alfos 
gleichen Abhilfe zu erhalten. 

Die k. Kreisämter werden hievon in Verfolg der 
hierortigen Verordnung dom 7ten April I. J. Zahl 
20471. mit dem Auftrage in die Kenntniß geſetzt, die 
Orts ⸗ und Gränzbehörden hiernach anzuweiſen, und 
die demſelben etwa bekannten fpezififden Fälle, daß 
öſterr. Unterthanen nach Abſchluß des Nachtragskartels 
und eigentliche Militär » Deferteurs auch (on früher 
vertragswidrig zum ruſſiſchen Militärdienſt verhalten 
oder in denſelben aufgenommen worden wären, oder 
daß ſolchen in den kuſſiſchen Militärdienſt ſtehenden 
öſterreichiſchen Unterthanen, deren Enrollirung noch vor 
Anwendung des Rachtragskartels geſchah, die im Sten 
Artikel deſſelben ſtipulirte Opzion verweigert worden 
wäre, zur hierortigen Kenntniß zu bringen. 

Gubernial-Verordnung vom 14ten Sept. 1824. Gub. 

Zahl 51069. 


115. 


Beſtimmung: wer als Auswanderer, und 
wer als Uibertreter der Paßvorſchriften 
zu betrachten und zu behandeln iſt. 


er Vorſchrift gemäß ſoll gegen die einberuffenen Se, 
ſervemänner, wenn fie. ftch. über ihr Ausbleiben nicht 
rechtfertigen, nach Lage der Umſtände entweder als 
Uibertreter der Paßborſchriſten, oder nach dem Aus» 
wanderungsgeſetze das Amt gehandelt werden. 

Hieraus folgt, daß bei dem dießfälligen Verfah— 
ren die Begriffe eines Auswanderers und eines Uiber— 
treters der op, und Konſkripzionsvorſchriften genau 
unterſchieden werden müſſen. 

Der ıte $. des Auswanderungspatents vom roten 
Auguft 1764 beſtimmt, daß jener als Auswande⸗ 
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rer zu betrachten iſt, der aus fämmtlichen Erblanden 
in das Ausland entweichet mit dem Vorſatze nicht wie⸗ 
der zuruͤckzukehren. 

Wenn demnach hier und dort jene Individuen, 
welche bei der jährlichen Konſkripzions-Reviſton nicht 
vorgefunden wurden, oder welche ohne Paß, oder mit 
einem erloſchenen Paſſe, dieſer mochte für das Inn⸗ 
oder für das Ausland lauten, oder endlich jene, welche 
nur überhaupt abweſend waren, wenn auch gar keine 
Gründe für die Vermuthung ihres Aufenthaltes im Aus⸗ 
lande beſtunden, ohne Unterſchied als Auswanderer be— 
trachtet, und dem dießfälligen Verfahren unterzogen 
wurden, fo iſt offenbar dem Sinne der dießfälligen Vor 
ſchriften nicht entſprochen worden, und es entſtand aus 
ſolchen Mißgeiffen noch die weitere Folge, daß die auf 
diefe Art geſchopfte Ausmanderungsurtheile gegen Indi⸗ 
biduen, die weder im Auslande waren, noch den Vor» 
ſatz nicht wieder zuruͤckzukehren hatten, ſomit geſetzlich 
den Auswanderungsſtrafen nicht unterlagen, wieder aufs 
gehoben werden mußten. 

Zu deffen künftigen Vermeidung wird den Kreis- 
ämtern in Folge hohen Hofkanzleydekrets dom ı3ten 
9. M. Zahl 22495. mit Hinweiſung auf die hierortige 
Verordaung vom ı3ten November 1817 Zahl 54129. 
erinnert: vor Einleitung des Auswanderungsverfahrens 
ſowohl im Allgemeinen als gegen Reſervemänner, je» 
desmal die nöthigen Erhebungen über den gegenwärti— 
gen Aufenthalt des Abweſenden einzuleiten, und nur 
gegen ſolche Individuen nach den Auswanderungsvor⸗ 
ſchriften zu verfahren, die nach den Sb. 1, 2 und 3 des 
Auswanderungspatents wirklich als Auswanderer zu bes 
trachten ſind, wohingegen Rekrutirungsflüchtige und 
bloße Liibertreter der Paßvorſchriften, welche mit Aus⸗ 
wanderern nicht in eine Kathegorie gehören, nach den 
beſtehenden beſondern Vorſchriften zu behandeln ſind. 

Gubernial- Verordnung vom ꝛ4ten Sept. 1824. Gub. 

Zahl 51305. 
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116. 


Herabſetzung des Ausfuhrszolles von Holz— 
waaren- Gattungen. 


Seine Maſeſtät haben in der landesbäterlichen Abſicht “ 
den Ausfuhrhandel des Holzes zu begünſtigen, mit aller⸗ 
höchſter Entſchlieſſung vom roten Auguft d. J. anzu⸗ 
ordnen geruhet, wie folgt: 

tens. Für das unter der Poſt gen, 37 der mit 
dem Kreisſchreiben vom ı5ten May 1822 Zahl 26041. 
bekannt gemachten letzen Tariffs⸗ Abtheilung, genannte 
Brenn» und Bauholz in Stämmen, Stöcken, Get: 
tern und Bündeln; für Balken, Pfoſten, Bretter, Late 
ten, Schindeln, und dergleichen Späne aller Art, aus- 
gehacktes Wagnerholz, dann gemeines Tiſchlerholz von 
Ahern, Buchen, Eichen, Kirſchbaum, Nußbaum, Tan⸗ 
nen u. degl fol an allen Gränzen der Monarchie gegen 
das Ausland, der Ausfuhrszoll mit ein Viertel Kreuzer, 
der Einfuhrszoll aber mit drei Kreuzer von jeden Gul⸗ 
den des Verthes abgenommen werden. 

ztens Im Wechſelverkehr der deutſchen Probin⸗ 
zen mit dem Königreiche Hungarn und dem Großfuͤr⸗ 
ſtenthume Siebenbürgen, iſt an der oſterreichiſchen 
Boll» Linie der Einfuhrszoll mit 12 kr. der Ausſuhrszoll 
mit Ltr: an der hungariſchen Zoll Linie, der Eſtto⸗ 
Dreißigſt mit ein Viertel Kreuzer der Konſumo-Drei⸗ 
ßigſt aber, nach dem Tariffe vom Jahre 1795 mit 5 
Kreuzern von jeden Gulden des Wer thes abzunehmen. 

Steng, Von dieſer Zollbeſtimmung iſt das att, 
und Schiffbauholz ausgenommen, für welches bis auf 
weitere Verordnung der gegenwärtige Zollſatz in Anwen⸗ 
dung bleibt. 

gtend. Die Wirkſamkeit dieſer neuen Zollbeſtim⸗ 
mung hat dom Tage, wo ſolche jedem Zollamte kund 
gegeben wird, zu beginnen. 

Welches im Grunde hohen Hofkammer Präafidials 


Dekrets vom agten Auguſt I. J. Zahl 2090 zur allge 
meinen Kenntniß gebracht wird. 
Gubernial-Kundmachung vom 4 Bien Sept. 1824 Gub. 
Zahl 53079. 


117. 

Hungariſche Unterthanen paßloſe, oder bloß 
mit auf die hungariſche Provinzen lau⸗ 
tenden Paͤſſen verfehen, find an ihre 

Obrigkeiten zuruͤckzuweiſen. 
tit hohem Hofkanzleydekrete dom ızten Auguſt l. 
J Zahl 24551. wurde dieſer k. k. Landesſtelle bedeu⸗ 
tet, es ſey die hungariſche Hofkanzley zur unangeneh⸗ 
men Kenntniß gelangt, daß hungariſche Unterthanen 
auf ihren Paäſſen, welche für Reiſen innerhalb des Kö⸗ 
nigreichs Hungarn ausgeſtellt waren, die Vidirung der 
galiziſchen Behörden erhalten haben, wodurch denſelben 
die Einwanderung nach Pohlen erleichtert wird. 

Um dieſer Umgehung der Ordnung borzubetigen, 
wird den Kreisämtern zu Darnachachtung bei vorkom⸗ 
menden ähnlichen Fällen, hiemit aufgetragen, keinem 
hungariſchen Unterthan den Reiſepaß, wenn er bloß 
auf hungariſche Provinzen lautet, zu vidiren, fondern 
vielmehr derley Unterthanen, im Falle ſie die Vidirung 
ſolcher Päſſe verlangen, oder gar keinen Paß haben, 
an ihre Obrigkeiten zurückzuweiſen, oder nach Um⸗ 
ſtänden mit Schub zurück zu befördern. 

Gubernial⸗Verordnung vom 1b6ten Sept. 1824 Gub. 

Zahl 52542. 


118. 

Die Abſchreibung der Trankſteuer hat vom 
Tage der vorgekommenen Anzeige von 
der aufgehobenen Biererzeugung oder 
Metbſiederey zu geſchehen. f 

In Gemäßheit des am ten d. M herabgelaugten 
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hohen Hofkammerdekretes vom 25ten d. M. 3. 52833. 
wird den Kreisämtern bedeutet: daß in denjenigen Fäl⸗ 
len, wo nach dem 21ten Abſatze des galiziſchen Trank— 
ſteuer⸗Cirkulars vom Jahre 1808 die Trankſteuer der, 
hältnißmäßig abgeſchrieden werden darf, die Abſchrei⸗ 
bung von dem Tage der bei den Kreisämtern vorge⸗ 
kommenen und von den Kreisämtern richtig befundenen 
Anzeige von der aufgegebenen Biererzeugung oder 
Methſiederey zu geſchehen hat. 

Wonach die Kreisämter in der Zukunft gleichför⸗ 
mig immer in vorkommenden Fällen ihre Anträge zu 
ſtellen haben. 

Gubernial- Verordnung vom bien Sept. 1824 Gub. 
Zahl 52691. 


119. 5 

Das Verbot des Herumziehens fremder 
Leute mit wilden Thieren, als Baͤren, 
Affen, Murmelthieren u. ſ. w. wird er⸗ 
neuert. 


dit hohem Hofkanzleydekrete vom sten Auguſt J. J. 
Zahl 23779. iſt die bereits am ızten Junp 1795 er⸗ 
floſſene hohe Weiſung, vermöge welcher das in jeder 
Beziehung nachtheilige Herumziehen fremder Leute mit 
wilden Thieren als Bären, Affen, Murmelthieren 2c. 
ar qusdrücklich verboten und angeordnet wurde, daß 
derley Menſchen gleich an der Gränze zurückgewiefen, 
oder bei Betreten im Lande ſogleich über die Gränze 
geſchaft werden ſollen, in Erinnerung gebracht worden, 
welche hohe Verfügung den Kreisämtern mit dem Aufs 
trag bekannt gemacht wird, dieſe hohe Anordnung wel⸗ 
che in Vergeſſenheit gekommen zu ſeyn feint indem 
das dedenkliche Herumziehen mit wilden Thieren ſich 
wieder einzuſchleichen anfängt, ſogleich neuerdings all— 
gemein kund zu machen, und auf deren Befolgung 
ſtrenge zu wachen. 


Jedoch kann von dieſem Verbote bei befondere ſe⸗ 
henswuͤrdigen Thieren, welche in Haupt- und größern 
Drovinzftäbten unter den nöthigen Vorſichten und in 
Käfigen verſperrt, zur Schau ausgeſtellt werden, nach 
Umſtänden eine Ausnahme geſtattet werden. 

Gubernial » 1 N vom 2oten Sept. 1624. Öub. 

Zahl 5268 

120. 

Berichtigung des Druckfehlers in der — 
Kreisſchreiben vom aäten Auguſt l. 
bekannt gemachten neuen Zolltariff für 
Getraide und Huͤlſenfruͤchte, dann eini⸗ 
ge Viehgattungen und Nebenprodukte 
der Viehzucht. 


In win? Abdrücken des mit Kreisſchreiben vom 23. 
Auguſt l. Zahl 49437 bekannt gemachten neuen 
Zolltariffes für Getraide und Hülſenfrüchte, dann einis 
ge Viehgattungen und Nebenprodukte der Viehzucht, 
iſt der Druckfehler unterlaufen, daß in der Abtheilung 
» Berzollungsmaaß « bei der Poſt 27 ſtatt » ı Bent- 
ner Sporko« irrig detto mit Beziehung auf die 
frühere Poſten, die nach Stücken verzollt werden, 
angefetzt wurde. 

Das Verzollungsmaaß nach einem Zentner Sporko 
hat nicht bloß don der Poſt 27, ſondern auch von 
allen in demſelben Tariffe bis 29 nachfolgenden Ge, 


genſtänden zu gelten. 
W . ne vom 23ten Sept. 1824. Gub. 


Zahl 5 
121. ’ 
Behandlung der in das lemberger allgemei- 
ne Krankenhaus aufzunehmenden Irren— 
und Gemuͤthskraͤnken. 


Fre 
„Die Aufnahme und Abſendung der Irren und Ges 
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muͤthskranken in das hierortige allgemeine Krankenhaus 
hat zum Zwecke, damit entweder ſolche Kranke ges 
heilt, oder damit ſie, wenn ſte unheilbar ſind, 
unſchaͤdlich gemacht, und daher aus ihrer Umgebung 
und aus der menſchlichen Geſellſchaft gebracht werden, 
weil ihr Krankheitszuſtand don der Art iſt, daß ſie 
D und anderen in ihrem Wahnſinne Schaden zufü— 
gen können. Dieſe letztere Gattung von Kranken wenn ſie 
auch zugleich als unheilbar anerkannt werden, muß 
darum in dem hierortigen allgemeinen Krankenhauſe 
untergebracht werden, weil es hierlandes an einer Ver⸗ 
forgungsanftale für ſelbe noch bisher mangelt. 

Von dieſen Anſichten muß bei Abſendung der Irren 
in das Krankenhaus ausgegangen werden, wenn man 
nicht den Heilzweck gegen alle daſelbſt befindlichen Kranke 
beirren, und den Angehörigen als den Staatsſchatz 
empfindliche und doch ſruchtloſe Auslagen verurſachen 
will. Zugleich iſt die nicht minderwichtige Vorſicht 
handzuhaben, damit Unkenntniß, Willkühr, Liebloſig⸗ 
keit oder gar böſe Abſichten außer Stand geſetzet wer⸗ 
den, Jemanden auf eine eigenmächtige und ganz un⸗ 
gegründete Art als wahnſinnig, und darum zur Ab⸗ 
ſendung in das allgemeine Krankenhaus geeignet zu 
erklären. 

Damit daher hierin mit Grund und Zweckmäßig⸗ 
keit fürgegangen werde, 

1.) haben die Kreisämter die Dominien und Ge⸗ 
meinden zu verſtändigen, damit in Fällen eines an ir» 
gend Jemand entſtehenden Wahnſinns, der ſich nicht 
immer Anfangs in heftigen und tobenden Ausbrüchen, 
oft nur in Traurigkeit, ungewöhnlichen Aeußerungen, 
überſpannten Ideen und in Abweichungen von der ge— 
wöhnlichen Lebensweiſe, in Blücken und Mienen äußert, 
allſogleich ein geprüfter Arzt oder Wundarzt herbeige⸗ 
ruffen werde, nicht aber ſolche Kranken unwiſſenden 
Quackſalbern, Zirulikern ꝛc. ꝛc. übergeben werden. 

2.) Der hiebei geruffene Arzt oder Wundarzt iſt 
verpflichtet nach vorläufiger Untetfuchung und genauen 
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Beobachtung eine genaue auf eigene Erfahrung gegruͤn⸗ 
dete Krankengeſchichte aufzunehmen, und ſelbe auch, 
wenn die Kranken in das allgemeine Krankenhaus ob, 
geſendet werden, auf Verlangen der Angehörigen oder 
der Obrigkeit zu verfaſſen und zu veradfolgen,, da die 
Geſchichte der vorausgegangenen Krankheit, folglich die 
Kenntniß der Urſachen des Verlaufes, des Uibels und 
die angewandte Heilmethode unumgänglich zur weitern 
Behandlung des Kranken in dem Krankenhaus noth⸗ 
wendig iſt, weßwegen dieß ſchon in dem Kreisſchrei⸗ 
ben vom ıöten Oktober 1815. Zahl 58154 angeord⸗ 
net worden iſt. 

5.) Damit aber ſolche Krankheitsbeſchreibungen 
zweckmäßig verfaßt werden und auch jene Sanitätsin⸗ 
dividuen, welche dieß zu wiſſen nothwendig haben, ſich 
darnach benehmen, damit ferner erörtert werde, ob ein 
ſolcher Kranker heilbar iſt; oder weil er zwar un⸗ 
heilbar jedoch ſich und anderen in den Ausbrüchen des 
Wahnſinns gefährlich werden kann, in die Irrenanſtalt 
abgeſendet werden muß, fo iſt das unterſtehende Sa. 
nitätsperſonale folglich auch die im Kreiſe befindlichen 
Pribatärzte und Wundärzte zu verſtändigen, daß bei 
Verfaſſung der Krankengeſchichte ſolcher Leidenden, 

a) die Urſachen genau zu erörtern und darzuſtellen 
find, welche die Geiſteszerrüttung zur Folge hatte. 

Ob ſelbe aus einer geiſtigen oder körperlichen oder 

erblichen Anlage hervorgehen, ob ſelbe in der Le 

bensweiſe, in der Erziehung und Ausbildung, in 
der Lektüre, Beſchäftigung, Leidenſchaſten, Fürs 
perlichen oder geiſtigen Anſtrengungen und Um— 
gang gegründet ſind, oder ob körperliche Uibel als 

Mißſtaltung, Verletzungen des Kopfes bei der Ent⸗ 

bindung, Mißhandlungen und körperliche Beſchä⸗ 

digungen verſchiedener Art, vorausgegangene an» 
dere Krankheiten, Verſetzungen von Ausſchlägen 
und anderen Hausübeln oder ihre zweckwidrige 

Heilung, dann die Entwicklungsperiode des mann⸗ 

baren Alters, Gicht, Hemerohöden, Wuͤrmer, 
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Verluſt der Säfte, Ausſchweifung im Trunk oder 
in der Liebe, Schwangerſchaft, Kindbett ꝛc. ꝛc. 
dieſe Krankheit herbei führten, wobei auch auf 
Beſchäftigung Gewerb, auf die Lebensordnung, 
Diät, auf die häusliche Lage und andere den Kran— 
ken betroffene Zufälle oder Unglücksfälle, ferner 
auf den vorausgegangenen Mißbrauch gewiſſer 
Heilmittel, ſeldſt auf den Genuß der Gifte als 
Schwämme, Tollkirſchen, Stechäpfel ꝛc. Nückſicht 
zu nehmen iſt. 

b) Welche Heilmittel ſowohl pharmaceutiſche als 
phyſiſche, ſowohl dei den vorausgegangenen Krank⸗ 
heiten, als bei dem Ausbruche des gegenwaͤrtigen 
Uibels während ſeines ganzen Verlaufs bis nun, 
und mit welchem Erfolg angewendet und von wem 
perordnet wurden, wie lange das Uibel und mit 
welchen Aenderungen und Erſcheinungen die Krank- 
heit dauert, ob endlich bei den Anfällen der Kranke 
mit gewaltſamen Mitteln und mit welchen gebän⸗ 
diget oder unſchädlich gemacht wurde, überhaupt 
wie er gewartet und gepflegt wurde. 

c) Iſt dann die Gattung der Geiſteszerrüttung des 
Kranken zu beſtimmen, ob ſelbe andauernd oder 
periodiſch ift, wie im letzteren Falle die Anfälle 
erſcheinen, überhaupt der gegenwärtige Stand und 
Grad des Uibels mit feinem weſentlichen Sympto⸗ 
men genau zu erſorſchen und darzuſtellen. 

d) Bei der Erforſchung des Verlaufs der Krankheit 
über die Zeit, in welcher der herbeigerufene Arzt 
oder Wundarzt nicht anweſend war, muß mit aller 
Umſicht und Gründlichkeit fürgegangen werden, 
um nicht ſich ſelbſt zu täuſchen, oder von andern 
in der Beftimmung der Krankheit und in der Ent» 
ſcheidung der Frage: ob wirklicher Wahnſinn Statt 
hat, getäuſcht zu werden, die genaue Erforſchung 
des vorausgegangenen Benehmens des Kranken. 
Thatſachen welche nicht allein die Umſtehenden, 
ſondern auch Nachbarsleute und Fremde, ſelbſt oft 
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die Ortsobrigfeit oder ein friiher beigezogenes Sa⸗ 
nitätsindividuum folglich unverdächtige Zeugen be, 
ſtättigen den gegenwärtigen Zuſtand des Kranken 
ein, oft nothwendiger mehrmaliger auch undermus 
theter Beſuch nebſt den Behelfen, welche der Arzt 
aus ſeinen wiſſenſchaftlichen Kenntniſſen ſchöpfen 
muß, werden ihn zu Dieter Entſcheidung führen, 
welches um fo nothwendiger iſt, als eine Geiſtes⸗ 
zerrüttung oft fon mit Beſtimmtheit auszuſpre⸗ 
chen, oft nur vorgegeben, manchmal auch von ans» 
dern fälſchlich behauptet wird, und der Arzt oder 
Wundarzt für eine falſche Angabe hieruͤber mehr 
als andere der Ahndung der Geſetze unterliegt. 


4.) Aus dieſen fließt auch, wie nothwendig es iſt, 
damit folche Kranken nie ohne eine Krankengeſchichte, 
welche feinen Begleitern zu übergeben iſt, in das alle 
gemeine Krankenhaus allhier abgeſendet werden. 

Sollte daher die Abſendung eines ſolchen Kranken 
wegen der Heilbarkeit oder Gefährlichkeit nothwendig 
ſeyn, welches in der Krankengeſchichte ſtets ausgedrückt 
ſeyn muß, und bei gegründetem Zweifel hierüber, hat 
das betreffende Heilindividuum ſtets für die Abfendung 
zu ſprechen, ſo iſt dieſe Krankengeſchichte von dem bis 
nun zur ärztlichen Hülfe beigezogenen Arzt oder Wund— 
arzt abzufordern, ſelbſt in jenem Falle, wo die Kranken 
dis zur Abſendung gar keine ärztliche Hülfe hatten, iſt 
deſſen Abſendung nicht eher zu bewerkſtelligen, als bis 
der Krankheitszuſtand von einem öffentlichen oder Privat- 
Arzte genau unterſucht, und von ihm die Krankenge⸗ 
ſchichte verfaßt und abgegeben wurde. Sollte es ſich 
dennoch ereignen, daß ein Kranker ohne ſelber in das 
Krankenhaus abgeſendet wurde, fo wird die Kranfen« 
haus⸗Direkzion ermächtiget, ſelbe mittels des k. Kreis- 
amtes von den Angehörigen oder von dem dieſen Kran⸗ 
ken behandelten Sanitätsindibiduum abzufordern, wele 
chem Anfinnen auch ohne Zögerung zu entſpre⸗ 


chen iſt. 
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5.) Bei dem Transport ſolcher Kranken in das af, 
gemeine Krankenhaus hieher muß deſſen Begleitung 
nach ſeinem Geſchlecht, Alter, der Art und dem Grade 
der Krankheit angeordnet werden. 

Dieſe Transportirung muß mit Menſchlichkeit, mit 
Sicherheit und mit aller Rüdficht geſchehen, damit die 
Bedürfniſſe des Kranken gedeckt, fein Krankheitsſtand 
nicht verſchlimmert, oder neue Uibel in ſelbem erzeuget 
werden, und damit er auf der Keiſe weder ſich noch 
andern Schaden zufügen, oder entweichen könne, ohne 
ihn jedoch härter zu behandeln, als es unumgänglich 
nothwendig iſt. a } 

Zu dieſem Zwecke muß die Art der Transportirung 
von dem betreffenden Arzt oder Wundarzt angegeben 
werden, damit ſelbe nicht bei großer Hitze und großer 
Kälte geſchehe (weßwegen in den heißen Sommertagen 
die Reife mehr im frühen Morgen und fpäten Abend, 
im Winter mit guter Bekleidung und Bedeckung ge⸗ 
ſchehen muß) damit dieſe Kranke überhaupt vorzuͤglich 
Tobende und Rafende den Neugierigen entzohen, nicht 
mit Knebeln oder Stricken, fondern mit den ſogenann⸗ 
ten Zwangskamiſolen, wodurch der Gebrauch der Hände 
verhindert wird, in ihren Handlungen beſchränket, nie 
aber übel behandelt, geſtoſſen oder geprügelt werden. 

6.) Da die Uiberzeugung, daß ſolche Kranke voll- 
kommen und ohne Sorge eines Rückfalles hergeſtellt find, 
nicht in jedem Falle ſicher und oft am ſchwerſten in 
dem Krankenhauſe, wohl aber wenn ſolche Kranke in ihre 
Häuslichkeit und vorige Beſchäftigung zurücktreten, bet, 
ſer erlangt werden kann, ſo iſt es oft zweckmäßig, daß 
ſolche Kranke auf eine beſtimmte oder unbeſtimmte Zeit 
mit einer ſchriftlichen Anweiſung von Seiten der Krans 
kenhaus-Direkzion und unter Verſtändigung der betref— 
fenden Ortsobrigkeit beurlaubet werden. 

Wenn daher der beurlaubte Kranke ſich in ſeiner 
Heimath oder in ſeinem Aufenthaltsort befindet, ſo iſt 
feine Rückkehr in das allgemeine Krankenhaus nicht 
ſeiner Willkühr zu überlaſſen, ſondern ſeine Transporti⸗ 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1824. M 


rung in felbes kann nur dann von der Drtsobrigfeit 
wieder bewilliget werden, wenn die feſtgeſetzte Urlaubs, 
zeit geendiget, oder wenn die verſchlimmernden Geſund— 
heitsumſtände deſſelden feine Aufnahme in das allgemei— 
ne Krankenhaus wieder nothwendig machen; bei einem 
unbeſtimmten Urlaub hat deſſen Abſendung in das Kran⸗ 
kenhaus nur dann zu geſchehen, wenn ſelbe der üble 
Geſundheitsſtand des Kranken fordert, weil eine Be» 
urlaubung eines ſolchen Kranken oder deſſen Entlaſſung 
auf unbeſtimmte Zeit nur in jenen Fällen geſchieht, wo 
der wiedergeneſene Kranke eine größere Hoffnung giebt, 
daß er keinen Rückfall mehr erleiden kann 

Solche Beurlaubte find aber von der Ortsobrig— 
keit, und von einem im Orte befindlichen Sanitätsin⸗ 
dividuum unter Deier Aufſicht zu behalten, damit ſelbe 
von den Angehörigen gehörig verſorgt, beſchäftiget, gee 
pflegt und behandelt, nicht aber vernachläſſiget und 
mißhandelt werden; das unordentliche unſittliche Betra— 
gen, Armuth, häusliche Verhältniſſe, die Leidenſchaft zum 
Trunke und anderen Ausſchweifungen, oder die Laſt, 
welche deswegen oſt eine Familie von ſolchen Kranken 
aufgebürdet wird, geben jedoch keinen Grund, denſel— 
ben als wahnſinnig zu erklären, und ſomit wieder in 
das Krankenhaus abzuſenden. 

7.) Da es ſich oft ereignet, daß ſolche Wiederge- 
neſene von ihren Angehörigen ungeachtet mehrerer Er— 
innerungen aus dem allgemeinen Krankenhaus nicht au, 
rückgenommen werden, und ſomit nicht allein dadurch 
demſelben zur Laſt bleiben, ſondern der verlängerte 
zweckwidrige Aufenthalt unter Irren den betreffenden 
Wiedergeneſenen ſehr nachtheilig iſt und werden kann, 
fo haben die Ortsobrigkeiten den Requifizionen der Kran 
kenhaus Direkzion, damit der Geneſene durch die An» 
gehörigen oder bei Armen und Hülfloſen auf Verſügung 
der Drtsgemeinde aus dem Krankenhauſe abgeholt 
werde, um fo mehr Folge zu leiftan, als nach Verlauf 
des zum Abholen feftgefegten Termins von der Kranken» 
haus» Direfzion auf Koſten der Angehörigen oder (bei 
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1J Ambra, grauer und ſchwarzer ` R , $ e K 1 Loth EE 
2| Balſam ohne Unterſchied, als: Copaiva von Mecca, Peru, Tolu ; ı Pfr Sporko 36 
5] Blüthen edler Art, als: Granatäpfel⸗Pomeranzen⸗Roſen⸗ und Zimmet⸗ 
, ee. detto 24 e 
4| Cacaobohnen und Cacaoſchalen e e ged —— 1 Centner 21— C. 
5 Confekt, als: Pomeranzen, und Eitronenſchalen uͤberzuckerte, dann gelber 
und weißer Gerſten zucker. [1 Pf. Sporko — 18 E 
60 Gemuͤrznelken, oder ſogenannte Mutternelken . . ? . detto 115 C. 
gl Ingber . . . . . r ı Gm. Sporko . 
8| Kaffeh „ Aa Eng Ze „. 1 Centner C 
o) Lorbeeren und Lorberblattet ee 1 Ein. Sporko 24 
100 Muskatblüthe und Muskatnüſſ e. ba Pf. Sporko 54] C. 
11 Mutterzimmet eee A DA detto (mg A 
ı2| Oehle, wohlriechende und Oehleſſenzen von Pergamotten, Eittonen, Jas⸗ 
min, Lavendel, Tauſendblumen, Pomeranzen, Thimian, Muss 
katnußöhl gepreßtes, oder Muskatnußſalbe dergleichen deſtillirtes, 
dann Muskatblüthen⸗Roſenholz⸗Nelken⸗ Pomeranzenblüthen⸗ 
g Gell, E EE detto 2 6 
150 Ohle, wohlriechende von geringerer Art, als: Agt>, eigentlich Bern⸗ 
ſtein Anieß⸗Cajaput⸗Cardamomen⸗Cubeben⸗Dillen⸗Fenchel⸗ 
Calmus⸗Camillen⸗Krauſe⸗ und Pfeffermuͤnz⸗Kimmel⸗ Majoran⸗ 
Maſtir⸗Meliſſen⸗Myrrhen⸗ Poley⸗ Rauten ⸗Salbey⸗Saſſafraß⸗ 
Segenbaum - nef » Spermazet » Springkörner-Vachs⸗Wer⸗ he 
muth⸗Wohlgemuth⸗ und Iſopöhl . detto — 5⁰ 
140 Ohle wohlriechende geringſter Art, als: Rrumbolz » Lorberen - Mandel: 
Mohnſaamen » gemeines Nuß⸗Rosmarin - weißes und rothes 
Stein⸗Wachholder⸗ und Ziegelöhl !!!! detto 5 
15 Steenanieß oder Baden % Te en, orko 446 B. 
16 Thee k d ; ` d ? S KA x . 1 Pf. Sporko [— 54 C. 
17 Vanille. 8 . 7 d e Eé . V . 1 Pfund ail 
ı8| Zimmet oder Gonete ee ha Pf. Sporko 50 C. 
19 Zucker, Candis, weißer und brauner; Violenzucker und raffinirter Zucker | 
in Stücken (Broten) mit und ohne Papier und Spagat, dann 
5 e 1 Centner 1630] C. 
1 Ein. Sporko 12 C. 


) Zuckermehl ohne Unterſchied N d e 2 . e . 


*) Die inländifchen Zuckerraffinerien baben von dem zu ihrem Gebrauche 
beſtimmten weißen Farin, oder Zuckermehle zwei Drittel, und von 
allem übrigen Zuckermehle, ein Drittel des für das Zuckermehl zum 
Handel feſtgeſetzten Einfuhrszolles zu entrichten. 


geſtoſſener Zucker 0 R k G } 
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Armen) der Gemeinde ſolche Wiedergeneſene in ihren 
Wohnort abgefendet werden würden. 


Gubernial-Verordrung vom 24ten Sept. 1824 Gub. 
Zahl 54783. 


122. 


eg find tar- 
rey. 


Mit hohem Hofkammerdekrete vom ızten l. M. Zahl 
55922 wurde anher eröffnet, daß Se. Mojeſtät zu 
Folge allerhöchſter Entſchlieſſung vom Sıren Auguſt d. 
J. über den allerunterthänigſten Vortrag der hohen 
Hofkammer, rückſichtlich der Frage, ob die Grundzer—⸗ 
theilungs⸗ Bewilligungen tarfrey zu behandeln ſeyen? 
allerhöchſt zu entſcheiden geruhten, daß in jenen Pro— 
vinzen, wo bis gegenwärtig unterthänige Grundzerthei⸗ 
lungs- Geſtattungen der Erpeditstare unterzogen wor— 
den, für die Zukunft von deren Entrichtung jedoch nur 
in fo weit dieſe Taxe vom Staatsſchatze bezohen wurde, 
abzukommen habe. 


Eubernial » Verordnung vom soten Sept. 1824. Gub. 
Zahl 55963. 


125. 


Neue Jollbeſtimmungen von mehreren Ma— 
terial= Waaren - Artifeln, 


Seine Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchlieſſung 
vom 26ten September I. J. den Eingangszoll von mehs 
reren Material- Waaren - Artikeln dermal nach dem 
Inhalte des beigefügten Ausweiſes feftzufegen ge» Jr 
ruhet. 

S Welches in Folge hohen Hofkammer = Präfidials 
Erlaſſes vom 28ten September laufenden Jahrs Zahl 
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58958. mit dem Beiſaße bekannt gemacht wird, daß 
die betreffenden Zollämter beauftragt ſeyen, dieſe neuen 
Zollgebühren ſogleich einzuheben. 
Gubernial⸗Kundmachung vom sten Oktober 1824. Präf. 
Zahl 8042. 
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124. 


Einſtellung der Beitraͤge zu den bisherigen 
Kreisamtsgebaͤudefonde. 


D. k. k. Majeſtät haben laut hohen Hofkanzleydekre⸗ 
tes vom Zıten Auguſt I. J. Zahl 2288 in der landes 
väterlichen Abſicht, die auf dem Grundbeſitze haftenden 
öffentlichen Laſten möglichſt zu erleichtern, allergnädigſt 
zu entſchlieſſen geruht, daß der, zur Erbauung neuer 
Kreisamtsgebäude, zur Erhaltung derſelben und zur Be— 
ſtreitung der Miethe für die in fremde Gebäuden uns 
tergebrachten Kreisämter und Kreiskaſſen beſtimmte Fond 
aufgelaſſen werde. 

Dieſe allergnädigſte Entſchlieſſung wird mit dem 
Beifage zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß vom 
ıten November J. J. anzufangen, keine neuen Beiträge 
zu dieſem hiermit aufgehobenen Fonde werden vorge⸗ 
ſchrieben und eingefordert werden. 

Gubernial⸗Kundmachung vom Sten Oktober 1824. Gub. 

Zahl 57244. 

125. 
Wie ſich bei Militaͤr⸗Verpflegsſubarendi⸗ 
rungs = Kontrakten ruͤckſichtlich des 

Stempels zu benehmen. 


ie k. k. Hoſkriegs⸗ Buchhaltung hat dem Hochlöbli— 
chen k. k. Hofkriegsrath vorgeſtellt; es treten mehrmak 
die Falle ein, daß bei den Subarrendirungs » Konttafe 
ten, welche bloß für den Lokalbedarf beſtimmt, behan⸗ 
delt und abgeſchloſſen ſind, und wofür der Stempel zu 
den Kontrakten nur nach den berechneten Werth dieſer 
beſtimmten Erforderniß klaſſenmäßig angewendet wird, 
dennoch durch die Abgaben auf die — mit dieſen Ver⸗ 
trägen auch vorbehaltweiſe bedungene unvorzuſehende 
Durchmarſch Erforderniſſe der Werth des Geldbetrages 
der dießfälligen Vertragsleiſtungen dergeſtalt erhöht werde, 
daß hiefuͤr der Stempel einer höhern Klaſſe ausfällt. 


— 182 — 


Aus dieſem Anlaſſe iſt zu Folge herabgelangten 
Keſkripts A. 4018 vom zten September a. c. mit der 
k. k. allgemeinen Hofkammer erwogen worden, ob und 
in welcher Art dem Stempelgefälle in ſolchen Fällen der 
klaſſenmäſſig gebührende Nachtrag einzubringen ſey. 

Das Reſultat dieſer Erwägung iſt nach der gerech— 
ten und billigen Nückſicht, daß den Subarendatoren in 
jenem Falle, wenn ihre Abgaben und die Zahlungen 
blefür in einer mindern Menge und Werth zum Voll⸗ 
zuge kommen, als ſolcher urſprünglich vorangeſchlagen, 
und der klaſſenmäſſige Stempel für den Kontrakt ans 
gewendet worden iſt, jedesmal in Gemäßheit des (mit 
der General» Kommando Verordnung Lit. S. zur Zahl 
315 dom ı7ten Jänner 820 hinausgegebenen) Eirku⸗ 
lar⸗Neſkripts vom 25ten Dezember 1819 Lit. O. 3559 
der Differenzbetrag zu Guten gerechnet, und hinausbe— 
zahlt wird, dahin ausgefallen, daß gegenſeitig auch 
die betreffenden Militär- Verpflegs⸗Magazins⸗Rech⸗ 
nungsführer bei den Abrechnungen für den letzten Ro— 
nat oder Termin des Subarendirungs⸗Kontrakts, die 
Summe des — im Ganzen ausfallenden Bergüs 
tungs- Betrages zuſammenſtellen, und genau beachten 
ſollen, ob der angewendete Kontraktsſtempel für die 
Klaſſe des ganzen Geldbetrages zureiche? und daß die» 
ſelben im widrigenFalle den Differenzbetrag fogleicy bei der 
befagten Schlußabrechnung einbringen, und dem Ges 
neral: Kommando unter einem mit der Abquittirung 
an die Verpflegs⸗Departements-Kaſſe zur Abfuhr an 
die Tabak- und Stempel-Gefälls-Adminiſtrazion ans 
zeigen, ſomit auf die von der Departements » Kaffe er» 
haltende Gefälls⸗ Quittung dieſe Abfuhr erſichtlich in 
Ausgabe zu berrechnen haben. 

Die k. k. Hofkriegs Buchhaltung wird ſowohl fuͤr 
das Vergangene dieſe Stempel» Differenz nachrechnen, 
und dem betreffenden Magazins -Rechnungsführer zur 
Einbringung vorgeſchrieben; als auch in der Zukunft 
auf den Vollzug der gegenwärtigen Anordnung genau 
halten, und jene Magazins-Rechnungsführer welche 
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in den Rechnungen vom Anbeginn des Militär⸗Jahres 
1825 weitershin die Einbringung der in Frage ſtehen⸗ 
den Stempel» Differenz verabſäumen ſollten, bleiben 
dem Aerar für den Fall der Unregreßirlichkeit an den 
Kontrahenten in Subſidium erſatzpflichtig. 

Wovon die Kreisämter zur Wiſſenſchaft und allen. 
fälligen Mitwirkung in die Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernial⸗Verordnung vom Sten Oktober 1824. Gub. 
Zahl 58175. 


126. 


Waiſen der Staatsbeamten, welche Penſio— 
nen oder Erziehungsbeitraͤge aus dem 
Staatsſchatze beziehen, verlieren dieſel⸗ 
ben, wenn fie in einer nicht Privat-Er⸗ 
ziehungsanſtalt unterbracht werden. 


iber einen a u. Vortrag der k. k. allgemeinen Hof⸗ 
kammer haben Seine Majeſtät unterm 28ten Juny 
1820 folgende höchſte Entſchlieſſung, welche der hohen 
Studienhofkommiſſton zur Rachachtung mitzutheilen 
höchſt anbefohlen wurde zu erlaſſen geruhet: 

«Waiſen von Staatsbeamten, welche Penſionen 
»oder Erziehungsbeiträge aus dem Staatsſchatze bezie⸗ 
» hen, haben Metz Unterſtützungen zu verlieren, wenu 
» fe in einer nicht Privat» Erziehungs = Anftalt unter⸗ 
» bracht werden, in welcher alle ihre Bedürfniſſe beſtrit— 
„ten werden, müſſen jedoch in der Erziehungsanſtalt 
» auch Geldunterſtützungen geleiſtet werd en, ſo iſt fols 
»chen Waiſen die bisher bezohene Penflon oder Erzien 
» hungsbeitrag auch fortan zu verabfolgen, und haben 
» biefelben auch in den Genuß diefer letzteren wieder 
» einzutreten, wenn ihnen dieſer zwar zu Folge dieſer 
»Entſchlieſſung eingeſtellt wurde, fie aber von der Er⸗ 
» reichung des Normalalters, das Erziehungsinſtitut 
» berlaſſen « 

©ubernial - Verordnung vom Z8ten Oktober 1824. Gub. 
Zahl 59474. 
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127. 
Uiberſetzung des Kommerzial⸗Zollamtes von 
Baranow nach Niepolomice. 


it dem hohen Hofkammerdekrete vom sten Gen, 
tember l. J. Zahl 57715 iſt die Verfügung der galiz. 
k. k. Zollgefallen-Adminiſtrazion, mit welcher das in 
Baranow beſtandene Kommerzial-⸗Zollamt am ıten Fe» 
bruar 1828 zu Niepolomice, wo früher nur ein Amt 
für den täglichen Verkehr beſtand, errichtet, dagegen 
aber in Baranow bloß ein Amt zum täglichen Verkehr 
belaſſen wurde, genehmiget worden. 
Was hiermit zur allgemeinen Wiſſenſchaft bekannt 
gemacht wird. 
Gubernial-Kundmachung vom gten Oktober 1824. Gub. 
Zahl 57080. 


128. 


Verfahren bei Einhebung, Verrechnung und 
Kontrolirung der Privilegientaxen. 


Um ein gleichförmiges Verfahren bei Einhebung, Ver⸗ 
rechnung und Kontrollirung der Privilegien » Zaren in 
ſämmtlichen Provinzen zu erzielen, hat die hohe Get, 
kammer mit Dekret dom igten Auguſt I. J. Zahl 4509 
bedeutet, daß mit dem Anfange des Solarjahres 1825 
die Privilegientaxen nach den von der Kammeral-Haupt⸗ 
buchhaltung verfaßten Inſtrukzionen zu verrechnen ſind. 
Zu dieſem Ende werden den Kriesämtern von .' 
dieſer Inſtrukzion im Anſchluſſe drei Exemplare und 
das hiezu gehörige Formulare zugeſtellt. 
Gubernial⸗Verordnung vom 11. Oktober 1924. Gub. 
Zahl 56194. } 
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＋ A. 
Die Geſchaͤfte der Landesſtellen und Kreis- 
aͤmter. 


Die Landesſtelle hat anzuordnen: 

tens. daß die Kreisämter die Privilegien-Werber 
verhalten, nebſt der bei Einreichung ihrer Bittgeſuche 
ſogleich zu erlegenden Privilegien » Tarhälfte auch die 
Erpeditstaren für drei Urkunden, weil nach $. 21 und 
22 der Umfang der Privilegien ſich ohne Ausnahme für 
die ganze Monarchie erſtrecken muß, für jede mit 3 fl. 
Konb. Münze und einen Stempel a 7 fl. porhinein zu 
erlegen, weil ihnen die Privilegiums-Urkunden nur 
dann hinausgegeben werden können, wenn die Expedits 
taxen und der Stempel berichtiget ſind. 

Die Urkunde der königlich ungariſchen Hofkanzley 
würde vor Erlegung der Expeditstaxe nicht ein Mahl 
geſchrieben werden. 

Uiber die an Expedits⸗ und Stempeltaxen erleg⸗ 
ten Betrage wird entweder das Kreisamt oder das Ein⸗ 
reichungsprotokoll der Landesſtelle der Parthei eine bes 
ſondere Quittung ausfertigen. N | 

Partheyen, die ſich in Wien oder in den Haupt⸗ 
ſtädten der Probinzen ſelbſt befinden, können die Expe⸗ 
dits⸗ und Stempeltaxen dei dem Generalhoftaramte 
und bei den Ländertaxämtern ſelbſt entrichten, und ſich 
mit der erhaltenen Quittung zum Empfange der Urkun⸗ 
de legitimiren. 

ztens: Die Einreichungs-Protokolle bei den Län« 
derſtellen find anzuweiſen, daß fie die mit den Gefu- 
chen der Privilegien Werber entweder unmittelbar bei 
ihnen ſelbſt, oder durch die Kreisämter einlangenden 
erſten Halften der Privilegien « Taren und die allenfalls 
empfangenen Expeditstaxen und Stempelgebühren nicht 
an das Prod. Zahlamt, ſondern ſogleich an das Prov. 
Kammeral-⸗Taxamt mittelſt Verzeichniſſe abgeben, wel» 
che den Namen der Parthey, ihren Wohnort, den 
Gegenſtand des Privilegiums, den Tag der Anlage, 
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und ob es Privilegien oder Erpedits.Taren und Stem⸗ 
pelgebuͤhren waren, enthalten, und ſich darüber am 
gewöhnlichſten gleich auf der Eingabe rezepiſſiren laſſen. 

Den Kreisämtern ſind über die an die Landesſtelle 
eingeſendeten baaren Taxbeträge, weil ſie den Geſuchen 
angeſchloſſen werden müffen, keine beſonderen Empfangs- 
beftättigungen zu ertheilen nothwendig. 

Ateng, Wenn das angeſuchte Privilegium bewillt— 
get, und dem Pridilegienwerber die Urkunde nach dor» 
gezeigten Quittung über die bezahlten Expedits- und 
Stempeltaxen ausgehändigt wird, für welche Zuſtellung 
aber weder Poſtporto noch eine ſonſtige Gebühr abge⸗ 
fordert werden darf, iſt ihm zugleich mittels Beſcheides 
auf ſein Geſuch die Kaſſe zu beſtimmen; an welche er 
die folgenden Tarraten gegen eine von ihm wohl zu 
verwahrende Quittung abzuführen hat; welche Beftims 
mungen und Einleitungen der Landesſtelle überlaſſen 
werden. Die Landesſtelle hat auch beſonders dahin zu 
wirken, daß das Taramt durch Dekret oder durch Gin, 
ſicht der Expedizion belehrt werde, von welcher Kaſſe 
es die Raten und allenfalls noch die Ezpedits und Stem⸗ 
pelgebühren zu beziehen habe, auch von den übrigen 
Verfügungen und allen ihr angezeigten Veränderungen 
in der Privileglen-Ausübung in die Kenntniß geſetzt 
werde, zu welchem Ende fie, wenn das Taxamt Zu, 
rückzahlungen zu leiſten, oder die Parthey vor Verlauf 
des Termines aus der Gebühr zu bringen hat, eigene 
Dekrete an das Taxamt zu erlaſſen, und überhaupt 
die Veranſtaltung zu treffen hat, daß 

ätens die Expedits- und Regiſtraturs⸗Aemter 
angewieſen werden, dem Prov. Taxamte die Konzepte 
der über Privilegien Verleihung oder Einziehung und 
der Veränderung in Beſttz und Wohnſitz ergehenden, und 
ſich auf ). 23 und 25 des Patentes beziehenden Ver— 
ordnungen zur Einſicht mitzutheilen, und auf fein Bes 
gehren ausfolgen zu laſſen. 

stens. Wenn ein Privilegium nicht ertheilt wird, 
ſo hat die Landesſtelle den bei dem Taxamte depoſitir⸗ 
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ten Zar, und Stempeldetrag zurück erheben zu laſſen, 
und ihn der Expedizion des abweislichen Beſcheides an 
das betreffende Kreisamt beizulegen, oder wenn die 
Partey in loco iſt, an dieſe ſelbſt gegen Empfangsbe⸗ 
ſtättigung auszuſolgen, auch die Kreisämter müffen in 
dergleichen Fällen zu ihrer Sicherheit die Hinauszah. 
lung der ihnen zugeſchickten Gelder von den Partheyen 
ſich beſtättigen laſſen. 

Die Zurückſendung ſolcher Beträge geſchieht mit 
den gewöhnlichen Sicherheits ⸗Vorſichtsmaaßregeln auf 
Koſten der Partheyen. 

6tens. Eben fo iſt in dem Falle, daß ein ſchon 
beſtehendes Privilegium nach $. 17 aus öffentlichen 
Rückſichten des Staates annullirt wird, der Partey 
mittels Beſcheides der Landesſtelle die Kaffe zu beet, 
nen, bei welcher ihr der zurück zu zahlende Betrag der 
Taxen angewieſen wird. 

Die Partey⸗ Quittung wird, wenn ſie von der 
Kaffe auf die gewöhnliche Art der mit ihr in unmittels 
baren oder mittelbaren Verbindung ſtehenden Kaſſe bei 
der Abfuhr zugerechnet wurde, von dem Prov. Taxamte 
für Rechnung des General-Hoftaxamtes eingelöſet und 
in weitere Verrechnung gebracht. . 

Ob den Partheyen die erlegten Taxen und ob ihnen 
auch die Erpeditstaren zurück zu zahlen ſeyen, wird 
durch die jedesmaligen Entſcheidungen der Hofbehörde 
beitimme werden. Die Parteyen können ſedoch nur 
gegen Vorzeigung der dießfälligen ſchriftlichen Bewilli— 
gung die ihnen angewieſenen Beträge erhoben, und die 
auszahlende Kaſſe ſoll darauf die geleiſtete Nuͤckzahlung 
anmerken, gehörig unterfertigen und den Beſcheid Au: 
rückgeben. 

ztens. Es berſteht ſich von ſelbſt, daß die Lan⸗ 
desſtelle denjenigen Kreis, wohin ſich in der Folge ein 
Privilegirter aus einem andern Kreiſe begibt, von der 
Art der Ausübung feines Privilegiums, von der Dauer 
deſſelben überhaupt von allen Verhältniſſen auf das 
genaueſte zu unterrichten habe, und daß auch das Lan⸗ 
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bestaramt die nöthige Kenntniß erhalten muͤſſe, an 
Ges Kaffe die Partey künftig die Tarraten abführen 
werde. 

Eben fo muß das Taxamt unterrichtet werden, 
wenn der Privilegirte ſich in eine andere Provinz Obert, 
ſtedelt, oder die Ausübung ſeines Befugniſſes aus den 
d. 25. benannten Urſachen, oder aus freyen Willen, 
oder durch den Tod des Beſitzers auſhört. 

dtend. Die Kammerak- Kaffen in jeder Provinz 
ſind don der getroffenen Einleitung, wornach die mit 
ihnen auch nicht in Verbindung ſtehenden Kaſſen durch 
beſondern Auftrag Privilegientaren annehmen oder zu. 
rückzahlen muͤſſen, in die Kenntniß zu fetzen, damit 
derley eingegangene Beträge ordentlich an das Taxamt 
abgefuͤhrt, die zurückgezahlten aber der die Quittung 
befisenden Kaffe gegen deren Aushändigung von dem 
Taxamte vergütet werden. 

gtens. Nach einer von dem Taxamte gemachten 
Anzeige über rückſtändige Privilegien» Tarraten muß die 
Zanbesftelle die gehörige Unterſuchung und Behebung 
dieſer Stockung einleiten, und von dem Erfolge das 
Taxamt durch Dekret in Kenntniß ſetzen. 

Es iſt der erſte Januar jeden Jahres, als allge» 
meiner Termin zum Erlage der Privilegien-Naten 
feſtgeſetzt, und zugleich beſtimmt worden daß für jene 
Privilegien, welche in der zweiten Hälfte des Solarjah⸗ 
res, nämlich in der Zeit dom ıten Julius bis letzten 
Dezember, verliehen werden, die Raten-Zahlungen 
erſt mit Anfange Januars des zweiten darauf folgenden 
Jahres anzufangen haben. 

1otens. Das Abſterben eines Privilegirten, wel— 
ches die Abhandlungsbehörde nach getroffenen Maßre— 
geln gegen den Mißbrauch der Privilegiums - Urfunde 
der Landesſtelle melden muß, iſt von dieſer auch dem 
Taxamte anzuzeigen, damit dieſes die Abſchreibung 
der bey früherer Erlöſchung dieſes Befugniß nach rück⸗ 
ſtändigen Taxraten wie in dem A. 25. angeführte Fällen, 
veranlaſſen kann. 
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Im Iombardifch » venezianifchen Königreiche hätten 
die Prob. Delegazionen die Geſchäfte der Kreisämter zu 
beſorgen; wo die Mitwirkung eines Taxamtes nothwen⸗ 
dig iſt, hat für die Lombardie die Direzione dell De- 
manio Boschi, Tasse, für Venedig das dortige Ge, 
neral⸗Taxamt mitzuwirken. 

Die königliche Statthalterey in Ofen, und das füs 
nigliche Gubernium in Klauſenburg finden die Beſtim⸗ 
mung ihrer Manipulazions⸗Weiſe in jenen Paragra- 
phen der vorliegenden Inſtrukzion, welche die Landes⸗ 
ſtellen angehen, bereits vorgezeichnet; nicht minder 
haben ſich auch die Komitate, privilegirten Diſtrikte, 
Stühle und Stadtmagiſtrate in Ungarn und Sieben— 
bürgen nach den für die k. k. Kreisämter entworfenen 
Inſtrukzions- Paragraphen zu benehmen, nur iſt zu 
bemerken, daß ſich die Komitate, privilegirten Diſtrik— 
te, Stühle und Stadtmagiſtrate mit der Annahme der 
Taxen nicht zu defaſſen haben, ſondern dieſes Geſchäft 
iſt den königlichen Salz⸗ und Dreißigſtämtern uͤbertra⸗ 
gen; daher haben die Komitate, pribilegirten Diftrifte, 
Stühle und Stadtmagiſtrate nur darüber zu jwachen, 
daß ſich die Parteyen mit Quittungen über den Erlag 
der Taxen ausweiſen. 

Bei der Einreichung der Privilegien-⸗Geſuche mot, 
fen die Quittungen über die entrichtete halbe Privile⸗ 
gientare den Stempel A 7 fl. für eine, und die Expe⸗ 
dits⸗Taxe A 3 fl. Konvenzionsmünze für drei Urkun⸗ 
den in Urſchrift beigeſchloſſen werden, und ſind ohne 
diefe Quittungen keine Geſuche anzunehmen. 

Die jährlichen Taxraten ⸗ Zahlungen jener Parteyen, 
welche nicht in Ofen und Klaufendurg wohnen, wo der 
Sitz der Landes ⸗Taxämter iſt, haben ebenfalls die 
königlichen Salz- und Dreißigſtämter zu übernehmen; 
aber die Komitate, privilegirten Diſtrikte, Stühle und 
Stadtmagiſtrate haben auf die richtige Einzahlung der 
Taxbeträge zu ſehen, und hierbei die hierneben bes 
ſchriedenen Verpflichtungen der Kreisämter in den übri⸗ 
gen k. k. Provinzen zu beforgen. 
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B. 
Die Geſchaͤfte des General-Hoftaxamtes. 


tens. Hat daſſelbe ſämmtliche Privilegientaren 
aus der ganzen Monarchie zu verrechnen; zu dieſem 
Behufe werden demſelben die Konzepte der Expeditio⸗ 
en 115 k. k. Kommerz ⸗Hofkommiſſion zur Einſicht zur 

eſtellt. 
8 Hierdurch wird das Generalhoftaxamt in den 
Stand geſetzt, nach erfolgten Bewilligung die eigentli⸗ 
che Taxe mit der vollen Summe, dann die Expedits⸗ 
und Stempelgebuͤhr vorzuſchreiben. 

Für jedes Privilegium die Taxnote ausfertigen, 
und ſie den betreffenden Ländertaxämtern eben ſo zur 
Einbringung übergeben zu konnen, wie dieſes mit den 
andern Hoftaxen der Fall iſt. 

2tens. Das Generalhoftaxamt eröffnet ſich ein 
eigenes Hauptbuch über die Privilegientaren nach dem 
ihm ſchon bekannten, fuͤr die k. k. Probinzial⸗Taxäm⸗ 
ter dießfalls vorgeſchriebenen Formulare. 

stens. Die zur Ausfertigung der Urkunden für 
Ungarn und Siebenbürgen eingeſendeten Expeditstaxen 
find ſogleich an die dortigen Hoftaxämter abzugeben; 
Parteyen die ſich in Wien aufhalten, und ſolche da 
erlegen wollen, find damit an obgedachte Hoftaxämter 
anzumeifen , wo ihnen auch der Betrag wieder hinaus 
gezahlt werden wird, wenn deſſen Rüderjag angeordnet 
würde. 

4tend. Das Generalhoftaxamt führt ſowohl die 
empfangenen als auch die zurück gezahlten und zuge— 
rechneten Taxbeträge in feinem Kaffe» Journale auf. 

stens. Es flieht darauf, daß die Prov. Taxäm-⸗ 
ter die Privilegien » Tarraten in der gehörigen Zeit 
einbringen, und iſt dafür den Hofftellen verantwortlich. 

Zum Erlage der Privilegienraten iſt der 1. Januar 
jeden Jahres als allgemeiner Termin feſtgeſetzt, und 
iſt zugleich beſtimmt worden, daß für jene Pribilegien, 
welche in der zweiten Hälfte des Solarjahres , nämlich 
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in der Zeit vom ıten Jullus bis legten Dezember ver⸗ 
liehen werden, die Raten» Zahlungen erſt mit Anfange 
Januar des zweiten darauf folgenden Jahres anzufan⸗ 
gen haben. 

greng, Die Uiberfiedlung der Parteyen mëtten 
an das Taxamt der Provinz, wo ſich die Partey künf⸗ 
tig aufhalten und ihr Befugniß ausüben wird, bekannt 
gemacht, die Tarnoten über die noch unbezahlten Ras 
ten ausgefertiget, und die gleichzeitigen bei dem port, 
gen Taxamte für ungültig erklärt werden. 

Die Veränderungen des Wohnſtitzes, fo wie des 
Beſitzers nach J. 23. des Patentes, müffen daher in 
der Taxrechnung ſelbſt bey der betreffenden Taxnummer 
vorgemerkt werden. 

tens. Die dem General- Hoftaramte zugerech⸗ 
neten Privilegien. Zorten find ohne allen Aufſchub in 
Rechnungsempfang zu nehmen, damit jährlich laͤngſtens 
bis Ende April der k. k. Kommerz» Hofbehörde ein 
Verzeichniß der mit den Jahresraten im Rüdftand ver⸗ 
bliebenen Privilegien» Parteyen zur weitern hohen Ver⸗ 
anlaſſung vorgelegt werden könne. 

gtens. Das General ⸗Hoftaxamt iſt berechtiget, 
wenn Rückzahlungen in den Konſignazionen der Pros 
binzialtaxämter vorkommen, und überhaupt, wenn ſich 
Veränderungen in dem Stande der Privilegien ereig« 
nen, die auf die Taxen Bezug nehmen, die einſchlä⸗ 
gigen, nicht zur einſicht erhaltenen Aktenſtücke bei den 
betreffenden Regiſtraturen zu erheben. 

gtens. Die in den Probinzial⸗Taxkonſignazionen 
vorkommenden Rückzahlungen der, nach erfolgter Bes 
willigung in Empfang genommenen Taxen, ſind in 
der Hoftaxamtsrechnung gleich den übrigen eingebrachten 
Hoftaxen auf der betreffenden Tar- Nummer in Empfang 
und refpeftive Abſtattung, dann unter den zurückbe⸗ 
zahlten Taxen mit Beilegung der Zorten, Quittung 
und des erhaltenen Anweiſungs⸗Dekretes in der Zar, 
kaſſe Rechnung in Ausgabe zu ftellen. 

„sotend. Die Verſendung der Pribilegien⸗Urkun⸗ 


den ift nach dem Innhalte des allerhoͤchſten Patentes 
offizios zu behandeln, folglich hierfür weder Poſtporto 
noch ſonſtige Gebühren aufzurechnen erlaubt, dagegen 
hat die Hinausgabe, reſpektive Zuruckſendung, der vor 
hinein erlegten Tax⸗ und Stempelbeträge an jene Par: 
teyen, welchen die angeſuchten Privilegien nicht ertheilt 
werden, mit Beobachtung der gewöhnlichen Sicherheits— 
Vorſichtsmaaßregeln nur auf ihre Koſten zu geſchehen. 

Für die Privilegien⸗Bewilligungen in der k. k. Mi⸗ 
litärgränze iſt folgendes Verfahren angeordnet wor den. 

tens. Die Tarnoten find dem betreffenden k. k. 
General » Kommando zu übermitteln. 

tens. Es iſt die Einleitung getroffen worden, 
daß über den Auftrag des k. k. Hofkriegsrathes don dem 
Gran, Agenten (dermal Dembscher) diejenigen Ze, 
träge an das General- Hoftaxamt gegen Quittung ab» 
geführt werden, deren Erlag auf dem Umſchlage der 
Privilegien Geſuche angemerkt ſtehet. Die Raten der 
zweiten Hälfte der Privilegien» Zorten werden durch die 
Verwaltung des allgemeinen Gränz-Vermögens⸗Fon⸗ 
des an das General-Hoftaxamt abgeführt werden. 

Die Regimentskaſſen ſind angewieſen, über die 
bei ihnen eingefloffenen Privilegien -Taxbeträge-Ver⸗ 
zeichniſſe an den k. k. Hofkriegsrath einzuſenden, 
welche eine genaue Beſchreibung des Gegenſtandes der 
Zahlung enthalten, deren Abgabe an das k. k. Gene, 
tal» Hoftaramt eingeleitet worden iſt. 

Steng, Auch die Zurückzahlungen find durch die 
Verwaltung des allgemeinen Graͤnz⸗Vermögens⸗Fondes 
eingeleitet worden. 

Die von der k. k. Hofkammer zur Surückzahlung 
angewieſenen Beträge dürfen jedoch nur bei Vorzeigung 
des hofkriegsräthlichen Auftrages, und gegen Uibergabe 
der Partey⸗Quittung und des von der betreffenden Re— 
giments⸗Kaſſe zu verfaſſenden Verzeichniſſes hinaus ges 
zahlt werden. 

tens. Da hierbei kein Landestaxamt interbeniret, 
fo hat das k. k. General» Hoftaxamt auf die richtige 
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Zuhaltung der Zahlungs - Termine alle Aufmerkſamkeit 
zu verwenden. Hinſichtlich der möglicher Weiſe eintre— 
tenden Veränderungen in dem Stande der Privilegien 
werden dem k. k. General-Hoftaramte die dahin ein, 
ſchlägigen hofkriegsräthlichen Verordnungen zur Einſicht 
zukommen. 

Uibrigens iſt das k. k. General» Hoftaxamt in dies 
ſer Angelegenheit ermächtiget, die zu ſeiner Einſicht nicht 
` Alle Verordnungen aus den Regiftraturen auszu« 

eben. 

Im Uibrigen bleiben die Paragraphe der oben ſte⸗ 
henden Inſtrukzion auch für die Privilegien in der k. 
k. Militärgränze in ihrer Wirkſamkeit. 


C. 
Die Geſchaͤfte der Provinzial-Taxaͤmtern. 


Dieſe erhalten die Privilegien ⸗Taxbeträge auf 
dreierley Art: 

a) Von den Einreichungsprotokollen der Länderſtellen 
die von den Privilegienwerbern erlegten Hälften 
der Haupttaxe, dann die zu gleicher Zeit entrich⸗ 
teten Expedits- und Stempeltaren. 

b) Von den Parteyen felbft, die während der Pri— 
vilegiendauer jährlich zu entrichtenden und zum 
Taxamte angewieſenen Raten, oder 

c) von den durch die Länderſtellen zur ſpätern An⸗ 
nahme der Expedits⸗ und Stempelgebühren und der 
jährlichen Raten in der Entfernung von der Haupt⸗ 
ſtadt von Fall zu Fall beſonders beſtimmten Kaſ⸗ 
ſen, mit Konſignationen, worinn der Rame der 
Partey, ihr Wohnort, das Privilegium und der 
erlegte Taxbetrag, die wie vielte Rate enthalten 
iſt; dagegen erhält die Kaſſe von dem Taxamte 
die gehörige Quittung. 

Die Landestaxämter haben alſo: 
tens. Die ihnen von den Einreichungsprotokollen 
der Länderſtellen zugewieſenen Taxhälften, und die vor⸗ 

Prov. Geſetzſ. von Galizten 1824. N 


— 194 — 


hinein erlegten Expedits⸗ und Stempelgebühren zu 
übernehmen, den Empfang gleich auf dem Aktenſtücke 
ſelbſt zu beſtättigen, die empfangenen Geldbeträge im 
Tarkaſſe⸗ Journale als ein einſtweiliges Depoſttum für 
Privilegien aufzunehmen. 

2ztens. Die bon den Parteyen erſt nach erfolgter 
Bewilligung des Privilegiums entweder an das Zar, 
amt ſelbſt, gegen die ihnen auszufertigende Quittung 
entrichteten, oder mittelſt der Landes⸗Kaſſen dahin ab» 
geführten Expedits⸗ und Stempelgebühren in das Zar, 
kaſſe⸗Journal, und zugleich in das Hoftaxen⸗Haupt⸗ 
buch reel in Empfang zu ſtellen. 

Steng, Die unter Nro. 1. als Deposita behan- 
delten Beträge find bei den abgewieſenen Geſuchen wie. 
der an die Landesſtelle auszufolgen, jedoch nur gegen 
Dekret und gegen Ausſtellung eines Empfangſcheines 
von dem Uibernehmer, der ſich mit Vorzeigung des 
Konzeptes legitimiren muß. 

Wenn das Privilegium aber bewilliget worden iſt, 
fo werden diefe Depoſtta im Taxkaſſe » Journale in Aus- 
gabe und als Hoftaren in demſelben, und in dem nach bet, 
liegenden Formulare über die Privilegien » Taren zu 
eröffnenden beſondern Hauptbuche wieder in Empfang 
geſtellt. 

tens. Es hängt von den Umſtänden und dem 
Ermeſſen der Landesſtellen ab, die Zorten, welcher die 
ſchon erlegten Taxen wieder zurückgegeben werden ſollen, 
entweder an das Prov. Taxamt ſelbſt zur Behebung des 
Betrages zu weiſen, oder diejenige ihr zunächſt liegende 
Kaſſe zu beſtimmen, aus welcher ihr die Vergütung ge⸗ 
leiſtet werden ſoll; im letzteren Falle muß das Taramt 
die Quittungen der Partepen einlöſen, das ift: den Kaſſen, 
die es betrifft, die von den Partepen abquittirten Be⸗ 
träge baar verguͤten. 

Alle reel bleibenden Beträge werden an die Länder 
Einnahmskaſſen als Hoftaxen abgeführer. 

stens. Sie machen aus den Hoftarnoten, welche 
fie im gewöhnlichen Wege erhalten, die Vorſchreibung 
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der Raten-Zahlungen in dem Privilegien » Hauptbuche, 
und vervollſtändigen dieſes durch den Inhalt der Gu— 
bernial» Dekrete und durch Anmerkung derjenigen Kaffe, 
an welche die betreffende Zorten von dem Gubernium 
zur Erlegung der folgenden Taxraten angewieſen wird. 

6tens. Sie vexanlaſſen die Zuſtellung der Tarno— 
ten an die Kaſſe, wohin die Partey mit ihrer Zahlung 
angewieſen wurde, nehmen die von Parteyen oder Sat, 
ſen eingehenden Taxbeträge in Empfang, zahlen die 
angewiefenen Beträge den Parteyen oder Kaſſen gegen 
die vorgeſchriebenen Quittungen aus, führen die Ems 
pfangs- und Ausgabsbeträge in ihren Taxkaſſe-⸗Jour— 
nalen gehörig auf, und halten das Hauptbuch in Evi⸗ 
denz. Wenn eine privilegirte Partey die Provinz oder 
den Kreis verläßt, fo hat das Taxamt von der Kaffe, 
welche ſeither die Taxraten einhob, die Noten für die 
noch fälligen, jetzt ihr uneinbringlichen Raten wieder 
zurück zu fordern, und ſie im erſteren Falle dem Ge— 
neralhoftaramte zurück zu ſtellen, im zweiten aber an 
diejenige Kaffe zu ſchicken, welcher von der Landesſtelle 
die Einkaſſirung der übrigen Raten übertragen wor⸗ 
den iſt. 

tens. Wenn fie Privilegientaren an die Landes- 
Einnahmskaſſe abführen, müſſen diefelben, nebſt der 
Abfuhrsquittung, dem General- Hoftaxamte auch ein 
Verzeichniß über die einzelnen abgeführten Beträge 
überſenden, welches enthält: die Hoftaramts > Nro., 
den Namen der Partey und ihr Befugniß; den Tag, 
wann dieſelbe die Zahlung geleiſtet hat; die Kaſſe, an 
welche fie bezahlt hat; den Betrag, und od es Tara 
hälfte, Rate, Expeditstaxe oder Stempel ſey; die An⸗ 
gabe, die wie vielte Rate bezahlt worden iſt. 

Dieſe Verzeichniße müſſen ohne Aufſchub, und zwar 
über die erſten Taxhälften nach erfolgter Abfuhr, über 
die Raten aber in den erften Monaten des Jahres, an 
das Generalhoftaxamt eingeſendet, und alle Verände— 
rungen in dem Beſitze des Befugniſſes oder in dem 
Wohnſitze der Partey angemerkt werden. 

R 2 


Breng, Eben fo müffen über die zurückbezahlten 
Beträge, nebft der Quittung, zum Gebrauche des Ge. 
neral-Hoftaxamtes auch Verzeichniſſe beigelegt werden, 
welche enthalten: die Hoftaxramts-Nro., den Rahmen 
der Partey und ihr Befugniß; den Betrag; die Angabe 
der darauf ſich beziehenden Gubernial⸗Verordnung; ; die 
Kaffe; aus welcher die Partei bezahlt worden ift. 

Die Nachſichten und Abſchreibungen von dieſen 
Taxen muͤſſen ebenfalls angemerkt, und die Gubernial» 
Verordnung, oder wo möglich auch das Hofdekret, 
worauf ſich dieſe Nachſichten und Abſchreibungen grün⸗ 
den, angegeben werden. 

gtens. Die Tarämter find gehalten, auch unmit— 
telbar von den Parteyen, welche die Expedits⸗ und 
Stempeltaxen nicht vorhinein, fondern erft nach bewil— 
ligtem Geſuche erlegen wollten, derley Beträge anzu— 
nehmen und zu quittiren, weil die Hinausgade der Pri- 
vilegien⸗ Urkunden nur bei Vorzeigung der Quittung 
über die bezahlten Expedits- und Stempelgebühren 
Statt findet. N 

rotend. Die Provinzial» Taramter, weil fie die 
Funkzionen des Generalhoftaxamtes verfehen, find Dt: 
bunden, auf die richtige Zuhaltung der Zahlungstermi— 
ne ihre ſtäte Aufmerkſamkeit zu wenden, und die uns 
geſäumten Anzeigen an die Landesſtelle zu erſtatten, 
wenn die Termine nicht zugehalten werden. 

Es iſt der erſte Januar jeden Jahres als allgemei⸗ 
ner Termin zum Erlage der Privilegienraten feſtgeſetzt, 
und zugleich beſtimmt worden, daß für jene Privilegien, 
welche in der zweiten Hälfte des Solarjahres, nämlich 
in der Zeit vom ıten Julius bis letzten Dezember Det: 
liehen werden, die Ratenzahlungen erſt mit Anfange 
Januars des zweiten darauf folgenden Jahres anzufan« 
gen haben. 

ritens. Da die Länderſtellen angewieſen find, die 
Taxämter von der Verleihung der Privilegien, von allen 
in ihrem Beſitze, nach J. 11, 17, 25 und 25 des 
Patentes vorgefallenden Veränderungen und bon den 
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zur Einhebung der Raten getroffenen Difpofizionen , 
theils durch eigene Dekrete, theils durch Mittheilung 
der Konzepte von den deßhalb erlaſſenen Verordnungen 
in volle Kenntniß zu ſetzen; fo ſind auch die Taxämter 
verpflichtet, ohne ſchriftlichen Auftrag der Landesſtelle keine 
Rückzahlung zu leiſten, noch eine Kaffe wegen Einbrin— 
gung der Taxraten zu debitiren, oder eine Gebühr ab» 
zuſchreiben; und find eben deßhalb berechtiget, die ein, 
ſchlägigen nicht zur Einſicht erhaltenen Aktenſtücke aus 
den Gubernial » Regiftraturen zu erheben. 

Bei einer an die Parteyen zu machenden Taxzu⸗ 
rückzahlung haben dieſelben den zur Behebung erhalte⸗ 
nen ſchriftlichen Beſcheid, zur Vermeidung eines durch 
eine wiederholte Zahlungsanforderung zu machenden 
Mißbrauches, dem Taramte oder der beſtimmten Kaffe 
zu übergeben , welche die geleiftete Rückzahlung darauf 
bemerkbar macht und gehörig unterſertiget. 

12tens. Die Verſendung der Privilegien » Urfuns 
den ift nach dem Innhalte des allerhöchften Patentes 
offizios zu behandeln, folglich hierfür weder Poſtporto, 
noch ſonſtige Gebühren aufzurechnen erlaubt; dagegen 
hat die Hinausgabe, reſpektive Zurückſendung, der per, 
binein etlegten Zar» und Stempelbeträge an jene Par— 
tenen, welchen die angeſuchten Privilegien nicht ertheilt 
werden, mit Beabachtung der gewöhnlichen Sicherheits- 
vorſichtsmaßregeln nur auf ihre Kaſten zu geſchehen. 

Im lombardiſch⸗venezianiſchen Königreiche, und 
zwar: für die Lombardie, hat die Direzione del De- 
manio, Boschi, Tasse etc. etc, in Mailand, für, 
das Venezianiſche aber das General, Taramı in Vene— 
dig die Geſchäfte der Provinzial -Taxämter zu be, 
forgen. 

i In Ungarn das ungariſche Hofkammertaxamt zu 
Ofen. 

In Siebenbürgen das Gubernialtaramt zu Klaus, 

fenburg- 
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zur * 
Nachtraͤgliche Beſtimmungen in Anſehung 
der Entrichtung der Privilegien-Taxen 
und Gebuͤhren. 


as von der k. k. allgemeinen Hofkammer wegen 
Einhebung, Verrechnung und Kontrollirung der Privi— 
legien »Taren und Gebühren angeordnete Verfahren, 
macht folgende nachträgliche Beſtimmungen zu dem al— 
lerhochſten Patente vom Aren Dezember 1820 nothwen⸗ 
dig, und zwar: 


Zu dem ꝛ2ten und 18ten $. 

Die Expedizions⸗ und Stempelgebühren find zu. 
gleich mit der Hälfte der Privilegientaxe zu bezahlen. 

In Ungarn und Siebenbürgen ſind jedoch dieſe 
Zahlungen vor Einreichung der Privilegiengeſuche bei 
den kompetenten Behörden, vorläufig bei den k. Salz⸗ 
und Dreißigſtämtern zu leiſten, und die hierüber aus» 
zuſtellenden Quittungen den Geſuchen beizulegen. 


5 Zu dem 15ten b. 


Die Entrichtung der Raten für die andere Hälfte 
der Privilegien-Taxen, hat nicht vom Tage der aller« 
höchſten Verleihung, ſondern bei denjenigen Privilegien, 
welche vom ıten Jänner bis letzten Juni verliehen wer- 
den, vom Anfange des nächſten, bei denjenigen Privi⸗ 
legien aber, welche vom ıten Juli bis letzten Dezember 
verliehen werden, vom Anfange des zweiten darauf 
folgenden Solar-Jahres an, zu geſchehen. 


Zu dem gten und 18ten 5. 

Die Expedizion der Privilegien » Urkunden vom 
Amtswegen bezieht ſich auf deren Verſendung, für wels 
che letztere daher weder ein Poſtporto, noch irgend eine 
ſonſtige Gebühr entrichtet werden darf. 

Dieſe nachträglichen Beſtimmungen werden in Folge 
Dekrets der k. k. allgemeinen Hofkammer vom ı9ten 
Auguſt 1824 mit dem Beifatze zur allgemeinen Kennt⸗ 


e en 


niß gebracht, daß dieſelben mit dem Anfange des So⸗ 
larjahres 1825 in Wirkſamkeit zu treten haben. 
Gubernial-Kundmachung vom 33 ten Oktober 1824. Gub. 
Zahl 58954. 


130. 


Der Obligatkurs der philoſophiſchen Stu⸗ 
dien wird allgemein auf zwei Jahre be⸗ 
ſchraͤnkt. 


Mit dem eben herabgelangten hohen Studienhofkom⸗ 
miſſionsdekrete vom 2ten d. M. Zahl 6649 wurde 
folgendes bedeutet: 

Uiber die vorgenommene Revifion des philoſophi⸗ 
ſchen Studienplans iſt die allerhöchſte Entſchlieſſung 
vom 28ten September herabgelangt, in Folge deren von 
der bisherigen Einrichtung der philoſophiſchen Lehran⸗ 
ſtalten einige Veränderungen eintreten werden. 

Nachdem nun mit gedachter allerhöchfter Entſchlieſ⸗ 
ſung zugleich angeordnet worden iſt, den verbeſſerten 
neuen Lehrplan ſobald als möglich in Ausübung zu 
bringen, ſo ſey vorläufig, ehe man alle Veränderungen 
zur Vollziehung ruttheilen kann, in Gemäßheit dieſer 
allerhoͤchſten Entſchlieſſung der Obligatkurs des philoſo— 
phiſchen Studiums allgemein auf zwei Jahre zu be— 
ſchränken. 5 

In Folge deſſen können alle Schüler, welche der— 
malen den dritten Jahrgang des philoſophiſchen Gm, 
diums an der Lemberger Univerfität zu Lemberg be, 
gonnen haben, noch für das allhier fo eben angefangene 
Schuljahr 1825 allſogleich an dos höhere Fakultätsſtu⸗ 
dium, für welches fie ſich beſtimmt haben, aufgenom- 
men werden, fie können nämlich entweder in das theo— 
logiſche oder juridiſche Studium an der Univerfität zu 
Lemberg übertreten, oder für das mediziniſche chöhere 
Studium, welches zu Lemberg nicht beſteht, ſich an 
andere inländiſche Univerſttäten, an welchen ohnehin 
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das Schuljahr erſt mit Anfang November beginnt, per, 
fügen 

Die Profefforen der theologiſchen und juridifchen 
Studien an der Lemberger Univerfität, haben, nach— 
dem ihnen ſolchergeſtalt eine beträchtliche Anzahl von 
Schülern zuwachſen wird, die bereits in den bisherigen 
Vorleſungen abgehandelten Einleitungen und erften Par— 
tien ihres Lehrgegenſtandes dergeſtalt zu wiederholen, 
daß die neu zuwachſenden Schüler in möglichſt kürzeſter 
Zeit das Nöthige von dem nachholen, was die bisheri— 
gen Theologen und Juriſten des erſten Jahrganges in 
den ſchon begonnenen Vorleſungen gehört haben. Die 
hiedurch entſtehende unbedeutende Verkürzung des be— 
gonnenen Schuljahres für dieſen erſten Jahrgang kann 
vollkommen dadurch ausgeliehen werden, daß die Prü— 
fungen aus diefen Jahrgang zuletzt vorgenommen werden. 

Hinſichtlich des erſten und zweiten Jahrganges und 
hinſichtlich der bloß freyen Gegenſtände hat es einſtwei⸗ 
len bei der bisherigen Einrichtung zu verbleiben, die 
für den öten Jahrgang als Obligatſtudien für alle Schuͤ— 
ler oder für beſtimmte Klaſſen der Schüler begonnenen 
Vorleſungen aber ſeyen vor der Hand einzuſtellen, bis 
was nächſtens geſchehen wird, die weitern Beſtimmun⸗ 
gen des neuen Lehrplanes mitgetheilt ſeyn werden. 

Dieſe allerhöchſte Verfügung wird den Direktoraten 
zur unverzüglichen Vollzugſetzung, in ſo weit es das 
betreffende Studium betrifft — hiemit bekannt gemacht. 


Gubernial-Verordnung vom taten Oktober 1824. Gub. 
Zahl 59959. 


131. 

Strafbeſtimmung in Beziehung auf das 
Verbot der Anſichbringung und des 
Handels mit unkommerziellem Salze. 

Bei einer über den unbefugten Salzhandel hohen Orts 


vorgekommenen Verhandlung hat die hohe Hofkammer 
mit Dekret vom Sorten Juny l. J. Zahl 22055 bemerkt, 
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daß, um ſowohl den immer mehr Uiberhand nehmenden 
Handel mit dem auf ungeſetzlichem Wege zum Verkaufe 
gebrachten, und unkommerziellen Salze zu hemmen, 
als auch den häufigen Salzentwendungen durch Sieder 
und andere Arbeiter auf den Kokturen zu begegnen, ge⸗ 
gen die in der Rede begriffenen Käufer und Händler, 
die Erlaſſung neuer Vorſchriften nicht nothwendig ſey, 
da bereits Verordnungen beſtehen, in Folge deren das 
genußbare Salz welches auf ungeſetzlichem Wege verkauft 
wurde, von dem Gefälle in Beſchlag genommen, das 
unkommerzialmäſſige Salz hingegen ſogleich vertilgt 
werden fol. Nachdem die A. 221 und 224 des zten 
Theils des Strafgeſetzbuches über ſchwere Polizeyüber— 
tretungen deſtimmen, daß nicht nur Handels- und Ge⸗ 
werbsleute, fondern Jedermann, dem Gegenſtände zum 
Kaufe oder um darauf zu leihen angeboten werden, die 
nach ihrer Eigenſchaft gegen den Anbietenden den Ver⸗ 
dacht, entwendet zu feyn, erwecken, bei ſonſtiger Strafe 
von 25 bis 100 Gulden die Verbindlichkeit hat, dieſen 
nach Möglichkeit anzuhalten, und wofern er ſich nicht 
ausweifet, verhaften zu laſſen, ſo finde der wörtliche 
Inhalt dieſer beiden J. auf den Ankauf des unkom⸗ 
merzialmäſſigen Salzes, welches ſchon durch ſein bloſſes 
Anſehen den obigen Verdacht erregt, und auf den At 
kauf des genußbaren Salzes von den Konkursdienern 
Anwendung. 

Es wird daher den Kreisämtern aufgetragen, hier— 
nach die Obrigkeiten zu belehren, und bei vorkommen— 
den Fällen ſich nicht nur hiernach zu benehmen, Ton: 
dern auch immer mit der geſetzlichen Konſiskazion des 
betrettenen unkommerziellen Salzes gegen die beſagten 
Uibertreter zu verfahren. 

Uibrigens pflegen die Salzentwendungen der Gies 
der und anderer Arbeiter auf den Kokturen in der Art 
zu geſchehen, daß ſie das abfallende Schmier⸗Tropf⸗ 
und Staubſalz ſammeln, und die mit Zumiſchung des 
ihnen deputatmäßig verabreichten reinen Salzes — bier, 
aus verfertigten ſogenannten Omoken und Guski oder 


Huſſaken an Zwiſchenperſonen verkaufen, die damit den 
Abfas nach den benachbarten Städten und Märkten per. 
ſuchen. Auch wird das entwendete Salz in der Form 
— Brodlaibe fabrizirt und fo zum Verkaufe ge: 
racht. 

Bei der Entdeckung der auf dieſe, oder ſonſt eine 
andere Art von den gewöhnlichen Erzeugungsformen 
abweichenden daher nicht kommerzialmäſſige Salz muß 
daher nach der obigen Vorſchrift vorgegangen, zugleich 
aber auch der unbefugte Erwerb bis auf die Ausfor= 
ſchung des Salzdiebes verfolgt, und falls dieſer ent, 
deckt wird, hievon das betreffende Salzhüttenamt zum 
weitern vorſchriftsmäſſigen Verfahren benachrichtiget 
werden. 

Gubernial⸗ Verordnung vom z2ten Oktober 1824. Gub. 

Zahl 51828. 


132. 


Briefportofreye Befoͤrderung der Akten in 
den Angelegenheiten armer Parteyen 
zwiſchen den Untergerichten und dem 
Obergerichte. 


it hohem Hofkammerdekrete vom Aten November 
1820 Zahl 45559 wurde bedeutet, es unterliege die 
von dem k. k. galiziſchen Appellazionsgerichte angetra= 
gene Anweiſung der Poſtämter: die Akten in den Ans 
gelegenheiten armer Parteyen zwiſchen den Untergerich⸗ 
ten und dem Obergerichte briefportofrey zu befördern, 
in der Vorausfetzung keinem Anſtande, daß ſowohl die 
Armen, die ſich als ſolche ausgewieſen und für ihre in 
jenem Wege hängenden Kechtsſachen und bis zur Aus- 
tragung derſelben, die Bewilligung der Vormerkung 
der Taxen und Briefportogebühren von der Landesſtelle 
erhalten haben, als auch die ausfallenden dießfälligen 
Betröge bei den betreffenden Behörden einſtweilen in 
Vormerkung genommen werden. 
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In Gemäßheit dieſer hohen Weiſung wurden bereits 
unterm 14ten Dezember 1820 Gubernial-Zahl 58097 
die Poſtämter durch die Oberpoſtverwaltung angewie⸗ 
ſen, die von dieſen Behörden mit der Aufſchrift: o b 

aupertatem ex officio bezeichneten Schrif— 
ten, (auf deren Umſchlage übrigens der Name der Par— 
tey, die dieſe Begünſtigung genießt, zu erſcheinen hat,) 
ohne Abnahme eines Poſtporto zu übernehmen. 

Was hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht, 
und insbeſondere zur Darnachachtung der Stadtmagi⸗ 
ſträte und Ortsgerichte bekannt gemacht wird. 


Gubernial-Kundmachung vom zıten Oktober 1824. Gut, 
Zahl 52930. 


133. 


Erneuerung der Vorſchrift wegen Aufhe⸗ 
bung der juͤdiſchen Todtenbruderſchaften. 


Da vorgekommen iſt, daß ungeachtet der im Grunde 
hohen Hofkanzleydekrets vom 22ten Oktober 1789 er- 
floſſenen hietortigen Verordnung vom Gre November 
1789 Zahl 26085 womit die jüdiſchen Todtenbruder⸗ 
ſchaften wegen ihres allgemein anerkannten ſchädlichen 
Einfluſſes aufgehoben, und ihre fernere Duldung uns 
terſagt wurde, derley Bruderſchaften dennoch hie und 
da bei jüdiſchen Gemeinden noch immerfort beſtehen, 
fo wird die bezogene hierortige Weiſung vom Gren No— 
vember 1789 Zahl 26085 erneuert, und den Kreisäms 
tern der Inhalt derſelben nachfolgend mitgetheilt: 

» Nachdem die bis itzt bei den jüdiſchen Gemein⸗ 
» den beftandenen Todtenbruderſchaften weder eine re» 
»ligiöſe noch politiſche Geſetzmäßigkeit haben, fondern 
» für bloß zufällig und den einzelnen jüdiſchen Familien 
„wegen ihrer Mißbräuche fehr läſtig anzuſehen find, da 
» fie durch ihre übertriebenen Forderungen nicht ſelten 
» zu Beſchwerden Anlaß gegeben haben, ſo werden ſie 
» im Grunde eines untern 22ten Oktober l. J. erfloſſe⸗ 
» nen hoͤchſten Hofdekrets von nun an überall, wo fie 
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» immer beſtanden haben, aufgehoben, und find in 
» Hinkunft als Mißbräuche nirgend mehr zu dulden. « 

»Die Aufſicht über den jüdifchen Gottesacker, die 
» Beſorgung deffelben, die Anſchaffung der Begräbniß— 
» geräthſchaſten, die Aufſtellung der Todtendiener und 
»Todtengräber ſtehet in Hinkunft den jüdiſchen Ge⸗ 
» meindvorftehern zu, deren Obſorge ohnehin in Ge— 
» mäßheit des voten Abſatzes, der Judenordnung alles 
» übertragen werden muß, was der Gemeinde angehört, 
» oder was fie angehet. « 

»Dieſe Gemeindvorſteher haben einen jeden able. 
»benden Juden eine Begräbnißſtätte auf dem jüdiſchen 
» Gottesacker unentgeldlich anzuweiſen, und die Auf⸗ 
» ſtellung eines größern oder kleineren Grabſteines bleibt 
»lediglich den Erben oder nächſten Anverwandten des 
»Abgelebten anheimgeſtellt, wofür fie an Niemanden 
» unter keinerley Vorwand etwas zu bezahlen oder zu 
» entrichten haben. « 

»Die Auslagen für den Zins, wo einer von dem 
» Gottesacker entrichtet werden muß, für die Unterhal⸗ 
» tung des Mauerwerkes oder der Umzäumung für das 
» Häuschen des Wächters zur Anfchaffung der Begräb- 
»nißgeräthſchaften, dann zur Bezahlung der Todten⸗ 
» diener und Todtengräber find zu Folge bes 22ten Ab» 
» ſatzes der Judenordnung aus dem von jeder Gemeinde 
»auf ihre vorfallende Bedürfniſſe zu leiſtenden Betrag 
» zu beſtreiten, und von den Gemeindvorftehern zu 
» berrechnen. « 

» Übrigens haben die Kreisämter fleißig nachzu⸗ 
» fpüren, ob keine von dieſen Todtenbruderſchaften in 
» ihren Kreiſe einige Stiftungskapitalien befeſſen habe, 
» woran feiner Zeit die Anzeige vorzulegen kömmt.“ 

Den Kreisämtern wird die genaue Handhabung 
dieſer Anordnung ſtrenge eingebunden, und verordnet, 
ſolche den ſämmtlichen Judengemeinden des Kreifes be» 
kannt zu geben, und auf ihre Befolgung ſorgfältig zu 
wachen, insbeſondere aber durch die Bezirks Kommiſ⸗ 
ſare gelegenheitlich ihrer Dienſtreiſen und nicht minder 
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durch die unterſtehenden Magiſtrate und Dominien, dem 
Beſtande derley Verbrüderungen nachzuforſchen, und 
diefelben zur genauen Wachſamkeit hierüber aufzufor⸗ 
dern; bei vorkommenden Fällen aber ſogleich die ent— 
ſprechende Amtshandlung einzuleiten. 
Gubernial-Verordnung vom 14ten Oktober 1824. Gub. 
Zahl 57687. 


154. 


Maßregeln gegen die Verbreitung der Luſt⸗ 
ſeuche. 

ach einer von dem k. k. General⸗Militär⸗Kommando 

hieher gelangten Eröffnung hat das Uibel der Luſtſeuche 

unter der Militärmannſchaft in der Art um ſich gegrif— 

fen, daß in dem letzt abgewichenen halben Jahre 1801 

mit dieſer Krankheit behaftete Militärindividuen vorge⸗ 
kommen ſind. 

Die durch das fortgeſetzte Anwachſen dieſer Krank⸗ 
heit, dem Aerario zur Laſt fallenden bedeutenden Koſten, 
der Umſtand, daß eine ſo große Anzahl Soldaten, dem 
allerhöchſten Dienſt auf eine längere Zeit entzohen, und 
die Demoraliſtrung der Truppen verbreitet wird, ma— 
chen die ſtrengſten Maaßregeln um ſo nothwendiger, als 
dieſer auffallende Uibelſtand bereits von allerhöchſt Sr. 
Majeſtät gerügt, und deſſen Beſeitigung nachdrücklich 
angeordnet worden iſt. 

Seit dem Jahre 1807 ſind den Kreisämtern wie⸗ 
derholt am 18ten Dezember 1812 Zahl 44152 am 11. 
Hornung 27ten May und 16ten Auguſt 1817 Zahl 
5873, 25175 und 38667 die ausſührlichſten Belehrun⸗ 
gen über jene Einleitungen ertheilt worden, welche zur 
Verminderung und Vertilgung dieſes gemeinſchädlichen 
Uibels nothwendig werden. 

Der obige ſo ungünſtige Erfolg berechtigt zu der 
Vermuthung: daß jene Anordnungen entweder gar nicht, 
oder nicht mit der beabſichteten Strenge und Genauig⸗ 
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keit gehandhabt worden feyen, und veranlaßt dieſe Lan⸗ 
desſtelle daher, den Kreisämtern jene Anordnungen zur 
unaufgehaltenen Vollziehung überhaupt, beſonders aber 
in Stazionen wo Militär bequartiert liegt, neuerlich 
und eindringend zur Pflicht zu machen. 

AZBaur Beſeitigung des bezeichneten Uibels müſſen 
auſſer den unmittelbaren Heil» Verfügungen für bereits 
erkrankte Individuen auch jene polizeylichen Vorbeu⸗ 
gungsmittel in Anwendung gebracht werden, von wel— 
chen allein deſſen Beſiegung gehofft werden kann. 

Hierzu gehört vor allem die Aufſicht auf den Gr, 
werb und die Beſchäftigung einzelner wohnenden, por, 
züglich aber ſich dienſtlos herumtreibenden Frauenzim— 
mer — insbeſondere aber jener, welche ſchon längere 
Zeit als der Liederlichkeit und Geſchäſtsloſigkeit ergeben 
ihren Aufenthalt in oder neben Schänken haben, ſich 
unter den Vormand von Dienſtſuchen in den Städten 
herumtreiben, und ihren Aufenthalt häufig ändern. Ge— 
gen derley Perſonen, fo wie gegen jene, welche ben, 
ſelben Unterſtand geben, gegen Zubringerinnen, Kupple⸗ 
rinnen u. d. g. iſt mit allen Nachdruck das Amt zu han⸗ 
deln, und felbe zur Ergreifung eines ordentlichen Nah— 
rungszweiges zu verhalten, oder ihnen denſelben zuzu— 
weiſen, die Fremden aber ſtets an ihren Geburtsort 
oder fruͤhern Aufenthalt zu ſchaffen. 

Liederliche Weibsperſonen von welchen bekannt iſt, 
daß ſie mit ihren Körper Gewerbe treiben und nächtli— 
che Herumſchwärmerinnen, ſind mit aller Strenge der 
beſtehenden Vorſchriſten zu behandeln, und ſelbe ſtets 
wo ſie aufgebracht werden, rückſichtlich ihrer Geſund⸗ 
heitsumſtände genau zu unterſuchen. a 

Endlich wird eine genaue Handhabung der Schub— 
vorſchriften zur Beförderung der hier angedeuteten 
Abſicht beitragen. 

Die Kreisämter haben hiernach die Ortsobrigkei⸗ 
ten anzuweiſen, und auf die genaueſte Vollziehung der 
dießfälligen Anordnungen zu ſehen. 

Gubernial⸗ Verordnung vom ıbten Oktober 1824. Gub. 

Zahl 54465. 
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135. 


Aufhebung der Straſſenfrohnen und des 
KE enbaubeitrags, dann Gicherftel- 
lung der Straſſenerforderniſſe im Lizita⸗ 
zionswege. 


Nachdem Se. Majeſtät die Auflaſſung der Straſſen⸗ 
frohnen a. g. zu bewilligen geruhet, fo muß für die 
Bedürfniſſe der Straſſen⸗ Erhaltung in andern Wegen 
geſorgt werden. 

Um die Kreisämter in die vollſtändige Kenntniß 
desjenigen Syſtems, welches man in dieſer Bezie⸗ 
bung zu ergreifen befchloß, zu ſetzen, erhalten dieſel⸗ N 
ben im Anſchluſſe eine Abſchrift der Verordnung die 
hierüber unter einem an die Straffenbau » Direfzion 
erlaſſen wird, ſammt den Beilagen die den Kreisäm⸗ 
tern zu kennen nothwendig feyn werden. 


Es iſt Pflicht der Kreisämter, ſich die darinn ent⸗ 
haltenen Vorſchriſten eigen zu machen, über ihre ge» 
naue Vollſtreckung fefte Hand zu halten, und insbeſon⸗ 
dere jene Beſtimmungen ſorgfältig zu beobachten, 
welche deren Wirkungskreis unmittelbar berühren. Man 
wird daher hier die einzelnen Gegenſtände nicht wieder⸗ 
holen, ſondern nur jene insbeſondere bemerken, deren 
Vollziehung vorzüglich dringend und wichtig iſt. 

tens. Vor Allem haben die Kreisämter ſo⸗ 
gleich die beiliegende Aufforderung ſämmtlichen Do:]: 
minien und Gemeinden bekannt zu machen. Zur 
n Verbreitung ließ man dieſelbe in Druck 
egen. 

Sie iſt nicht bloß den Dominien ſondern auch den 
naher an der Sttaſſe gelegenen größern Gemeinden 
unmittelbar zuzuſtellen, und im Amtsorte auszuhän⸗ 
gen. Die Obrigkeiten find zu beauftragen, die Ge⸗ 
meinden davon in die Kenntniß zu ſetzen, ihnen die 
Vortheile, welche die angeordnete Maßregeln denſelben 
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eröffnet begreiflich zu machen, und fie zur Eingehung 
freiwilliger Akorde zu ermuntern. 

ztens. Die erſte und wichtigſte Verhandlung, die 
den Kreisämtern zunächſt obliegt, iſt die Abhaltung der 
Verſteiger ungen. 

Die beſondere Kundmachung uͤber die Tagſatzung 
hat auf Einſchreiten der Straffendbau - Direfzion unauf- 
gehalten zu geſchehen. Dieſe muß außer den Tagen 
der Verſteigerung auch die Gegenſtände, welche hint— 
angegeben werden, dann die Benennung des Materials 
platzes und der Straſſenſtrecke enthalten. Nebſt der ge⸗ 
wöhnlichen Art der Kundmachung durch Kurrenden, und 
nebſt der Einſchaltung der Nachricht in die Zeitungs, 
blätter, find die eine Meile von dem Meterialplage oder 
der Straſſenſtrecke entfernten Dominien und Gemeinden 
noch befonders zur Verſteigerungs-Tagſatzung borzu⸗ 
laden. tb 

Die Beweiſe über die gehörige Kundmachung, fo 
wie die allenfalls von der Tagſatzung vorgekommenen 
Anbote ſind dem Verſteigerungsprotokolle beizulegen. 

ztens. Die Lizitazion für das Baujahr 1825 iſt 
in der Kreisamtskanzley abzuhalten. 

Bei der hohen Wichtigkeit der Maaßregel, um 
welche es ſich handelt, werden die Herrn Kreisamtsvor⸗ 
ſteher verpflichtet, dieſe Verhandlung perſönlich zu pfle⸗ 
gen, und ſowohl bei denſelben, als auch durch die früher 
zu treffenden Einleitungen alles aufzubieten, um onge: 
meſſene Akorde zu Stande zu bringen, vorzüglich aber 
die Klaſſe der Unterthanen, welchen die vorzüglichſten 
Wohlthaten des neuen Straſſenbauſyſtemes zuflieſſen, 
über die ſich ihnen darbietenden Vortheile aufzuklären, 
und zur freiwilligen Uibernahme von Straſſenarbeiten 
zu beſtimmen. 

Die Kreiskommiſſäre haben keine Gelegenheit un⸗ 
genützt zu laſſen, um in demſelben Geiſte zu wirken. 

Man wird es dem Herrn Kreisamtsvorſteher und 
allen, welche ſich dabei auszeichnen, zum vorzüglichen 


Verdienſte anrechnen, wenn durch ihr Bemühen, ein 
günſtiger Ausſchlag der Verhandlung erzielt wird. 
atens. Sowohl bei der Verſteigerung als auch 
vor derſelben find auf die vier vorzüglichſten Arbeiten 
der Straſſenkonſeryazion: die Steinerzeugung, Zerſchlä— 
gelung, Zuführung, und Verbreitung ſowohl einzeln, 
als vereint für einige und alle Gattungen Arbeiten, An— 
bote anzunehmen. Die vor der Verſteigerung einge« 
langten Anträge müſſen bei denfeiben benützt werden. 
Die Kreisämter haben zu trachten, durch Vorhaltung 
der verſchiedenen Anbote die möglichſte Preisverminde— 
rung zu erzielen. In Rüdficht der überwiegenden Bor» 
theile, welche die Vereinigung mehrerer verwandten Ar- 
beiten in demſelben Materialplatze oder an derſelben 
Straſſenſtrecke in der Perfon eines Unternehmers er— 
warten läßt, haben ſich jedoch dieſelben angelegen ſein 
zu laſſen, damit, wo es nur immer ohne Steigerung des 
Aufwandes thunlich iſt, die vereinte Hintangebung 3. 
B. des Steinerzeugens mit dem Serfehlägeln, oder des 
erſtern mit der Zuführung u. [. w. zu Stande komme. 
stens. Uiber alle Arbeiten bei einem Materialplage 
und einer Straſſenſtrecke haben die Kreisämter ein Ver⸗ 
ſteigerungsprotokoll aufzunehmen. In ſo fern aber, 
wie es in der Regel der Fall ſeyn wird, die Tagſatzun— 
gen in kurzen Zwiſchenräumen auf einander folgen, kön— 
nen die Protokolle über mehrere Materialplätze in einen 
gemeinſchaftlichen Bericht zuſammen gefaßt werden. Auf 
keinen Fall darf aber die Einbeförderung länger als höch⸗ 
ſtens 6 Tage aufgehalten werden. 
Die thätigſte Beſchleunigung iſt bei der Kürze der 
Zeit in dem heurigen Jahre von beſonderer Wichtigkeit. 
In dem Einbeförderungsberichte wünſcht man immer 
den beſtimmten Antrag des Kreisamtes auf die Beſtät⸗ 
tigung des Aktes, oder die Ausſchreibung einer neuen 
Lizitazion, oder endlich eine andere Maaßregel, die 
daſſelbe den Umſtänden angemeſſen hält, zu finden. 
6tens. Falls Staasobligazionen bei der Verſteige⸗ 
tung als Kauzion beigebracht werden, ſo iſt immer 
Prov. Gen? von Galizien 2824. O 
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darauf zu ſehen, daß die Abtretung derſelben an den 
Unternehmer gehörig geſchehen ſey, wenn felbe nicht 
ohnedieß auf den Uiberbringer lauten. Zur Berechnung 
ihres Werthes muß der Börſekurs aus der neueſten Wie, 
ner Zeitung angenommen werden. 

tens. In Abſicht auf das Verhältniß des Strafs 
ſenfondes zu den einzelnen Unternehmern liegt den 
Kreisämtern eine zweifache wichtige Pflicht ob: von der 
einen Seite den Straſſenbaubeamten zur genauen Voll— 
ſtreckung des Vertrages jederzeit unverweilt kräftige Hüls 
fe zu leiſten, von der Andern hingegen die Parteyen 
vor allen, wie immer gearteten Uiberhaltungen und 
Plakereyen, welche ſich diefe Beamten erlauben könn. 
ten, mit Nachdruck zu ſchützen. Dieſelben find ange. 
wieſen, den Kreisämtern in dieſer Beziehung auf jedes. 
malige Aufforderung zur Rede zu ſtehen. 

Man empſiehlt denſelben bei ähnlichen Erhebungen mit 
Strenge zu verfahren, und die dießfälligen Unterſu— 
chungsakten jedesmal ſchleunigſt hieher einzudefördern, 
wobei auch deſſen Gutachten über die Behandlung des 
Schuldtragenden beizufügen iſt. Sollten proviſoriſche 
Vormerkungen vorzuͤglich um den Gang des von der 
Sorten übernommenen Lieferungsgeſchäftes nicht zu hem 
men nothwendig ſeyn, ſo haben die Kreisämter ſolche 
immer bei Zeiten zu treffen. Dagegen verſteht es ſich 
auch, daß in Fällen, wo dieſelben Unterſchleife, oder 
ein ſträfliches Einverſtändniß eines oder des andern In⸗ 
dividuums mit den Perteyen wahrnehmen ſollte, das 
Amt ohne Verzug zu handeln iſt. 

Breng, Die Auszahlung der den Unternehmern ge- 
bührenden Vergütungsbeträge wird nur über die Anwei— 
fung des Kreisamtes bei der Kreiskaſſe erſolgen. 

Die Kreisämter haben die gedruckte Beſcheinigung, 
welche von der Partey beigebracht wird, und in das 
Erbibiten » Protokoll einzutragen iſt, mit dem Reſultate 
der Lizit. Verhandlung, auf das ſich ſolche bezieht, zu 
vergleichen, in ſo fern kein Anſtand obwaltet, die auf 
der Rüdfeite vorgedruckte Note an die Kreiskaſſe geho⸗ 


eig auszufüllen, und der legten unmittelbar zuzuſtellen. 
Es verſteht ſich, daß da jeder Zeitverluft den Unter, 
nehmern läſtig ſeyn muß, dieſe höchſt einfache Amts. 
handlung, welche durch den Druck der Beſcheinigungen 
weſentlich erleichtert ward, ohne Verzug vorzunehmen, 
und übrigens auch bei der Kreiskaſſe keine grund— 
loſe Verzögerung zu dulden iſt. 

gtens. Bei dem wichtigen Gebrauche, der von 
den durch die Kreisämter auszumittelnden Sätzen des 
freyen Tagelohnes für Hand und Zugarbeiten zur Be» 
ſtimmung der Ausrufspreiſe gemacht wird, empſtehlt 
man den Kreisämtern, bei dieſer Ausmittlung mit Aufs 
merkſamkeit und Umſicht zu verfahren. 

Uiberhaupt verſpricht man ſich von dem Eifer der 
Kreisämter, daß dieſelben ſich den wichtigen Zweck der 
angeordneten Maaßregeln in allen hierauf ſich bezie— 
henden Amtshandlungen gegenwärtig halten werden. 
Die Kreisämter und insbeſondere deren Vorſteher find 
es, durch deren kluge Einleitungen jene Schwierigkeiten 
entfernt werden müſſen, von denen das Geſchäft am 
Beginnen begleitet feyn dürfte. Es iſt nicht zu zwei⸗ 
feln, daß dieſelben bei einer zweckmäßigen Behandlung 
des Gegenſtandes ſchwinden werden, und daß die große 
Maaßregel mit Erfolge ausgeführt werden wird, durch 
welche die Grundbeſitzer von einer drückenden Laſt be— 
freyt wurden, und dagegen eine neue Quelle ſichern 
Erwerbes in einem Zeitpunkte erhalten, wo es ihnen 
ſo äußerſt ſchwer fällt ſich auf andern Wegen Einkom⸗ 
men zu verſchaffen. 6 

Gubernial⸗ Verordnung vom uten Oktober 1824. Bub. 

Zahl 59115. 


d eg 
Verordnung an die Straſſenbau-Direkzion. 


Die mit der allerhöchſten Entſchließung vom 27 ten 

July d. J. ausgeſprochene Aufhebung der Straſſenfroh⸗ 

nen macht die Ergreifung eines neuen von der bisheri⸗ 
O 2 


2 (BI së 


gen Art der Straſſenerhaltung gänzlich verſchiedenen 
Syſtems nothwendig. 

Im Grunde des von dem Herrn Straſſenbau⸗ Di⸗ 
rektor vorgelegten Entwurfes, und nach der mit dem- 
ſelben, dann zwey Rechnungsräthen gepflogenen Be— 
rathung hat man folgende Befchlüffe gefaßt: 


J. Allgemeine Beſtimmungen. 


ıtens. Als Hauptgrundſatz, dem alle übrigen Maaß⸗ 
regeln untergeordnet werden, iſt zu deobachten, daß 
alle Arbeit und Material » Erfordernige zur Konſer⸗ 
vazion, Neparazion und neuen Konſtruk⸗ 
zion der Straſſen im Wege der öffentlichen Ber« 
ſteigerung aufzubringen ſind. 

2ztens. Von dieſem Grundſatze find bloß diejeni— 
gen Gattungen Erforderniße und Auslagen ausgenom« 
men, für welche weiter unten ausdrücklich eine andere 
Modalität der Bedeckung vorgezeichnet wird. 

Steng, Die Hintangebung der erforderlichen Gre, 
genſtände geſchieht in der Regel nicht nach Tagwer⸗ 
ken, ſondern nach beſtimmten Objekten und 
Materialmaſſen. 

tens. Zu bieten Unternehmungen find ſowohl 
einzelne Private, ohne Unterſchied des Standes und 
der Religion, als auch ganze Gemeinden, bei denen in 
dem Falle eines Akardes alle Familienhäupter zur un« 
getheilten Hand für die genaue Erfüllung des Vertra⸗ 
ges haften, zuzulaſſen. Rur müffen von den Unter« 
nehmern zu Arbeiten, welche beſondere Baukenntniſſe 
oder Fertigkeiten dorausſetzen, gehörig gelernte Hand» 
werker verwendet werden. 

stens. Die Verſteigerungen find jedesmal 
bei dem Kreisamte, in deſſen Bezirke ſich das Objekt 
der Unternehmung befindet, unter Beziehung des be— 
treffenden Straſſenbau⸗Kommiſſärs abzuhalten. Zu 
dieſem Ende hat die Straſſenbau-Direkzion jedesmal 
bei Zeiten die erforderlichen Daten dem Kreisamte mit⸗ 
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zutheilen, damit die Verſteigerung unaufgehalten aus⸗ 
geſchrieben, und vollzogen werden koͤnne. 

Greng, Bei dieſen Verſteigerungen muß die bier, 
ortige Beſtättigung vorbehalten werden, nach 
deren Bekanntmachung das Kreisamt den Vertrag 
auf der Grundlage des Lizitazionsprotokolls abzuſchlieſſen 
hat. Derſelbe wird in zwei Exemplaren ausgeſertigt, 
deren eines der Partey, das Andere dem Strafe. 
ſenbau⸗Kommiſſariate zu übergeben iſt. Das Verſtei⸗ 
gerungs-Protokoll ſelbſt bleibt ſammt den auf die Kund⸗ 
machung ſich beziehenden Akten in der Verwahrung 
des Kreisamtes. Uibrigens verſteht es ſich, daß der Ber« 
trag genau, und ſo weit es nicht die Natur der Sache 
fordert, wörtlich die Bedingungen des Lizitazionsproto⸗ 
kolls enthalten müſſe. 

tens. Die Direkzion hat ſich von dem Ausſchla⸗ 
ge der Verſteigerung die Anzeige durch den Straſſen— 
kommiſſar, welche derſelben beiwohnte, erſtatten zu 
laſſen, wo es derſelben ſodann unbenommen bleibt, 
ihre Bemerkungen, falls ſich die dazu ein beſonderer An- 
laß darbiethet, der Landesſtelle vorzutragen. Von dem 
hierortigen Befchluffe über die abgehaltene Verſteigerung 
wird dieſelbe jedesmal unmittelbar verſtändigt werden. 

gtens. Die Auszahlung der bedungenen Geldbe— 
träge hat in der Regel nicht bei den Straſſenbau⸗Kom-⸗ 
miſſariaten, ſondern unmittelbar bei den Kreis kaſ— 
Ten, nach Maaß der erfolgten Erfüllung des Vertra— 
ges, gegen jedesmalige vorläufige Anweiſung des Kreis⸗ 
amtes, über die von dem Kommiſſär zu ertheilende Be— 
ſtättigung zu geſchehen. Die hiedurch den Kreisämtern 
und Kreiskaſſen zuwachſende Arbeit wird durch die nun⸗ 
mehr aufhörenden Geſchäfte zur Einhebung der Grat, 
ſenfrohn⸗Reluizion, und zur Eintreibung der Straſ⸗ 
ſenfrohnen, welche bisher beſtanden, mehr als aufge⸗ 
wogen. 

- gtens. Sämmtlichen bei dem Straſſenbaue an⸗ 
geſtellten Individuen, insbeſondere aber den Adjunkten, 
Kommiſſären und Wegmeiftern iſt zur firengen Pflicht 


zu machen, genau und mit underbrüchlicher Gewiſſen⸗ 
haftigkeit auf die pünktliche Erfüllung der geſchloſſenen 
Verträge zu dringen, zugleich aber ein anſtändiges Be— 
tragen gegen die Parteyen zu deobachten, denſelben 
bei der Uibernahme des Materials, und der Quittirung 
weder einen nicht vollſtändig gerechtfertigten Zeitberluſt 
zu verurſachen, noch andere in dem Vertrage nicht ger 
gründete Forderungen zuzumuthen. Man wird jede 
Plakerey der Parteyen und jede Handlung, durch welche 
rechtliche Unternehmer abgeſchreckt werden könnten, um 
ſo unnachſichtlicher an den Schuldtragenden ahnden, als 
der Nachtheil eines ſolchen pflichtwidrigen Benehmens 
nur auf den Staatsſchatz, der ſo bedeutende Koſten für 
die Straſſenanſtalten übernahm, zurückfallen würde. Die 
Kreisämter find angewieſen, ihre vorzügliche Aufmerk— 
ſamkeit hierauf zu richten, und Klagen die vorkommen 
dürften, jedesmal ohne Verzug ſtrenge zu unterſuchen, 
in welcher Beziehung die Straſſenbeamten in jedem 
Falle unweigerlich, ſchriftlich, oder zu Protokolle, je go, 
dem fie hiezu von den Kreisämtern aufgefordert wer— 
den, Rede und Antwort zu geben, und ihre Recht— 
fertigungsgründe darzuſtellen haben. Die Entſcheidung 
und wo es nothwendig iſt, die vorläufige Einberneh— 
mung der Direkzion behält man ſich vor. Zugleich er» 
wartet man auch von dem Eifer des Herrn Straſſen⸗ 
bau-Direktors, daß derſelbe bei feinen Bereiſungen 
das Benehmen der Untergebenen ſtrenge prüſen, be— 
merkte Unfüge ſogleich abſtellen, und wo es ſich um“ 
eine feinen Wirkungskreis überſteigende Verfügung han— 
delt, das hierortige Erkenntniß einholen werde. Daſſelbe 
iſt auch den Bezirks⸗Adjunkten, und den zur Veriſtzirung 
der Bauanträge abgeſendeten Beamten aufzuerlegen. 


U. Straſſen-Konſervazion. 


ꝛotens. Die Auslagen für die gewöhnliche Erhal⸗ 
tung der Straſſen zerfallen: 
a) In die Erzeugung, Zerſchlägelung Aus 
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führung“ und Verbreitung des Zeg, 
ſtoffes. SÉ 
b) Arbeiten des Einräumers. 
c) Fixirte Auslagen. 
a) Erzeugung, Zerſchlaͤgelung, gufübrung und 
Së Verbreitung des Deckſtoffes. 


1itens, Die erſte Gattung dieſer Arbeiten iſt 
unter Anwendung des oben unter 5 aufgeſtellten 
Grundſatzes nach dem Körper maaſſe der zu bes 
arbeitenden Menge Materialien hintanzugeden. Das 
gemeinſchaftliche Objekt jeder Verſteigerung giebt jeder 
Steinbruch oder jede Schottergrube dann die Straſſen⸗ 
ſtrecke auf welchen das Materiale zu verwenden iſt, ab. 

12tens. Um in dieſer Beziehung eine beſtimmte 
Grundlage zu erhalten, auf welcher das zu bedeckende 
Erforderniß zu bemeſſen iſt, muß nach einem ſechsjäh⸗ 
rigen Durchſchnitte ein Konſervazions⸗-Materialer⸗ 
fordernißaufſat verfaßt werden. 

Man genehmigt das von dem Herrn Straſſenbau— 
Direktor entworfene Muſter A mit dem Beiſatze, daß 
am Schluße der Vorrath, welcher auf jeder Viertel Meile 
wirklich vorhanden iſt, erſichtlich gemacht, und darnach 
das im nächſten Baujahre durch Gedinge zu bedeckende 
Erforderniß dargeſtellt werden muß 

rötens. Außer dieſem Material» Erforderniß-Auf- 
ſatze iſt es nothwendig, in einer beſonderen Tabelle alle 
Daten darzuſtellen, nach welchen ſich der zur Verſtei— 
gerung anzunehmende Ausrufspreis zu richten hat, als 
— Beſchaffenheit des Materials, die Entfernung des 
Erzeugungsortes, der Taglohn, der bisher im Gedin⸗ 
ge erzielte Arbeitspreis, das Verhältniß der Arbeit zu 
bete Arbeitstage eines freyen Lohnarbeiters. Dieſe Ta⸗ 

e iſt von jedem Kommiſſariate nach dem Muſter B 
Stande zu bringen, von dem Adjunkten, und dem 
Beamten, welcher zur Verifizirung der Bauanträge ob, 
geſendet ward, in allen Theilen genau zu prüfen, und 
von der Direkzion einer zergliederien Durchſicht ſorgfäl⸗ 
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tig zu unterziehen. Nachdem die Staatsbuchhaltung 
dieſe Tabellen richtig geſtellt hat, ſind die Ausrufspreiſe 
ſammt den der Verſteigerung auszuſetzenden Lieferungs- 
Quantitäten den Kreisämtern mittels einer eigenen Ta» 
belle nach dem Muſter C. bekannt zu machen. Die 
Kreisämter haben dieſelbe in der Kanzley zur allgemei- 
nen Einſicht öffentlich auszuhängen, und fodann dem 
Verſteigerungsakte beizuſchlieſſen. Da dieſe Tabelle alle 
Angaben enthält, nach denen die Parteyen den Umfang 
des Lieferungsgegenſtandes zu beurtheilen vermögen, 
ſo findet man die Verfaſſung noch mehrerer Tabellen 
überflüßig. 

tens. Als Ausrufspreis iſt in Hinſicht jener 
Arbeiten, welche im letzten Jahre durch Geding be— 
wirkt wurden, der durch das letztere erzielte Lohn, wo 
aber Arbeit noch nicht im Akordwege vollführt wurde, 
welches vorzüglich in dem erſten Jahre eintreten wird, 
der nach dem Lokaltagelohne, welcher von dem Kreis— 
amte erhoben und beſtättigt ſein muß, entfallende Preis 
anzunehmen. Jede Abweichung von dieſem Grundſatze 
muß in der Anmerkung der Tabelle vollſtändig begrüns 
det werden. Dabei verſteht es ſich, daß da die Leis 
ſtung eines freien Arbeiters ſich weſentlich von jener 
eines Fröhners unterſcheidet, und wohl mit dem dop— 
pelten der letztern angenommen werden kann, der Ans 
ſchlag ſchlechterdings nicht nach derjenigen Zahl Arbeits— 
tage, die nach dem bisherigen Syſtem verwendet wur— 
den, ſondern nach jenem, was ein freiwilliger Arbeiter 
leiſtet zu geſchehen habe. 

15tens. Die Verſteigerungen find für das Bau— 
jahr 1825 nach erfolgter Superrektifizirung jedoch mit 
thätigſter Beſchleunigung, einzuleiten, damit die zur 
Steinerzeugung und Verſührung günſtige Jahreszeit 
nicht ungenützt bleibe. Es iſt auch für die Zukunft 
zu wünſchen, damit die Supperrektifizirung, wenn nicht 
der Ausſchreibung, doch der Abhaltung der Verſteige— 
rungen vorhergehe, da es wichtig iſt, ſowohl die Menge 
des Materials, auf welches die Verſteigerung abzuhal⸗ 
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ten iſt, als auch die Daten zur Ausmittlung des Aus⸗ 
rufspreiſes jedesmal früher genau zu unterſuchen. Nach 
dem Ausſchlage der heurigen Verſteigerungen erwartet 
man das Gutachten, in welcher Art dießfalls künftig 
alle zu erwägenden Rückſichten am vortheilhafteſten ver— 
einiget werden können. 

16tens. Insbeſondere in Abſicht auf das Baujahr 
1625 liegt der Direkzion ob, vor Allem einen voll- 
ſtändigen Abfſchnitt aller Materialvor 
räthe und Naturalfrohn rückſtände, welche 
mit ıten Robember d. J. verblieben, verfaſſen zu laſſen, 
und in reifliche Erwägung zu ziehen, bei welchen Straſ— 
ſenſtrecken und Materialplätzen, dann in welcher Art 
dieſe dem Straſſenfonde noch zu Gebote ſtehenden Kräfte 
auf das zweckmäßigſte zu verwenden ſeyen, und für 
welche Materialmengen die Ausſchreibung der Verfteige- 
rungen für dieſes Jahr entbehrlich werde. Dieſelbe hat 
binen 8 Tagen ihre Anſichten hieher darzuſtellen, in 
welcher Art dieſelbe dabey zu verfahren gedenke. Nach⸗ 
dem hingegen die Ausweiſe über jene Vorräthe und 
Frohnenreſte eingelangt ſeyn werden, iſt eine ſumma⸗ 
riſche Uiberſicht derſelben vorzulegen. 

ı tens. Um eine lebhafte Konkurrenz von Lieſe— 
rungluſtigen herbeizuführen, erhalten die Kreisämter den 
Auftrag die beiliegende vorläufige Aufforderung D. an 
alle Dominien und Gemeinden bekannt zu machen. 
Eine ähnliche Kundmachung läßt man auch unter einem 
den Zeitungsblättern einſchalten. 

ı8tend. Die Verſteigerungstagſatzungen werden 
die Kreisämter beſtimmen, und die dießfälligen Ver⸗ 
lautbarungen den Zeitungen einrücken laſſen. Die Die 
rekzion hat jedoch in dem an dieſelben zu richtenden 
Erſuchſchreiben, bei der Mittheilung der Tabelle C. auch 
auszudrücken, bis zu welchem Zeitpunkte das Inte⸗ 
el der Straſſenanſtalt ſpäteſtens die Abhaltung der 
Lizitazion wünſchenswerth mache 

igtens. Die Verſteigerungsbedingniße, dann 
die abzuſchlieſſenden Verträge wurden in die bei, EE, 
liegenden Muſter E. und F. gebracht. Aus der 


Abfaſſung derſelben wird ſich die Direkzion übers 
zeugen, daß jedesmal über ein Materialplatz ſammt 
der dazu gehörigen Straſſenſtrecke nur ein Lizi— 
tazionsprotokoll aufgenommen, und mit einem 
Unternehmer, wenn er mehrere Arbeiten an der— 
ſelben Strecke erftand, nur ein Vertrag abgeſchloſ— 
ſen zu werden brauche. 

zotens. In der Betrachtung, daß die den Unter— 
nehmungsluſtigen zu gewährende möglichſte Freyheit in 
der Anbringung ihrer Anbote die günftigften Neſultate 
herbeizuführen vermag, hat man beſchloſſen, denſelben 
zu geſtatten, ihre Anträge entweder einzeln für eine 
Gattung der vier Hauptarbeiten, oder für einige Got, 
tungen vereint, oder für alle zuſammen ſtellen zu kön⸗ 
nen. Nur die Erzeugung des Schotters in Schotter⸗ 
gruben kann getrennt von der Verführung abgehen. 

Man behält ſich vor, bei der Würdigung des Ver⸗ 
ſteigerungsaktes jene Anbote zu wählen, welche für die 
Straſſenanſtalt einen überwiegenden Vortheil gewähren. 

Da jedoch nicht zu berkennen iſt, daß die Verei⸗ 
nigung mehrerer Arbeiten in der Hand eines Unterneh— 
mers mit einer ſehr weſentlichen Erſparung, an Zeit 
und Arbeit zur Vollführung der übernommenen Lei» 
ſtung verbunden iſt, die Verhandlungen der Straſſen— 
behörden vereinfacht, und nachtheilige Stockungen welche 
die Vereinzelung in manchen Fällen nach ſich ziehen 
kann, hindert, ſo wird den Kreisämtern zur Pflicht ge— 
macht dahin zu wirken, damit eine zweckmäßige Vers 
einigung zuſammenhängender Arbeiten zu Stande kom— 
me. Die Straſſenbaukommiſſäre haben ihre Bemühung 
ebenfalls auf dieſen Zweck zu richten, ſo weit es ohne 
Steigerung des Aufwandes thunlich iſt. 

21tens. In derſelben oben berührten Nückſicht hat 
man befunden den Unternehmungsluſtigen rückſichlich der 
Zerſchlaͤgelung der Bruchſteine ebenfalls die Wahl 
zu laffen ob fie ſolche im Steinbruche oder auf der 
Straſſe zu bewirken wünſchen. Nur muß ſich jedesmal 
für eine oder die andere Art beſtimmt ausgeſprochen, und 


der Vertrag auf die bei der Verſteigerung gewählte Mo⸗ 
dalität ausdrücklich abgeſchloſſen werden. 

Sollte der Naum im Steinbruche es ſchlechterdings 
nicht geſtatten, daſelbſt die Zerſchlägelung zu vollzie- 
hen, ſo würde jene Regel eine Ausnahme erleiden, und 
die Verſteigerungs⸗-Kommiſſion hätte dieſes den Par— 
teyen beſtimmt zu erklären. 

22tens. Die Verpflichtung, den Unternehmern 
Bauzeug von Seite des Straſſenfondes beizugeben, 
würde eine Reihe unabſehbarer Verwickelungen nach 
ſich ziehen, und die Verwendung dieſes Bauzeuges ließe 
ſich keinerdings überwachen. Deßhalb wurde dieſe Vers 
pflichtung aus den Verſteigerungsbedingniſſen ausge— 
ſchieden. 

Man geſtattet, daß der Unternehmer über die 
Ausleihung des bei den Wegmeiſterſchaften und Som, 
miſſariaten vorhandenen entbehrlichen Bauzeuges einen 
abgeſonderten Vertrag ſchließe. 

Die Hauptbeſtimmung des letztern hat darin zu 
beſtehen, daß der Unternehmer gehalten ſeyn ſoll, in 
einer beſtimmten Friſt, die ihm geliehenen Stücke in 
quali et quanto zurückzuſtellen, oder das Abgängige 
und Beſchädigte in Baaren zu erſetzen, zu welchem 
Ende der Preis der einzelnen Stücke zur Erlangung 
eines Maaßſtabes in dem Vertrage ausgedrückt pr, 
den muß. 

Die Direfzion hat binnen 14 Tagen den Entwurf 
dieſes Vertrages, wie ihn dieſelbe den Kommiſſariaten 
hinauszugeben glaubt, vorzulegen, und ſich gutachtlich 
zu äußern, in welcher Art der Preis des Bauzeuges 
auszumitteln, und nach welchem Grundſatze der von den 
Parteyen für das Ausleihen zu leiſtende Betrag zu be⸗ 
meſſen ſey. Im übrigen muß das Bauzeug wie bisher 
in genauer Verwahrung und Evidenz gehalten werden. 
Nur dle Nachſchaffungen auf Koſten des Straſſenſondes 
werden entweder gänzlich aufhören, oder doch ſich br, 
deutend vermindern. 

2 23tens. Da jeder Straſſenbaukommiſſär inſtruk⸗ 
zionsmäßig gehalten iſt, wenigſtens alle 14 Tage feine 
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Straſſenſtrecken zu unterſuchen, fo hat man den Unter, 
nehmern die Befugniß eingeräumt, in denfelben Zei, 
ſten über die geleiſtete Arbeit abzurechnen. 

Der Kommiſſär hat ſich zu überzeugen, ob das ge, 
lieferte Materiale der Veſchaffenheit nach, dem Vertrage 
entſpreche, und der Menge nach, mit den Angaben des 
Unternehmers übereinſtimme. Die nicht gehörig zer— 
ſchlägelten Steine, der nicht ordentlich gereinigte Schot— 
ter, nicht maaßhältige Haufen, oder Materiale, wel— 
ches nicht in den ausdrücklich vorgezeichneten Konſerva— 
zionshaufen aufgeſtellt iſt, dürfen nicht übernommen 
werden, und der Unternehmer iſt jedesmal zu verhal⸗ 
ten, auf eigene Koſten das Mangelnde zu ergänzen, 
und das Fehlerhafte zu verbeſſern. Die Quittirung 
darf nur über dasjenige, was allen Forderungen des 
Vertrages angemeſſen iſt, geſchehen. 

24tens. Die Unternehmer find bei der Ausfol⸗ 
gung des Kontrakts⸗Exemplars zugleich mit einem 
G. gedruckten Einſchreibbuche nach dem Muſter G. zu 
verſehen, in welchem der Wegmeiſter und der Koma 
miſſär die entrichtete Arbeit zu beſtättigen haben. 
Dieſes Einſchreibbuch bleibt bis zum vollſtändigen 
Abſchluſſe des Geſchäftes, und zur endlichen Abrech⸗ 
nung in den Händen des Kontrahenten. Wuͤnſcht er 
die Zahlung aus der Kreiskaſſe zu erhalten, ſo muß 
H. ihm nach dem Muſter H. eine gedruckte Beſcheini⸗ 
gung von den genannten beiden Beamten ausgeſtellt 
werden. 

Mit dieſem und dem Einſchreibbuche verfuͤgt ſich 
der Kontrahent an das Kreisamt, das auſ der Rückſeite 
der Beſcheinigung die Anweiſung an die Kreiskaſſe aus— 
gefüllt, und unterfertigt. Die Kreiskaſſe erfolgt hierauf 
den ausgedrückten Geldbetrag, und beſtättigt die Zah⸗ 
lung in dem Einſchreibbuche. 

25tens. Iſt der Vertrag vollſtändig erfüllt, fo 
wird mit den Kontrahenten die Schlußabrechnung gea 
pflogen, und ihm eme Schlußquittung, die der Adjunkt 
oder der Direktor zu beſtättigen hat, ausgeſtellt. Auf 
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die Beibringung dieſer Quittung weiſet das Kreisamt 
die Zurückſtellung der erlegten Kauzion an. 

26tens. Für den Fall, als die Kontrahenten un⸗ 
terlaſſen ſollten, den Vertrag in der bedungenen Friſt 
zu erſüllen, ſind die Straſſenbaubeamten verantwortlich, 
ohne Verzug ſich an das Kreisamt zu wenden, damit 
ſogleich dem Vertrage gemäß verfahren, und die zum 
Straſſenbaue günſtige Jahreszeit nicht unbenätzt gelaſ— 
ſen werde. Zwar hat man die Friſten zur Erfüllung 
des Vertrages nach dem Antrage des Herrn Direktors 
angeſetzt. Dieſelbe hat jedoch während des erſten Jah» 
res dieſes neuen Syſtemes die Aufmerkſamkeit darauf 
zu richten, ob nicht, vorzuͤglich was die Erzeugung und 
Zuführung betrifft, für die Zukunft eine Aenderung in 
der Art nothwendig werde, daß ein beſtimmter Theil 
der Leiſtung in der Mitte des Winters zu bedingen 
wäre. 

2 7tens. Zur Vereinſachung der Schreibgeſchäfte 
find ſowohl die Tabellen C. als auch die Verſteigerungs⸗ 
protokolle und die Kontrakte, dann das Einſchreibbuch 
G. und die Veſcheinigung H., und zwar mit Aus⸗ 
nahme der Beſcheinigung, die bloß deutſch ausgeferti— 
get zu werden braucht, nicht nur in der deutſchen, 
ſondern auch in der Landesſprache in Druck zu legen, 
und die Kreisämter mit der erforderlichen Anzahl 5 
tokolls und Kontrakts⸗ Exemplare zu verſehen; die 
Auflage aber auf einmal nicht zahlreicher zu geſchehen 
als der beiläufigen Bedarf eines Jahres fordert. 

20tens. Die Refultate der Verſteigerungen und 
der Akordverhandlungen find mittels einer Haupt- 
überſicht nach der Form I. darzuſtellen, um daraus 
abzunehmen, ob das ergriffene Syſtem im Ganzen eine 
Erſparung der Koſten, und in welchem Maße gewährt 
habe. Die einzelnen Poſten find kreisweiſe zuſammen⸗ 
zuziehen, und am Schluße nach Kreiſen zu rekapitu⸗ 
liren. 

2gtens. Uibrigens beruhen die vorgezeichneten 
Modalitäten auf der Vorausſetzung, daß der Straſſen⸗ 
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fond eigene Steinbrüche und Schottergru⸗ 
ben im Eigenthum beſitze. Es kann jedoch der 
Direkzion nicht entgehen, daß dadurch noch immer ein 
wichtiger Theil der eigenen Regie, und eben ein Zweig 
derſelben, deſſen Gebahrung ſich nur äußerſt ſchwer 
überwachen läßt, aufrecht erhalten werbe, und daß ſich 
eine ſehr wichtige Vereinfachung erwarten ließe, wenn 
die Lieferungen des Materials ſelbſt durch Unternehmer 
beſorgt würden. Dadurch erhielten die Beſitzer von 
Steinbrüchen ein neues Mittel des Abſatzes und könn— 
ten auch die ihnen zu Gebote ſtehenden Frohnen nutz— 
bringend machen. Vor der Hand muß es wohl bei 
der möglichſt zweckmäßigen Benützung der Steinbrüche 
und Schottergruben des Straſſenfondes verbleiben. Für 
die Zukunft hingegen hat die Direkzion in Uiberlegung 
zu nehmen, ob und unter welchen Vorſichten da, wo 
die bisherigen Materialpläge den erforderlichen Oeckſtoff 
nicht mehr abwerfen, die Uibernahme neuer ähnlicher 
Plätze auf den Straſſenfond entbehrlich gemacht wer⸗ 
den könnte. ; 


b) Arbeiten des Wegeinraͤumers. 


Zotens. In Abſtcht auf die wichtigen Verrichtun⸗ 
gen des Wegeinräumers muß der mit dem hohen Hof— 
kanzleydekrete vom 25ten November 1820 Zahl 22106 
ausgeſprochene Grundfatz genau beobachtet werden, daß 
der Straſſeneinräumer alle feiner Beſtimmung entfpres 
chenden Arbeiten, ſo weit ſeine Kräfte reichen, ſelbſt zu 
verrichten habe, und daß jene, welche er zu leiſten 
nicht vermöchte, im Wege der Verſteigerung zu be— 
wirken ſeyen. Nach dieſem Grundſatze kann man gegen— 
wärtig um ſoweniger geſtatten, daß den Einräumern 
eine vorhinein beſtimmte Zahl Taglöhner zugewieſen 
werde, als die noch vorhandenen Straſſenfrohnrück⸗ 
ſtände zur Aushülfe, wo biefelbe nothwendig ift, der» 
wendet werden können. Für die Zukunft hingegen hat 
die Direkzton, nach Einvernehmung der ausgeſetzten 
Adjunkten binnen 6 Wochen das wohlerwogene Gut⸗ 
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achten zu erſtatten, ob überhaupt Wegeinräumer, nach 
der Aufhebung der Straſſenſrohnen, in der bisherigen 
Art aufgeſtellt zu bleiben haben, welche zergiedert aufs 
zuführende Verrichtungen denſelben als ihre Kräfte nicht 
überſteigend auferlegt, und welche Arbeiten dagegen 
im Wege der Unternehmung unbedenklich beſorgt wer» 
den können. 

stens. Das Schneeausſchaufeln iſt eine 
Arbeit welche nur ſelten, und zufällig eintritt. 

Die Beſorgung derſelben im Akordwege kann we— 
gen ihrer Dringlichkeit nicht Statt finden. 

Man wird derſelben darüber die nähere Weiſung 
nach Einlangung der Entſcheidung welche man unter 
Einem bei der k. k. Hofkanzley einholt, ertheilen. 


c) Fixrirte Auslagen. 


zztens. Die firirten Auslagen werden me, 
ſentlich durch den Perſonalſtand bedingt. Da mit 
der Aufhebung der Straſſenfrohnen eine Reihe von uns 
gemein zahlreichen Schreibgeſchäften gänzlich hinweg⸗ 
fällt, in andern Theilen der Manipulazion hingegen 
Dë weſentliche Vereinfachungen werden einführen laſ— 
ſen, endlich auch die Aufficht leichter als bisher, wo 
über die Unterſchleife mit den Frohnen gewacht werden 
mußte, geführt werden kann, ſo unterliegt es keinem 
Zweifel, daß der Perſonalſtand ſich weſentlich werde 
vermindern, und in den Kanzleyauslagen wichtige Gr, 
ſparungen ausführen laſſen. Die Direkzion hat alle 
Zweige der firirten Auslagen, und des damit in Ver— 
bindung ſtehenden Aufwandes zu zergliedern und über 
die zu erzielenden Mäßigungen in Verbindung mit der 
Frage über die Straſſeneinräumer, ebenfalls nach Ein⸗ 
vernehmung der Adjunkten, die Anträge mit jener 
Umſicht und Vollſtändigkeit, welche das Intereſſe der 
Anſtalt und des Staatsſchatzes fordert, zu berathen und 
hieher vorzulegen. Es verſteht ſich, daß dabey nicht 
bloß der Stand des Operazions-Perſonals, ſondern 
auch jener der Central⸗Leitung zu würdigen iſt. 
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III. Straſſen⸗Reparazion und Konſtrukzion. 


Säteng, Die Gegenſtände der Reparazion und 
Konſtrukzion ſind durchgehends ſo beſchaffen, daß 
dieſelben jedesmal im Wege der öffentlichen Feilbie— 
thung und des Akordes bewirkt werden muͤſſen. Eine 
Ausnahme könnte nur bei jenen Reparaturen 3. B. an 
Brücken, Uiberfahrten udg. welche wegen Gefahr auf dem 
Verzuge augenblicklich geſchehen muͤſſen, und die Ab— 
haltung einer Verſteigerung nicht geſtatten. Die Noth⸗ 
wendigkeit einer ſolchen Abweichung muß von Fall zu 
Fall erwieſen, und die hierortige Genehmigung nach— 
traglich eingeholt werden. 

34tens. Elementarereigniſſe, durch welche eine Aus» 
lage nothwendig ward, muͤſſen jedesmal längſtens bins 
nen 5 Tagen nacht dem das Ereigniß Statt fand, dem 
Kreisamte angezeigt, und von dieſem ohne Verzug an 
Ort und Stelle erhoben werde. 

5ötend. Bei den über die Gegenſtände der Repa— 
razion und Konſtrukzion abzuhaltenden Verſteigerungen 
haben die oben feſtgeſetzten Grundſätze zum Leitfaden 
zu dienen. Da es wünſchenswerth iſt, auch bei ben, 
ſelben Gleichförmigkeit zu beobachten, fo hat die Dis 
rekzion unter Anwendung jener Grundſätze die Ver— 
fteigerungs » Protokolle über alle Objekte zu entwerfen, 
und vorzulegen, welche häufiger vorkommen, und in 
Hinſicht welcher die Bedingungen ohne Anſtand in eine 
gemeinſchaftliche Form gebracht werden können. 


IV. Einrichtung des Rechnungsweſens. 


36tens. Die bisher über das Rechnungswe⸗ 
fen der Strafen, Auslagen beſtehenden Vorſchriften 
erfordern nach der Auflaſſung der Straſſenfrohnen, in 
allen Theilen eine genaue Reviſion. 

Die Direkzion hat dieſelbe in einer gemeinſchaft⸗ 
lichen kommiſſionellen Berathung mit der Staatsbuch— 
haltung zu pflegen, und den Entwurf der einzuführen⸗ 
den neuen Manipulazion binnen 6 Wochen mit dem 
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Gutachten hieher einzubefördern, von welchem Zeit— 
punkte an das neue Verfahren in Wirkſamkeit zu tre= 
ten habe. 

Nach dieſen Weiſungen ſind ſogleich die entſpre— 
chenden Belehrungen an die unterſtehenden Adjunkten, 
die Rechnungs-Konfekzion, und das Operazionsperſo— 
nale zu erlaſſen. Man wünſcht davon Abſchriften zur 
Einſicht zu erhalten 

Vor allem wird dieſelbe auf die ungeſäumte Voll⸗ 
ziehung der J. 12, 13, 16 und 27. aufmerkſam ge 
macht. l 

Uibrigens haben die hier ausgeſprochenen Grund— 
ſätze nur proviſoriſch zu gelten. Um das definitive Straſ⸗ 
ſenbau-Syſtem zu entwerfen, hat dieſelbe im Laufe des 
erſten Jahres der Ausführung, die ſich über die Anwen- 
dung dieſer Grundſätze darbiethenden Wahrnehmungen 
ſorgfältig zu ſammeln, und alles vorzubereiten, um 
deu dießfälligen Entwurf vor dem Eintritte des näch⸗ 
ſten Baujahres vorlegen zu können. Mar wendet ſich 
unter einem an das Zandes- Gubernium in Mailand 
wegen Zuſendung der daſelbſt über den Straſſenbau und 
ihre Erhaltung beſtehenden Normativen, und wird Mee 
ſelben feiner Zeit der Direfzion mittheilen. Die für 
Böhmen beſtehende Inſtrukzion befindet ſich zu Folge 
des hierortigen Erlaſſes vom roten July 1827 Zahl 
54457 in den Händen des Straſſenbau. Adjunkten Mühl⸗ 
ner, und (D von demſelben mit feinem Gutachten falls 
er ſolches noch nicht erſtattet hätte, zurückzufordern, Zoe 
dann aber bei der Verfaſſung des bemerkten Entwurfes 
zu benützen. 

Die größern Schwierigkeiten, welche ſich am Be⸗ 
ginnen dem Uibergange zu dem neuen wohlthätigen Sy⸗ 
ſteme entgegenſtellen werden, müſſen zu berdoppelter 
Thätigkeit auffordern, und man verſpricht ſich insbeſon⸗ 
dere von der Sachkenntniß des Herrn Direktors, und 
deſſen eifrigen Bemühung, daß Alles werde aufgeboten 
werden, um die angeordneten Maaßregeln zu vollfüh⸗ 

Prov. Geſethſ. von Galizien 1824. 
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ren und die ſich allenfalls ergebenden Hinderniſſe zu 
beſeitigen. 


D. 


Kundmachung. 


Se. Majeſtät haben mit der allerhöchſten Entſchließung 
vom 27ten July d. J. die Grundbeſitzer von der Gei, 
ftung der Straſſenfrohnen und des Straſ⸗— 
benfondsbeitrags allergnädigſt zu befreyen ger 
FAL, 

Die Erforderniffe zur Erhaltung der Straſſen, ins⸗ 
beſondere aber die Erzeugung, Serſchlägelung 
Zuführung und Verbreitung des Stein 
und Schottermaterials, werden im Wege der 
Verſteigerung mittelſt freywilliger Kontrakte an Unter⸗ 
nehmer vom Baujahr 1825 angefangen überlaſſen 
werden. 

Die vorzüglichſten Bedingungen ſind: 

itens. Das gemeinſchaftliche Objekt der Verſtei⸗ 
gerung geben die Arbeiten, welche in demſelben Ma— 
terialplatze, dann auf der Straſſenſtrecke die aus dem⸗ 
ſelben verſehen wird, zu verrichten ſind, ab. 

2ten. Die Verſteigerungen werden unmittelbar 
bei den Kreisämtern abgehalten werden. 

stens. Zu dieſen Verhandlungen werden ſowohl 
ganze Gemeinden als einzelne Private, ohne Unterſcheid 
des Standes und der Religion zugelaſſen. 

4tens. Die Unternehmungsluſtigen haben, ehe fie 
zur Steigerung zugelaſſen werden, eine dem zehnten 
Theile des Ausrufspreiſes, für das Objekt welches fie 
zu erſtehen wünſchen, gleichkommende Kauzion in Baa⸗ 
ren, oder in öffentlichen in Metall⸗Muͤnze verzinslichen 
Staatsobligazionen nach dem jedesmaligen letzten Kurs⸗ 
werthe zu erlegen Von dieſer Verpflichtung ſind ganze 
Gemeinden ausgenommen, jedoch haben die einzelnen 
Familienhäupter derfelben zur ungetheilten Hand zu 
haften. 


Kreis Kommiſſariat 
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stens. Die Vertreter ganzer Gemeinden, welche 
eine ausgebotbene Arbeit zu erſtehen wünſchen . müffen 
ſich mit einer Vollmacht ausweiſen, die auf das zu un— 
ternemende Geſchäft zu lauten, und von der Ortsobrig⸗ 
keit unter Beidrückung des Dominifal» und Gemeinde 
Siegels legaliſirt zu ſeyn hat. 

tens. Auf die genannten vier Arbeiten der Er⸗ 
zeugung, Zerſchlägelung, Zuführung und Verbreitung 
des Deckſtoffes, können Anbote ſowohl auf jede Gattung 
Arbeit einzeln, als auch für mehrere oder alle vereint 
angebracht werden. 

tens, Die Leiſtung wird nicht nach Tagwerken, 
ſondern nach Materialshäufen von beſtimmter Größe 
bedungen, wornach der größere Fleiß, und die beſſere 
Ladung auch größere Bezahlung erhält. 

Breng, ` Die übernommenen Arbeiten find im nach 
ſten Baujahr dergeſtalt zu leiſten, daß die Erzeugung 
und Zufuhr des Materials wenigſtens mit einer Halfte 
bis ıten April mit dem Reſte bis Ende September 
vollendet ſeyn muß. 

Wird die Verpflichtung uͤbernommen, die Zer⸗ 
ſchlägelung der Steine im Materialorte ſelbſt zu be⸗ 
wirken, fo iſt dieſelbe gleichfalls in den eben bemerk⸗ 
ten Friſten ſo zu vollziehen, damit die Verführung des 
Materials auf die Straſſe unaufgehalten geſche ben 
könne. N 

Iſt dagegen bie Zerſchlägelung auf der Graffe 
ſelbſt bebungen, fo muß ſolche wenigſtene mit der Hälf⸗ 
te bis Ende April, mit dem Refte bis ı5ten Oktober 
vollendet werden. Die Verbreitung des Oeckſtoffes auf 
der Straſſe hat vom ı5ten April bis sten Map dann 
im Monate Oktober nach Anweiſung der Straſſenbau⸗ 
beamten zu geſchehen. e 

gtens. Die Unternehmer find derechtiget, mit dem 
15 und letzten Tage eines jeden Monats über die bis da⸗ 
bin geleiftete Arbeit mit den Straſſenbaubeamten ab⸗ 
zurechnen. Die Bezahlung wird ihnen jedesmal gegen 
Beibringung der dießfälligen Veſcheinigung von dem 

UR 


Kreisamte bei der Kreiskaſſe flüßig gemachn, und von 
der letztern unaufgehalten erfolgt werden, wodurch den 
Kontrahenten der Weg eingeräumt wird, durch gröſſere 
Thätigkeit ſchneller zur Geldeinnahme zu gelangen. 

rotens. Das bei den Straſſenbau-Aemtern Got, 
handene Bauzeug wird, ſo weit es entbehrlich iſt, den 
Unternehmern gegen einen mäßigen Vergütungsbetrag, 
und gegen Zurückſtellung geliehen werden. 

Die Verſteigerungstagſatzungen ſelbſt werden von 
den Kreisämtern ausgeſchrieben werden. Die Unterneh: 
mungsluſtigen können die übrigen Verſteigerungsbeding— 
niſſe, und die ſich auf die erforderliche Lieferung be— 
ziehenden Daten bei dem k. k. Kreisamte und dem 
Straſſenbaukommiſſariate einſehen. Zugleich bleibt ihnen 
unbenommen, auch vor der Tagſatzung ihre Anbote 
ſchriftlich bei dem Kreisamte zu überreichen, welches, 
fo weit die übrigen Erforderniffe vorhanden find, da⸗ 
von bei der Lizitazion Gebrauch machen wird. 

Durch die Beſorgung der Straſſenerforderniſſe mit— 
tels freiwilliger Unternehmungen wird den Grundbe— 
ſitzern eine neue bisher nicht deſtandene Quelle des baa⸗ 
ren Gelderwerbes eröffnet, und ein Mittel gereicht, ihre 
Arbeit vorzüglich in der Jahreszeit, in welcher der Feld⸗ 
bau ihnen freie Zeit läßt, mit Gewinn zu verwenden. 

Zugleich wurde in den Verſteigerungsbedingungen 
ſelbſt, alles zugeſtanden, was den Unternehmern nur 
immer Erleichterung verſchaffen kann. 

Sämmtli he Ortsobrigkeiten, Magiſtrate und Ges 
meind⸗Vorſtände, werden verpflichtet, dieſe Beſtimmun⸗ 
gen allgemein kund zu machen, dieſe wohlthätige Maß⸗ 
regel Eräftigft zu unterſtützen, und die Grundbeſitzer 
über die wichtigen Vortheile, welche dieſelbe ihnen dar⸗ 
bietet, zu belehren. , 

Von dem k. k. Landes e Gubernium. 

Lemberg am 19ten Oktober 1824. 


— — 

E. 

Protokoll 

welches in der k. k. Kreisamtskanzley zu — 
am — 18 — wegen Uiberlaſſung der 
zur Straſſen- Konſervazion erforderli⸗ 
chen Arbeiten an den Meiſtbietenden auf- 

genommen wurde. 

Allgemeine Beſtimmungen. 

tens. Folgende zur Erhaltung derStraſſe erforderliche 


Arbeiten als: das Erzeugen von — Konſervazions⸗ 
haufen zu 54 Kub. Fuß Steine in dem Steinbruche zu 


— die Ferſchlägelung von — Konſervazionshaufen 
Steine. 

Die Zufuhr von — Konſervazionshauſen auf die 
Straſſenſtrecke von — bis — die Erzeugung vom 


— Schotterhaufen in der Schottetgrube zu — und be, 
ren Zufuhr auf die Straſſe von — bis — die Ver⸗ 
breitung Don — Schotterhaufen auf der Straffen- 
ſtrecke von — bis — werden an den Beſtbietenden 
überlaffen. 

ztens. Die Anbote konnen für die oben yenanns 
ten Gattungen Arbeiten zuſammen, oder für einige 
derſelben vereint, oder fuͤr jede einzeln angebracht 
werden. 

Steng, Dievieferung wird nicht nach Tagwerken, (on, 
dern nach bemeſſenen im Kubikmaaße ausgedrückten 
Leiſtungen bedungen, daher auch die Ausrufspreiſe nach 
dieſem Maaße geſtellt find, und die Anbote bei dem 
Abſchluße auf daſſelbe zurückgeführt werden müffen. 

atens. Ganze Gemeinden ſowohl als einzelne 
Private werden ohne Unterſchied des Standes und der 
Religion zur Verſteigerung zugelaſſen. Die Vollmachten, 
mit welchen ſich die Vertreter gonzer Gemeinden aus⸗ 
zuweiſen haben, und die dem gegenwärtigen Akte bei, 
geſchloffen werden, muüſſen beſtinmmt auf das zu unter 


nehmende Geſchäſt lauten, und von der Ortsobrigkeit 
unter Beidrückung des Dominikal⸗ und Gemeinde ⸗Sie⸗ 
gels legaliſirt ſeyn. e 

stens. Falls mehrere Individuen in Geſellſchaft 
die Arbeit unternehmen, fo müſſen fie ſich Alle für 
Einen, und Einer für Alle verpflichten. In der Regel 
werden alle Verhandlungen, welche ſich auf dieſes Ge— 
ſchäft beziehen, mit demjenigen Geſellſchafter, der uns 
ter ihnen bei der Verſtei erung der Erſte genannt ward, 
gepflogen, und alle Zahlungen an ihn geleiſtet werden. 

Sollten die gemeinſchafilichen Unternehmer ſpäter 
einem Andern aus ihnen dieſe Befugniß zu übertragen 
wünſchen, ſo muͤſſen ſie dieſes, mittels einer von Allen 
einverſtändlich unterfertigten Eingabe, dem Kreisamte 
anzeigen. 

6tens. Die Lieferungsluſtigen haben, ehe ſte zur 
Steigerung zugelaſſen werden, einen dem zehnten 
Theile des Ausrufspreifes für das Objekt, welches Be 
zu erſtehen wünſchen, gleichkommenden Betrag in Bag, 
ren, oder mittels in Metall⸗Münze verzinslicher Staats- 
ſchuldberſchreibungen nach dem jedesmaligen letzten 
Kurswerthe zu erlegen. 

Dieſer Kauzionsbetrag wird, falls der Anbot uns 
annehmbar gefunden werden follte, ſogleich zurückge— 
ſtellt, im enigegengeſetzten Falle hingegen bis zur volle 
ftändigen Erfüllung des Vertrages aufbewahrt werden. 
Von der Leiſtung der fopetigen Kauzion find ganze (Gre 
meinden ausgenommen, jedoch haften alle Familien 
häupter derſelben in Solidum. 

tens. Die Leiſtung der Arbeiten wird für das 
nächſte Baujahr in der Art bedungen, daß die Erzeus 
gung und Zufuhr des Materials wenigſtens mit einer 
Hälfte bis ten April 18 — mit dem Reſte bis Ende 
September 18 — vollendet ſeyn muß. Wird die Vers 
pflichtung übernommen, die Zerſchlägelung, der Steine 
im Materialorte ſelbſt zu bewirken, ſo iſt dieſelbe in 
den eben bemerkten Friſten zu vollziehen, damit die 
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Verführung des Materials auf die Straſſe unaufgehal⸗ 
ten geſchehen konne. 

Iſt dagegen die Zerſchlägelung auf der Straſſe ſelbſt 
dedungen, fo muß ſolche wenigſtens mit der Hälfte bis 
Ende April, mit dem Seite bis ı5ten Oktober vollen. 
det werden. Die Verbreitung des Materials hat vom 
15ten April bis ı5ten Mai, dann im Monate Oktober 
nach der Anweiſung der Straſſenbaubeamten zu ge— 
ſchehen. e 

dtens. Sollte der Unternehmer den Vertrag ent- 
weder gar nicht, oder nicht zur gehörigen Zeit, oder 
nicht in der bedungenen Art erfüllen, oder vor der Aus- 
fertigung des Vertrages von demſelben abſtehen, ſo 
ſoll der Straſſenfond berechtigt ſeyn, nach eigener Wahl 
entweder den Kontrahenten mittels des Kreisamtes zur 
genauen Erfüllung des Vertrages unmittelbar zu Der, 
halten, oder die von dem letztern gar nicht, oder nicht 
gehörtg geleiſtete Arbeit auf die Gefahr und Koſten des 
vertragsbrüchigen Unternehmers, fo weit die Zeit zus 
reicht, und das Objekt der Leiſtung es geſtattet, im 
Lizitazionswege, außerdem aber auch mittels gedunge⸗ 
ner Arbeiten bewirken zu laſſen, und ſich für die da— 
durch veranlaßte Mehrauslage an dem Vermögen des 
Unternehmers, insbeſondere aber an der Kauzion zu 
erholen. 
gtens. Zu dieſem Ende bleibe den mit der Boll 
ziehung des Vertrages beauftragten Behörden freigeſtellt, 
alle Maaßregeln zu ergreifen, die zur unaufgehaltenen 
Erfüllung des Kontraftes führen; dagegen ſteht aber 
auch den Kontrahenten der Rechtsweg für alle Anfprü- 
che, die fie aus dem Kontrakte ſtellen zu können ga: 
ben, offen. 

rotens. Die Unternehmer find berechtigt, von 
14 zu 14 Tagen, das iſt mit dem ısten, und dem 
letzten Tage eines jeden Monats mit den betreffenden 
Straſſenbeamten über die bis dahin geleiſtete Arbeit ab⸗ 
zurechnen. Sie haben dem Straſſenbaukommiſſäre ci, 
nen Gegenſchein über die abgelieferte Menge Arbeit 
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auszuſtellen, und dagegen ſich mit der, in einem ges 
druckten Einſchreibbuche, von dem Wegmeiſter und dem 
Kommiſſäre auszufertigenden Quittung, dann der ſich 
darauf beziehenden gedruckten Beſcheinigung bei dem 
Kreisamte auszuweiſen, welches ſodann den für die og, 
leiſtete Arbeit entfallenden Geldbetrag bei der Kreiskaſſe 
flüßig machen wird. 

Die Abrechnung über die vollſtändige Erfüllung des 
Vertrages, im Grunde welcher das Kreisamt die Zu, 
rückſtellung des Kauzionsbetrages zu beranlaffen hat, 
muß von dem betreffenden Straſſenbau - Adjunkten, 
oder dem Straſſenbau-Direktor beſtättigt ſeyn. 

sıtend. Den Unternehmern wird zwar die Bei— 
gebung der erforderlichen Werkzeuge von dem Straſ— 
ſenfonde nicht zugefichert. 

In fo ferne jedoch bei dem Straſſenbaukommiſſa⸗ 
riate ähnliche entbehrliche Werkzeuge vorhanden find, 
wird geſtattet, daß der Unternehmer ſich mit dem Kom⸗ 
mifferiate wegen Uiberlaſſung derſelben zum Gebrau— 
che gegen Zurückſtellung um einen angemeſſenen Ver— 
gütungsbetrag, mittels eines abgeſonderten Vertrages 
abfinde. 

ı2tend. Den Unternehmungsluſtigen wurde freis 
geſtellt, bei dem Kreisamte, oder dem Straſſenbau— 
kommiſſariate die Daten einzuſehen, nach denen ſich 
der Umfang und die Beſchaffenheit der Arbeit beurthei— 
len läßt. Jedoch wird hiemit ausdrücklich erklärt, daß 
denſelben das Recht nicht zukommen ſoll, aus dieſen 
ihnen vorgewieſenen Daten einen Erſatzanſpruch, oder 
eine ſonſtige Gewährleiſtung gegen den Straſſenfond 
abzuleiten, da es ihnen vielmehr obliegt, an Ort und 
Stelle ſich von der Lage der Sache unmittelbar zu übers 
zeugen. 

ꝛ5tens. Sollte der Materialplatz, aus welchem 
der zu bearbeitende Oeckſtoff zu nehmen iſt, ſich gegen 
den gegenwärtigen Zuſtand ganz weſentlich ändern, oder 
follte das Materiale in demſelben gänzlich eingehen, 
und daher ein neuer Materjalplaß eröffnet werden, fo 


’ 
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iſt auch das für dieſelben geſchloſſene Uibereinkommen 
als aufgelöſt zu betrachten, und hat nur für jene Ars 
beiten aufrecht zu bleiben, auf welche die eingetretene 
Aenderung keinen weſentlichen Einfluß äußerte. 

14tens. Alle Grundeinlöſungen beſorgt der Straf- 
ſenfond auf eigene Koſten. 2 

sötens. Der bei dieſer Lizitazions > Verhandlung 
von den Lieferungsluftigen gemachte Anbot ift zwar für 
diefelben eben fo verbindlich, als ob ein förmlicher Kon» 
trakt ausgefertigt worden wäre. Von Seite des Gira, 
ſenfondes hingegen wird ſich ausdrücklich die Beſtätti— 
gung des k. k. Landesgubernium vorbehalten, vor des 
ren Einlangung der Unternehmer keineswegs berechti— 
get ſeyn ſoll, von dem Geſchäfte abzuſtehen. 

16tens. Im Grunde des vorliegenden Lizitazions⸗ 
protokolls wird der Kontrakt mit dem Unternehmer in 
zwei Gremplarien abgeſchloſſen werden, zu deren Eis 
nem der Beſtbietende den klaſſenmäſſigen Stempel bei⸗ 


zuſtellen hat. n 


Beſondere Beſtimmungen. 


a) Fuͤr die Steinerzeugung in Steinbruͤchen. 


ı7tens. Der Materialplatz muß überhaupt gleich⸗ 
förmig, und nicht etwa bloß nach den beſten Materials 
lagen bearbeitet, oben bis zur Stein- und Schotterlage 
ordentlich abgeräumt und die Dammerde bei Seite ges 
ſchafft werden, daß ihre Lage der künftigen Erzeugung 
und Depoſttirung des Materials in keinem Falle hin⸗ 
derlich iſt. k 

18tens. Die Steine find nicht in geößern Stücken 
zu erzeugen, als ein Mann bequem auf- und abzula« 
den im Stande iſt. 

lotens. Das Materiale muß bei der Uibergabe 
an den Straſſenfond in Haufen aufgeſtellt werden, des 
ren jeder 54 Kubik⸗Fuß enthält, daher 6 Schuh lang, 
ai breit, und 5“ ſenkrecht hoch zu fein hat. 
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Werden die Haufen nicht maaßhältig, nicht voll⸗ 
ſtändig ausgefüllt oder mit Mergel und fremdartigen 
Stoffen untermengt gefunden, ſo wird gegen den Kon— 
trahenten nach dem achten Abſatze verfahren, daher auf 
feine Koſten die Reinigung vorgenommen, und das Man: 
gelnde ergänzt werden. 


b) Für die Schottererzeugung in Schotter⸗ 
gruben. 


20tens. Der vorſtehende fiebenzehnte und 29te 
Abfatz findet auch auf die Schotter» Erzeugung An⸗ 
wendung. Der Schotter iſt dei der Uibergabe an 
den Straſſenfond ebenfalls in Haufen die 54 Kubik— 
Schuh enthalten. unten 157 oben 12“ lang, unten Ai 
breit, oben verlaufend, und 2“ ſenkrecht hoch ſeyn 
muͤſſen, aufzuſtellen. 

2ıtend. Der Schotter muß am Materialplatze 
von allen Sand- und Erdtheilen gereiniget, und zu 
dieſem Ende, wo es erforderlich iſt, durch eiferne Netze, 
Wurfgitter geworfen werden. Alle Stücke welche größer 
als ein Hühnerey find, find von dem Erzeuger am 
Materialorte felbft auf dieſe Größe zu zerſchlagen. 

22tens. Die Erzeugung des Schotters aus Schot— 
tergruben wird immer vereint mit deſſen Verführung 
hintangegeben. 


c) Fuͤr die Seiterter der Steine aus 
Steinbruͤchen. 


25tens. Den Anboten für die Zerſchlägelung muß 
von den Lieferungsluſtigen ausdrücklich beigefügt mer, 
den, ob ſie dieſe Arbeit im Steinbruche, oder auf der 
Straſſe zu vollziehen übernehmen. 

z4tens. Die Steine müſſen wie oben bemerkt, 
bis auf die Größe eines Hühnereyes zerſchlagen, und 
in Haufen, welche genau das im zoten Abſatze für den 
Schotter überhaupt feſtgeſezte Maaß zu halten haben, 
aufgeſtellt werden. 
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d) Fuͤr die Zufuͤhrung. 


a5tens. Das Materiale iſt in derſelben Menge 
und Form, wie es in dem Steindruche oder der Schot⸗ 
tergrube übernommen wird, ohne alle Verminderung 
oder Vermengung auf die Straſſe zu überführen. 

26tens. Das zugeführte Materiale muß auf der 
— Seite der Straſſe von — bis — und zwar inner 
der Straſſengräben in einzelnen Haufen, wie ſolche in 
dem 19, 20, und 27ten Abſatze bezeichnet wurden, 
aufgeſtellt werden. Dabei iſt ſo viel möglich darauf zu 
ſehen, daß die Zufuhr der Haufen ſich jedesmal mög— 
lichſt gleichmäßig über die ganze Straſſenſtrecke verbrei⸗ 
te, und nicht bloß die dem Steinbruche oder ber Schot⸗ 
tergrube näher liegenden Theile derſelben, fondern auch 
die Entferntern mit dem Oeckſtoffe verſehen werden. 
Die Aufſtellung der Materialhaufen außerhalb der Straſ⸗ 
ſengräben, darf nur in dem Umfange der Ortſchaften, 
wo der Raum dieſes auf der Straſſe felbſt nicht gr, 
ſtattet, ausnahmsweiſe auf die beſondere Anweiſung 
des Straſſenbaukommiſſärs geſchehen. 


e) Für die Verbreitung des Oeckſtoffes. 


2 tens. Die Verbreitung des Oeckſtoffes iſt je⸗ 
desmal, ſowohl was die Menge des jedesmal zu ver⸗ 
breitenden Materials, als auch den Ort und die Art 
der Ausführung betrifft, nach der Anweiſung des Straſ⸗ 
ſenbau⸗Kommiſſariats zu dewirken. 
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EI 


Vertrag 

welcher zwiſchen dem k. k. — Kreisam⸗ 
te im Namen des Straſſenfondes einer 
— und den — ondererſeits uͤber ei⸗ 
nige zur Straſſenerhaltung nothwendige 
Arbeiten zu Folge hohen Gubernialde- 
1 vom — Zahl — geſchloſſen 
wurde. 


ıtens. Verpflichte (t oder n) Ai — — im 
Grunde der am — bei dem k. — Kreisamte 
gepflogenen, und von dem 72 Landesgubernium 
mittels der bezogenen Verordnung beſtättigten Verhand⸗ 
lung zur Straſſenerhaltung 

(hier werden die übernommenen Arbei⸗ 

ten nach Kubikmaaß genau nach dem 

Lizitazions⸗ Protokolle angeſetzt.) 
unter den nachfolgenden Bedingungen zu leiſten. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


2tend. Die Lieferung wird nicht nach Tagwerken, 
ſondern nach den oben bemerkten im Kubikmaaße aus⸗ 
gedruckten Leiſtungen bedungen. 

stens. Der 5te Punkt des Lizit. Prot. 

Atens. Die bei der Verſteigerung mit — fl. in 
— erlegte Kauzion wird bis zur vollftändigen Erfül⸗ 
lung des Vertrages in der k. k. Kreiskaſſe aufbewahrt 
werden. Von der Leiſtung der zehn progentigen Kauzion 
ſind ganze Gemeinden ausgenommen, jedoch haften alle 
Familienhäupter in Solidum. 

Stens. Der ot Abſatz des Lizit. Prot. 

tens.) Der zte und gte Abſatz des 

ztens. ) Lizit. Prot. 
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giens. 

gtens. Der rote, tg: late, ste und 1àte 
ds? Abfag des Lizit, Prot. 

1 . 


12tens. 


Beſondere Beſtimmungen. 
a) Für die Steinerzeugung in Steinbruͤchen. 


15tens.) 
ı4tens. ) Punkt 17. 18. und 19. des Lizit. Prot. 
15tens.) 


b) Fuͤr die Smpehikerseugtng in Schotter⸗ 
gruben. 


16tens. Der vorftehende ı3te und ı5te Abfag 

bis aufzuſtellen, aus dem 20. A, des Lizit. Prot. 
17tens.) $. 21. und 22. des Lizit. 
18tens.) Prot. 


c) Für die Zerſchlaͤgelung der Steine aus 
Steinbruͤchen. 


igtens. Der Unternehmer iſt verpflichtet die Zer⸗ 
ſchlägelung 
(hier wird angefegt: im Steinbruche 
oder auf der Straſſe, je nachdem das 
Uibereinkommen bei der Lizitazion 
beſchaffen iſt.) 
zu vollziehen. 
2otend. $. 24 des Lizit. Prot. mit der Aenderung, 
daß in der Beziehung ſtatt zoten der 16te Abſatz auſ⸗ 
zuführen iſt. 


d) Fuͤr die Zufuͤhrung. 


2itens. J. 25 des Lizit. Prot. 
22tens. $. 26 detto in der Beziehung wird ſtatt 
19. 20, und 24. der 15. 16. und 20. Abfatz angeführt. 
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e) Für die Verbreitung des Oeckſtoffes. 
25tens. $ 27. des Prot. 


Schlußbeſtimmungen. 
24tend. Nachdem nun wie oben bemerkt der (die) 
unterfertigte (n) Kontrahent (en) die — übernahm 


(en) fo finden hier nebſt den allgemeinen Beftimmuns 
gen auch noch die deſonderen Bedingungen, die in den 
Abſatzen — vorkommen, Anwendung, und muͤſſen 
von dem (den) Kontrahenten genau erfüllt werden. 

25tens. Dagegen wird dem (den) Unternehmer 
(n) von dem Straſſenfonde die baare Bezahlung fuͤr 
jede — mit 

Daher für bie ganze uͤbernommene Arbeit, und 
zwar: 

— Sub, BIL — — mit — — kr. 

ES 0 — — E E 

Im Ganzen mit fl. kr. 

Sage — 
in Konvenzionsmünze zugeſichert. 

Zur Urkunde deſſen wurde der gegenwärtige Vertrag 
in zwei gleichlautenden Exemplaren, deren das Eine un« 
geſtempelte dem (den) Kontrahenten ſammt dem ger 
druckten Einſchreibbuche hinausgegeben wird, von beiden 
Theilen, und zweien hiezu erbetenen Zeugen unterfer⸗ 
tigt, und mit der Beidrückung des Siegels befräftiget. 
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Kreis Straffenbau = Kommiffariat 


Wegmeiſterſchaft 
G. 


Einfhreibbud 


des Kontrahenten — welcher zu Folge der mit Gub. Verordnung vom — 3. 
— beſtaͤttigten Verſteigerungs-Verhandlung in dem Materialplatze — an der 
Straſſenſtrecke von — bis — folgende Arbeiten uͤbernahm. 


Um die Bezahlung 


Conſerbazions⸗ 
Haufen 
zu 54 Kub f 


Schuh far jeden nn Im ganzen 


u "mei 


PF EI | 1 


Stein Erzeugen 
— GZerſchlaͤgeln 
Deckſtoff Zuführen 


— Verbreiten 


(Zur Sig. P. Seite 286.) 


Nro. Sind übernommen worden 
Im Monate und 


der in der Straſſen⸗ ; 
des | Som: Tage Gattung ſtrecke a „ Haufen 
Gegen⸗ miffar. der vr ? zu 54 
ſcheins Beſchei⸗ Arbeit von bis | auf der I se Kub. Schuh 
nigung . ͤ ͤ K  ARTTEEE ` 9 Seite 


Ganzen || miffars und Weg- 


meiſters Geld 


Journ. betra Unterſchrift 
Se, ag der Kreiskaſſe 


fl. kr. 


für einen 
Haufen 


Tag 


Dafür gebührt 4 E ` 
— Ctrtdenbändiae U Beſtättigung der Kreiskaſſe über die 
igenhän n⸗ 
lden Pr berſchriſt des erfolgte Auszahlung 
preiſe Straſſenbau⸗ kom. «ðꝭ1⁊᷑ ð . ⅛ðéAAunmerkung. 


| Kreis Straſſenbau-Kommiſſariat 
Nro. Wegmeiſterſchaft 


Beſcheinig ung 
Der Kontrahent — welcher in dem Materialplatze — an der — Straſſe 
von — bis — zu Folge der nit Gubernial-Verordnung vom — 3. — 
beſtaͤttigten Verhandlung. 


y bierauf 
Zu leiſten übernahm hat derſelbe 
bis — 18 — [von — bis — Vor⸗ 


und die [18 — hinge⸗ nach 


den Bezah⸗ ibm ge⸗ 
vi Haufen || geleis lung et gen wieder ge. buͤhren 
Kubik⸗ um ftet halten leiſtet 
fl. kr. [Haufen fl. kr. ] Haufen fl. kr. 
Stein erzeugen . - ` 8 | 
— zerſchlaͤgeln 
Deckſtoff zufuͤhren 
— verbreiten 1 S e 
f ) 


Sage — Gulden — Kreutzer in Konvenzionsmuͤnze, welche demſelben bei 
der k. k. Kreiskaſſe ohne Anſtand erfolgt werden Tonnen, 
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(E. S.) 


N. N. Straſſenbaukommiſſaͤr. 
N. N. Wegmeiſter. 
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136. 

Bloß in jenen Stazionen, in welchen Go 
ein Regimentsſtab befindet, iſt ein Ab⸗ 
ſteigguartier von zwei Zimmern offen zu 
halten. 


Der ꝛ9te J. des Militär- Bequartirungs- Reglement, 
wornach bloß in jenen Stazionen, in welchen ſich ein 
Regimentsſtab befindet, ein Abſteigquartier von zwei 
Zimmern offen gehalten werden foll, wird dem Kreis— 
amte mit dem Beiſatze in Erinnerung gebracht, daß auf 
die Beobachtung dieſer Vorſchriſt ſtrenge zu wachen, und 
in keinen ſonſtigen Militär⸗Stazionen eigene Abſteig⸗ 
quartiere anzuweiſen find. 
Bubernial = Verordnung vom 2öten Oktober 1824. Gub. 
Zahl 58138. 
537. 
Beſtimmung: wem der Dunger von Kaval⸗ 
leriepferden gehoret. 


s iſt die Frage vorgekommen, ob der von den in 
Pribatſtallungen untergebrachten Kavallerie » Pferden ab. 
geworfene Dunger den Eigenthümern der Ställe gegen 
Beiſchaffung der erforderlichen Stallrequiſiten gebühre, 
oder ob jede andere Zorten befugt ſey, den Dunger 
u Beſorgung der gedachten Requifiten abnehmen zu 
dürfen. 

Hierüber wird den Kreisämtern bedeutet, daß in 
Folge Gubernial « Verordnung vom ꝛ2ten Juny 1804 
Zahl 24568. nur in jenen Stallungen, wo nicht mehr 
als 4 Pferde untergebracht ſind, die Eigenthümer der⸗ 
ſelben verpflichtet ſind, gegen Bezug des Dungers und 
des Schlafkreuzers die nöthigen Requiſiten deizuſchaffen, 
in jenen von 5 Pferden aufwärts aber, kann die Beſor⸗ 
gung der Stallrequiſiten dem Stalleigenthümer nicht zur 
Laſt ſallen, weil die dießfälligen Auslagen aus dem Mi⸗ 
litär⸗Quartierfonde beſtritten werden. 


Die Uiberlaſſung des in der Rede ſtehenden Duns 
gers kann daher nur in dem Falle an die Eigenthümer 
der Privatſtallungen Statt finden, welche ſich herbeilaſ— 
ſen, die nach der Anzahl der Pferde erforderlichen Stall— 
requiſiten unentgeldlich abzuliefern, im entgegengeſetzten 
Falle aber iſt der Dunger vor allen Stallungen bei Pris 
vaten über 5 Pferde, wenn ſolcher dortorts in einem 
Werthe ſtehet, lizitando zu veräußern, oder der dafür 
gelöſte Betrag an die Kreiskaſſe zum Beften des Fon— 
des abzuführen. 

Dagegen iſt laut Gubernial-Verordnung vom 22. 
Suny 1804 Zahl 24508 — $. 6. der Dunger von den 
Eontractiong » Stallungen den nächſten Gemeinden der 
Kavallerie » Stazionen gegen dem zugeſprochen worden, 
daß ſie das zur Eindachung diefer Stallungen benöthigte 
Stroh unentgeldlich herbeiſchaffen. 

Gubernial⸗ Verordnung vom 23ten Oktober 1824. Gub. 

Zahl 61639. 


138. 

Armen Verwandten eines ab intestato ver⸗ 
ſtorbenen Geiſtlichen darf aus dem ge— 
ſetzlichen Armendrittel nur fo viel vu: 
gewendet werden, als denſelben nach 
der geſetzlichen Erbfolge hievon zugefal— 
len waͤre. 


it hohen Hofkanzleydekrete vom 16ten September 
L J. Zahl 27027. iſt anher bedeutet worden, daß es 
von den in dem Hofkanzleydekrete vom Gren Jänner 
1792 (Juſtizgeſetzzaammlung vom Jahre 1795 bis 1797 
Pag. 5. Nro. 259.) sub litt. b. enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen abzukommen habe, und daß ſonach einem ar⸗ 
men Verwandten eines ab intestato verſtorbenen geiffs 
lichen Erblaſſers, aus dem geſetzlichen Armendrittel nur 
ſo viel zuzuwenden ſey, als demſelben von dieſem Drit⸗ 
tel der Verlaſſenſchaft nach der geſetzlichen Erbfolge zu⸗ 
gefallen wäre. „ 


; 
Diefe hohe Verfügung wird in Bezug der hinſicht⸗ 
lich der Verhandlung weltgeiſtlicher Inteſtat⸗Verlaſſen⸗ 
ſchaften erfloſſenen hohen Anordnungen, welche mit dem 
gedruckten Kreisſchreiben vom 17ten Jänner 1785 über 
das hohe Hofkanzleydekret vom Boten Dezember 1784, 
Kreisſchreiben vom 15ten Dezember 1788, über das 
hohe Hofkanzleydekret vom Iten Dezember 1788; Kreis 
ſchreiben vom 9. May 1789 über das Hofd. vom 29. April 
1788, mit dem gedruckten Intimate eines hochloͤblichen 
k. k. Appellazionsgerichts vom (yen September 1799. 
über das hohe Hofdekret vom 25ten Auguſt, endlich 
Gubernialkreisſchreiben von 16ten Oktober 1807 über 
das hohe Hofdekret vom uten Septemben 1807, hier- 
landes allgemein kund gemacht worden ſind, und die 
nämlichen Beſtimmungen enthalten, welche in dem ho⸗ 
hen Hofkanzleydekrete vom Eten Jänner 1792 hinſichtlich 
des Armendrittels und deſſen Erfolgung an die armen 
Verwandten der ab intestato verblichenen Säkular— 
Geiſtlichkeit vorgezeichnet worden, und auf welche daher 
auch das Eingangs bezogene dermal erfloſſene hohe Got. 
kanzleydekret Bezug hat, zur allgemeinen Verlautba⸗ 
rung bekannt gegeben. 
Gubernial⸗ Verordnung vom 27. Oktober 1824. Gub. 
Zahl 58988. 
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Neuer Lehrplan fuͤr die philoſophiſchen 
Studien. 


n Gemäßheit des hohen Studienhoffommiffions » Der 
kretes dom 2ten d. M. Zahl 6619 und nachträglich zur 
hierortigen Verordnung vom sten d. M. Zahl 59959. 
wird den Direktoraten der mit allerhöchſter Entſchlieſſung 
vom 28ten September d. J. genehmigte neue Lehrplan 
der philoſophiſchen Studien in der unter + anliegen 
den Abſchrift zur genaueſten Ausführung zugefertigt. 

Nachdem Se. k. k. Majeſtät zugleich allergnädigſt 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 182%. al 


anzuordnen geruhet haben, daß diefer neue Lehrplan 
daldmöglichſt in Ausführung gebracht werde, und nod, 
dem kein welentliches Hinderniß im Wege ſteht, dieſes 
ſchon mit dem eingetretenen Schuljahr 1824— 1825 zu 
thun, fo wird den Direktoraten aufgetragen, alſogleich 
nach Emfang dieſes neuen Lehrplans die begonnenen 
Vorleſungen nach demſelben einzurichten. 

Zu dieſem Ende werden die mit dem Eingangs» 
erwähnten hohen Studienhofkommiſſionsdekret herabge- 
langten, zu den betreffenden A8. der beiliegenden Vor⸗ 
ſchrift über den neuen Lehrplan gehörigen Bemerkungen 
beigefügt. 

ad A, 2. Alle Schüler, welche zu Anfang des be⸗ 
gonnenen Schuljahrs 1825 den zweiten Jahrgang der 
philoſophiſchen Studien gehörig zurückgelegt haben, Tënt: 
nen ohne zu einem dritten Jahrgang verpflichtet zu 
ſeyn, alſogleich in den erſten Jahrgang des höhern theo— 
logiſchen oder mediziniſchen Studiums aufgenommen 
werden. 

ad $. 5. Für die Obligatlehrfächer, für welche 
bisher laleiniſche Schulbücher vorgeſchrieben waren, ift 
ſich einsweilen noch dieſer lateiniſchen Lehrbücher zu be- 
dienen, weil es keinem Anſtande unterliegen kann, nö— 
thigen Falls über ein ſolches Lehrbuch auch in der deut» 
ſchen Sprache vorzutragen. 

ad b. 8. Für das Lehrfach der lateiniſchen Phi⸗ 
lologie, nämlich für die vorzunehmende Leſung der Klaſ— 
ſiker, haben die Profeſſoren einsweilen die für die Huma— 
nitätsklaſſen vorgeſchriebene Ehreſtomatie zu gebrauchen, 
da die Mehrzahl der in dieſer enthaltenen Bruchſtücke 
ohnehin einem großen Theile der Schüler noch unbe— 
kannt ſeyn dürfte. 

ad b. 9. Hinſichtlich der gegenwärtig freigelaſſe⸗ 
nen aber beſonders anempfohlenen Lehrſächer der Nas 
turgeſchichte, und der Univerſalgeſchichte, iſt mit vor⸗ 
gedachter allerhöchſten Entſchlieſſung insbeſondere ange— 
ordnet worden, es ſey, wenn die Erfahrung es nachwei— 
fen ſollte, daß es nöthig ſey, dieſe zwei Lehrfächer oder 
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einen andern freyen Lehrzweig der dermalen vorgeſchrie⸗ 
benen Zwangsfächern anzureihen; Seiner k. k Maje⸗ 
ſtät ſogleich ein gutächtlicher Vortrag zu unterlegen. 

Die Direktorate werden daher angewieſen, gleich 
itzt, oder ſeiner Zeit das Reſultat ſeiner dießfälliger 
Beobachtungen oder Wahrnehmungen gutächtlich vor⸗ 
zulegen. 

ad $. 21. Der Inhalt dieſes $. wird unter Einem 
dem Direktor der Gymnaſtalſtudien, dann der juridis 
ſchen Studien zur Kenntniß und Darnachachtung bekannt 
gemacht. 

ad 5. 28 und 29. Wo der Fall dieſer zmei Pas 
ragraphe eintritt, erwartet die hohe Hofbehörde über 
die erforderlichen Erhebungen gutächtlichen Bericht. Die 
Vorſchrift des 9. 28 ſey auch an jenen Lehranſtalten an- 
wendbar, wo wenigſtens, noch vor der Hand ein eige⸗ 
ner Profeſſor der Landwirtſchaftskunde zu beſtehen hätte. 

ad . 51. Mit mehrbeſagter allerhöchſten Ent⸗ 
ſchlieſſung iſt auch anbefohlen worden, allerhöchſten 
Orts nach 4 Jahren anzuzeigen, ob nach dem vorlie— 
genden Plane gebildeten Schüler hinlängliche Kennt⸗ 
niſſe und Uibung in der lateiniſchen Sprache für das 
Studium der Theologie und der Heilkunde mitbringen. 

Zur Vollziehung dieſes allerhöchſten Befehls wird 
die Aufmerkſamkeit des Direktorats des theologiſchen und 
mediziniſchen Studiums auf dieſen Gegenſtand beſon— 
ders in Anſpruch genommen, und demſelben aufgetra— 
gen, mit Ende des erſten Semeſters des Schuljahrs 
1828 hierüber gutächtlichen Bericht zu erſtatten. Die⸗ 
ſes Gutachten erwartet man in der beſagten Friſt auch 
von Seite des phlloſophiſchen Direktorats. 

ad $. 52. Uiber die für die Zukunft beibehaltes 
nen nicht Obligatſtudien, enthält die allerhöchſte Ent⸗ 
ſchlieſſung die fernere Weifung, daß dieſelben, falls ſich 
durch die Erfahrung zeigen ſollte, daß ſie nicht noth⸗ 
wendig find, oder ſich leicht einem andern Lehrgegen⸗ 
ſtande zutheilen laſſen, aufzuheben, oder mit einem 
andern Gegenſtande zu vereinigen ſeyen. 


Q 2 


unzuordnen geruhet haben, daß diefer neue Lehrplan 
baldmöglichſt in Ausführung gebracht werde, und nach. 
dem kein welentliches Hinderniß im Wege ſteht, dieſes 
ſchon mit dem eingetretenen Schuljahr 1824— 1825 zu 
thun, fo wird den Direktoraten aufgetragen, alſogleich 
nach Emfang dieſes neuen Lehrplans die begonnenen 
Vorleſungen nach demſelben einzurichten. 

Zu dieſem Ende werden die mit dem Eingangs⸗ 
erwähnten hohen Studienhofkommiſſionsdekret herabge— 
langten, zu den betreffenden A8. der beiliegenden Vor— 
ſchrift über den neuen Lehrplan gehörigen Bemerkungen 
beigefügt. 

ad A 2. Alle Schüler, welche zu Anfang des be; 
gonnenen Schuljahrs 1825 den zweiten Jahrgang der 
philoſophiſchen Studien gehörig zurückgelegt haben, Fön» 
nen ohne zu einem dritten Jahrgang verpflichtet zu 
ſeyn, alfogleich in den erſten Jahrgang des höhern theo» 
logiſchen oder mediziniſchen Studiums aufgenommen 

werden. 
. ad A 5. Für die Obligatlehrfächer, für welche 
bisher laleiniſche Schulbücher vorgeſchrieben waren, iſt 
ſich einsweilen noch dieſer lateiniſchen Lehrbücher zu be— 
dienen, weil es keinem Anſtande unterliegen kann, nö» 
thigen Falls über ein ſolches Lehrbuch auch in der deut- 
ſchen Sprache vorzutragen. 

ad A 8. Für das Lehrfach der lateiniſchen Phi⸗ 
lologie, nämlich für die vorzunehmende Leſung der Klaſ⸗ 
Dier, haben die Profeſſoren einsweilen die für die Huma— 
nitätsklaſſen vorgeſchriedene Ehreſtomatie zu gebrauchen, 
da die Mehrzahl der in dieſer enthaltenen Bruchſtücke 
ohnehin einem großen Theile der Schüler noch unbe— 
kannt ſeyn dürfte. 

ad $. 9. Hinſichtlich der gegenwärtig freigelaſſe⸗ 
nen aber beſonders anempfohlenen Lehrfächer der Na 
turgeſchichte, und der Univerſalgeſchichte, iſt mit vor⸗ 
gedachter allerhöchſten Entſchlieſſung insbefondere ange» 
ordnet worden, es ſey, wenn die Erfahrung es nachwei— 
fen ſollte, daß es nöthig ſey, dieſe zwei Lehrfächer oder 
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einen andern freyen Lehrzweig der dermalen vorgeſchrie— 
benen Zwangsfächern anzureihen; Seiner k. k Maje⸗ 
ſtät ſogleich ein gutachtlicher Vortrag zu unterlegen. 

Die Direktorate werden daher angewieſen, gleich 
itzt, oder ſeiner Zeit das Reſultat ſeiner dießfälliger 
Beobachtungen oder Wahrnehmungen gutächtlich vor⸗ 
zulegen. 

ad A, 21. Der Inhalt dieſes $. wird unter Einem 
dem Direktor der Gymnaſtalſtudien, dann der juridis 
ſchen Studien zur Kenntniß und Oarnachachtung bekannt 
gemacht. 

ad A 28 und 29. Wo der Fall dieſer zmei Pa- 
ragraphe eintritt, erwartet die hohe Hofbehörde über 
die erforderlichen Erhebungen gutächtlichen Bericht. Die 
Vorſchrift des . 28 fen auch an jenen Lehranſtalten an- 
wendbar, wo wenigſtens, noch vor der Hand ein eige— 
ner Profeſſor der Landwirtſchaftskunde zu beſtehen hätte, 

ad d. 31. Mit mehrbeſagter allerhöchſten Ent⸗ 
ſchlieſſung iſt auch anbefohlen worden, allerhöchſten 
Orts nach 4 Jahren anzuzeigen, ob nach dem vorlie⸗ 
genden Plane gebildeten Schüler hinlängliche Kennt⸗ 
niſſe und Uibung in der lateiniſchen Sprache für das 
Studium der Theologie und der Heilkunde mitbringen. 

Zur Vollziehung dieſes allerhöchſten Befehls wird 
die Aufmerkſamkeit des Direktorats des theologiſchen und 
mediziniſchen Studiums auf dieſen Gegenſtand befon— 
ders in Anſpruch genommen, und demſelben aufgetra— 
gen, mit Ende des erſten Semeſters des Schuljahrs 
1828 hierüber gutächtlichen Bericht zu erſtatten. Die⸗ 
ſes Gutachten erwartet man in der beſagten Friſt auch 
von Seite des philoſophiſchen Direktorats. 

ad d. 32. Uiber die für die Zukunft beibehalte⸗ 
nen nicht Obligatſtudien, enthält die allerhöchſte Ent⸗ 
ſchlieſſung die fernere Weiſung, daß dieſelben, falls ſich 
durch die Erfahrung zeigen ſollte, daß ſie nicht noth⸗ 
wendig find, oder ſich leicht einem andern Lehrgegen⸗ 
ſtande zutheilen laſſen, aufzuheben, oder mit einem 
andern Gegenſtande zu vereinigen (enen, 


Welche allerhöchſte Weiſung die Direktorate zur 
Richtſchnur zu nehmen haben, um ſobald eine ſolche 
Aufhebung oder Vereinigung ſich als räthlich darſtellet, 
gutächtlichen Bericht hierüber zu erſtatten. 

ad d. 56. Der Inhalt dieſes Paragraphs wird 
auch den Direktoren der höhern Fakultätsſtudien bekannt 
gemacht. 

Was die Individuen des Lehrperſonals, die durch 
Einführung dieſer neuen Vorſchriften überflüßig werden, 
anbelangt, fo find nach dem weiteren Inhalte der aller: 
höchſten Entſchließung wegen deren Behandlung die 
Vorſchläge Sr. k. k. Majeſtät zu erſtatten, und iſt aller. 
höchſt befohlen worden, bei Beſtimmung der Indivi— 
duen, die dieſes Schickſal zu treffen hat, bloß auf das 
Beſte der Sache Rückſicht zu nehmen. Es wird daher 
ſpäterhin die hohe Aufforderung, herablangen über die— 
fen Gegenſtand die erforderlichen Auskünfte und Vor⸗ 
ſchläge zu erſtatten. 

Mittlerweile hat bei Einführung des neuen Lehr⸗ 
plans in dem begonnenen Schuljahre, jeder der gegen 
wärtig beſtehenden Profeſſoren oder Supplenten gegen 
einsweiligen Bezug des Gehaltes dasjenige von ſeinen 
Lehrfächern noch ſerner vorzutragen, was auch in dem 
neuen Lehrplan beibehalten worden iſt, jedoch mit der 
in dieſem neuen Lehrplane bemeſſenen Stundenzahl, 
und mit den ſonſt neu vorgeſchriebenen Modifikazionen. 
Insbeſondere 

a) hat den Vortrag über die Erziehungskunde eins» 
weilen noch dasjenige Individuum fortzufegen, 
welches denſelben bisher hatte. 

b) An den kleinen Lehranſtalten behalten die Pros 
feſſoren der reinen Elementar⸗ Mathematik und 
Phiſtk noch ihre Fächer wie bisher, ohne daß vor 
der Hand zur Ausſcheidung der Mechanik aus dem 
Lehrſyſteme der Phiſik, und zur Zutheilung der 
Naturgeſchichte zu ſchreiten iſt. 

Wo an ſolchen Lehranſtalten dermalen ein eigener 
Profeſſor der Landwirthſchaftskunde vorhanden iſt, hat 
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derſelbe alſogleich, und auf ſo lange als die Lehrkan⸗ 
zel der Landwirthſchaftskunde beibehalten wird, den 
Vortrag über die Naturgeſchichte zu übernehmen. 

Gleichfalls hat an dieſen Lehranſtalten der Pro, 
feſſor der Univerſalgeſchichte alſogleich das ihm zuge— 
theilte Lehramt der lateiniſchen Phylologie anzutreten. 

c) Wo ſich dermal weder ein wirklicher, oder ſuppli⸗ 
render Profeſſor der Landwirthſchaftskunde, noch 
der Naturgefihichte vorfindet, haben vor der Hand 
die Vorleſungen über die Naturgeſchichte noch weg 
zu bleiben, und iſt die Univerſalgeſchichte, jedoch 
als freyer, bloß beſonders anempfohlener Gegen, 
ſtand dergeſtalt zu geben, daß durch das ganze 

Jahr hindurch, wochentlich zwei Stunden, über 

die alte Geſchichte bis Karl den großen durch drei 

Stunden, über die mittlere und neuere Geſchichte 

Vorleſungen gehalten werden. 

Den Schülern des erſten Jahres iſt der Beſuch der 
Vorleſungen über die alte Geſchichte, jenen des zwei⸗ 
ten Jahres, über die mittlere und neuere Geſchichte 
anzuempfehlen. dë 

Nachdem bei der dortigen Lehranſtalt vielleicht der 
Fall des letzten Abſatzes im J. 51. des neuen Lehrpla, 
nes eintreten könnte, fo wird den Direktoraten aufge- 
tragen, unverzüglich das Gutachten zu erſtatten, ob 
bei einem oder dem andern Gegenſtande die bisher 
gebrauchte lateiniſche Sprache, und aus welchen Grün: 
den noch einsweil, und bis zu welcher Zeit beizubehal— 
ten, und welche Beſtimmung dießfalls für die nächſten 
Jahre zu treffen wäre. 


Gubernial⸗Verordnung vom 27ten Oktober 4824. up, 
Zahl 62548. . 
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Neuer Lehrplan 
der 


philoſophiſchen Studien. 
ZER 


Bei den Beſtimmungen des mit allerhöchſtem Kabinets⸗ 
ſchreiben vom ten July 1805 (kund gema ht mit 
Hofkanzleydekret vom gten Auguſt 1805 Zahl 14849 — 
2397.) angeordneten Lehrplanes der philofophiſchen Stu- 
dien; bei den daſelbſt zur Nichtſchnur aufgeſtellten 
Grundſätzen über die Tendenz des ganzen Lehrplanes 
und der einzelnen Lehrſächer, wie auch über die Lehr— 
methode derſelben, und bei den ſeither in Sieten Sa— 
chen nachgefolgten Anordnungen hat es im Ganzen 
und in fo weit dieſelben durch nachſtehende Vorſchrif— 
ten nicht ausdrücklich abgeändert worden, ſein ferneres 
Verbleiben. 

Insbeſondere iſt die in jenem Studienplane ges 
gebene Vorſchrift noch ferner vor Augen zu haben, daß 
die vielen zur philolophiſchen Studienabtheilung gerech— 
neten Lehrgegenſtände nach dem Grade ihrer mehr 
oder weniger allgemeinen Unentbehrlichkeit oder Brauch 
barkeit in drei verſchiedene Klaſſen abgeſondert werden 
muͤſſen. 

2. 

Zur erſten Klaſſe der Lehrgegenſtände 
find aber in Zukunft nur jene Unterrichtszweige zu rech 
nen, welche von der Art ſind, daß der Studierende 
die ſchon zum Eintritte in die höhere Fakultätsſtudien, 
und zum erwünſchten Fortkommen in demſelben erfor» 
derlichen Materialkenntniſſe oder die hiezu nöthige Uibung 
der höhern Denkkräfte nicht haben könnte, ohne einen 
förmlichen und ordentlichen Unterricht in jenen Lehrge— 
genſtänden erhalten zu haben. 


u 


f 

Als ſolche Lehrfächer der erſten Klaffe werden er⸗ 
Hot 
die Religionswiffenfchaft , 
die Philoſophie, 
die reine Elementar- Mathematik, 
die Phiſik, 
die lateiniſchen Phylologie. 


Er 


Der Obligatlehrkurs der phil ofophi⸗ 
ſchen Studien als das gemeinſchafliche Vorberei⸗ 
tungsſtudium für alle höhere Fakultatsſtudien, wird 
Allgemein, das iſt für alle Lehranſtalten und für alle 
Klaſſen der Schüler ohne Unterſchied auf zwei Jahre 
feſtgeſetzt, und hat als Obligatſtudien nur die zur erften 
Klaſſe gehörigen Lehrgegenſtände zu umfaſſen. 

Und zwar wird von bieten Lehrgegenſtänden port, 
getragen werden: 

Im erſten Jahrgange. 
Die Religionswiſſenſchaft durch 2 
a theoretiſche Phyloſophie durch 5 
„reine Elementarmathematik durch 7 
„ lateiniſche Philologie durch 2 


Zuſammen durch 16 Stunden 


S Sne 


wöchentlich. 
Beinebſt iſt den Schülern für dieſen Jahrgang als 
freyer Gegenſtand beſonders zu empfehlen, die Natur⸗ 
geſchichte mit 4 Stunden. 
Im zweiten Jahrgange. 
Die Religtonswiſſenſchaft durch 
„ Moralphyloſophie e 
e Dhifie 


S 


1 
2 
ch 
4. - lateiniſche Phylologie - 2 

Zuſammen durch 15 Stunden 
wöchentlich, und wird für dieſen Jahrgang wie oben 
beinebſt den Schülern zu empfehlen feyn, die Univer⸗ 
fulgeſchichte mit 5 Lehrſtunden wöchentlich. 
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S. Ze, 
Der Profeſſor der Religionswiſſen⸗ 
ſchaft hat im erſten Jahrgange wie bisher, die gp: 
ſammte Begründungslehre der Religion; im zweiten 
Jahrgange aber jene Theile der Religionslehre vorzu— 


tragen, welche bisher für die beiden letzten Jahrgänge 
vorgeſchrieben ſind. 
5 \ 


Der Lehrvortrag über die Philoſophie, ſoll nebft 
der allgemeinen ganz kurz zu faſſenden encyklopädiſchen 
Einleitung in die ſämmtliche (eigentliche) Philoſophie, 
eine gedrängte Uiberſicht der geſammten empiriſchen 
Pſyhologie voranſchicken, in welche nur dasjenige auf⸗ 
zunehmen iſt, was zur Grundlage und zur Verdeutli⸗ 
chung der Theile des eigentlichen Lehrſyſtems der Phi— 
loſophie unumgänglich nöthig ift, der Unterricht in 
dieſem Lehrſyſteme ſelbſt wird ſich auf die Logik, Meta⸗ 
phyſik und Ethik oder Moralphyloſophie beſchränken. 
Eine Fundementalphiloſophie unter was immer für ei» 
nen Namen, dann eine Religionsphyloſophie, als eis 
gene Theile des phyloſophiſchen Lehrſyſtems aufzuſtellen, 
wird ausdrücklich unterſagt; nachdem die in dieſe zwei 
Fächer gehörigen Lehren bei Behandlung der Metaphyſik 
nach richtigen Grundſätzen ohnehin vollſtändig, theils 
in den ſo eben benannten Theilen der Phylofophie, theils 
in der Einleitung und in der Logik aufgenommen wer» 
den konnen und ſollen. 

Das geſammte Vernunft oder ſogenannte Natur⸗— 
recht aber iſt gänzlich an die für daͤſſelbe juridiſchen po⸗ 
litiſchen Studien - Abtheilung beſtehende eigene Lehrkan— 
zel zu überlaſſen. Die angewandte Logik iſt beſonders 
mit zweckmäßiger Vollſtändigkeit zu behandeln. 

Bei dem Lehrvortrage über die Metaphyſik iſt die 
ganze Theorie der Offenbarung, d. i. die Lehre von der 
Möglichkeit, Nothwendigkeit und von den Erkenntniß⸗ 
mitteln der göttliche Offenbarung zu übergehen, weil 
alle dieſe Lehren ohnehin vom Profeſſor der Religions 
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wiſſenſchaft dollſtändig behandelt werden müſſen. Die 
Moralphyloſophie hat ſich nicht bloß auf die Tugend, 
pflichten zu beſchränken, ſondern eine vollſtändige Pflich⸗ 
tenlehre aus dem ethiſchen Geſtchtspunkte darzuſtellen, 
fo wie dann der Profeſſor des Naturrechtes in der ju— 
ridiſch politiſchen Studienabtheilung alle Rechte, und 
die denſelben entſprechenden Nechtspflichten zunächſt aus 
dem Geſichtspunkte des Rechtes behandelt. 

Von der reinen Clementar mathematik wird 
im erſten Semeſter die befondere und allgemeine Arith— 
methik, im zweiten die Geometrie, Trigonometrie, 
und Kegelſchnittlehre zu behandeln ſeyn. 

Der Unterricht in dieſem Lehrfache hat ſich zwar 
hinſichtlich der Arithmetik und Algebra an die bereits 
im Gymnaſto den Schülern beigebrachten Vorkenntniſſe 
anzuſchlieſſen, jedoch ſich Übrigens über den ganzen 
Umfang des Lehrfaches mit mathematiſcher Gründlich— 
keit auszubreiten. 


§. 7 5 

Das Lehrſyſtem der Phyſik wird wie bisher die 
geſammte angewandte Mathematik, in ſo weit dieſelbe 
nicht die höhere Mathematik vorausſetzt, dann die Grund, 
lehren der allgemeinen Ehemie in ſich begriffen, in 
fo weit auch dieſe nothwendig find, um die phyſtkali⸗ 
ſchen Lehren perſtändlich zu machen. 

Das Lehrfach, welches unter der Benennung der 
lateinifhen Phylologie in dem Umfang der 
Obligatſtudien aufgenommen wurde, hat zum nächſten 
Zwecke, die Schüler in ihrer aus dem Gymnaſto mit— 
gebrachten Kenntniß eines guten Lateins zu erhalten, 
zu befeſtigen, wie auch ſelbſt im Sprechen des Lateins 
noch mehr zu üben. 

Zur dieſes Lehrfach in dem zweijährigen Studien» 
kurſe ut eine eigene Chreſtomathie zu verfaſſen, deren 
eine Abtheilung kleinere und größere Bruchſtucke aus 
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lateiniſchen Klaſſikern über philoſophiſche Gegenſtände 
meiſtens aus Cicer'os phyloſophiſchen Werken, und 
zwar nach der Ordnung des Lehrſyſtems der Philoſophie 
zu enthalten haben wird. 

Um durch dieſen Unterrichtsgegenſtand auch die 
Fertigkeit im Lateinſprechen zu erhalten und zu ver» 
vollkommen, iſt der Lehrvortrag diefes Faches durch— 
gehends in lateiniſcher Sprache zu halten, und mit 
demſelben öftere Beſprechungen oder Examinatorien über 
die abgehandelten Gegenſtände zu verbinden. 


9. 

Zur zweiten Klaſſe der Lehrgegenſtände der phy⸗ 
loſophiſchen Studienabtheilung werden jene Wiffen- 
ſchaftszweige gerechnet, welche zwar zur allgemeinen 
gelehrten Bildung theils in höheren, theils im minder 
hohen Grade wichtig, und daher auch noch für alle 
Klaſſen der Studierenden bildend und nützlich, übrigens 
aber nicht von der Art ſind, daß man den Ausweis 
über die vorläufige Kenntniß derſelben ſchon als Be⸗ 
dingung zum Eintritte in die höhern Fakultätsſtudien 
erklären wollte. 

Se. k k. Majeſtät haben zu mehrerer Erleichte— 
rung der Studierenden allergnädigſt geſtattet, daß alle 
in dieſe Klaſſe gerechneten Wiſſenſchaftszweige in Bus 
kunft ſämmtlich als freye Lehrgegenſtände behandelt mer, 
den ſollen, dergeſtalt daß die Vorleſungen über dieſel— 
ben von wißbegierigen, und auf ihre volle Ausbildung 
Bedacht nehmenden Studierenden theils während des 
zweijährigen Lehrkurſes der philofophiſchen Studien, 
theils auch ſpäter gehört werden können. 

Selbſt für jene Individuen, von welchen der Aus— 
weis über deren mehrere Verwendung auf einzelne die— 
ſer Wiſſenſchaften, theils nach der ſchon beſtehenden, 
theils nach den unten vorkommenden Vorſchriften ge— 
fordert werden muß, wird nur das Fach beſtimmt, aus. 
welchem ſie den Ausweis über ihren Fortgang in dem— 
ſeiben vorzulegen haben, ohne fie mit einer beſtimmten, 
Vorſchrift, üben den Zeitpunkt und über die Ordnung 
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zu beſchweren, in welcher fe ſich auf das Fach zu per, 
legen haben. 

Uibrigens wird dafür geſorgt ſeyn, daß an allen 
öffentlichen Lehranſtalten theils mehrere, theils wenigere 
von dergleichen zur zweiten Klaſſe der Lehrgegenſtände 
gehörigen Wiſſenſchaften gelehrt werden, je nachdem 
die für den beabſichtigten Endzweck theils mehr theils 
minder wichtig ſind, je nachdem ſie ſchon in den erſtern 
oder in den fpätern Jahren der hoͤhern Studien mit 
mehr Nutzen betrieben werden können, und beſonders 
je nachdem ſich größere oder mindere Benützung der 
hiezu errichtenden Lehrkanzel am Orte der Lehranſtalt 
erwarten läßt. 

Nach obigen Grundbeſtimmungen werden demnach 
von den Lehrfächern dieſer zweiten Klaſſe in der Regel 
vorzutragen ſeyn: 

A.) An allen öffentlichen Lehranſtalten 
1. die Univerſalgeſchichte mit 5 
2. ⸗„Naturgeſchichte e 4 


B.) An ſämmtliche Lehranſtalten in deren Orte ſich 


auch ein öffentliches theologiſches oder juridiſches 
Studium befindet, 
3. die Erziehungskunde mit 2 


C.) An den größeren Lyzäen und an ſämmtliche Unis 
verſitäten 
4. die öſterreichiſche Staatengeſchichte mit 3 
5. die hiſtoriſchen Hilfswiſſenſchaften mit 
6. die klaſſiſche Literatur mit 
7. griechiſche Philologie mit 
8, die Aeſthetik mit 
9. die Geſchichte der Phyloſophie mit 
10. die Landwirthſchaftslehre mit 
Vorlesſtunden wöchentlich. 


Als größere Lycäen werden diejenigen erklärt, wel⸗ 
che ehemals Univerſttäten waren, und dermalen auch 
wenigſtens ein juridiſches Studium haben. 


M 
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D. An denjenigen Lehranſtalten, wo ſchon dermalen 
dafür geſorgt iſt, wird noch ſernerhin öffenlicher 
Unterricht ertheilt werden. 

11. in der deutſchen Sprache 

22. in der italieniſchen Sprache und 

15. in der flavifchen Landesſprache. 

S 1% 

Bei dem Lehrfache der Unipberſalgeſchichte 
iſt ernſtlich auf die Betrachtung der beſtehenden Zo, 
ſchrift zu dringen, daß der Vortrag diefer Wiſſenſchaft 
wirklich bis auf die neuern Zeiten fortgeführt werde, 
und nicht ſchon bei der Geſchichte um einige Jahrhun⸗ 
derte zurück abbreche. Zu dieſem Ende iſt ſich dei der 
Geſchichte der alten Staaten nicht lange zu verweilen, 
fondern nur des univerſalhiſtoriſchen Zufammenhanges 
wegen ein Umriß derſelben zu geben, damit der gröſte 
Theil der Zeit auf die Geſchichte des Mittelalters und 
der neuen Zeit verwendet werden könne. 

Diefes alles kann und muß gegenwärtig um deſto 
fuͤglicher geſchehen, als bei der dermaligen Einrichtung 
des Gymnaſialunterrichtes die Geſchichte der alten Staa» 
ten ſchon im Gymnaſio gründlich behandelt werden 
kann. 

Die Univerſalgeſchichte neuerer Zeit wird die Haupt- 
begebenheiten mit der für den öſterr. Staatsbürger ins 
tereſſanten vorzüglichen Beziehung auf das geſammte 
Vaterland darzuſtellen haben, nachdem es immer meh— 
rere Zuhörer geben wird, welche nicht auch die eigenen 
Vorleſungen über die öſterreichiſche Staatengeſchichte De, 
ſuchen. 

S. EE 


Die Naturgeſchichte als Lehrgegenſtand der philo⸗— 
fophiſchen Studienabtheilung darf nicht mehr lediglich 
aus dem Geſichtspunkte einer bloßen Propadätik zu dein 
Studium der ſpeziellen Naturgeſchichte, welches in der 
mediziniſchen Studienabtheilung vorkommt, ſondern auf 
eine Art behandelt werden, welche dieſem Unterrichtöges 
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genſtunde für jede Klaſſe von Studierenden, beſonders 
aber für diejenigen, welche nicht zum mediziniſchen Stu⸗ 
dium übertreten, Intereſſe und Brauchbarkeit gewährt. 
In dieſen beiden Eigenſchaften nicht aber in abſtrakten 
für die Faſſungskraft der vorhandenen Schüler zu hohen 
Unterſuchungen muß die Eigenſchaft der Allgemeinheit. 
beſtehen, durch welche ſich dieſes Lehrfach der philo- 
ſophiſchen Studienabtheilung von der ſpeziellen Natur— 
geſchichte zu unterſcheiden hat. 
Der Lehrvortrag des Profeſſors über die Naturge— 
ſchichte wird daher 
a) die Naturalprodukte mehr überhaupt und im Gan— 
zen nach den Eigenſchaften, die mehreren Arten 
derſelben gemeinſchaftlich ſind, zu beſchreiben, 
nicht aber auf eine vollſtändige Aufzählung aller 
einzelnen Arten auszugehen, noch ſich auf die 
bloße Angabe der ſyſtematiſchen Charakteriſtik der 
einzelnen Arten zu beſchränken haben. Nichts de» 
ſtoweniger wird dabei 
b) nicht außer Acht gelaſſen werden dürfen, eine ge⸗ 
nügende Uiberſicht der drei Naturreiche, wie auch 
die erforderliche Kenntniß der naturhiſtoriſchen Me— 
thode und Claſſifikazion zu geben. Uiberall muß 
c) vorzüglich auf die Anwendung der beizubringen⸗ 
den Kenntniße für das gewöhnliche und bürgerliche 
Leben, befonders auch in der Land- und Forſt⸗ 
wirthſchaft geſehen werden. Daher wird 
d) hinſichtlich der einzelnen Arten, von welchen eine 
ſpezielle Beſchreibung zu geben ſeyn wird, eine 
verſtändige Auswahl getroffen werden muͤſſen, bet 
welcher es nicht fo ſehr auf das Seltene und Ero» 
tiſche ankommen, vielmehr im Gegentheile die 
Sorge des Profeſſors, zunächſt darauf gerichtet 
ſeyn wird, die Schüler zu einer richtigen Kennt» 
niß gerade der einheimiſchen und täglich vorkom⸗ 
menden Gegenſtände zu führen, welche nicht im 
mer in dem Maaße bekannt und richtig gekannt 
find, als fie häufig vorkommen. 
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Das Exotiſche und Seltene wird nur in ſo ferne 
behandelt werden, als es zur Uiberſicht des Ganzen 
unentbehrlich, oder eine beſondere Eigenheit, Brauch— 
barkeit u. d. g. wegen allgemein merkwuͤrdig iſt. 

Am Lycäo zu Grätz werden die erforderlichen Be» 
ſtimmungen hinſichtlich der naturhiſtoriſchen Lehrfächer 
wie bisher mit Bedacht auf das dort beſtehende Joan— 
neum getroffen werden. 

§. 12. 

Bei der angeſetzten Zahl der wöchentlichen Zorte, 
ſungsſtunden für die Erziehungs kunde hat es nur 
einſtweilen zu verbleiben, bis bei der Entſcheidung über 
die Reviſton des theologiſchen Studienplanes beftimmt 
ſeyn wird, ob etwa auch noch und was für eine Ver⸗ 
änderung bei dieſem Lehrfache einzutreten hatte. 

Ne 

Bei dem Vortrage der öſterreichiſchen Staa⸗ 
tengeſchichte iſt die Darſtellung der Genealogie der 
öſterreichiſchen Regentenhäuſer nicht zu vernachläßigen, 
der Hauptinhalt der vorzüglichen Staatsakten anzufuͤh— 
ren, auch den verſchiedenen Provinzen beſondere Rück— 
ſicht auf die Geſchichte dieſer Provinz zu nehmen. 

. 

Hinſichtlich der hiſtoriſchen Hülfswiſſen⸗ 
ſchaften iſt es keineswegs gemeint, daß jedes Jahr 
eine Encyklopädie allen unter dieſer Benennung begrif— 
fenen Wiſſenſchaftszweige gegeben werde, welche wegen 
Mangel der Zeit durch oberflächliche Behandlung keinen 
erheblichen Nutzen gewähren könnte, ſondern es hat der 
Proſeſſor in der Regel abwechſelnd das eine Jahr die 
Diplomatik und Heraldik, das andere Jahr die Numis⸗ 
matik zu behandeln. 

Mit Vorwiſſen und Genehmigung der k. k. Gm, 
dienhoſkommiſſion kann auch anftatt der benannten Lehr⸗ 
ſächer manches Jahr eine andere hiſtoriſche Hilfswiſſen⸗ 
ſchaft, als die Chronologie, die Genealogie, die Me— 
thodologie der Geſchichte u. d. g. vorgetragen werden. 


An der Univerſität zu Wien aber, wo das k. k. 
Münz- und Antikenkabinet beſondere Hilfsmittel eines 
anziehenden und belehrenden Unterrichtes darbietet, wird 
die Numismatik noch immerfort jährlich und von einem 
eigenen Profeſſor behandelt werden, welchen jedoch 
gleichfalls manches Jahr anſtatt dieſes Faches einen Eur⸗ 
ſus der Kunſtarchaͤologie geben kann. 

N 

Das Lehrfach der klaſſiſchen Litteratur iſt 
dazu beſtimmt, den Zuhörern eine gründliche Anlei. 
tung zum Studium der klaſſiſchen Schriſtſteller der 
Griechen und vorzüglich der Römer, nicht bloß in Ab» 
ſicht auf Kenntniß der Sprache, ſondern nach der et, 
gentlichen Bedeutung und nach dem vollen Umfange 
das Studium der Klaſſiker zu geben, zu dieſem Ende 

a) wird der Profeſſor die erſten zwei oder drei Mo⸗ 
nate hindurch durch höchſtens zwei Stunden wö— 
chentlich eine Einleitung in das Studium der ala 
ten Klaſſiker geben, dieſe Einleitung wird in bün⸗ 
diger Kürze den Begriff, Umfang die Theile den 

Zweck und den Nutzen, dann die Hilfsmittel des 

Studiums der klaſſiſchen Literatur entwickeln, eine 

Geſchichte der beiden Sprachen des klaſſiſchen Az 

terthums und der Bearbeitung derſelben darſtel— 

len; ferner von den Eigenſchaften, Erforderniſſen 
und Arten der grammatikaliſchen und lexicogra— 
phiſchen Bearbeitung dieſer Sprachen handeln; 
einen Umriß der Kritik und Exegetik der klaſſiſchen 

Werke geben, die erſorderlichen Notizen von den 

Werken der klaſſiſchen Schriſtſteller, von den Aus- 

gaben und Commentaren derſelben liefern, end» 

lich auch die Grundſätze der Methode lehren, nach 
welcher bei Lehren und Lernen der römiſchen und 
griechiſchen Sprache, bei der Interprätazion der 

Autoren mit den Schülern, und dei den Stylü⸗ 

bungen zu verfahren iſt, udg. 

b) Oer gröſte Theil der Zeit muß aber auf die kriti⸗ 
ſche, gramatiſch hiſtoriſche und äſthetiſche Erklärung 
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don ausgewählten Stellen der römiſchen Klaſſiker 

in allen Gattungen des Styls verwendet werden. 

Jedoch ſind 

c) auch einzelne ganze Werke der klaſſiſchen Schrift 
ſteller mit den Zuhörern kurſoriſch zu durchgehen. 

d) Sowohl durch die Anleitung, welche auf ſolche 
Art praktiſch gegeben wird, als auch durch andere 
Mittel der Aufmunterung und des gelegenheitlichen 
Nachfragens ſollen es die Profeſſoren dahin zu 
bringen ſuchen, daß die Zuhörer ſelbſt einen oder 
den anderen Klaſſiker leſen. Endlich ſind. 

e) mit dieſer Leſung der lateiniſchen Klaſſiker theils 
mündliche theils ſchriftliche Interpretir und Styl⸗ 
uͤbungen in lateiniſcher Sprache zu verbinden. 

. 

Das Studium der griechiſchen Philologie 
iſt zunächſt auf den Zweck der Befeſtigung und Ver— 
vollfommmung der ſchon während der Gymnaſtalſtudien 
erhaltenen Kenntniſſe von dieſer Sprache zu betreiben. 
Jedoch kann, ſo weit dieſer nächſte Zweck nicht darun⸗ 
ter leidet, auch hier ein eingentliches philoſophiſches 
Behandeln der griechiſchen Klaſſiker mitgenommen wer⸗ 
den. Eine eigene Einleitung in die griechiſche klaſſiſche 
Litteratur wird nicht gegeben, weil die oben (0. 15.) 
gedachte Einleitung ſich ohnehin auch auf die griechiſche 
Litteratur zu erſtrecken hat. 

. 

Die Aeſthetik iſt nicht als bloße Rhetorik und 
Poetik, ſondern mit Bezug auf alle ſchönen Künſte zu 
behandeln. 

Mit diefem Lehrſache wird in allen Lehranſtalten, 
auch die Geſchichte der ſchönen (Wiſſenſchaften) Künfte 
dergeſtalt verbunden, daß dieſe mit der Theorie der 
Aeſthetik durchgehends parallel läuft. 

Dieſe Geſchichte ſchließt ſchon durch die hier ange⸗ 
wendete Benennung die Geſchichte den ſtrengen oder der 
Schul⸗ und Fakultätswiſſenſchaft aus. 0 
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Die Geſchichte dieſer ſogenannten ſtrengen Wiſſen⸗ 
ſchaften wird nämlich gleichfalls bei jedem einzelnen 
Fache dieſer Wiſſenſchaften zugleich mit dem Lehrſyſteme 
derfelben gegeben, indem ſchon lange der Grundfag bes 
ſteht, daß jeder Studienabtheilung Profeſſor in jeder 
auch das Röthigſte aus der Geſchichte und aus der Lite⸗ 
ratur feines Gegenſtandes aufzunehmen hade. 

An den Univerſttäten zu Pabia und Padua wird 
mit dem Lehrſache der Aeſthetik noch fernerhin das 
Studium der italieniſchen Sprache und Litteratur ſammt 
Stylübungen in italieniſcher Sprache vereiniget bleiben. 

§. 18. 

Die Geſchichte der Philoſophie macht 
die einzige Ausnahme von der fo eben (J. 17.) aufge» 
ſtellten Regel, und ift noch fernerhin abgeſondert von 
dem Lehrſpſteme der Philoſophie als eigenes Lehrfach zu 
behandeln. 

§. 19. 

Wo dermalen keine Lehrkanzel der Landwirthſchafts⸗ 
kunde beſteht, iſt es keineswegs nöthig, daß ohne alle 
Kückſicht auf die Lokalumſtände, und auf das ſpezielle 
Bebuͤrfniß der Provinz und der Schüler gerade nur das 
benannte Lehrfach eingeführt werde; ſondern es kann 
an ſolchen Orten anſtatt des Lehrfaches, der Landwirth⸗ 
ſchaft ein anderes aufgenommen werden. 

Rur müſſen dei einem ſolchen anſtatt der Land— 
wirthſchaftskunde aufzunehmenden Lehrfache dieſelben 
Bedingungen eintreffen, wie bei jener, nämlich 

a) daß es mit der Naturgeſchichte einigermaſſen ana⸗ 
log iſt, folglich einem und demfelben Profeſſor 
übertragen werden kann, und 

b) daß es ebenfalls die Behandlung der Grundleh⸗ 
ren der allgemeinen Chemie, entweder wie die 

Landwirthſchaftskunde als Begründung erfordert, 

Wie A wenigſtens hinſichtlich des Zeitausmaaßes 

zuläßt. f 

Inl diefer Hinſicht wird für jede einzelne in dieſem 

Prov. Geſetzſ. von Galzien 188%. N 
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Falle befindliche Lehranſtalt (durch eine befonders Ser, 
handlung) beſtimmt werden, welches Lehrfach nebſt der 
Naturgeſchichte nach dem Lokalumſtänden noch zu wäh⸗ 
len ſey, ob die Landwirthſchaftskunde, oder ein Umriß 
der Forſtwiſſenſchaft, welcher gleichfalls die Voranſendung 
der Begründung aus der Chemie erfordern würde, oder 
die Technologie, jedoch letztere bloß als hiſtoriſche Uiber⸗ 
ſicht der Gewerbe, mit Voranſendung der allgemeinen 
Ehemie u. d. g. 
§. 20. 

Wo in der philoſophiſchen Studienabtheilung für 
die deutſche, oder für die italieniſche, oder für 
eine flabiſche Sprache eigene Lehrſtellen mit einer 
firen Beſoldung oder Remunerazion aus irgend einem 
öffentlichen Fond, mithin als freye ordentliche Lehrkan⸗ 
zel beſtehen, hat es bei der bisherigen Einrichtung zu 
verbleiben, bis feiner Zeit auch hierüber die etwa nöthig 
befundenen Beſtimmungen nachfolgen. 

§. 21. 

Die bisherigen beſondern Anordnungen, durch 
welche beſtimmte Individuen verhalten werden, ſich über 
ihre Kenntniße in der Landwirthſchaftslehre und über 
die Erziehungskunde mit dem Zeugniſſe einer öfſſentli— 
chen Lehranſtalt auszuweifen, bleiben noch immerfort 
in Kraft. 

Nebſtbei wird in Zukunft Niemand 

a) zu dem Examen rigoroſum für den juridiſchen 
noch für den philoſophiſchen Doktorgrad zugelaſſen, 
welcher ſich nicht mit einem Zeugniſſe einer ëffent, 
lichen Lehranſtalt über das Studium der Univerſal 
und der öſterr. Staatengeſchichte ausweiſet. Eben 
ſo hat 

p) jeder, welcher die Befugniß als Privatlehrer der 

Humanitäts⸗Klaſſen oder der Philoſophie, oder der 

lateiniſchen Philologie anſucht, wie auch jeder, 

welcher ſich um ein Lehramt der Humanitätsklaſſen 
oder der Lehrfächer der Philoſophie, der klaſſi⸗ 
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ſchen Litteratur, der Aeſthetik in der philoſophiſchen 

Studienabtheilung bewirbt, ein ſolches Zeugniß 

über das Studium der Univerſal⸗ und öſterr. 

Staatengeſchichte, der klaſſiſchen Litteratur, der 

griechiſchen Philologie und der Aeſthetik vorzu⸗ 

legen. 
§. 22. 

Jünglinge, welche es ihren Umſtänden, ihrem 
Alter oder ihrem künftigen Beruſe angemeſſen finden, 
unmittelbar nach Zurücklegung des zweijährigen Obli— 
gatlehrkurſes der philoſophiſchen Studien noch ein drit⸗ 
tes Jahr zu dem Veſuche der Vorleſungen über meh— 
rere der bisher genannten freyen Lehrfächer eigends zu. 
verwenden, bleiben im Genuße des unentgeldlichen 
Konbikts⸗ Platzes, der Stiftung oder des Stipendium 
welches ſie im zweiten Jahrgange des Studiums hatten. 

Jedoch haben fie dann noch fo viele freye Lehrfä⸗ 
cher der zweiten Klaſſe und unter dieſen insbeſondere 
jedesmal, auch wenn es nicht ſchon früher geſchehen, die 
Univerſal- und die öſterreichiſche Staatengeſchichte zu 
beſuchen, und den Prüfungen aus denſelben ſich zu un» 
terzieben, daß ſte wöchentlich auf wenigſtens fünfzehn 
Vorlesſtunden kommen. Auch muß dieſer Entſchluß jee 
desmal der Landesſtelle noch vor Eintritt des Schul⸗ 
jahrs angezeigt werden. 

. er 

Zur dritten Klaſſe der in die philoſophiſche 
Studienabtheilung gezogenen Lehrfächer werden in 
Zukunft bloß jene Unterrichtungsgegenſtände gerechnet 
werden, welche nicht mehr als Beſtandtheile der allges 
meinen Bildung eines Studierenden angeſehen werden 
können, ſondern entweder beſondere Neigung zu ihrer 
Bearbeitung vorausſetzen, wie z. B. das Studium der 
Aſtronomie, oder welche außer den drei höhern Fakul⸗ 
tätsſtudien zu gewiſſen Beruſsarten erfordert werden, 
z. B. die Bauwiſſenſchaſten, die in dieſe letztere Ab⸗ 
theilung gehörigen Lehrfächer bilden demnach ſo wie die 

N 2 


drei Fakultätsſtudien ein eigentliches beſonderes Berufs. 
ſtudium für eine beſtimmte Klaſſe von Individuen. 

Für manche dieſer letzt gedachten Berufsſtudien 
find in letzteren Jahren eigene Bildungsinſtitute errich⸗ 
tet worden, welche entweder abgefondert, für ſich be⸗ 
ſtehen, wie die politechniſchen Inſtitute, oder mit der 
philoſophiſchen Studienabtheilung in Verbindung ge, 
blieben find, wie der Lehrkurs für Feldmeſſer, Inge 
nieurs und Architekten im lomb. venetianiſchen König» 
reiche. Wo keine ſolche Inſtitute errichtet find, beſte⸗ 
hen nach Maaßgabe des Bedürfniſſes der Provinzen 
und der Lokal- Umftände in der philoſophiſchen Stu⸗ 
dienabtheilung eigene Lehrkanzeln zur Bildung für 
derlei Berufszweige, und für derlei beſondern Zwecke. 

Dergleichen Lehrkanzeln ſind jene der höhern (fo= 
wohl reinen als angewandten) Mathematik, an den 
Univerfitäten der Aſtronomie an den Univerſitäts⸗Stern⸗ 
warten, der bürgerlichen Baukunſt an der Univerſität 
zu Lemberg, der praktiſchen Geometrie an der Univer⸗ 
Drot zu Prag und Lemberg, der populären Mechanik 
unter verſchiedenen Namen an mehrere Lehranſtalten 
der techniſchen Chemie oder der Chemica applicata 
alle arti am Lycäum S. Aleſſandro zu Mailand, end» 
lich des Zeichnungsunterrichtes an mehreren Lycäen. 


9. 2 

Hinſichtlich der zur dritten Klaſſe der Lehrgegen⸗ 
ſtände gerechnete Unterrichtszweige, werden im Allge⸗ 
meinen; folgende Beftimmungen zur Richtſchnur zu neh⸗ 
men ſeyn. 

itens. Auf die von der philoſophiſchen Studien⸗ 
abtheilung abgeſonderten beſtehenden Inſtitute haben 
die gegenwärtigen Vorſchriften keinen Bezug. 

ztens. Die mit der philoſophiſchen Studienab⸗ 
theilung in Verbindung behaltenen Lehrkurſe, welcher 
zur Bildung einer beſtimmten Klaffe von Kunſtverſtän⸗ 
digen beſtehen, richten ſich nach den beſonbern Anord- 
nungen, welche für dieſelben erlafien worden find. 


Steng, Nur berfteht es ſich von ſelbſt, daß die 
Borlefungen über einzelne Wiſſenſchaftszweige, welche 
in jene beſondere Lehrkurſe gezogen worden find, bes 
ſonders über ſolche, welche an andern Lehranſtalten 
freye Lehrfächer bilden, wie die Naturgeſchichte, Land. 
wirthſchaftskunde, höhere Mathematik u. d. g. auch 
noch fernerhin von Individuen beſucht, und fo wie eine 
andere freye Lehrkanzel benützt werden dürfen, welche 
ohne den vollſtändigen Lehrkurs zu machen, ſich in 
dieſen einzelnen Zweigen Kenntniſſe und gültige Zeug⸗ 
niſſe verſchaſſen wollen. 

atens. Die einzelnen in dieſe dritte Klaſſe der 
Lehrgegenſtände gehörigen Lehrkanzeln und Lehrerſtellen, 
welche dermalen an einigen philoſophiſchen Lehranftals 
ten beſtehen, haben noch fernerhin und zwar bei ihrer 
gegenwärtigen Einrichtung zu verbleiben, bis dieſelben 
nicht etwa fpäterhin in einen befonderen Lehrkurs ge, 
zogen werden. 

§. 25. 

Nur hinſichtlich der nachbenannten Lehrfächer der 

dritten Klaſſe werden insbeſondere einige Abänderungen 


vorgeſchrieben. 
26. 


Der Profeſſor der höhern Mathematik hat, 
wie dieſes zu Wien ſchon ſeit einiger Zeit eingeführt 
iſt, den aſtronomiſchen Theil des Faches genzlich an 
die eigene Lehrkanzel der Aſtronomie zu überlaſſen, aber 
dagegen ſein Lehrfach hinſichtlich der Schüler in zwei 
Jahrgängen abzutheilen, welche bei den Jahrgängen 
gleichzeitig, jeder mit wenigſtens drei Vorlesſtunden 
wöchentlich zu geben ſind. 


+ L L 
Die wiſfenſchaftliche el wird in ihrem gan⸗ 
zen Umfange, ſowohl theorerifch als praktiſch, und zwar 
uls dritter Jahrgang des Lehrkurſes der höhern Mathe⸗ 
matik mit Zugrundlegung derſelben, von dem Vorſteher 
der Sternwarte vorgetragen. Vöchentlich find vier 
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Stunden Unterricht zu geben, wobei es übrigens dem 
Profeſſor überlaſſen bleibt, dieſe vier Stunden ohne 
Abkuͤrzung der Zeit in zwei Vorleſungen jede von zwei 
kontinuirlichen Stunden, zufammenzuziehen. Durch 
die bemeldete Begründung auf höhere Mathematik un⸗ 
terſcheidet ſich hauptſächlich dies Lehrfach von der Aftros 
nomie, welche auch der Profeſſor der Phyſik in ſeinen 
Vorleſungen, jedoch bloß mit Hülfe der Lehren der 
Glementarmathematif giebt. 

Dem Profeſſor der Aſtronomie Debt es frey, nebſt 
dem obigen wiſſenſchaftlichen Lehrkurſe, auch einen po⸗ 
pulären Lehrkurs für Liebhaber aſtronomiſcher Gegen— 
ſtände zu geben, in welchen dann die Anweiſung zu 
einiger Kenntniß des geſtirnten Himmels, wie auch die 
Anleitung zur Kenntniß und zum Gebrauche jener 
aſtronomiſchen Inſtrumente aufzunehmen iſt, welche 
keine ſtrengwiſſenfchaftliche Behandlung erfordern. 

Das Abhalten dieſes populären Lehrkurſes kann 
allenfalls auch einem andern Beamten der Sternwarte 
unter der Leitung und Auſſicht des Vorſtehers denſel— 
ben aufgetragen werden. Uibrigens ergiebt ſich aus 
den obigen Vorſchriften, daß das Lehrfach der Aſtro— 
nomie nur an jenen Univerfitäten zu geben iſt, an 
welchen eine Sternwarte beſteht, und daher wie bisher, 
anſtatt zu Pavia an der Sternwarte zu Mayland, wel⸗ 
che einen integrierenden Theil jener Univerſität aus- 


macht. 
S. M. 

Wo an dem Orte einer Univerſttät oder eines gröſ⸗ 
ſern Lycäums keine Anſtalt beſteht, welche Gelegenheit 
gäbe, daß ſich Studierende einige Kenntniß der bis 
jetzt nach dem Studienplan vom Jahr 1805 unter den 
Namen, Mathesis forensis begriffenen Gegenſtände 
verſchaffen könnten, und doch ein ſolcher Unterricht dem 
Bedürfniſſe der Provinz angemeſſen zu ſeyn ſcheint, 
kann der Antrag gemacht werden, daß dem Profeſſor 
der reinen Elementar- Mathematik, welchem an ſolchen 
Lehranſtalten ohnehin weniger Lehrſtunden obliegen die 


praktiſche Geometrie oder auch mit ber Zeit und ob, 
wechslungsweiſe ein anderes Fach der praktiſchen Mathe⸗ 
matik, als die Anfangsgründe der bürgerlichen Baus 
kunſt u. d. g. als freies Lehrfach zugetheilt werden. 

Ein ſolcher Unterricht wird aber immer nur aus 
dem Geſichtspunkte eines bloß elementaren, und nur 
zur Rebenausbildung folder Studierenden, welche ſich 
andern Berufsarten widmen, berechneten Unterrichtes 
zu betreiben ſeyn. 


„Volle Ausbildung zum unmittelbaren Zwecke der 
Ausübung der Kunſt, kann nur von den diesſalls ei⸗ 
gends beſtehenden beſondern Anſtalten und Lehrkurſen 
erwartet werden. 


$. 29. 

An Orten, wo ſtändiſche Lehranſtalten unter ver⸗ 
ſchiedenen Namen mit Lehrkanzeln für einige Zweige 
der praktiſch mathematiſchen oder ſonſtigen techniſchen 
Wiſſenfchaften, oder für lebende Sprachen beſtehen, iſt 
dafür zu ſorgen; daß ein ſolcher Unterricht, beſonders in der 
praktiſchen Geometrie, in der italieniſchen Sprache und 
in der flaviſchen Landesſprache, in fo ferne dadurch die 
Verfaſſung und der beſondere Zweck der beſtehenden An— 
ſtalt keinen Abbruch leidet, auch von den Studierenden 
der öffentlichen Lehranſtalten benützt werden könne, 
und unter die gehörige Oberleitung genommen werde. 


§. 30. 


Hinſichtlich der aufferordentlichen d. h. je⸗ 
ner freyen Lehr kächer in Wiſſenſchaften, 
Sprachen und Kunſtfertigkeiten, welche bloß 
nach vorläufiger Bewilligung ohne ſyſtemiſirte Beſol⸗ 
dungen oder Remunerazionen, gegen, oder auch ohne 
ein Honorar don Seiten der Schüler, hie und da ge. 
geben werden, oder in Zukunft gegeben werden wollen, 
bat es in allen Punkten bei den bisherigen Vorſchriften 
und Anordnungen zu verbleiben. 
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§. 31. 

Zur Lehrſprache in den geſammten Gegenſtänden 
der philoſophiſchen Studien iſt für das lombardiſch ve⸗ 
netianiſche Königreich, fuͤr Dalmazien und für die phi⸗ 
loſophiſche Lehranſtalt zu Trient die italieniſche Sprache 
beizubehalten, für die übrigen Provinzen aber wird 
die deutſche Sprache, bis auf die oben (J. 8.) bemerkte 
Aus nahme vorgeſchrieben. 

Für die Erhaltung, Uibung und Vervollkommnung 
in der Kenntniß und ſelbſt im Sprechen des Lateins 
iſt durch das Lehrfach der lateiniſchen Philologie geſorgt 
worden. 

Wo beſondere Umſtände es erfordern ſollten, noch 
durch einige Zeit bei einem oder dem andern Lehr⸗ 
fache, oder bei einer oder der andern Lehranſtalt die 
lateiniſche Sprache beizubehalten, wird die k. k. Stu⸗ 
dienhofkommiſſion die erforderlichen Beſtimmungen 
treffen. 

232. 


Zur Ausführung des ſomit durch die voranſtehen⸗ 
den Vorſchriften vorgezeichneten verbeſſerten Lehrplans 
der philoſophiſchen Studien wird hinſichtlich der Lehrfä⸗ 
cher der erſten und zweiten Klaſſe fals Regel nach Ver⸗ 
ſchiedenheit des Umfanges der Lehranſtalten folgender 
Perſonalſtand fyſtemiſirt. 


A. An ſaͤmmtlichen kleinern Lehranſtalten. 


. Profeſſor der Zeg "age, 2 ) 
Vorleſungen > 3 )5 
hält fonntägliche Erhorte d ` 8 

Anmerkung. An Lehranſtalten, an welchen nach den 
obigen Beſtimmungen ($. 9.) das Lehrfach der 
Erziehungskunde beſtehen wird, hat in der Regel 
der Profeſſor der Religionswiſſenſchaft daſſelbe 
zu übernehmen. 


2. Profeſſor der Philoſophie a j 8 
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8. Profeſſor der Mathematik, lehrt reine 
Elementarmathematik hs . ) 10 
aus der Phyſik die Mechanik. 3 


4. Profeſſor der Phyſik und Naturgeſchichte 
lehrt die Phyſik mit Ausſchluß der 
Mechanik . 8 e 5 aw 
die allg. Naturgeſchichte de 
Anmerkung. Wo nämlich kein deſonderes Lehrfach zu 
beſtehen haben wird, welches dem eigenen Pro⸗ 
feſſor der Naturgeſchichte zugetheilt werden könnte, 
und wo dem Profeſſor der reinen Elementarma⸗ 
thematik nicht ohnehin ein anderes Lehrfach zu⸗ 
getheilt wird, werden die zur Mechanik im wei⸗ 
tern Sinne des Wortes gehörigen Lehren von 
dem Lehrfache der Phyſik, übrigens nach dem⸗ 
ſelden Lehrbuche ausgeſchieden, und von dem 
Profeſſor der Mathematik vorgetragen, dagegen 
dem Profeffor der Phyfik die Naturgeſchichte zu⸗ 
getheilt. 
5. Profeſſor der Univerſalgeſchichte und der latei⸗ 
niſchen Philologie lehrt 
Univerſalgeſchichte e S 0 Ce, 
lateiniſche Philologie ` . 4199 
Stunden wöchentlich. 


B. An den groͤßeren Lehranſtalten. 


1. Proſeſſor der Religionswiſſenſchaft hat Vorle⸗ 
ſungen 

in der Religionswiſſenſchaft 2 

halt ſonntägl. Exhorte 12297 

lehrt Erziehungs kunde 2) 


2. Profeſſor der Philoſophie 1 
Philoſophie Wis 
Geſchichte der Philoſophie $ ) 
5. Profeſſor der reinen Elementarmathematit u. L 
P. lehrt 
reine Elementarmathematik ZS 


er 10 
praktiſche Geometrie oder dgl. 80 
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4. Profeſſor der Phyſik 8 
5. Profeſſor der Geſchichte lehrt 
Univerſalgeſchichte . G £ ZE 
öſterr. Staatengeſchichte . 5 8 9) 10 
hiſtoriſche Hülfswiffenfhaften . ı em 
; 6. Profeſſor der klaſſiſchen Literatur und Aeſthetik 
lehrt: 
jährlich die lateiniſche Philologie 2 
abwechſelnd jedes 2te Jahr entweder 
klaſſiſche Literatu tet. 4 260 
und griechiſche Philologie. 2) ) 
oder we. oder 
Aeſthetik 9 
, 7. Profeſſor der allgemeinen Bulge und. 
der Landwirthſchaftslehre lehrt: 
7 Naturgeſchichte 3 4 ) 
Landwirthſchaftskunde oder ein analoges 5 9 
Lehrfach e N ` ER 


C. Beinebſt an der Univerfität zu Wien. 
8. Profeſſor der Numismatik wöchentlich 2 Stunden. 


Hinſichtlich der Lehrerſtellen fuͤr die neuen Spra⸗ 
chen, und hinſichtlich der Lehrfächer der dritten Klaſſe 
ergiebt ſich der Perfonalftand und deſſen Beſchäftigung 
aus obigen ($$. 29. 24. 26. 27.) Votſchriften von ſelbſt. 


S. 33. 

Die eigentliche Studienordnung feſtzuſetzen, 
das iſt: die Beſtimmung zu treffen, an welchem Tage 
der Woche, und zu welcher Stunde des Tages jedes 
einzelne Lehrfach mit der obigen Ausmaaß der wöchent— 
lichen Lehrſtunden vorgetragen werden ſoll, bleibt zwar 
wie bisher die Studien⸗Direktoren über Rüdfpradye mit 
den Profeſſoren überlaſſen. Jedoch ſind dabei nachſte⸗ 
ſtende Vorſchriften zu beobachten. 

S- 34. 
Hinſichtlich der Stundenardnung im Als 


10 


— 517 — 


gemeinen ſowohl für die Obligat⸗ als auch für die 
freyen Lehrfächer iſt 8 

a) die erſte und entſchiedenſte Rückſicht auf die Bes 
förderung des Fortgangs der Schüler, und auf die 
Beförderung der Benützung der freien Lehrfaͤcher 
zu nehmen. Ohne ganz beſondere Urſache für de» 
ren baldige Abſtellung möglichſte Sorge zu tragen 
wäre. 8 

b) dürfen aus ſolchen Lehrfächern, welche weniger 
als 5 Vorlesſtunden wöchentlich für denſelben Jahr⸗ 
gang der Schüler haben, niemals zwei Vorleſun⸗ 
gen an einem und demſelben Tage Statt finden. 

c) Lehrfächer, welche fünf Stunden oder darüber in 
demſelben Jahrgange wöchentlich haben, müſſen 
alle Schultage wenigſtens ein Mahl vorkommen, 
auch ſoll 

d) kein Proſeſſor 2 Stunden unmittelbar hinterein⸗ 
ander vortragen, beſonders darf dieſes bei den 
Obligatſtudien und bei den nämlichen Schülern 
nicht geſtattet werden. Noch weniger 

e) kann einem Profeſſor gegen feinen Wunſch Aner, 
muthet werden, an demſelben halben Tage zwei 
Vorleſungen zu halten. 


Insbeſondere wird hinſichtlich der 
Obligatlehrfächer und hinſichtlich der oben (J. 5.) 
befonders empfohlenen freien Lehrgegen⸗ 
ſtände beſtimmt, daß 

a) in Zukunft nebſt den Sonn- und Feyertagen und 
außer den durch beſondere Verordnungen beſtimm⸗ 
ten Ferien, der Donnerftag der einzige Ferialtag 
in der Woche für die philoſophiſche Studienabthei⸗ 

lung zu ſeyn habe, dagegen ſind 7 N 

b) die Vorleſungen über die Obligatlehrfacher auf die 
fünf Schultage der Woche dergeſtalt zu verthei— 
len, daß auf jeden Tag drei, nämlich Vormittags 
zwei, Nachmittags eine (im erſten Jahrgange an 
einem Tage zwei) Lehrſtunden fallen. 
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c) Die Vorleſungen über die Uniberſalgeſchichte, und 
über die allgemeine Naturgeſchichte ſollen ſich un⸗ 
mittelbar an die Lehrſtunden für jene Obligatlehr⸗ 
fächer anſchlieſſen. 

Uberhaupt 

d) ſoll zwiſchen den Vorlesſtunden über die im . 2. 
genannten Lehrgegenſtande an demfelben halben 
Tage keine unbeſetzte Stunde bleiben 
Als Beiſpiel zur Anwendung der vorſtehend vorge⸗ 

zeichneten Grundſätze bei Beſtimmung der Stunden⸗ 
ordnung wird folgende für die kleinern Lehranſtalten, 
wo wegen des Perſonalſtandes die Vertheilung ſchwie⸗ 
riger ſcheinen könnte, berechnete Stundenordnung bei⸗ 
gefuͤgt. 


— 19 = 


Schultage der Vorlesſtunden. 


| 
N aden Nef lo$Juslhasusıdnag "eh 


Dipp Inpmadroyg wayt a1ädojondk || Péng 


Madcon wee mon stëeion 8 wr bee 


———— - 


"mat PIELITEN ST TIG way aıddojondk || bonus 


— — 


cba a14dojodds zds aioon 1 dome 


— 326 — 


Buoßagog uz h un 
„ d un us o 12 % 8 
ak | 91e 215 | 


8 b u ꝙ v 6 9 6 uo mm 


— 321 


uagabad NUnYaxK 214 1300 ubs 
“ng 399 29llalo mag ue hc 294 snd uadun)spsog uahıdpıymgon ae (. 


DD wagt abel m | Ann 


gde mat jopjualjasuodırg ice? 


zuagc; wat addon Pony 


s14dajonäc mon 318010114 "0 Sous 


(„läd zwagch Nec eee 


2 bub 4 o F us d m 


m m mm > 


— 322 — 


§. 36. 

Hinſichtlich der freien Lehrfächer iſt 
ſich bei Beſtimmung der Stundenordnung dor Augen 
‚su halten, daß dieſe Lehrfächer, obgleich fie der philo⸗ 
ſophiſchen Studienabtheilung zugewieſen find, dadurch 
keineswegs bloß fuͤr die Schuͤler der philoſophiſchen Stu⸗ 
dien beſtimmt ſind, ſondern auch noch während des 
Kurſes der höhern Fakultätsſtudien gehört werden kön⸗ 
nen. Vielmehr ift, damit dieſes geſchehe, alle Auf- 
munterung und möglichſte Erleichterung zu geben. 

Zu dieſem Ende muß 

a) ſo viel als möglich überall die Einrichtung getrof⸗ 

k fen werden, daß die Lehrſtunden der Ddligatſtu⸗ 
dien bei allen Studienabtheilungen eines Lycäum 
oder einer Univerfität während eben derſelben Stun. 
den Statt finden; andererſeits müffen 

b) die Vorleſungen über die freyen ordentlichen Lehr⸗ 
fächer auf ſolche Stunden verlegt werden, wo keine 

Vorleſungen über die Obligatſtudien vor ſich gehen, 

ferner iſt 

c) dafür zu ſorgen, daß nicht alle oder die mei⸗ 

Den Vorleſungen über die ſämmtlichen freyen Lehr⸗ 

fächer auf dieſelbe Stunde fallen, damit ein Stu⸗ 

dierender allenfalls auch zwei oder drei ſolche Lehr⸗ 
fächer in einem Jahre hören könne. Endlich iſt 
d) der Donnerſtag auch von Vorleſungen uͤber freye 

Lehrgegenſtände möglichſt frey zu halten. An Sonn⸗ 

und Feyertagen aber dürfen nur ſolche Vorleſungen 

gebalten werden, welche zunächſt für Gewerbsleute 
beſtimmt ſind. 
37 


Uiber die Wiſſenſchaftszweige, welche noch hie und 
da als abgeſonderte Lehrfächer beſtehen, aber in vor» 
anſtehenden Vorſchriften nicht als ſolche genannt, oder 
ausdrücklich mit andern Lehrfächern vereiniget worden 
find, find in der philoſophiſchen Studienabtheilung keine 
abgeſonderte Vorleſungen mehr zu gebeu. 
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140. > 


Beiſchaffung der Stallrequiſiten und Stall⸗ 
beleuchtung im Lizitazionswege. 


Den Kreisämtern wurde bereits in der hierortigen 
Weiſung vom 15ten März d. J. Zahl 8490 bedeutet: 
daß durch die bisherige Anſchaffung der Militärftallres 
quiſiten durch die Dominien im Regiewege, der Mili— 
tär⸗Quartierfond wegen häufig überſpannter Aufrech— 
nungen ſehr gefährdet werde. Im Grunde der von den 
Kreisämtern eingelangten Aeußerungen, daß deren Bei— 
ſchaffung im Lizitazionswege wegen der hieraus für die— 
fen Fond entſtehenden Erſparniß ſehr wünſchenswerth 
und räthlich ſey, findet man deren Ausführung einzu- 
leiten, und den Kreisämtern hiebei folgendes an Han⸗ 
den zu geben: e 

3) Die Vornahme diefer Lizitazionen hat jederzeit in 
der betreffenden Kavallerie -Staabsſtazion zu ges. 
ſchehen. 

b) Die Kreisämter haben vor Beginn der Lizitazion 
im allfälligen Einvernehmen mit dem Staabskom⸗ 
mando den auf den beiläufigen Bedarf des gan» 
zen Regiments berechneten Erfordernitz-Aufſatz 
unter ſpezifiſcher Aufführung der ſtazionsweiſe er⸗ 
ſorderlichen Stallrequiſiten- Artikel zu verfaſſen, 
und ſelben als Baſts des Lizitazions⸗Ausbotes an- 
zunehmen, vorläufig aber die bei ähnlichen Liefe⸗ 
rungsgegenſtänden übliche Kundmachung im Kreiſe 
zu verlautbaren. 

c) In dieſen Aufſatze iſt bei jedem Artikel der Fiskal⸗ 
preis, das iſt der im Lizitazionsorte von dem 
Magiſtrate oder der Orksobrigkeit beſtättigte Markt⸗ 
preis, fo wie deren Ausmaß und Dauerzeit nach 
der, den Kreisämtern bekannten Normalweiſung 
ddo. ı5ten Juny 1918 Zahl 50560 (ohngefähr 

d nach dem beifolgende Mufter = Ausweife) zuſammen 
zu ſtellen, und von den hiernach ſich ergebenden 

Prov. Geſotzſ. von Galizlen 1824. S 
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Verguͤtungspreiſen nach Prozenten in der Art herab 
zu lizitiren, daß derjenige als Beſtbieter erſcheint, der 
von den Vergütungspreiſen Aller Stallrequifiten» 
Artikel die gröſten Prozente nachläßt. 

Es verſteht ſich übrigens, daß in dem beifol- 
genden Ausweiſe die Rubrik der Kathegoriezeit der 
Stallrequiſiten mit Nuͤckſicht auf den letzten Zeit, 
punkt ihrer Anſchaffung — der natürlich für jede 
Kontrakzions⸗Stallung verſchieden ausfällt — zu 
modifiziren und gehörig zu beſtimmen iſt. 

Für die fünftigen Jahre wird der diesfällige Gr, 
forderniß⸗Zuſammenſatz durch die Prov. Staats- 
buchhaltung verfaßt, und von letzterer unmittelbar 
dem Kreisamte zugeſendet werden. 

d) Bezüglich auf die Verſteigerungsbedingniſſe wird 
bemerkt: daß nebſt den bei Aerarial » Lizitazionen 
gewöhnlichen Vorbehaltungen mit Kuͤckſicht auf die 
Natur des Verſteigerungsgegenſtandes noch folgende 
in dem Lizitazionsakte aufzunehmen ſeyen: 
tens Darf die zufällige Vermehrung oder Ver— 

minderung des ausgewieſenen Bedarfs als kein Anlaß 
zu Vergütungsanſprüchen genommen werden. 

2ztens. Hat jeder Lieferungsluſtige 10 Prozent 
des in Geld berechneten Erforderniß-Quamtum als Va⸗ 
dium vor der Lizitazion zu erlegen. 

Stend. Sind die beſagten Kequifiten für den Se, 
gimentsſtaab in die Staabsſtazionen, fuͤr die Eskadro⸗ 
nen aber in die betreffenden Bequartierungsorte, vom 
Kontrahenten auf feine eigenen Koſten, gegen Quittung 
der Regiments und Eskadrons⸗ Kommandanten oder 
deren Stellvertreter abzuliefern, weil nur im Grunde 
dieſer Abgabsbeweiſe die Liquidirung der Rechnungen 
erfolgen wird. 

Eben ſo hat der Kontrahent auch die im Ausweiſe 
aufgeführten Requifiten Reparaturen gegen gleichmäßige 
militäriſche Beſtättigung unverweilt auf Verlangen zu 
bewirken und die gebührende Vergütung gleichzeitig mit 
jener für die abgegebenen neuen Requiftten auszuweiſen. 


Atens. Muß der Mindeſtbieter zur Sicherſtellung 
der übernommenen Lieſerung eine, den Koſtenbetrag 
des vierteljährigen Bedarfs deckende Kauzion vor Abs 
ſchluß des Kontrakts im Baaren, oder wenn ſelbe we— 
gen Größe der Lieferung zu bedeutend wäre — mittels 
verzinslicher Staatsobligazionen nach ihrem jeweiligen 
Kurſe berechnet — an die Stadt oder Kreiskaſſe er⸗ 
legen. 1 

stens. Vorſchüße aus der Kreiskaſſe A Conto des 
abzuſtellenden Lieferungs⸗Quantums werden in keinem 
Falle angewiefen. 

e) Die Lieferung der Requiſiten für das ganze Se, 
giment, ohne Rückſicht auf deſſen kreisweiſe Diss 
lokazion iſt zur Vermeidung aber Rechnungs: Vers 
vielkältigungen in der Regel nur an Einen Kon⸗ 
trahenten zu überlaſſen, und zwar für die Dauer 
des ganzen Militärjahres. Nur wenn ſich für die 
regimentsweiſe Lieferung durchaus kein Unterneh⸗ 
mer fände, kann diefelbe nach Stazionen Perte 
einzelt, jedoch muß auch hiebei getrachtet wer⸗ 
den, wenigſtens die Lieferung für mehrere kleinere 
Stazionen zuſammen an ein Individuum zu über⸗ 
laſſen. 

a Abgabe der Nequiſiten, hat jedoch keineswegs 
ſür das ganze Kontraktsjahr auf einmal und im Vor⸗ 
sus, fondern nur nach Maaßgabe der für jede Gattung 
der Requiſiten normalmäßig feſtgeſetzten Dauerzeit zu 
geſchehen. 

Die Liquidirung der diesfälligen Rechnungen, pel, 
che dom Kontrahenten gleich mit Ausgang eines jeden 
balben Miltär » Jahres dem Kreisamte vorzulegen, und 
von dieſem unmittelbar an die Buchhaltung einzuſen⸗ 

en ſind, wird in 6 Wochen nach dem halben Militär- 

jahr Statt finden, und ſodann auch gleich die Zahlung 

an den Kontrahenten erfolgen. — A 

Die Kreisämter haben übrigens die diesfällige Li⸗ 

Sitazion Abhaltung ſog leich vorzunehmen, in jedem 

alle aber zu ſorgen, daß die Art der er pe 
2 
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rung durch Kontrahenten ſchon mit ıten November d. 
J. oder wenn dies wegen Kürze der Zeit oder ſonſtigen 
Umſtände wegen, nicht möglich wäre, für Heuer we— 
nigſtens mit ıten Dezember 1824 ihren Anfang nehme. 

1) Da diejenigen Gründe, welche für die lizitazions⸗ 
weiſe Beiſchaffung der Stallrequiſiten ſprechen — 
auch auf die Stallbeleuchtung anzuwenden 
ſind, ſo iſt auch der beiläufige jährliche Bedarf 
für dieſen Erforderniß = Artikel: nämlich für die 
6 Wintermonate auf gleiche Art beizuſchaffen. 

Da es jedoch für den heurigen Monat Novem- 
ber ſchon zu ſpät an der Zeit iſt, ſo werden die 
Kreisämter wenigſtens zu trachten haben, daß die 
Kerzenlieferung für die übrigen 5 Monate eintrete. 

g) Welcher Fiskalpreis für ein Pfund der ord inärſten 
Gattung hierbei anzunehmen fen? wird ſich durch 
die Preisbeſtättigung des im Lizitazionsorte be= 
findlichen Magiſtrats oder Ortsgerichtes ergeben, 
und auf welches Quantum n. ö. Pfunden noch der 
beiläufige Bedarf für die 6 (oder rückſichtlich für 
Heuer 5) Wintermonate veranſchlagt werden könne? 
ift vor Beginn der Lizitazion durch Einverneh— 
mung mit dem Regiments Kommando, bon wels 
chem der diesfällige Erforderniß⸗Ausweis anzuver⸗ 
langen iſt, zu erörtern. 

Auch in Dieter Beziehung wird den Kreisämtern 
der Erforderniß-Aufſatz für das nächſtfolgende Mi» 
litärjahr durch die Buchhaltung zukommen. 

h) Uibrigens ſind die Preisbeſtättigungen ſowohl über 
die Kerzen als Stallrequiſiten jederzeit dem Lizi⸗ 
tazionsakte beizulegen, damit die Annehmbarkeit 
oder Verwerflichkeit der erſtandenen Beſtbote durch 
Kombinirung derſelben mit den erſtern hierorts ge— 
würdiget werden konnen. 

1) Auch die Beiſchaffung der Stallbeleuchtung iſt gleich- 
falls nur durch einen Lieferanten, und zwar: für 
das ganze dislozirte Regiment unter den oben Dim, 
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ſichtlich der Stallrequiſiten bemerkten Beſchränkun⸗ 
gen zu bewirken. 

Die Angabe dieſes Erforderniß⸗Artikels hat 
jedoch nur monatlich anticipative, und zwar in der 
betreffenden Staabs-Stazion gegen Empfangsbee 
ſcheinigung des Regiments⸗Commandanten zu ges 
ſchehen, weil das Regiment zur Verſendung des- 
ſelben in die betreffenden Eskadrons⸗Stazionen 
hinlänglich koſtenfreye Gelegenheit hat. 

Es verſteht ſich uͤbrigens, daß der Lieferant der 
Kerzen keineswegs auch Lieferant der übrigen Ze: 
quiſtten ſeyn muffe, vielmehr eine Trennung der 
erſteren Artikel von den letzteren ſehr wünſchens⸗ 
werth ſey, daß jedoch die Lizitazion beiderlei Gr, 
forderniße in gleich auf einander folgenden Zeit 
Statt zu finden habe. 

*) Die Vorlegung der Rechnung über die Kerzenlie⸗ 
ferung hat gleich nach der bewirkten letzten mo⸗ 
natlichen Lieferung gleichfalls mittes des Kreisam⸗ 
tes unmittelbar an die Prob. Staatsbuchhaltung 
zu geſchehen. 

D Die Abhaltung dieſer Lizitaztonen muß übrigens 
dort wo der Staab feinen Sitz nicht in der Kreis- 
ſtadt hat, gelegenheitlich anderer Kommiffionsrei« 
fen, ohne Verurſachung der mindeſten Auslagen 
bewirkt werden, weil ſonſt dem Militär- Quartier⸗ 
fonde ſtatt des beabſichtigten Vortheils nur Nach« 
theil zuwachſen wurde. e 

m) Die diesfälligen Lizitazionsakte, müſſen jederzeit 
zur Einhohlung der hierortigen Veſtättigung an— 
her vorgelegt werden, weßhalb die Abhaltung der— 
ſelben in Zukunft bei Zeiten einzuleiten iſt, damit 
im Falle des Mißlingens noch wenigſtens hinläng⸗ 
liche Zeit zu einem zweiten Lizitazions-Verſuche 
erübrige; da jedoch die Vorlegung der Verſteige⸗ 
rungsakte für das heurige Militärjahr ſchon zu 
ſpät ſeyn wird, weil die Kontraftslieferungen ſchon 
mit ıten Dezember 1824 ihren Anfang nehmen 
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ſollen, ſo werden die Kreisämter befugt, mit dem 
Kontrahenten — wenn er wenigſtens 12 bis 15 
pEt. vom Fiskalpreiſe nachläßt, für Heuer fogleich 
definitive abzuſchließen. 

n) In diefer Vorausſetzung ſo wie für die Zukunft, 
nach erfolgter hierortiger Beſtättigung werden über 
die Lizitazionsakte 2 Kontrakts⸗Exemplarien mit 
Berückſichtigung der im Lizitazionsprotokolle aufge» 
ſtellten Bedingniſſe abzufaſſen feyn, wovon das 
eine mit dem vorſchriftmäſſigen Stempel auf Uns» 
koſten des Kontrahenten verſehen, dem Magiſtrate 
oder der Ortsobrigkeit, das ungeſtempelte Exem⸗ 
plare aber dem Erſteren zu übergeben iſt. Die 
Kreisaͤmter werden ohnehin dem Original- Lizitas 
zionsakt zu feiner Richtſchnur in Handen behalten. 

Hiernach haben die Kreisämter unverweilt das 
Röthige zu veranlaſſen, dem betreffenden Regiments» 
Kommando die hievon erforderliche Mittheilung zu ma⸗ 
chen, um allfällige bei der Ausführung dieſer Modalie 
täten ſich ergebende Anſtände, wen ſelbe etwa nicht 
durch die eigene Intervenirung des Kreisamts behoben 
werden könnten zur hierortigen Kenntniß zu bringen. 


Öubernial = Verordnung vom 28ten Oktober 1824. Gub. 
Zahl 60771. 
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Uiber die Gebuͤhr, Ausmaaß und Dauerzeit für die Kavallerie⸗Bequar 
vember 1824 bis Ende Oktober 1825 zum 


Vom k. k. Militaͤr wirklich okupirte 
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141. 

Mauthpaͤchtern oder Mauthbehoͤrden darf 
Dé Militär- Aſſiſtenz nur auf Einſchrei⸗ 
ten der politiſchen Behoͤrden geleiſtet 
werden. 


Die k. k. allgemeine Hofkammer hat untem 3ten d' 
M. Zahl in Abſicht auf das von Seite der Mauthbe— 
hörden und Mauthpachter zu beobachtende Benehmen 
bei Erwirkung der Militärhülfe, den ſämmtlichen Zoll⸗ 
gefallen » Verwaltungen die Belehrung ertheilt, daß die 
Millitäraſſiſtenz in vorkommenden Fallen nur auf Ein⸗ 
ſchreiten jener Behörde, welche über die Aufrechthal⸗ 
tung der Ruhe und Ordnung zu wachen hat, d. i. der 
politiſchen Ortsobrigkeit und Polizeybehörde geleiſtet 
werden dürfe, und daß daher auf das unmittelbare An- 
ſinnen der Mauthpächter oder Mauchbehörden die Aſſi⸗ 
ſtenzleiſtung von dem Militär⸗ Kommando verweigert 
werden muß. 

Hiedon werden die Kreisämter zu Folge hohen 
Hofkanzleydekrets vom ı3ten d. M. Zahl 30578. und 
im Nachhange der hierortigen Weiſungen vom ııten 
März 1822 Zahl 10645 und ten März 1825 Zahl 
11570 mit dem Auftrage in die Kenntniß geſetzt, die 
Ortsobrigkeiten in allen Mauthſtazionen anzuweiſen, 
daß fie die Mauthpächter in ihren vertragsmäßigen Rech 
ten zu ſchützen verpflichtet ſind, und für die Weigerung 
dieſes Schutzes und des Einſchreitens um Militär⸗Aſſiſtenz, 
wenn ſolche von der Gefälls⸗ Behörde oder in dringen⸗ 
den Fällen von dem Mauthpächter verlangt wird, Bet, 
antwortlich bleiben. 

Gubernial-Verordnung vom 28ten Oktober 1824. Gub. 

Zahl 62864. 
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142. 


Beſchraͤnkung der ſogenannten Scharwar⸗ 
ken auf gemein nützliche Arbeiten. 


Ber Durchgehung der Verhandlungen welche der Gre 
laſſung des Patents vom ı6ten Juny 1780 borhergin« 
gen, hat die hohe Hofkanzley die Uiberzeugung erhals 
ten, daß bei der Abfaſſung des J. 44. von dem gedach⸗ 
ten Patente, die allerhoͤchſte Abſicht dahin gegangen 
ſey, die ſogenannten Scharwarken auf gemeinnütz⸗ 
liche Arbeiten zu beſchränken. 

Da hiedurch über den eigentlichen Sinn dieſes Pa⸗ 
tents⸗Abſatzes jeder Zweifel behoben iſt, ſo wird dieſes 
in Folge der hohen Hofkanzleydekrete vom 20. May und 
ı4ten Oktober l. J. N. 15108 und 26194 mit dem 
Beiſatze zur allgemeinen Kenntniß gebracht, 

tens. daß es hiedurch von dem hohen Hofkanz⸗ 
leydekrete vom 17ten April 1806 Zahl 4957, welches 
auf der Vorausſetzung beruhete, daß die Scharwarken 
auch zum eigenen Rutzen der Grundherrſchaften gefor— 
dert werden könnten, wenn ſie nicht ſchon in den Stock— 
inventarien zu gemeinnützigen Anſtalten beſtimmt find, 
gänzlich abzukommen habe. 

ztens. Daß vom Tage der Kundmachung an, dieſe 
ſogenannten Scharwarkstage zu herrſchaftlichen Dienſten 
von jenen Grundwirthen, welche ohnehin einen Natu— 
ral-Frohndienſt zu leiſten haben, nicht mehr gefordert 
werden dürfen; 

ötens. daß vom Tage ber Kundmachung an, auch 
die Wirkſamkeit der etwa dieſer Berichtigung entgegen» 
ſtehenden Erkenntniſſe erlöſche, und 

atens. daß für das Vergangene weder die Ge— 
meinden oder einzelne Wirthe eine Entſchädigung für 
jene Scharwarken, die fie in Folge des Hofkanzleydekrets 
vom 17ten April 1806 Nr. 4957 zum Nutzen ihrer 
Grundherrſchaften geleiſtet haben, noch dieſe letztern 
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einen Nachtrag der etwa rückſtändig gebliebenen Schar⸗ 
warken zu fordern haben. 


Gubernial-Kundmachung vom a2qten Oktober 1824. Gub. 
Zahl 65408. 


143. 


Errichtung eines fuͤnften Kriminalgerichtes 
in Rzeſzow, und Eintheilung der Kreiſe 
in welchen die galiziſchen Kriminalge⸗ 
Be ihre Gerichtsbarkeit auszuüben 

aben 3 


om k. k. galiziſchen Appellazionsgerichte wird allen 
Behörden ſo auch Inſaßen des Königreiche Galizien und 
Lodomerien zur Wiſſenſchaft und gehörigen Darnachach⸗ 
tung hiemit bekannt gegeben, daß in Folge allerhöch— 
ſten Hofdekretes vom gten September 1818 Hofzahl 
6850, womit Seine kaiſerl. königl. Majeſtät in der 
Kreisſtadt Rzeſzow ein fünftes Kriminalgericht zu bes 
Dellen geruhet, die Wirkſamkeit dieſes neu organifir- 
ten k. k. Kriminalgerichtes in Rzeſzow vom ten Dezem- 
ber 1824 in den ihm angewieſenen Bezirken, nämlich 
Tarnower, Nzeſzower und Jasloer Kreiſe, dann die des 
k k. Samborer Kriminalgerichtes in dem Stryer Kreiſe 
anzufangen — und demnach von eben dieſem Tage die 
Gerichtsbarkeit des Wiſznicer Kriminalgerichtes im Tar⸗ 
nower Kreiſe, des Samborer Kriminalgerichtes in den 
Kreiſen Rzeſzow und Jaslo, endlich des Lemberger Kri— 
minalgerichtes in dem Stryer Kreiſe aufzuhören habe; 
daß folglich gemäß oberwähnter allerhöchſter Entſchlieſ⸗ 
fung vom sten Dezember 1824 die fünf hierlandes be⸗ 
ftellten k. k. Keiminalgerichte in folgenden Kreiſen ihre 
Gerichtsbarkeit ausüben werden; nämlich: 

Das Lemberger Kriminalgericht in den Kreiſen 
Lemberg, Zloczow, Zolkiew und Brzezan. 
- Das Samborer Kriminalgericht in den Kreiſen 
Samdor, Sanok, Przemysl, und Stryi. 
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Das Stanislawower Kriminalgericht in den Kreiſen 
Stanislawow, Kolomea, Tarnopol und Ezortkow 

Das Wiſznicer Kriminalgericht in den Kreifen Boch» 
nia, Wadowice, und Sander, endlich: 

Das Rzeſzower Kriminalgericht in den Kreiſen Rze— 
ſzow, Tarnow, und Jaslo. 

Gubernial⸗Kundmachung vom Zoten Oktober 1824. Gub. 
Zahl 61286. 0 


144. 

Schaͤnker find zur Abnahme der grundherr⸗ 

ſchaftlichen Getraͤnke nur in dem Falle 

verpflichtet, als ſie ſich hiezu gegen! die 

ede verbindlich gemacht 
aben. 


it den in Folge allerhöchſter Entſchließung vom 27. 
Hornung 1788 am 21ten März deſſelben Jahres erlaf- 
ſenen gedruckten Kreisſchreiben iſt feſtgeſetz worden: daß 
die Beſtandinhaber obrigkeitlicher Schankhaͤuſer, welche 
gegen die Herrſchaften in Abſicht auf den Getränksbezug 
keine Verpflichtungen eingegangen ſind, noch weniger 
aber jene, die eigenthümliche Schankhäuſer beſitzen, in 
dem Bezug des Getränkes zum Ausſchank einer Be— 
ſchränkung unterliegen, ſondern denſelben frey ſtehe, 
das Getränke in oder auſſer der Herrſchaft von wem fie 
wollen, in den k. k. Staaten ſich beizuſchaſſen. 

Mit der ſpätern an ſämmtliche Kreisämter er⸗ 
laſſenen Eir£ular - Verordnung vom zen Dezember 
788 Zahl 26559 von welcher eine Abſchrift mitfolgt, 
ſind aus Anlaß mehrerer vorgekommenen Anſtände 
und irrigen Auslegungen des erſtern Kreisſchreibens 
die Belehrungen hinausgegeben worden, welchen 
Schänker das Recht des freyen Getränkbezugs geſtat⸗ 
tet iſt, und welche auf die Abnahme des herrſchaftli⸗ 
chen Getränkes beſchränkt angeſehen werden müffen, 
Nun hat aber die hohe Hofkanzley mit Dekret vom 
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29ten July l. J. Zahl 19162 zu bemerken befunden: 
daß unter dem allgemeinen Ausdruck, Schänker 

(reng, Beſtandhälter obrigkeitlicher Schankhäuſer, 

ztens. Schänker mit einem radizirten Schank⸗ 
rechte; oder | * AR) 

ztens. Schänker mit einem bloſſen Perfonal-Be- 
fugniſſe, worauf aber keine gegen die Obrigkeit einge⸗ 
gangene Verbindlichkeit haftet, 

Atens. ſolche Schänker, deren Perſonalbefugniß an 
eine gegen die Obrigkeit eingegangene Verbindlichkeit 
iech ift, verſtanden werden können. 

In Anſehung der Sıhänfer der erſten und zweiten 
Klasse ſey der Sinn der allerhöchſte Entſchlieſſung in 
der Eirkular- Verordnung vom 15ten Dezember 1788 
gehörig aufgefaßt worden. Von den Schänkern der 
dritten Gattung komme daſelbſt vermuthlich in der Vor⸗ 
ausfegung keine Erwähnung vor, daß in Galizien keine 
derley Schänker beſtehen. Indeſſen laſſen es ſich nicht 
bezweifeln, daß denfelben da, wo es deren gibt, nach 
dem Sinne der allerhöchſten Entſchlieſſung vom 27ten 
Hornung 1788 das Recht zuſtehe, das Getränk in 
oder außer der Herrſchaft von wem ſie wollen im In⸗ 
lande ſich beizuſchaffen. 

Die Schänker der vierten Klaſſe unterſcheiden ſich 
von den Beſtandhältern herrſchaftlicher Schankhäuſer 
nur dadurch, daß bieten von der Obeigkeit der Aus— 
ſchank mit Benützung des herrſchaftlichen Schankhau⸗ 
ſes, den Schänkern der vierten Klaſſe aber den Aus- 
ſchank in ihren eigenen, oder gemietheten Häufern ges 
ſtattet wird, und Oe uuterſcheiden ſich wieder unter ſich 
ſelbſt nur durch die Bedingungen, unter 
welchen die Obrigkeit einem eben bon 
ihnen den Ausſchank geſtattet e? 

Hiernach ergiebt ſich 

x al daß das Verhältniß dieſer Schäntertlaſſe zur Grund⸗ 
hertſchaft nur nach den Verbindlichkeiten 
die zwifhen ihnen und der Grundherr⸗ 


fchaft verabredet worden find, zu be 

urtheilen fey, und 

b) daß fie daher gleich den Beſtandnehmern herr— 
ſchaftlicher Schankhäuſer zur Abnahme der Getränke 
von der Grundherrſchaft nur in dem Falle, und 
in dem Maaße verbunden ſind, als ſie ſich hiezu 
gegen die Grundherrſchaft verbindlich gemacht ha⸗ 
ben. 

c) daß, wenn die zwiſchen den Obrigkeiten und Schaͤn⸗ 
kern eingegangenen Verbindlichkeiten privatrechtli⸗ 
cher Natur ſind, die politiſchen Behörden, ſich darü⸗ 
ber in keine meritoriſche Entſcheidung einzulaſſen, 
ſondern auf den Verſuch eines Vergleichs, oder 
wenn Meter mißlingen ſollte, auf ein Proviſorium 
zu beſchränken, und die ſtreitenden Parteyen, an 
den Rechtsweg zu weiſen haben. 

Vermög dieſer hohen Entſchließung ſind ſonach die 
letzten beiden Punkte der Eirkular⸗Verordnung dom 
15ten Dezember 1788. Zahl 26559 als abgeändert an» 
zuſehen. 
Zum Leitfaden bei etwaigen Streitigkeiten zwiſchen 
Schänkern und Obrigkeiten, wird den Kreisämtern mit⸗ 
gegeben: 

I. ſtets den Verleihungstittel der Schankgerechtig · 
keit möglichſt genau zu erheben, 

II. auf die Art der bisherigen Ausübung ſammt 
des faktiſchen Beſttzſtandes Nuͤckſicht zu nehmen, und bei 
Städten insbeſondere 

III. das denfelben zukommende freye Propinazions⸗ 
recht — oder die beſtehenden Erzeugungs⸗Entgelts 
oder Verzehrungsaufſchläge — welchen ſelbſt die mit rus 
dizirten Schankbeſugniſſen verſehenen Schänker, ſo wie 
jedes zum eigenen Gebrauch angeführte Getränke, uns 
terliegt nicht außer Acht zu laſſen. 


ER Verordnung, vom 2. ‚November 1824. Gub. 
Zahl 62563. 
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I» 
Gubernial-Verordnung vom 15ten Novem⸗ 
ber 1788. Zahl 26559. 


a wahrgenommen worden, daß das Kreisſchreiben 
vom 21ten März d. J. in Betreff theils für die Schän— 
ker und theils für die Konſumenten eingeftandenen Be» 
günſtigung von vielen irrig, und bloß zum eigenen Vor⸗ 
theil eines jeden nach Willkühr ausgelegt wird, ſo wird 
zur Vermeidung alles Mißverſtandes, und damit auch 
die Kreisämter bei vorkommender Entſcheidung nicht 
etwa irre geführt werden, den Kreisämtern folgende 
Weiſung gegeben, nach welcher ſich genau zu beneh— 
men iſt. 

tens. In den Städten ſowohl, als auf dem 
platten Lande iſt jedermann, weſſen Standes er immer 
ſeyn mag, erlaubt zu feinem eigenen häuslichen Ges 
brauch und Bedarf die verſchiedenen zum Ausſchanke ge⸗ 
eigneten Getränke von wo immer in den Erblanden 
herzuholen, fo zwar, daß es von dem läſtigen Zwange, 
lediglich von der eigenen Grundobrigkeit oder Herrſchaft 
das Getränk zum Konſumo abnehmen zu dürfen, gänz 
lich abzukommen hat. 8 

2ztens. Auf gleiche Art find auch alle Inhaber 
oder Beſtandhälter jener Schankhäufer, worauf der Schank 
kraft eines förmlichen Rechts, und Urkunden radizirt 
iſt, entbunden lediglich herrſchaftliches oder grundobrig⸗ 
keitliches Getränk ausſchänken zu dürfen, und ſteht ihnen 
ſrey das zu ihrem Ausſchank nöthige Getränk nach dem 
Inhalt und Befugniſſen der Zollordnung von wo immer 
berzubolen. 

Steng, Beſtandhälter grundobrigkeitlicher oder herr⸗ 
ſchaftlicher Schankhäuſer genießen einer gleichen Frei⸗ 
heit, wenn ſie ſich nicht ausdrücklich durch ein kontrakt⸗ 
mäßiges oder ſonſt verabgeredetes freiwilliges Einver⸗ 
ſtändniß verbunden haben, jährlich eine gewiſſe beſtimmte 
Quantität, oder auch ihren ganzen Bedarf des Getränks 
don der Obrigkeit zum Ausſchank abzunehmen, wels 
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chen falls fie zu dieſer Abnahm, in fo weit der Zen, 
tzakt oder das freiwillige Einverſtändnißziel und Maaß 
giebt, noch ſerner verbunden bleiben. 

4tens. Jene Schänker hingegen, die in ihren et, 
genen Häuſern ohne darauf ein radizirtes Schankrecht 
zu beſitzen, aus bloſſer Zulaſſung der Herrſchaft oder 
Grundobrigkeit um den Abſatz des heirſchaftlichen Ge— 
tränks zu vermehren, lediglich mit herrſchaftlichen oder 
grundobrigkeitlichen Getränke entweder auf eigenenen 
Nutzen, oder gegen Abſchlag der ꝛ0ten Quart oder ſonſt 
gegen einen unter ſich beſtimmten Ausſchankslohn der 
Ausſchank getrieben haben, folglich in dieſer Rückſicht 
als unmittelbar von der Herrſchaft und Obrigkeit be. 
dungene Schänker anzuſehen ſind, können keineswegs 
dieſer Begünſtigung theilhaftig werden, ſondern ſie ſind 
vielmehr gleichwie bevor gehalten, das Getränk zum 
Ausſchank lediglich von der eigenen Herrſchaft oder Gruud— 
obrigkeit, abzunehmen. Hierunter ſind vorzüglich ge⸗ 
ſammte mit kreisämtlichen Lizenzzetteln zum Ausſchank 
noch auf eine gewiſſe Zeit berechtigte jüdiſche Hausei⸗ 
genthümer, dann alle jene chriſtlichen Inſaſſen Garkö— 
che und dergleichen ſelbſt, wenn ſie eigene mit keinem 
darauf radizirten Schankrechte verſebene Häuferbefiger, 
verſtanden. Damit aber nicht etwa jene, die ſich auf 
dieſe letztere rt ſchon ſeit mehreren Jahren mit dem 
Ausſchanke abgegeben haben an der freyen Ausſchanks⸗ 
ausübung unter dem Vorwande Theil zu nehmen Die 
chen, als wenn fe den Schank kraft eines auf ihre 
Häuſer radizirten Rechts ausgeübt hatten, ſo hat 

Stens. jeder der ſich eines ſolchen Rechts zu er» 
freuen glaubt, fein dießfälliges Recht bei den Kreisäm- 
tern vorzuzeigen, widrigens kann er nur für einen 
herrſchaftlichen und grundobrigkeitlichen Schänker in ſo 
lang angeſehen werden, bis er nicht ſein vorgebliches 
Recht dargewieſen, oder ſolches in zweifelhaften Fällen 
in dem ordentlichen Rechtsweg behauptet haben wird. 
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Ausſcheidung der von den Juden, zu ent⸗ 
richtenden Erwerbſteuer von der Juden— 
ſteuer. 


Seine k. k. Majeftät, haben laut Hofkanzleydekrets 
vom sten Julius d. J. Zahl 20771 anzuordnen gert, 
het: »daß aus der Judenſteuer, die bisher in derſelben, 
» mit einer Aequivalentſumme begriffene Erwerbſteuer 
» auszuſcheiden, und nach der für diefe Steuer beſte— 
» henden allgemeinen Vorſchriften von der Judenſchaft 
»einzuheben« und daß ferner dieſe allerhöchſte Schluß⸗ 
faſſung mit dem Militärjahre 1825 in Ausführung zu 
bringen ſey. 

Dieſe höchſte Anordnung wird zur allgemeinen 
Wiffenſchaft und Darnachachtung mit dem Beiſatze bes 
kannt gemacht, daß in Folge hohen Hofkanzleydekrets 
vom 25ten Oktober l. J. Zahl 50511: 

tens. die Erwerbſteuerſcheine für die gallziſche 
Judenſchaft für den Zeitraum dom ıten November 
1824, bis Ende Dezember 1827 werden ausgefertiget 
werden, 

atens. das nach der Bemeſſung für die Monate 
November und Dezember 1824 entfallende Sechstheil 
der einjährigen Erwerbſteuergebühr, beſonders werde 
vorgeſchrieben werden, und 

Steng, dieſes Sechstheil am ıten Dezember 1824 
von den Steuerpflichtigen einzuzahlen ſey. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 2. November 1824. Gub. 

Zahl 63705. 


146. N 
Erneuerung des Patents wegen Vertilgung 
der Heuſchrecken. 
ie mit hierortiger Verordnung vom 28ten Auguſt 


L J. Zahl 50716 wegen Vertilgung der Heuſchreken 
eingeleiteten Maaßregeln, werden zu Folge des huhen 
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Hofkanzleydekretes vom 2gten September I. J. Zahl 
29548. den Kreisämtern zu Tarnopol, Bukowina, 
Kolomea und Stanislawow mit dem Beiſatze in Erin— 
nerung gebracht, man verſehe ſich, daß dei dem ge— 
meinſamen Intereſſe, welches Dominien und Gemein» 
den an dieſer Vertilgung haben, Alles werde aufgebo— 
ten werden, um die Brut zu zerſtören, und ſich da— 
durch vor der für das nächſte Jahr drohenden Lands 
plage zu verwahren. Die Kreisämter haben zu dieſem 
Ende die diesfälligen Vorſchriften insbeſondere das Pa⸗ 
ten vom 26. July 1782 nochmals kund zu machen, und 
durch die Bezirkskommiſſäre über die genaue Vollſtre⸗ 
kung der angeordneten Maaßregeln zu wachen. Sollte 
ſich in einer Gegend eine gröſſere Menge niedergelaſſen, 
und die Brut in die Erde eingegraben haben, und in 
dieſer Beziehung das Zuſammenwirken mehrerer Ort— 
ſchaften erforderlich werden, ſo verſteht es ſich, daß die 
Kreisämter dieſelben hiezu ernſtlich anzuhalten haben. 


Gubernial⸗Verordnung vom Aten Nov. 1824 Gub. 
Zahl 58981. S 


147. 


Erhebung der Tzernowitzer Zolllegſtaͤtte zu 
re Hauptzolllegſtaͤte des dritten Ran 
ges. a 


Die k. k. allgemeine Hofkammer hat die Erhebung, 
der bisher beſtandenen Zolllegſtätte in Czernowitz, zu 
einer Hauptzolllegſtätte, dritten Ranges mit hohem 
Dekrete vom ären September I. J. Zahl 54577 — 2905 
für zwei Jahre, nämlich vom ıten Robember I. J. an 
bis Ende Oktober 1826 zu genehmigen beſunden. 


Gubernial⸗Kundmachung vom 6. November 1824. Gut, 
Zahl 62656. f 
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148. 


Pharmazeutiſcher Lehrkurs kann in zwei 
Jahren vollendet werden. 


aut hohen Studienhofkommiſſionsdekrets vom 10. b. 
M. Zahl 6269 haben Seine Majeſtät über den Vor— 
ſchlag des böhmiſchen Guberniums, daß den Apothe— 
kern geſtattet werden möge, den pharmazeutiſchen Lehr 
kurs in zwei Jahrgängen zu vollenden, mit allerhoͤch— 
ſter Entſchließung vom 12ꝛten September d. J. zu bes 
fehlen geruhet, daß es in Bezug auf dieſes Studium 
bei den beſtehenden Vorſchriften als allgemeine Regel 
zu verbleiben habe, daß jedoch jenen Pharmazeuten, 
welche es ſelbſt wünſchen, zu geftatten Ip, dieſes Stus 
dium in zwei Jahrgänge abzutheilen, wo ſie dann im 
erſten Jahre die Botanik und die fpezielle Naturge⸗ 
ſchichte, im zweiten aber die Chemie gemäß der beſte— 
henden Vorſchriften ſich eigen zu machen haben. 

Wovon das Direktorat in die Kenntniß geſetzt wird. 

Gubernial-Verordnung vom 8. November 1824. Gub- 

Zahl 64527. 


149. 
Die Ausfuhr des rohen Hanfes und rohen 
Flachſes wird gegen Paͤſſe und den be: 
ſtimmten Ausgangszoll geſtattet. 


Dit hohe Hofkammer hat das auf dem rohen Sanfe 
und rohen Flachſe laſtende Ausfuhrsverbot zur Sot, 
munterung dieſes Produkzionszweiges mit Dekret vom 
26ten v. M. Zahl 41534. einſtweilen, bis allerhöchſt 
Seine Majeſtät über die in Verhandlung ſtehende fer⸗ 
nere Beibehaltung oder gänzliche Aufhebung dieſes Ver⸗ 
botes entſchieden haben werden, dahin zu beſchränken 
befunden, daß von der genannten hohen Hofbehörde 
den Parteien, die ſich darum bewerben, Päſſe zur Aus⸗ 
fuhr rohen Hanfes und rohen Flachſes, gegen einen 
Prov. Geſetzſ. von Galizien 1824. T 
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Ausfuhrzoll von ıfl. 12 kr. C. M. vom Zentner rohen 
Hanfes, und von 2 fl. 6 kr. CE. M. vom Zentner rohen 
Flaches ertheilt werden. 

Die Kreisämter haben daher Unternehmern Gele, 
genheit zu verſchaffen, von dieſer Wohlthat Gebrauch 
zu machen, dieſe hohe Entſchlieſſung kund zu machen; 
und der Landesſtelle die vorkommenden dießfälligen Ge— 
ſuche zur weitern Einbeförderung vorzulegen. 

Gubernial- Verordnung vom 1oten Nov. 2824 Gub. 
Zahl 65602. 


150. 


Der Gebrauch fremder Etikettzetteln zur Be— 
zeichung der auslaͤndiſchen vorgezogenen 
Waaren⸗Erzeugniſſe wird geſtattet. 


Die niederöſterreichiſche Regierung bat Dé im Jahre 
1818 beſtimmt gefunden, den Gebrauch derjenigen frem⸗ 
den Etikettzettel zu verbieten, die gewöhnlich zur Be— 
zeichnung von Waaren⸗Erzeugniſſen dienen, welche uns 
geachtet ſie bei den Fortſchreiten unſerer Induſtrie, auch 
im Innlande geliefert wurden, dennoch gleichſam aus 
Vorzug von gewiſſen ausländiſchen Orten, wo fie an 
fänglich in beſonderer Qualität vorkommen, ihren alten 
Urſprungsnahmen beibehielten, wie z. B. Eea de Co- 
logne, Rume a la Jamaique u. d. gl. 

Bei dem inzwiſchen hergeſtellten freyen Verkehre 
im Innern der Monarchie, iſt dermalen ein gleichför— 
miges Verfahren in Betreff des Gebrauches der ge— 
dachten fremden Etiketten für innländifche Waaren uns 
umgänglich nöthig, und es muß derſelbe entweder in 
allen Provinzen gleichmäßig verboten, und verpönt, 
oder aber nach der bisherigen Obſervanz ſtillſchweigend 
geduldet werden, weil widrigens Unzukömmlichkeiten 
ohne Ende und ungerechte Anhaltungen von Seite der 
Bankalbehörden Statt finden würden. 

Da nun derlei ausländiſche Etiketten ſo ſehr gang 
und gäbe ſind, daß es ſogar ſchwer halten würde, die 
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Waaren unter andern Benennungen zu bezeichnen; 
da das Verbot derſelben bei Artikeln, wo Vorurtheile, 
Mode und Gewohnheit die Nachfrage bewirken, für den 
Abſatz unſerer Fabrikanten, die damit einen bedeuten 
Aktivhandel heſonders nach den Norden, nach Pohlen 
und Rußland betreiben, allerdings und hauptſächlich in 
dem gegenwärtigen Zeitpunkte bedenktlich erſcheint, ſich 
in der Ausführung ſchwer handhaben läßt, und felbft 
in Niederöſterreich, wo es erlaſſen wurde, wie es 
die tagliche Erfahrung lehret, nicht im vollen Sinne 
gehandhabt wird, auch als kein geeignetes Mittel gegen 
den Schleichhandel angeſehen werden kann, weil es nicht 
verbürgt, daß gerade ausländiſche Artikel mit innlän⸗ 
diſchen Etiketten bezeichnet werden; da ferner gegen er⸗ 
waige Mißbräuche zur Ausübung von Betrug ohnehin 
die beſtehenden Geſetze die geeignete Beſtimmung ent— 
halten, und da endlich auch die Beifügung des Namens 
des innländiſchen Ortes und Erzeugers zu den auslän- 
diſchen Etiketten ſich aus der vorhin berührten Ruͤckſicht 
auf unſern Aktiphandel als unräthlich darſtellt, fo hat 
die hohe Hofkammer beſchloſſen, es auch für die Zus 
kunft bei der bisherigen Obſervanz ſtillſchweigend zu bes 
laffen, und der niederöſterreichiſchen Regierung die dieß⸗ 
fällige Modifikazion des von ihr ohne Genehmigung der 
Hofſtelle, und ohne öffentliche Kundmachung ergange— 
nen Verbotes aufzutragen. 


Protokollsauszug vom ızten November 1824. Gub. Zahl 
60428. 


151. 
Beguͤnſtigung der bukowinaͤr Graͤnzein⸗ 
wohner hinſichtlich der Paßtaxen. 


ie k. k. Hofkanzley hat im Einverſtändniſſe mit der 

k. k. allg. mit Hofkammer Dekret vom 31. v. M. 3. 51162. 

nachſtehende von der Landesſtelle in Antrag gebrachte 

Begünſtigungen zur Erleichterung des Verkehres der 

ukowina an Gränzeinwohner mit der Moldau gemeh⸗ 
* 2 - 


migt, und dieſelben unverzüglich in Vollzug zu fegen, 
angeordnet: 

tens. Den Ortsobrigkeiten in der Bukowina wird 
die Befugniß zur Ertheilung von Päſſen für die Buko— 
winär Gränzbewohner, bis auf die Dauer von 5 Mo— 
naten, unter genauer Beobachtung der beſtehenden op, 
vorſchriften ertheilt; dieſe Päſſe haben jedoch ohne Be— 
ſtättigung oder Vidimirung des in Surzama erponirten 
Kreiskommiſſärs, keine Gültigkeit. 

stens. In fo fern der Paß auf keinen längern 
Zeitraum als 6 Tage lautet, wird die erwähnte Beſtät⸗ 
tigung tarfrey ertheilt werden. 

Steng, ` Wo dagegen die Paßdauer dieſe Zeitmaaß 
überſchreitet, muß die Zar, und Stempelgebühr, jes 
doch nach jenem Ausmaaße vor der Beſtättigung erlegt 
werden, welches die Vorſchriften für die Seiten der 
sujets mixtes, dann in Erbſchafts⸗ oder gerichtlichen 
Angelegenheiten, beſtimmen, und nach welchem die 
Paßtaxe für dieſe Kaſſe Reiſenden ohne Unterſchied der 
Paßdauer auf 4 fl. feſtgeſetzt wird. 

Atens. Dieſe Begünſtigungen in Abſicht auf die 

näßigung der Paßtaxen haben ſich jedoch nur auf jene 
Bewohner der Bukowina zu beſchränken, welche wirk— 
lich gemiſchte Beſitzer ſind. 

stens. Der in Suczawa erponirte Kreiskommiſſär 
hat ein genaues Verzeichniß über die ertheilten Paßzer— 
tifitate zu führen, und monatlich dem Kreisamte Dor, 
zulegen, welches daffelbe nach genauer Durchſicht an das 
Landespräßdiuum einzubefördern hat. 

Das Kreisamt hat dieſe von der hohen Hofſtelle be— 
willigten Begünftigungen ſogleich allgemein kund zu 
machen, den in Suczawa exponirten Kreiskommiſſär 
hievon mit dem Beiſatze zu verſtändigen, er habe mit 
aller Aufmerkſamkeit und Sorgfalt darauf zu ſehen, daß 
diefelben nicht zum Nachtheile des Taxgefälles auch auf 
andere Individuen ausgedehnt werden, und letzteren in 
dieſer Beziehung in feinen Amtshandlung zu überwa⸗ 
chen. Uiber die Art der Einhebung der Tax⸗ und 
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Stempelgebühren von den nach den vorausgeſchickten 
Punkten begünſtigten Individuen, die Kaffe, an welche 
deiſelbe unmittelbar abzuführen iſt, und die hierüber 
einzuleeitende Kontrolle, hat das k. Kreisamt binnen 
14 Tagen ihr Gutachten zu erſtatten. 
Gubernial⸗-Verordnung vom 17ten November 1824. Gub. 
Zahl 64756. 


152. 
Bei der Erbſteuer koͤnnen, ſo wie bei den 
übrigen Steuergattungen Theilzahlun— 
gen angenommen werden. 


m einerſeits dem Erbſteuerfonde ſchneller zu ſeinen 
Gebühren ſammt den immer ſchwierig einzubringenden 
Straf⸗ oder Verzugszinſen zu verhelfen, und ander— 
weitigen Verwendungen der, ſchon für die Erbſteuer 
beftimmten Gelder vorzubeugen, andererſeits aber auch 
den Parteyen die Zahlungen einigermaßen zu erleich⸗ 
tern, und ſie zur ſchnellen Abfuhr der noch unberich— 
tigten Erbſteuerbeträge wegen der fortlaufenden Intereſ⸗ 
fen anzuſpornen, haben Se. Majeſtät mit allerhöchſter 
Entſchließung vom 15ten d. M. zu bewilligen geruhet“ 
daß in Zukunft auch bei der Erbſteuer, fo wie bei den 
übrigen Steuergattungen, Theilzahlungen dergeſtalt on, 
genommen werden ſollen, daß von dem zur Abfuhr ge— 
brachten Betrage vorerſt die verfallenen Verzugs- oder 
Strafintereſſen in Abzug gebracht, und nur der Neſt 
auf Abſchlag der Erbſteuer ſelbſt angenommen werden 
olle. 

0 Wovon die Kreisämter in Folge hohen Hofkanz⸗ 
leydekrets vom Igten d. M. Zahl 51647. zur Wiſſen⸗ 
fihaft in Kenntniß geſetzt werden. 
Gubernial⸗ Verordnung vom 18ten Nov. 2524 Gub. 
Zahl 64961. 
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238. 


Unbedingte Befreyung der ruſſiſchen Unter- 
thanen von Entrichtung des Abfahrts⸗ 
geldes in den k. k. oͤſterreichiſchen Staa⸗ 
ten. , 


u Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 28ten Oktober 
1. J. Zahl 52447 — 1900 wird im Nachhange des Kreis— 
ſchreibens vom ruten July l. J. Zahl 57965 allgemein 
kund gemacht, daß die wechſelſeitige Aufhebung des 
landesfürſtlichen Abfahrtsgeldes zwiſchen den Untertha⸗ 
nen des öſterreichiſchen und des ruſſiſchen Kaiſerſtaates, 
worüber die beiden Regierungen damahl nur in beding⸗ 
ter Form, nämlich unter ausdrücklichem Vorbehalte des 
Reziprokums übereingekommen waren, gegenwärtig auf 
eine unbedingte Weiſe durch die am 3ıten July d. 
J. erfolgten weitern beiderſeitigen miniſteriellen Erklä⸗ 
rungen mit dem Beiſatze ausgeſprochen worden iſt, daß 
die Wirkung der Aufhebung des Abfahrtsgeldes zu Gun— 
ſten der beiderſeitigen Unterthanen, ſich nicht nur auf 
alle künftigen, ſondern auch auf jene Fälle erſtrecken ſoll, 
wo bis zum Arten July d. J., als dem Tage der wech- 
ſelfeitigen miniſteriellen Erklärungen, die Abnahme des 
Abfahrtsgeldes noch nicht wirklich und definitiv Platz 
gegriffen hat. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 24. November 1824. Gub. 

Zahl 66943. 


154. 
Quieszenten und Penſioniſten wird die Aus⸗ 
uͤbung der Advokatur nicht geſtattet. 


eine k. k. Majeſtät haben über eine Allerhöchſtden⸗ 
ſelben von Seite des k. k. lombardiſch-benezianiſchen 
Senats der oberften Juſtizſtelle vorgelegte Anfrage uns 
ter dem 22ten July 1824 folgende Allerhöchſte Ent⸗ 
ſchlieſſung herabgelangen zu laffen geruhet: f 

v Ich will, daß der Regel nach Quleszenten und 


» Penftoniften die Ausübung der Advokatur nicht zu 
» geſtatten Ten, « 

»Wenn aber eines oder das andere dieſer Indivi— 
»duen um die dießfällige Befugniß mit oder ohne 
» Beibehaltung feines Quieszenten-Gehaltes, oder ſei— 
»ner Penſion das Anſuchen ſtellen ſollte, fo iſt in fols 
»chen Fällen das betreffende Geſuch jedesmal meiner 
» Entſcheidung zu unterziehen. 

Note an das Apellazions-Gerichts vom 25ten November 

1824 Gub. Zahl 64770. 


155. 


ee wird das Befugniß zu raſiren er= 
theilt. 


Die hohe Hofkanzley hat unter dem ten d. M. 
Zahl 51110 den verabſchiedeten Korporal Gottlieb Fritſch 
das Befugniß zu Rafiren geſtattet, weiches dem Stadt« 
magiſtrat auf den am 2oten Auguſt I. J. Zahl 21807 
erſtatteten Bericht unter Nückſtellung der Beilagen zur 
Wiſſenſchaft und Verſtändigung des Fritſch bedeutet wird. 

Gubernial- Verordnung vom 26ten Sept. 1824. Gub. 

Zahl 68644. 


156. 


Republizirung der Feuerloͤſchordnung fuͤr 
das offene Land. 


Um der für das offene Land beſtehenden Feuerlöſch— 
ordnung vom 28ten July 1786 mehr Erfolg zu geben, 
hat man dieſe Vorſchrift wiederhohlt in polniſcher Spra⸗ 
che in Oruck legen laſſen. Von diefer Vorſchrift werden 
den Kreisämtern nunmehr die entſprechende Anzahl in 
der Nebenlage zu dem Ende zugeſtellt, ſolche den .“ 
Dominien mit dem Auftrage zu bertheilen, ſolche fo» 
gleich den untergeordneten Gemeinden zu republiziren, 
auf die genaue Befolgung derſelben aufmerkſam zu ſeyn, 


— 546 — 


und hiebon die Kundmachung jedes Jahr mit Ende 
Oktober zu erneuern. 


Gubernial-Verordnung vom Aten Dezember 1824. Gub. 
Zahl 66210. 


Ad Poſtzahl 156. 


Wir Joſeph der Zweite, von Gottes Gna— 
den erwaͤhlter Roͤmiſcher Kaiſer, zu allen 
Zeiten Mehrer des Reichs, Konig in 
Germanien, Hungarn und Boͤhmen, 
Galizien und Lodomerien ꝛc. ꝛc. Erz⸗ 
herzog zu Oeſterreich, Herzog zu Bur— 
gund, und Lothringen ꝛc. ꝛc. 


Feuerordnung fuͤr das offene Land. 


m den traurigen, immer ſtch fo weit verbreitenden 
Folgen der ländlichen Feuersbrünſte fo viel möglich 
Einhalt zu thun, haben Wir für nöthig befunden, für 
das offene Land in Galizien eine Feuerlöſchordnung feſt⸗ 
zuſtetzen, welche 

stens. die Verhinderung, 

2tens, die baldige Entdeckung, 

ztens. die ſchleunige Löſchung der Feuersbrünſte, 

Atens. endlich die Vorſicht gegen die Folgen, met, 
che noch nach gelöſchtem Brande ſich ereignen können, 
zu ihrem Hauptaugenmerke hat. 


L 
Vorſichten der Entſtebung der Feuersbruͤnſte 
zuvor 5. kommen. 
1. 

In Beziehung auf die Gebäude. 

Da die unſchickliche Bauart zur Entſtehung der 
Feuersbrünſte ſowohl, als zu ihrer leichteren Verbrei— 
tung beitragen kann, ſoll bei der Anlegung neuer Haus 
ſer darauf Bedacht genommen werden, daß nicht ein 


Haus an das andere gebaut, fondern wo möglich, ein 
Raum von wenigſtens drei Klaftern zwiſchen jedem Haufe 


gelaſſen werde. 
Genen Se 

Scheunen. 

Eben ſo ſollen die Scheuen entfernt von Häuſern, 
hinter den Garten, oder wo es geſchehen kann, auſſer 
dem Orte ſelbſt, angelegt werden. 

Dörröfen. 

Wo Flachs und Hanf gebaut wird, iſt zu ſorgen, 
daß die Gemeinden eigene Dörröfen, oder Dörr- und 


Brechſtuben, und zwar in einiger Entfernung von dem 
Orte erbauen. 
S. Ks 


Baumfesung ftatt Feuermauern. 

Bei bereits erbauten Häuſern, welche nahe an 
einander ſtehen, oder angebaut ſind, wie auch bei den 
Scheunen, welche in den Dörfern ſich befinden, ſoll 
wenigſtens darauf gedacht werden, durch Pflanzung hoch⸗ 
ſtämmiger blätterreicher Bäume, vorzüglich der Nuß— 
bäume, wo dergleichen zu haben find, einen Schutz ge⸗ 
gen die Feuersbruͤnſte zu machen. 

Wo nicht ganze Neihen von Bäumen geſetzt werden 
können, ſollen wenigſtens Dächer, und die Scheunen, 
die ſchon in dem Dorfe ſelbſt ſtehen, mit Bäumen an 
den vier Ecken gegen Anzündung in etwas verwahret 
werden. 

Freylaſſung des Wegs. 

Doch müſſen durch die Bäume, oder auch durch 
unnöthige Zäune Wege und Straſſen nicht verſtellet, 
und dadurch bei entſtehender Feuersbrunſt die Nachbar— 
ſchaft gehindert werden, von allen Seiten zur Hilfe 


kommen zu können. 
Send, 
NRauchfänge. 


Hölzerne Rauchfänge, wo die Häuſer aus Noth 


nicht ganz vom Holze gebaut werden, find nicht zu ge⸗ 
ſtatten, und fürs Künftige ganz unterfagt. 

ö Wo es an gebrannten Ziegeln gänzlich mangelt, 
können dermal die Rauchſänge von Kothziegeln, oder 
Flechtwerk, wenn es mit Leim in und auswendig gut 
überſtrichen iſt, erbauet werden. 

Uiberhaupt ſollen die Rauchfänge wenigſtens in der 
Dicke eines halben Ziegels, nicht aber aus ſtehenden 
Ziegeln gedaut werden. Uibrigens ſollen fie nicht zu 
niedrig, ſondern zureichend über das Dach erhoben, 
nicht zu eng, noch krum geführe ſeyn, damit fie leicht 
geſchloffen und gekehret werden können. 

6. 

Oeſen, Feuerſtätte. 

Die Stubenöſen ſollen nicht zu nahe an hölzerne 
Wände geſetzt werden, auch ſind die Feuerherde und 
andere Feuerſtätten von den hölzernen Wänden zu ent— 


fernen. 
SG 2 

Küchen, Waſchhäuſer. 

In Küchen, Waſchhäuſern und anderen zu Feuers 
ſtätten beſtimmten Oertern müſſen die Fußböden nicht 
vom Holze, ſondern wenigſtens blos von Erde, oder 
Leim geſchlagen, wenn ſie nicht vom Steine, Ziegeln, 
Eſtriche, oder dergleichen ſey können. 

ee, s 

Zu denjenigen Häuſern, zu deren Erbauung ei⸗ 
gentliche Werkleute, das iſt Maurer, Zimmerleute und 
dergleichen erfordert werden, ſind keine andere, als 
die ordentlichen befugten Meiſter, zu gebrauchen. 


§. 9. 

Aufſicht der Obrigkeit bei einem Bau. 

Uiber die Vollziehung dieſer Vorſchriften, iſt die 
Obrigkeit Auſſicht zu tragen verbunden; daher ſoll zu 
jedem Bau von derſelben die Erlaubniß angeſucht, und 
vor der Bewilligung mit Zuziehung des Grundgerichts 


der Augenſchein über die Lage und Beſchaffenheit des 
zu fübrenden Baues genommen werden. 
§. 101 

Nach der Hand hat die Obrigkeit noch weiters durch 
das Grundgericht, oder ſonſt einen Beamten ſorgfältig 
nachſehen zu laſſen, ob vorſchriſtsmäſſig gebaut werde. 
Diejenigen, ſo dagegen handeln, ſind zu beſtrafen, und 
das, was unerlaubterweiſe gebaut worden wäre, ſo— 
gleich abtragen zu laſſen. 

Uibrigens muß der Augenſchein von der Obrigkeit 
und Gemeinde unentgeltlich vorgenommen, auch für 
die Erlaubniß zu bauen, oder für die Bauaufſicht keine 
Tare gefodert werden. 

Su Ti, 

In Beziehung auf die Unachtſamkeit der Leute beim 
Strohſchneiden, Dreſchen. 

Mit nicht geringer Sorgfalt muß darauf geſehen 
werden, daß durch Unvorſichtigkeit keine Feuersbrunſt 
entſtehe. In dieſer Abſicht ſoll das Strohſchneiden, 
Dreſchen, Flachsbrechen, Hächeln und dergleichen Ar» 
beiten bei Nachtzeit entweder gar unterbleiben, oder 
nur bei Lichtern, die in gut geſchloſſenen Laternen Ger, 
wahret ſind, verrichtet werden. 

§. 12. 

Mit Trocknen. 

Futterwerk zum Trocknen ſoll nicht an die Nauch⸗ 
fänge angeſchöbert, noch Kien und anderes Holz an die 
Oefen und Herdſtätte angeleget werden. 

% 15. 

Flachsdörren. 

Der Flachs und Hanf ſoll in geheitzten Stuben 
oder Backöfen zur Nachtszeit nicht gedörret werden. 

§. 14. 

Schießen, Johannesfeuer ꝛc. 

Das Schießen und aller Gebrauch des Pulvers 
innerhalb der Dörfer ſowohl, als nahe bei denſelben, 
alles Ausbrennen, alle Feuerwerke und das bekannte 
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Johannesfeuer, find ohnehin auf das ſchärfſte verboten. 
Die Dorfgerichte felbft und die herrſchaftlichen Beam: 
ten, wenn fie auf ſolchen Unfug nicht aufmerkſam und 
ernſtlich für deſſen Abſtellung beſorgt ſind, ſollen auf 
das empfindlichſte geſtraft werden. 

SEE NP 

Fackeln, glühende Kohlen. 

Niemand darf mit glühenden Kohlen, oder freyem 
Lichte durch die Ortſchaft gehen; noch iſt den Reifenden 
zuzugeben, daß ſie mit brennenden Fackeln durch einen 
Ort fahren. 

§. 16. 


Die Hauswirthe ſollen ihrem Hausgeſinde, den 
Dreſchern und Taglöhnern nicht geſtatten, mit freyem 
Lichte, oder wohl gar mit brennenden Holzſpännen im 
Haufe herumzugehen, noch die Gaſtwirthe den bei 
ihnen einkehrenden Fuhrleuten im Stalle eine bren— 
nende Kerze ohne Laterne aufzuſtecken, oder wie ſonſt 
immer unvorſichtig damit umzugehen. Die dawider 
Handelnden ſind auf das ſchärfſte zu beſtrafen, und die 
Hauswirthe haben für den entſtehenden Schaden zu 
haften. 

S 

Mit freyem Lichte im Stalle. 

Uiberhaupt ſoll ſich Niemand unterfangen mit freyem 
Lichte, mit brennenden Holzſpännen, oder mit Kohl— 
feuer auf Böden, in Ställe, in die Scheuren, oder an 
andere Oerter zu gehen, wo ſich feuerfangende Sachen, 
befinden; und muß zu dieſem, und zu ſo vielfältigem 
andern Gebrauche jedes Haus mit einer, oder mit meh— 
reren von gutem Bleche gemachten, wohl berwahrten 
Laternen verſehen ſeyn. 

18. 


Mit Tabakrauchen. 

Niemand ſoll an feuergefährlichen Dertern Tabak 
rauchen, wenn gleich die Tabakpfeife mit einem Deckel 
verſehen wäre. 


Küchen ausbrennen. 

Das Küchenausbrennen, und alle ähnliche gier, 
richtungen, welche leicht eine Feuersbrunſt veranlaſſen 
können, find auf das ſchärfſte unterſagt. 

F. 20, 

Kochen im Schmalze. 

Die Hauswirthe haben ihren Weibern, Töchtern, 
und Mägden nachdrücklich einzubinden, daß fie bei dem 
Kochen mit dem Schmalze porſichtig und behutſam 
umgehen, und beſonders, wenn das Schmalz Feuer 
fängt, kein Waſſer in ſelbes gieſſen, ſondern die Flam— 
me durch Zudeckung des Geſchirrs erſticken ſoll. 

§. 21. 

Inner des Hauſes. 

Auch die Nachläſſigkeit hat zu vielfältigem Unglücke 
Urſache gegeben. Es haben daher die Hauswirthe ihre 
Kinder und Hausleute anzuhalten, daß ſie auf Feuer 
und Licht überhaupt ſtets wohl Acht geben. Nachts vor 
dem Schlafen gehen, ſollen die Hauswirthe ſelbſt nach— 
ſehen, und alles Fleiſſes ſorgen, daß Feuer und Licht 
gut abgelöſcht, oder an einem ſichern Orte verwahret 


werden. 
§. 22. 

Mit warmer Aſche. 

Gleiche Sorgfalt haben ſie wegen der warmen Aſche 
zu gebrauchen, weil durch das unvorſichtige Ausſchitten 
derſelben leicht etwas ſich entzünden, und eine Feuers— 
brunſt entſtehen kann. . 

. 25. 
Rauchfänge und Defen kehren. 
Da endlich die gröfte Feuersgefahr aus der Verab— 
ſaumung der Nauchſänge herkömmt, kann den Haus» 
wirthen die Sorgfalt darüber nicht genug empfohlen 
werden. Jeder Hausbater ſoll den Schlund des Nauch— 
fangs, wenigſtens alle acht Tage fleißig kehren, und 
den Ruß mit ſtumpfen Beſen abfegen laſſen. Die Zong, 


fänge follen im Winter wenigſtens alle 6 Wochen, und 
im Sommer alle 3 Monate ganz und mit der gröften 
Sorgfalt gekrehret werden. Rauchfänge , die nicht zum 
ſchliefen find, können zwar von den Hauswirthen, oder 
ihren Hausleuten felbſt gekehret werden. Bei denen 
aber, ſo geſchloffen werden können, muß das Kehren 
durch wirkliche Nauchfangkehrer, oder wo keine Rauch— 
ſangkehrer find, durch das Geſind geſcheben. Die Obrig⸗ 
keit hat daher zu ſorgen, daß die Gemeinden, wo 
Rauchfangkehrer find, ordentliche Kontrakte mit den 
Meiſtern machen, zugleich aber auch, daß die Gemein— 
den von den Rauchfangkehrern nicht überhalten werden, 
und daß letztere ihre Schuldigkeit genau, und zu be, 
ſtimmter Zeit erfüllen. 
Be 22 

Die Dorfgerichte haben auf das Ofen⸗ und Nauch⸗ 
fangkehren beſondere Aufſicht zu tragen, in den Häu— 
fern öfters unvermuthet nachzuſehen, und die nachläſſi— 
gen Hauswirthe ſogleich der Obrigkeit anzuzeigen. 

BER 

Feuerviſitazionen. 

Zu deſto genauerer Beobachtung der vorausgehen— 
den Vorſchriften muß in Beiſeyn eines herrſchaftlichen 
Beamten, des Richters, und des Gemeindausſchuſſes, 
auch mit Zuziehung eines Nauchfangkehrers, wenn einer 
in der Nähe iſt, und zwar im Winter zweimal, im 
Sommer aber einmal, in allen Häuſern Feuerbiſitazion 
gehalten werden. Man hat dabei alle Oefen, Schorn— 
ſteine, Feuerſtätten wohl zu beſichtigen, die Abſtellung 
der feuergefährlichen Sachen entweder ſogleich zu ver— 
anſtalten, oder an die Herrſchaft, allenfalls ſelbſt an 
das Kreisamt anzuzeigen. Der Richter und die Ge— 
meinde haben nachher darauf zu halten, daß alles das, 
was bei der Feuervifitazion verordnet worden, richtig 
und genau erfuͤllet, und überhaupt, daß in keinem 
Stücke gegen die Feuerordnung gehandelt werde. 
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II. 


Anſtalten zur baldigen Entdeckung und Bekannt⸗ 
machung einer entſtandenen Feuersbrunſt. 


6. 

Feuerwache, Nachtwächte, ihre Pflichten. 

Da jedoch, aller vorzeſchriebenen Vorſicht ungeach⸗ 
tet, dennoch Feuersbruͤnſte entſtehen können; fo iſt die 
nächſte Aufmerkſamkeit auf die baldige Entdeckung, und 
Bekanntmachung einer entſtandenen Brunſt zu richten. 
An ſolchen Orten, wo einige Nachtwächter beſtimmet 
find, It die Entdeckung des Feuers als ein Hauptges 
genſtand ihres Dienſtes anzuſehen. 

An denjenigen Ortſchafen aber, die nicht ſehr klein 
ſind, und es keine eigenen Nachtwächter gibt, ſind die 
Nachbarn und Innleute ſelbſt wechſelweiſe bei der Nacht, 
Wache zu halten ſchuldig. 


27. 

Die Nachtwächter, oder dieſe zur Nacht und Feuer. 
wache beſtellten Leute, ſollen von Michaelis bis Oſtern 
von 9 Uhr Nachts bis 4 Uhr frühe, und von Oſtern 
bis Michaelis von 10 Uhr bis 2, oder 3 Uhr auf der 
Wache bleiben. 

§. 28. 


Ihre Schuldigkeit iſt in dem Orte beſtändig auf 
und abzugehen, und ohne Unterlaß auf das Feuer acht 
zu geben. Daher ſollen ſie während der Wachzeit ſich 
in Wirthshäufern, oder fonft in einem Zimmer aufzus 
halten nicht unterfangen. Sobald fie auch nur durch 
Geruch, durch Rauch, oder auf was immer für eine 
Art ein Feuer beforgen, um fo mehr alſo bei einem 
wirklich ausbrechenden Feuer, ſollen ſie durch Rufen, 
allenfalls mit einem Blaßhorn, durch Anſchlagen an die 
Fenſter und Hausthüren die Einwohner wecken, vor 
allem aber wo eine Thurmglocke vorhanden iſt, dieſelbe 
läuten laſſen. 


. 29: 
Wenn die Wächter ein etwan entſtandenes Feuer 
aus ihrer Schuld nicht wahrnehmen, und ſolches daher 
aus Nachläſſigkeit über Hand nehmen ließen, ſollen ſie 
mit gröſter Strenge beſtrafet werden. 
d e 
Sogleich, nachdem ein Feuer entdeckt worden iſt, 
haben ſie dem Ortsrichter, den Geſchwornen, zugleich 
der Obrigkeit, wenn dieſe ſich felbft im Orte befindet, 
die Anzeige zu machen. Nach Beſchaffenheit der Ge— 
fahr ſind auch die benachbarten Gegenden durch Läu— 
tung der Glocken, oder durch reitende Bothen von der 
entſtandenen Feuersbrunſt zu benachrichtigen. 
i. 
Kundmachung des entſtandenen Feuers. 
Uibrigens ſoll ſich kein Hauswirth, oder jemand 
von den Seinigen unterfangen, das in ſeinem Hauſe 
entſtandene Feuer zu verhehlen, vielmehr ſollen ſie, 
fobald Feuer berſpühret wird, Lärm machen, und um 
Hilfe rufen. Unterlaſſen fie die anbefohlene Anzeige, 
ſo hat die Obrigkeit die Verhehler auf das ſchärfſte zu 
züchtigen, und nach Maß ihres Vermögens zur Vergü— 
tung des verurſachten Schadens anzuhalten. 


HI. 


Von den Vorſichten und Auſtalten zur ſchleu⸗ 
nigen Löſchung der Feuersbruͤnſte. 


§. 32. 

Waſſer, Brunnen, Viehtränke. 

Um die entſtandenen Feuersbruͤnſte deſto ſchleuni⸗ 
ger zu löſchen, ift "Ton vorhinein Sorge zu tragen, 
daß zur Zeit der Brunſt kein Mangel an Waſſer-Löſch⸗ 
geräthen und Arbeitern ſey. Die Obrigkeit hat daher 
darauf zu ſehen, daß die Brünne von Zeit zu Zeit 
fleißig gereiniget, und die Viehtränke, Teiche und der⸗ 
gleichen Waſſervorräthe in gutem Stande erhalten werden. 


— 355 — 


§. 35. 
Roßſchwemmen, Waſſergruben. 
b An Ortſchaften, wo wenig Waſſer ift, ſoll man 
den Mangel durch Roßſchwemmen, und Waſſergruben, 
wie ſie immer an ſchicklichen niedern Plätzen angelegt 
werden können, zu erſetzen, und durch aufgefangenes 
Regenwaſſer voll zu erhalten trachten. 
SG 34. 

Herrſchaftliche Häuſer, Klöſter. 

Herrſchaftliche Häuſer und Wirthſchaftsgebäude, 
Klöſter, Pfarrhöfe, Fabriken, Bräuhäuſer, Mühlen, 
Feuerwerkſtätte, mithin alle etwas größere Gebäude, 
ſind ausdrücklich verbunden, auf ihren Böden mehrere 
gefüllte Waſſergefäſſe, ſogenannte Vodungen zu haben. 

Gemeine Häufer. 

Jedes kleineres Haus aber ſoll mit einer ſolchen 
gefüllten Bodung verſehen feyn. 

Häufer die dom Vaſſer entfernt ſind. 

In geringeren Dörfern, und wo dergleichen Bo, 
dungen wegen der ſchwächeren Gebäude auf den Bö⸗ 
den nicht unterbracht werden können, follen fie bei den» 
jenigen Häuſern, die vom Waſſer und Brünnen am 
weitſten entlegen find, fo viel möglich neben den Haus- 
thören, oder ſonſt an einem ſchicklichen Orte bedeckt be⸗ 
reit gehalten werden. 

S. 8 

Kirchen. 

Auf den Kirchenböden ſollen ſtets gefüllte Bodun⸗ 
gen vorhanden ſeyn, und ihre Erhaltung und Füllung 
bon den Pfarrern, Meßnern und ſogenannten Kirchen⸗ 
bätern, oder wer fonft über die Kirche geſetzt iſt, beſor⸗ 
get werden. 

37. 


Bereithaltung der Pferde. 
Damit es bei einer ausbrechenden Brunſt an Pfer⸗ 
den nicht mangle, welche Waſſer, oder Löſchgeräthe 
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herbeiſchaffen, oder auf die ſonſt nothwendigen Fälle 
bereit ſeyn mögen, ſind ſogleich dei gegebenem Feuer— 
zeichen und auf Verlangen ſowohl die Nachbarn, als 
auch fremde im Dorfe ſich aufhaltende Fuhrleute unver— 
weiglich ihre Pferde zu ſtellen verbunden. Daber müſ⸗ 
ſen an denjenigen Ortſchaften, wo man die Pferde auf 
den gemeinſchaftlichen Wieſen übernachten läßt, immer 
wechſelweiſe einige zu Hauſe gelaſſen werden, um im 
Falle der Roth bei der Hand zu ſeyn. 


Löſchgeräthe für beſſere Häuſer, Feuer, und ans 
dere Werkſtätte. 

Die Herrfchafts » Häufer , und Wirthſchaftsgebäude, 
Klöſter, Pfarrhöfe, Fabriken, Bräuhäuſer, Mühlen, 
Feuerwerkſtätte, und alle gröſſere Häuſer ſollen mit or» 
dentlichen Löſchgeräthſchaften, nämlich mit Dachleitern, 
Feuerhacken, Handfprigen, Waſſerläden, nach Maß ihrer 
Gröſſe verfehen ſeyn, um ſowohl ſich ſelbſt, als auch 
andern Hilfe zu verſchaffen. 

Für kleine und gemeine Häuſer. 

Kleinere Häufer ſollen wenigſtens eine Leiter, einen 
Feuerhacken, einige Waſſerſchaffe (Butten) einige von 
Stroh geflochtene und in und auswendig mit Pech gut 
verſchmierte Feuereimer und eine blecherne Laterne 
haben. N 

Für Gemeinden. 

Auſſer dieſem ſollen ſich die Gemeinden fuͤr ſich 
ſelbſt, woferne ſte aus Abgang der Mittel ſich mehr an⸗ 
zuſchaffen nicht vermögen, wenigſtens eine Feuerleiter, 
ein Paar Feuerhacken, einige Handſpritzen, und ein 
Paar blecherne Laternen, wenn ſie aber vermöglicher 
find, auch ein Paar Waſſerladen (Vaſſerleiten) mit den 
dazu gehörigen Wägen, oder Schleifen anſchaffen, und 
immer mit Waſſer gefüllt in Bereitſchaft halten. 


Eigentliche Beſtimmung des Löſchgeräths für gp: 
terthänige Häufer. 
Die Beſtimmung des Löſchgeraths, welches unter⸗ 
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thänige Häuſer anzuſchaſſen haben, wird den Obrigkei⸗ 
ten überlaſſen, die dabei immer darauf zu ſehen haben, 
daß die Hausinnhaber nicht in unnöthige Ausgaben ge⸗ 
ſetzet werden. Die Obrigkeiten, Klöſter, Pfarrer, und 
Freyhöfe haben den Kreisämtern die Verzeichniſſe von 
ihren Löſchgeräthen einzuſchicken, welche, was noch 
daran nachzuſchaffen ſeyn wird, die Anleitung zu geben, 
auch die Vermöglicheren allenfalls zu Anſchaſſung me» 
tallener Feuerſpritzen anzueifern haben werden. 
a, 40% 

Vorläufige Beſtimmung der Verrichtungen für die 
Einwohner. 5 

Zur Erhaltung der Ordnung, die zu deſto ſchleu⸗ 
nigerer Löſchung einer entſtandenen Feuersbrunſt unum⸗ 
gänglich nöthig iſt, ſollen den Hauswirthen und Sne, 
ten, wenigſtens in gröſſern Ortſchaften ihre Verrich— 
tungen ſchon vorhinein von Seite des Grundgerichts 
bekannt gemacht werden. Einige derfelben ſollen zum 
Schicken und Feueranfagen, einige zum Waſſer zubrin⸗ 
gen, zur Herbeiführung der Waſſerladen, oder anderer 
Nothwendigkeiten, einige zur Verwahrung der geflüch⸗ 
teten Habſchaften, andere endlich zum Voten, Abbre— 
chen, und Riederreiſſen beſtimmt, und dieſe Beſtim⸗ 
mungen den Nachbarn alle Jahr einmal bei verſammel⸗ 
ter Gemeinde wiederholt kund gemacht werden. 

§. 41. 

Schuldigkeit zu erſcheinen für Richter und Ge⸗ 
ſchworne. 

Sobald das Feuerlärmzeichen gegeben wird, ſollen 
der Richter und die Geſchwornen die erſten ſeyn, die 
fi) an den Ort der Feuersbrunſt begeben, da auf ihr 
Beiſpiel, ihre Anſtalten und Befehle ſo viel ankömmt. 
Die Gemeinde hat die Anordnung dieſer Vorgeſetzten 
ohne alle Ausnahme auf das genaucfie zu befolgen. 

§. 42. 
Für herrſchaftliche Beamte. 
Von der Hrrrſchaft ſelbſt, wenn fie im Orte, oder 
e u 2 
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nicht weit davon ihre Kanzley hat, muß ſogleich ein Be» 

amter zur Feuersbrunſt abgeordnet werden, bei welchem 

man borausſetzet, daß derſelbe die Geſchicklichkeiten befige, 

gute Ordnung zu halten, und die Anſtalten zu leiten. 
ch 43. 

Für Biinmermeifter, Maurer ꝛc. 

Vorzüglich ſollen die im Orte, oder unweit davon 
wohnenden Zimmerleute, Maurer, Schmiede, Schloſ⸗ 
fer, Nauchfangkehrer, Mühler und dergleichen Profefe 
ſioniſten mit den nöthigen Werkzeugen ſich einfinden, 
oder jemanden von den Ihrigen zu Hilfe ſchicken. 

§. AA, 

Für die Einwohner. 

Auch die Hauswirthe und ihre Knechte find ber⸗ 
bunden, gleich nach vernommenem Feuerrufe mit ihren 
Löſchgeräthen herbei zu eilen, und ſich zu den Verrich⸗ 
tungen anzuſtellen, die ihnen daſelbſt aufgetragen wer⸗ 
den, oder zu welchen fie ohnehin ſchon beſtimmt find. 

| §. 45. 

Für die benachbarten Ortſchaften. 

So find auch die in der Nahe liegenden Herrſchaf— 
ten, Klöſter, Pfarrer, und Gemeinden ſchuldig, nicht 
nur die angeſuchte Hilfe zu leiſten, ſondern auch von 
ſelbſt, ſobald fie von einem in der Nachbarſchaſt entſtan⸗ 
denen Feuer Nachricht erhalten, mit Leuten und Ge 
räthſchaften einander wechſelſeitig zum Beiſtande zuzu⸗ 


eilen. 
§. 46. 
limpfliche Behandlung des Volks. 

Bei dem Feuer iſt man zwar allerdings befugt, das 
anweſende Volk, in ſofern es die Noth erfordert, zur 
Arbeit anzuhalten, und die untauglichen, ſolglich nur 
hinderlichen Perſonen bei Seite zu ſchaffen; doch ſoll 
man niemanden gewaltthätig behandeln, damit die Leute 
ſich zur Hilfe einzufinden nicht abgeſchreckt werden. 
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§. 47. 

Beobachtung guter Ordnung. 

Bei dem Löſchen ſoll, fo viel möglich, alles un, 
nöthige Geſchrey vermieden, mit dem Zutragen des 
Waſſers Ordnung gehalten, während dem, daß die Gi 
nen Waſſer zureichen, von den andern wieder Waſſer 
geholt werden u. ſ. w. den Weg, woher das Waſſer mit 
der Hand, oder auf Wagen zu bringen iſt, hat man 
immer Iren zu halten, allenfalls auch mit. Laternen zu 
beleuchten, und haben die Geſchwornen und andere Al, 
tere Männer von der Gemeinde zu ſorgen, daß ſich die 
Leute im Gehen, oder Fahren ſelbſt nicht hindern. 

§. 48. 

Verrichtung der Weiber und Mägde. 

Unterdeſſen als die Mannsleute ſich zur Arbeit bei 
der Feuersbrunſt begeben, ſollen die Weiber und Mägde 
zu Haus bleiben, um wenn es nöthig ſeyn ſollte, das 
Vieh in den Stallungen abzulöfen, welches der Vieh— 
halter (Viehhirt) mit Beihilfe einiger zum Löſchen theils 
unbrauchbarer, theils unnöthiger Leute, ſobald mög⸗ 
lich aus dem Orte auf das Feld zu treiben, und ſolcher⸗ 
geſtalt in Sicherheit zu bringen hat. Wenn das Feuer 
in der Nähe iſt, haben ſich die Weiber mit dem Be— 
gieſſen der Dächer, und mit der Rettung der Habſchaft⸗ 
ten zu beſchäftigen; zu welchem Ende ſchon vorhinein 
ein ſicherer Ort beſtimmt, und bei einer Feuersbrunſt 
mit einer Wache von Männern beſetzt werden ſoll, wo— 
hin alſo die Weiber und Mägde bei nähernder Gefahr 
die Habſchaften zu ſchaffen haben werden. 

$, 49. 

Vorkehrung bei zunehmender Gefahr. 

Nimmt die Feuersgefahr überhand, ſo müſſen in 
der Nähe alle Bodenfenſter, oder Dachöffnungen Auge, 
macht, die Thuͤren und die Luftlöcher von Kellern, oder 
Gewölbern mit Steinen, Wofen, Schutt verlegt, be, 
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ſonders alle feuerfangende Sachen auf die Seite geſchaft 
werden. 
50. 


Auf die Kirchthürme und Boden der Kirchen iſt in 
ſolchen Fällen ſogleich Waſſer zu bringen, die Kappen⸗ 
ſenſter ſind vor den Feuerfunken ſicher zu ſtellen, und 
die koſtbaren Kirchengeräthe ſobald möglich zu ent, 


fernen. 
Ge" St 

Löſchanſtalt bei eingeſperrtem Feuer. 

Iſt das Feuer noch verſchloſſen, ſo ſoll man, ſo 
lang es ſich thun läßt, demſelben keine Luft zu faſſen 
geſtatten, ſondern es durch Begieſſen und ſonſt andere 
mögliche Art zu erſticken ſuchen. 

Bei überhandnehmenden, und ausbrechenden Feuer. 


Wenn es aber wirklich ausbricht, oder einen Ort 
ergriffen hat, worinn Körner, Heu, Stroh und der⸗ 
gleichen ſich befinden, wo alſo das Begieſſen nichts 
meht nützt, muß das umliegende Holzwerk weggeräumt, 
die anſtoſſenden Zäume, wenn es nicht vorher, um 
den Zugang offen zu halten geſchehen iſt, weggebrochen, 
das Dach eingeriſſen, und ſammt den Wänden und 
übrigen Brandſtücken, um das Feuer zu bedecken und 
zu erſticken hineinwärts geſtürzt werden. 


§. 52. 


Nebenſtehende Häuſer ſind ohne Noth nicht einzu— 
reiſſen. Nur dann, wann die Ausbreitung der Flam- 
me auf keine andere Art gehindert werden kann, ſoll 
zum Vorbrechen Hand angelegt werden. In dieſem 
Falle iſt kein Hauswirth zu berſchonen; hingegen iſt 
auch jener, den es trift, wie ein ſogenannter Abbränd⸗ 
ler zu behandeln, und hat mit dieſem 1 2 Vorrech⸗ 
te zu genieſſen. 
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(Ge 


Vorkehrung zur Vermeidung ſchaͤdlicher Fol⸗ 
gen nach gedaͤmpfem Feuer. 


8. Bä 
Wenn das Feuer auch bereits gelöſcht ift, ſoll 
dennoch von den zum Löſchen angeſtellten Leuten Site, 
mand ſich entfernen, bevor der Grundrichter, oder der⸗ 
jenige, der Aufſicht geführt hat, fie entläßt. 
8. 54. 
Behutſamkeit gegen eine abermalige Entzündung. 
Zur Brandſtätte ſind einige Wächter anzuſtellen, 


welche Sorge tragen, daß durch verborgene Funken das 
Feuer nicht wieder auflebe, und eine neue Brunſt ent, 


ſtehe. 7 
$. 55. 

Zurückſtellung des Löſchzeuges. 

Der ſämmtliche Löſchzeug iſt ſodann auszuſuchen, 
jedem das Seinige zurück zu ſtellen, und für die Aus- 
beſſerung und Vergütung desſelben Sorge zu tragen. 

S. 56, 


8 Anzeige an das Kreisamt und Unterſuchung der 
rſache. 
np ſoll nach gelöſchtem Brande ſogleich die 
Anzeige an das Kreisamt erſtattet, von dieſem aber 
genau unterſucht werden, wie eigentlich das Feuer ent 
ſtanden ſey? um ſowohl die undorſichtigen, als allen⸗ 
falls auch die boshaſten Ueheber zur Verantwortung 
und Strafe zu ziehen. 
Gegeben in Unferer Haupt- und Reſidenzſtadt 
ien, den 28ten Tag des Monats July, im ſieben— 
zehnhundert ſechs und achtzigſten, Unſerer Regierung 
er römiſchen, im ein und zwanzigſten, und der erblän« 
diſchen, im ſechſten Jahre. 
Joſeph. 
(L. S.) 
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157. 
Evidenzhaltung der Verpflegskoſten der Ta⸗ 
bakgefaͤllsſtraͤflinge (Schwaͤrzer). 


ie hohe Hofkammer hat ſich mit dem hohen Genes 
ral⸗Rechnungs⸗ Direktorium in Bezug auf die Evi⸗ 
denzhaltung der Verpflegskoſten verhafteter Gefälls⸗ 
Sträflinge über folgende Punkte einverſtanden: 

ıtens. Sind die Rechnungen über die Verpfle⸗ 
gung verhafteter Gefällsſträflinge ohne Unterſchied, ob 
ſie im Unterſuchungsarreſte befindlich oder bereis abge⸗ 
urtheilt find, an die k. k. Tabak- und Siegelgefällen⸗ 
Adminiſtrazion einzuſenden, doch 

ztens haben D mit dieſer Verpflegung keines⸗ 
wegs die Stazionsbeamten, ſondern lediglich die Mas 
giſtrate und Dominien bei denen die Schwarzer ber» 
haftet find, dergeſtalt zu befaſſen, daß fie nicht nur 
dieſe Verpflegung zu beforgen, ſondern auch die Rech⸗ 
nungen darüber unter Mitfertigung des Stazionsbeam⸗ 
ten zu legen haben. 

Steng, Dieſe Rechnungen find monatlich nach den 
bisher beſtandenen von dem Stazionsbeamten den be— 
treffenden Verhaftörtern mitzutheilenden Formularien 
zu legen, und von dem Stazionsbeamten der Richtig keit 
wegen an die k. k. Tabak- und Siegelgefällen-Admi⸗ 
niſtrazion einzuſenden, welche die buchhalteriſche Zen⸗ 
fur und Zahlungs ⸗Anweiſung beforgen wird. 

tens. Wird bis jetzt zum Grundſatze angenom⸗ 
men, daß die Quantität der Verpflegung eines Ges 
fällsſträflings, jene anderer im nämlichen Orte inſitzen⸗ 
den politiſchen Arreſtanten, nicht überſteigen darf, met, 
che Klaufel den Rechnungen beizufügen, und auch ruͤck— 
ſtchtlich der abgeurtheilten Schwärzer, welche in ärari— 
ſcher Verpflegung ſtehen, die Beſtättigung beizubringen 
iſt, daß der Verhaftete ſich die Verpflegung durch die 
ausgeſprochene öffentliche Arbeit nicht verdienen konnte. 

stens. Gleichwie in Wien die Modalität beſteht, 
daß die Strafhausberwaltung die zur Verpflegung in⸗ 
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nee Schwärzer benöthigenden Gelder von 15 zu 
15 Tagen vorſchußweiſe faßt, hat diefe Norm überall 
zu gelten, mithin Stazionsbeamten dieſe Geldbeträge 
auf dem Grunde des mit Zirkulare Zahl 2802 des Jahr 
res eröffneten Kredites anzuweiſen und darüber zu mas 
chen, daß dieſe Vorſchüße bei effektiver Verrechnung der 
angewieſenen Aetzungs⸗Eonſignazionen wieder einge» 
bracht werden. 

6tens. Hieher gehören auch die bisher inden näm⸗ 
lichen Konſignazionen aufgeführten Eins und Ausſchmie⸗ 
dungskoſten, keineswegs aber die Zinſe für die Gebäu⸗ 
de, da die Pflicht des Baues und die Erhaltung der 
Arreſte mit dem Kechte der Patrimonialgerichtsbarkeit 
verbunden iſt. 

tens. Eben fo find diejenigen Beträge von der 
Aetzung in Abſchlag zu bringen, die ſich der Sträfling 
in den Strafanſtalten verdient, widrigens aber die im 
aten Punkte ausgedrückte Beſtättigung beizubringen. 

Wornach ſämmtliche Magiſtrate und Dominien an⸗ 
zuweifen ſind. 


Gubernial » Verordnung lvom Sten Dez. 1824 Gub. 
Zahl 64920. 


158. 


Jurisdikzions-Norm fuͤr die k. k. Militaͤr⸗ 
Marine. 


Seine Majeſtät haben die Gerichtsbarkeit der k. k. Mi⸗ 
litär⸗Marine durch allerhöchſte Entſchließung vom roten 
September 1824 folgendermaßen zu beſtimmen bes 
funden. 

D, 2 


Die Marine ift ein Theil des k. k. Militärkörpers, 
und hat als ſolcher ihre beſondere Gerichtsbarkeit, fos 
wohl in Straf» als in Kechtsfällen, in und außer Streits 
ſachen. 
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2. 

Orr Marine⸗Jurisdikzion unterſtehen alle jene Per. 
ſonen, welche aus der Marine» Kaffe ihre Gage oder 
Beſoldung erhalten; insbeſondere aber: 

a) alle Marine » Offiziere, Kadetten, Unteroffiziere, 
Gemeine, Matroſen, und alle ſonſtigen zur Equi⸗ 
page eines k. k. Kriegsfahrzeuges gehörigen Per⸗ 
onen; 

b) die Kapläne, die zum Feldkriegskommiſſariat, zur 
Ab miniſtrazion zur Intendenz, zum Auditoriat, zur 
Kanzley und Kaffe gehörigen Individuen, dann die 
ſonſtigen nach dem Regulament bei der Marine in 
einer Dienſtleiſtung ſtehenden Perſonen; 

c) die Wundärzte der Marine; 

d) alle jene, welche bei dem k. k. Arſenale wirklich 
angeſtellt, oder als Arbeiter angenommen, und in 
die Regiſter eingetragen find, die letztern aber nur 
in Straffällen, jedoch mit Beruͤckſichtigung der im 
, 3. enthaltenen Ausnahmen; 

e) aller vorgenannten Perſonen, Ehefrauen, Kinder 
und Dienſtleute beiderley Geſchlechtes; 

f) die bei der Marine eingebracht werdenden falſchen 
Werber, welche einen k. k. Unterthan zur Annah⸗ 
me fremder Kriegsdienſte, oder auch nur einen an 
die Marine⸗Kriegsartikel gebundenen Mann zur An⸗ 
ſiedlung in fremden Ländern zu bereden ſuchen; 

g) die Sträflinge des Bagno maritimo vom Mili⸗ 
tärftande ` jene hingegen die von Zivilſtraſgerichten 
dahin abgegeben werden, nur dann wenn fie eines 
Vergehens wegen im Disziplinarwege zu beſtrafen 
ſind, indem dieſe wegen begangener Verbrechen 
zur Unterſuchung und Aburtheilung an jene Zivil 
Behörde abgegeben werden müffen, die fie in das 
Bagno abgeſendet hat; 

h) wer immer im Arſenale in einem Verbrechen be⸗ 
treten wixd; 

i) die zur Kriegs » Marine gehörigen Uibertreter det 
Sanitäts⸗Anſtalten; 
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k) die von der Kriegs⸗Marine zu Waſſer oder zu 
Lande eingebrachten Seeräuber. 


8. 
Von den im borſtehenden Paragraphe Lit. a) bis 
Lit. e) benannten Perſonen ſind jedoch ausgenommen: 

a) der Marine» Dber - Kommandant, welcher mit eis 
nem fommandirenden General im gleichen Ver⸗ 
hältniſſe ſteht, und alle Perfonen vom Oberſten 
und Schiffskapitän aufwärts, dann die Departe⸗ 
ments» Chefs und Referenten bei dem Marines 
Oberkommando, welche in Nechtsfällen in und 
außer Streitſachen dem Venezianiſchen Judicio 
delegato militari zugewieſen ſind; 

b) die dei der Marine dienenden wirklich beguͤterten 
Landmänner und Fideikommiß⸗Beſitzer, welche nur 
in Straffällen, und wenn fie auf ihre Gage be» 
langt werden, zur Marine» Gerichtsbarkeit gehö⸗ 
ren, in ſonſtigen Rechtsfällen in und außer Streit» 
ſachen aber in jenen Ländern und Provinzen, wo 
fora nobilium vorhanden ſind, dem derjenigen 
Provinz unterſtehen, wo ihre Güter liegen, oder 
wo fe ihren Wohnſitz haben; 

c) die begüterten Landmanninen nach der im vorher 
gehenden Abſatze b) enthaltenen Erklärung; 

d) die deutſchen Ordensritter, und ſelbſt diefe nur 
in Sterbfällen; 

e) die unehelichen oder aus einer ungültigen Ehe 
erzeugten Kinder, wenn ſie nicht legitimirt ſind, 
oder die Mutter nicht ſelbſt der Marine⸗Jurisdik⸗ 
zion unterſtehet; 

D die Kinder der unter der Marlne-Jurisdikzion ſte⸗ 
hende Perſonen, wenn ſie eine Bedienſtung außer 
der Marine oder ein bürgerliches Gewerbe antre— 
ten, oder nach erreichter Großjährigkeit ihre eigene 
Haushaltung führen; 

g) die Töchter, welche an nicht zur Marine gehörige 
Perſonen verehelichet ſind; 
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h) die in eine Probinzial⸗ oder Militär⸗Verſorgung 
außer der Marine uͤbernommenen Kinder; 

i) die Weiber, Kinder und Dienſtleute derjenigen, 
welche nur während einer Fahrt (Campagna) oder 
ſonſt auf eine beſtimmte Zeit im Dienſte der Ma⸗ 
rine ſtehen, oder als einregiſtrirter Arbeiter zu Ar⸗ 
fenals . Dienften gebrauch werden; nicht aber auch 
jene Kapitulanten; 

k) die Dienſtleute, welche nicht zur perſönlichen Ber 
dienung, ſondern einer Realität oder eines Ge⸗ 
werbes wegen aufgenommen ſind. 


§. 4. 

Die von der Marine mit Penflon oder nur mit 
Beibehaltung des Eharakters ausgetretenen Offiziere und 
fonftige Perfonen, wie auch alle Witwen und Waifen, 
deren Ehegatten und Väter im Dienſte der Marine ver⸗ 
ftorben find, unterſtehen in Straffällen dem Generals 
Kommando; in Rechtsfällen in und außer Streitfachen 
aber dem Judicio delegato militari desjenigen Lan- 
des, in welchem ſie ſich aufhalten. 

CH Ss 

Die Patental, Invaliden ſtehen unter der Eivil⸗ 
Jurisdikzion ihres Wohnortes. 

Wenn gegen eine zur Marine gehörige Perſon wer 
gen eines dinglichen Nechtes, oder uͤber ein unbewegli— 
ches Gut ein Rechtsſtreit entſteht, up die Klage bei dem⸗ 
jenigen Nichter anzubringen, deſſen Gerichtsbarkeit das 
unbewegliche Gut unterworfen iſt. 


§. 9 ` 


Wenn eine unter der Marine⸗Jurisdikzion ſtehende 


Perſon durch eine Aufforderungsklage belangt wird, iſt 
dieſe Klagſache bei jenem Richter, welchem der Auf⸗ 
forderer ſeiner perfönlichen Eigenſchaft nach unterſtehet. 


Widerklagen können bei jenem Richter angebracht 


u 


werden, bei welchem der mit diefer Klage Auftretende 
don ſeinem Gegentheile belangt wurde. 

Klagen wider mehrere Streitgenoſſen, die ihrer 
perſönlichen Eigenſchaft nach verſchiedenen Gerichtsbar— 
keiten unterſtehen, gehören vor denjenigen Richter, un« 
ter deſſen Gerichtsbarkeit der Geklagte ſtehet, welcher in 
der Klage der erſte genannt iſt. 

s. 

Iſt eine Streitſache vor dem gebührenden Richter 
einmal anhängig gemacht, und die Klage zugeſtellt wor- 
den, ſo iſt ſie bei demſelben bis an ihr Ende fort zu 
führen, wenn auch der Geklagte inzwiſchen feinen (Ge, 
tichtsſtand andern ſollte. 

d AC 

Die Vollſtreckung einer gerichtlichen Verordnung, 
welche auf ein unbewegliches Gut Beziehung hat, als 
die Vornehmung eines Augenſcheines, einer Sperre, 
Inventur, Schätzung, Feilbiethung, Vormerkung, Ein⸗ 
antwortung und dergleichen, ſteht derjenigen Obrigkeit 
zu, in deren Bezirk nach Verſchiedenheit Ber Verſaſſung 
eines jeden Landes dieſes unbewegliche Gut gelegen iſt. 

21 

Jene Perſonen der Marine, welche ſich durch ein 
in Gefällsſachen geſchöpftes Erkenntniß gekränkt erach⸗ 
ten, können den Weg des Rechtes wider den landes⸗ 
ſürſtlichen Fiskus nur bei derjenigen Gerichtsbehörde et, 
greifen, der er in ee zugewieſen iſt. 

10. 

Alle die Marine oder zu derſelben gehörigen per- 
ſonen aktive oder paſſive betreffenden Fiskal⸗Prozeſſe 
find bei dem Judicio delegato militari zu Padua 
abzuführen. 

S. 14. 


Vormünder können in Waiſenſachen ohne Rüdficht 
auf ihre perfönlichen Eigenſchaften, nur bei der Ober, 
vormundſchaftsbehörde des Pupillen belangt werden. 
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Wenn zwiſchen Perſonen, die zur Marine Ju- 
risdikzion gehören, über die Ungültigkeit oder die Tren⸗ 
nung der Ehe Streitigkeiten entſtehen, find dieſelben 
bei dem Judicio delegato militari zu Padua zu Der, 


handeln. 
§. 16. 


Eine zur Marine gehörige Perſon, welche auswärts 
beurlaubt oder kommandirt iſt, kann bei dem Judicio 
delegato militari desjenigen Landes wo ſie ſich auf⸗ 
hält, oder auch nur im Durchmarſche iſt, wegen Schul⸗ 
den, Exzeſſen und Injurien belangt werden. 


. 

Außer dieſen ausdrücklich ausgenommenen Fällen 
iſt es weder einer zur Marine gehörigen Perſon erlaubt, 
ſich der Gerichtsbarkeit einer andern Behörde zu unter» 
werfen, noch kann eine andere Behörde über eine ſol⸗ 
che Perſon ihr Amt gültig ausüben. 

§. 18. 

Dem Marine Oberkommando wird das Jus gla- 
dii et aggratiandi boch nur in Bezug auf die' der 
Marine⸗Jurisdikzion unterſtehenden Perfonen vom Fre⸗ 
gatten » Kapitän oder Dbriftlieutenant abwärts in dem 
Maaße verliehen, als es den General» Kommanden 
durch die Verordnung vom Ziten Dezember 1817 G. 
1299. eingeräumt iſt. Hätte ſich ein Schiffskapitän 
oder Oberſter oder ein Departements-Chef und Reſe⸗ 
rent des Oberkommando eines Verbrechens ſchuldig ge⸗ 
macht, ſo kann ihn der Marine⸗Oberkommandant zwar 
mit Arreſt belegen, er hat aber ſogleich durch das Cher, 
gericht dem Hofkriegsrathe davon die umſtändliche An⸗ 
zeige zu machen, und das Weitere abzuwarten. 


§. 19. 
In folgenden Fällen ſind die Akten dor Kund⸗ 
machung des Urtheiles an das allgemeine Militär⸗Ap⸗ 
pellazions⸗Gericht einzuſenden: 


a) Im Verbrechen des Hochberrathes; des Zweikam⸗ 
pfes, der Falſchmünzung und Verſälſchung öffent⸗ 
licher Kreditspapiere; 

b) wenn das Erkenntniß durch ein unpartepiſches 
Recht, es möge ſolches verbeten, oder von Amts- 
wegen angeordnet worden feyn, geſchöpſt wor⸗ 
den iſt; 

c) wenn die kriegsrechtlich zuerkannte Todesſtrafe in 
jene des Feſtungs⸗Arreſtes oder der Schanzarbeit 
verwandelt, oder in überſchweren Verbrechen eine 
ſonſtige Begnadigung eintreten ſoll, dann wegen 
Hazardſpielen begnadigt werden will; 

) wenn nach Befund desjenigen, dem die Beſtätti⸗ 
gung des Strafurtheiles zukommt, das Kriegsrecht 
auf eine zu gelinde Strafe gefprochen hat, oder 
im Verfahren ſolche weſentliche Gebrechen unter— 
laufen ſind, daß erſteren Falls eine Verſchärfung 
des Urtheiles, und letzteren Falls ein neues kriegs⸗ 
rechtliches Erkenntniß nothwendig wird; oder end⸗ 
lich wenn das Urtheil auf eine geſetzwidrige, oder 
auf mehrere unbereinbarliche Strafen ausgefallen 
iſt, folglich aus dieſem oder einem andern Grunde 
der Nullität unterlieget; 

e) wenn wegen Schwere des Verbrechens auf eine 
längere, als die im Geſetze ausgeſprochene Fe⸗ 
ſtungsarreſtes⸗Schanzarbeits⸗ oder Zuchthausſtrafe; 
erkennet werden ſollte; dann 

1) ſolche Urtheile, welche den nächſten Verſuch eines 
überſchweren Verbrechens überhaupt zum Gegen» 
ſtande haben, oder gegen einen Offizier oder Mili⸗ 
tär Beamten auf die Losſprechung ab instantia 
ausgefallen find; 

2 bei Uibertretungen der Sanitäts⸗Anſtalten; 
) wenn der Verurtheilte, wider welchen keine Lei⸗ 
bes- oder Lebensſtrafe verhängt worden iſt, binnen 
30 Tagen den Rekurs ergreift; endlich 

i) wenn: das Obergericht ſelbſt in beſondern Fällen 
die Einſendung der Akten anzuordnen findet. 
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§. 20. 

Den Kommandanten der Marine » Milität = Corps 
wird im Disziplinarwege jenes Strafrecht eingeräumt, 
welches vermöge Infanterie» Regulaments eines Regi⸗ 
ments - oder Corpskommandanten zuſteht. Die Macht 
der detachirten Diviſtons- und Schiffs⸗Kommandanten 
hingegen ift in der für dieſelben beſtehenden beſondern 
Inſtrukzion beſtimmt. 

91 

Die Eskadre⸗ , Flotille⸗, Diviſions⸗ oder Schiffs⸗ 
Kommandanten können während einer Fahrt, in den 
dazu geeigneten Fällen Standrecht halten, und das aus⸗ 
gefallene Urtheil vollziehen laſſen, und werden dieſe 
auch von der allgemeinen Vorſchrift, einen Auditor zum 
Standrechte een in Fällen der Unthunlichkeit 
enthoben. 

a. 


In Rechtsfällen in und außer Streitſachen hat das 
Marine ⸗ Oberkommando die Macht, durch das demſel⸗ 
ben deigegebene Staabs⸗Auditoriat, mit Rückſicht auf 
die dießfalls beſtehenden allgemeinen Geſetze, einzu⸗ 
ſchreiten. 

§. 25. 


Die von dem Marine ⸗ Auditor gepflogenen Ver⸗ 
laſſenſchaſts⸗Abhandlungen find vor der Erfolglaſſung 
von dem Marine » Staabsauditor zu revidiren, um der- 
ſichert zu ſey, daß der Invalidenbeitrag und die ſonſti⸗ 
gen Gebühren richtig ausgemeſſen, daß auf die Herein⸗ 
bringung der Aerarial⸗ Forderungen der gehörige Bes 
dacht genommen worden, und keine offenbare Nullität 
unterlauſen ſey. 

$. 24. 


Von dem Marine Gerichte gehet in allen Rechts« 
angelegenheiten der Rekurs und Appellazions⸗Zug an 
das allgemeine Militär » Appellazions⸗ Gericht zu Wien 
und von dieſem an den Hofkriegsrath. 


§. 25. 

Der Marine ⸗Staabs⸗ſ und der Marine, Auditor 
baben bei Antretung ihres Amtes den Eid abzulegen: 
daß ſie die Gerechtigkeit gewiſſenhaft, und nach den 
Geſetzen, welche der Marine insbeſondere und in deren 
Ermangelung, für die Armee überbaupt vorgeſchrieben 
ſind, handhaben wollen. 

§. 26. 

Sollte über dieſe Zurisdifziong „ Vorſchrift ein Zwei⸗ 
ſel dorfalten, fo iſt folcher durch das allgemeine Militär- 
Appellaztonsgericht der Armee dem Hofkriegsrathe anzu⸗ 
zeigen, und darüber die Entſcheidung abzuwarten. 

Präſidial⸗Kundmachung von sten Dezember 1824. Pra. 
Zahl 9811. 7 * 
15g. ug ag 
Nähere Erläuterungen der Vorſchrift hin⸗ 
ſichtlich der Fuͤhrung der politiſchen Se⸗ 
queſtrazion. | | 
ie hierortige Verordnung vom 27. Dezember 1816 
Zahl 57585. in welcher die hinſichtlich der Führung der 
politiſchen Sequeſtrazion ergangenen allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften zufammengefaßt worden find, enthält die nach 
den Hauptpunkten beſtimmte Norm des Verfahrens bei 
der Durchführung dieſer Zwangsmaaßregel in allen ihren 
Graden, nämlich: der Pfändung der verkäuflichen Vor⸗ 
räthe, der Verpachtung der Gutsprovente, und der 
Aufſtellung eines Sequeſters. 

Da man aber ſeither wahrgenommen hat, daß ſich 
in der praktiſchen Anwendung diefer Vorſchriften — vor⸗ 
züglich in fo ferne es die zwei letzteren Grade der Se⸗ 
queſtrazion betrift, nicht immer und nicht überall gleich 
benommen werde; fo findet man es angemeſſen, dem 
Kreisamt in Art von theilweiſer näherer Erläuterung der 
in jener Verordnung enthaltenen Beſtimmungen — fol⸗ 
gendes zur Darnachachtung zu bedeuten. k 

tens. Die Verpachtung der wegen Steuerrück— 

Prov. Gefegf. von Galizien 1824, 4 


ſtände in Anſpruch genommenen Pribatgüter haben nach 
dem Wortlaute der Sequeſtrazionsordnung ämtlich zu 
geſchehen, es verſteht ſich daher von ſelbſt, daß hiebet 
alle jene Vorſichten zu beobachten ſeyen, welche über— 
haupt die ämtlichen Lizitazionen und Kontrakten vorge» 
ſchrieben ſind. 

Ob und in wie fern hiebei die für Pachtungen 
der Staatsgüter oder der ſtädtiſchen Nealitäten vorge⸗ 
zeichneten Lizitazionsbedingniſſe zur Grundlage zu neh— 
men ſeyen, bleibt dem klugen Ermeſſen des Kreisam— 
tes in jedem, der ſo verſchiedenartig borkommenden 
ſpezifiſchen Fällen überlaſſen: nur wird hiemit zur Er» 
zielung einer vollkommenen Gleichförmigkeit des Ver, 
fahrens ſowohl als auch zur Herbeiführung der bei die— 
ſem Geſchäfte bisher vermißten Konkurrenz durch mög⸗ 
lichſte Erleichterung der Pächter bei voller Sicherheit 
des im Namen des Privaten eintretenden Staatsſchat— 
zes, als ein unabänderlicher Vertragspunkt feſtgeſetzt, 
daß der Pachtſchilling, wenn ex nicht ohne Nachtheil 
für die zu erreichende Pachtſumme zur ſchleunigeren 
Tilgung des Steuerrückſtandes mit einemal oder in 
halbjährigen Naten berichtiget werden konnte, viertel— 
jährig vorhinein gezahlt, und die Pachtkauzion, mit 
dem Betrage eines halbjährigen Pachtſchillings baar 
erlegt oder gehörig ſichergeſtellt werde. 

ztens. Bei der Anwendung des äußerſten Gro, 
des der Sequeſtrazion, nämlich: bei Aufſtellung eines 
förmlichen Guts Sequeſters muß das Verfahren auf 
den doppelten Zweck berechnet ſeyn; 

a) auf ſchleunige und richtige Abſuhr der eingehen⸗ 
den Gelder, und 

b) auf Verwahrung des ſequeſtrirten Gutseigenthü- 
mers vor Schaden. 

In der erſteren Beziehung iſt es zweckmäßig, und 
wird hiemit zur Richtſchnur vorgeſchrieben, daß dem zu 
dem Amte eines Sequeſters beſtimmten Individuum, 
das übrigens nach dem Xten Abſchnitte der Geque- 
ſtrazionsordnung jederzeit vereidet werden muß, gleich 


bei der Einführung deſſelben — ein aus den Wirth 
ſchaftsrechnungen verfaßtes, durch den Gutseigenthümer 
oder deſſen Stellvertreter mitgefertigtes Verzeichniß aller 
zum fundus instructus nicht gehörigen Vorräthe an 
Getraid, Vieh und Materialien und fo auch aller In— 
ventarialgiebigkeiten und Zinſen, dann der Remanenten 
hieran — mit der Verpflichtung übergeben werde; 1) 
die aus was immer für einem Zweige der ſequeſtrirten 
Gutsprovente eingehenden Gelder, ganz zur Bezahlung 
der ſchuldigen Steuer zu verwenden; 2) den Kreisäm— 
tern alle Quartale die durch die hierortige Verordnung 
Dom 21ten Juli 1797 Zahl 18442. vorgezeichneten Suë, 
weiſe über die Einnahmen und Ausgaben vorzulegen, 
um daſſelbe in den Stand zu ſetzen, ſowohl über den 
Umfang der Mühewaltung und die Art der Gebahrung 
des Sequeſters, als auch über den Erfolg der Seque— 
ſtrazionsmaaßregel und die Nothwendigkeit der fernern 
Dauer derſelben ein richtiges Untheil zu ſchöß fen. 

Aus der Beſtimmung ad ı fließt es nothwendig, 
daß dem Sequeſter unter keinem Vorwande geſtatte⸗ 
ſey, von den durch ſeine Hände gehenden Geldern für 
Dë ein Taggeld oder Vorſchuͤße zu Keifefoften ohne 
vorläufige — in jedem ſpeziellen Falle gehörig onzuſu 
chende kreisämtliche beſtimmte Anweiſung zu behalten; 
welche Anweiſungen dann zur Dokumentirung der be⸗ 
treffenden Poſten der bom Sequeſter bei feinem Aus⸗ 
tritte nach dem gedruckten Kreisſchreiben dom 14ten 
Dezember 1798 an den Gutseigenthümer zu legenden 
Hauptrechnung zu dienen haben. 5 

GC den anderen eben fo wichtigen Zweck der Si⸗ 
cherheit des Gutseigenthümers betrifft, ſo liegt wohl 
das wirkſamſte Mittel hiezu, in der genauen Befolgung 
und Handhabung der in der Eingangs bezogenen hieror⸗ 
tigen Verordnung unter den Abſchnitten IX. und XII. 
angeſetzten Beſtimmungen, daß zu Sequeſtern taugli⸗ 
che, dem Geſchäfte gewachſene und mit einer angemeſ⸗ 
ſenen Kauzion verſehene Judividuen beſtellt werden fols 
len, und daß dem Eigenthümer unbenommen dleibe, 

Za 


die ihm nothwendig ſcheinende Einſicht in die Seque⸗ 
ſtrazion zu nehmen, welche ihm auch der Sequeſter 
jederzeit ohne allen Anſtand zu gewähren hat. 

Dieſes Befugniß des Gutseigenthümers hat das 
Kreisamt immer in die Inſtrukzion aufzunehmen, welche 
wie es ſchon die Natur des Sequeſtrazionsgeſchäftes mit 
ſich bringt, jedem Sequeſter bei der Einführung in 
das Amt — nach Maaßgabe der beſondern Lokal» und 
ſonſtigen Verhältniſſe ertheilt werden muß, und deren 
abſchriftliche Mittheilung an den Gutseigenthümer nicht 
wenig zur Beſeitigung der gewöhnlichen Streitigkeiten 
zwiſchen Sequeſtern und Sequeſtrirten und den hieraus 
entſpringenden Schreibereyen beitragen dürfte. 

In Anſehung der Kauzion iſt ſich jedoch nur in 
der Regel an die wirkliche Beibringung derſelben zu hal— 
ten, weil die Erfahrung lehrt, daß es nicht wenige Fälle 
gebe, wo dem Steuerfonde und dem Gutseigenthümer 
durch Beſtellung eines als verläßlich und wohlhabend be, 
kannten Mannes zum Segqueſter auch ohne Kauzion viel 
beſſer als durch Annahme eines dieſer weſentlichen Ei⸗ 
genſchaften ermangelnden, wenn auch mit einer, ohne» 
hin ſelten mit dem anvertrauten Gute im richtigen 
Verhaͤltniſſe ſtehenden, bei Realiſtrung aber ſehr vielen 
Weitſchweifigkeiten und Verwicklungen unterliegende Kau- 
zions⸗Verſchreibung verſehenen d Keng — bera⸗ 
then werde. 

eee eee vom 7ten ER 1824. Gu, 
Zahl 40226. 


160. 


Beſtimmungen in Abſicht auf die Zufuhr 
der Baumaterialien zu geiſtlichen Ge— 
baͤuden. 

Geiegenheitlich der anher gemachten Anfrage; auf 

welche Meilenentfernung die Unterthanen zur konkur⸗ 

renzmäßigen Zufuhr des Baumaterials zu geiſtlichen Bau⸗ 
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kichkeiten zu verhalten ſeyen? hat man nachſtehendes 
zu beſtimmen befunden: 

Wenn die Bauſtoffe ſich in dem Pfarrbezirke befin⸗ 
den; und bei der gepflogenen Verhandlung die Konkur— 
renzpflichtigen Dominien für die Abgabe derſelben in 
natura ſich erklären, ſo unterliegt es keinem Zweifel, 
daß zu deren Zuſtellung auf den Bauplatz die konkur⸗ 
renzpflichtigen Pfarrkinder ohne Rüdficht der Entfer⸗ 
nung verpflichtet ſeyn. 

„Jedoch hat die kreisämtliche Kommiſſion bei der ge⸗ 
meinſchaftlichen Behebung darauf vorzuſehen, daß nicht 
ohne Noth die entfernten Plätze, wo ſich derlei Mate⸗ 
rial vorfindet, von den nähern zur Abnahme derſelben 
beſtimmt werden. Wenn aber im Pfarrbezirke das er, 
forderliche Baumateriale nicht vorhanden iſt, oder wenn 
die Dominien ſich für die Neluirung der Materialien 
nach der von dem Kreisingenieur angeſetzten Tariff in 
Baaren erklären und daher der Einkauf derfelben an 
Unternehmer der Baulichkeit überlaffen werden muß, ſo 
hat die Kommiſſion bloß die Entfernung des nächſten 
Ortes, wo die benöthigten Materialien zu haben ſind, 
zu berückſichtigen, hiernach die Zahl der nöthigen Fuh⸗ 
ren nach den im Robotspatente enthaltenen Stunden 
und Meilen⸗Maaße zu berechnen, und die ſich hiernach 
angehende Zahl der Zugtage auf die Gemeinden zu re⸗ 
partiren. 

Will der Unternehmer die Bauſtoſſe aus einer an« 
dern entfernteren Gegend des wohlfeileren Preiſes we⸗ 
gen oder ſeine eigenen hiezu verwenden, ſo iſt es in 
dieſem Falle ſeine Sache, die entferntere Zuſtellung auf 
eigene Koſten zu bewerkſtelligen, und können die Ger, 
meinden zu mehreren als der anrepartirten Zahl der 
Fuhrtage nicht erhalten werden. e 

Wornach bei vorkommenden Fällen vorzugehen iſt. 


Gubernial⸗ Verordnung vom ıdten Dez. 1824 Gub. 
Zahl 69030. 
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161. 


Der Handel mit Zitronen, Pomeranzen, 
Feigen und andern aͤhnlichen Fruchtgat— 
tungen, wird gegen Beobachtung der 
wegen der Hauſirpaͤße beſtehenden Vor- 
ſchriften allgemein freigegeben. 


Die k. k. vereinigte Hofkanzley iſt laut hohen Erlaſſes 
vom 25ten Robember d. J. Zahl 54816. mit der alt, 
gemeinen Hofkammer dahin übereingekommen, daß der 
Handel mit Zitronen, Pomeranzen, Feigen und andern 
ahnlichen Fruchtgattungen gegen Beobachtung der, lwe⸗ 
gen der Hauſierpäſſe beſtehenden Vorſchriften, allge⸗ 
mein frei gegeben werde. 
Welches gehörig kund zu machen iſt. 
Gubernial- Verordnung vom 18ten Dez. 1824. Gub. 
Zahl 72101. 


162. 


Militaͤrabtheilungen, ſo wie einzelne Indi⸗ 
viduen ſind ohne Marſchroute, oder 
auch mit der Marſchroute verſehen, in 
welcher jedoch nicht die unentgeldliche 
Unterkunft als Gebuͤhr angewieſen iſt, 
nicht auf Rechnung des Bequartirungs— 
fondes zu bequartieren. 


Vermeg der eingeführten Militär ⸗Dienſtesordnung 
werden ſowohl die einzelnen im Dienſte reiſenden k. k. 
Offiziers, Beamte und ſonſtigen Militärparteyen, als 
auch ganze. Truppen = Abtheilungen oder Transporte 
und kleinere Kommanden mit Marſchrouten verſehen, 
mit welcher ſich dieſelben in allen Stazionen, wo ſie 
ſich entweder nur über Nacht, oder der Dienſtgeſchäfte 
wegen eine langere Zeit aufhalten, bei den betreffenden 
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Behoͤrden auszuweiſen, und die Anweiſung der unent« 
geldlichen Unterkunft anzuſprechen haben. 

Wenn ſich demnach ein reiſendes Militär- Indibi⸗ 
duum mit der gedachten Marſchroute nicht auszuweisen 
vermag, oder wenn in ſolcher der Anſpruch auf die un⸗ 
entgeldliche Unterkunft nicht enthalten iſt, ſo iſt ihr 
letztere weder in den in Staabsſtazionen vorfindigen 
Abſteigquartieren nach ſonſt auf Rechnung des Bequar⸗ 
tierungsfondes anzuweiſen. 

Wornach die Ortsobrigkeiten zu belehren ſind. 

Gubernial-Verordnung vom 2oten Dez. 1824. Gub. 

Zahl 72581. 


163. 


Zahlungen fuͤr Straſſenarbeiten haben die 
Stadtfaffen oder die Verwaltungen der 
Staats- und Fondsguͤter auf Rech: 
nung der Kreiskaſſen zu leiſten, dieß⸗ 
fällige Vorſchrift. 

Mit dem hierortigen Dekrete vom igten Oktaber d. 

J Zahl 59:13 wurde feſtgeſetzt, daß die Zahlungen 

für die Arbeiten zur Straſſen Erhaltung unmittelbar 

von den Krsiskaſſen zu leiften feyen. Man wurde bei 
dieſer Beſtimmung bon der Abficht geleitet, die vielfäl⸗ 
tigen Geldverrechnungen, mit denen die Auszahlung 
durch die Kommiſſariate verbunden wäre, und die 

Schwierigkeit einer genauen Uiberſicht ihrer Gebahrung 

zu vermeiden. 

Da es jedoch auf das Ergebniß der Verſteigerun⸗ 
gen nachtheilig einwirken fönnte, wenn den Unterneh» 
mern kein anderes Mittel zur Erlangung der gebühren. 
den Zahlung offen ſtünde, als eine Seit nach det Kreis- 
ſtadt oder die Abſendung eines Bevollmächtigten, ſo 
hat man beſchloffen, folgende Erleichterungen in der 
Behebung der Gebühr eintreten zu laſſen: 

tens. Den Stadtkaſſen und den Bew 


waltungen der Staats. und Fondsgüter 
wird zur Pflicht gemacht, die gedruckten Beſcheinigun⸗ 
gen, welche nach der bezogenen hierortigen Vorſchrift 
$. 24. über die geleiſtete Arbeit erfolgt werden müßen, 
auf Verlangen der Unternehmer einzulöſen, in fo fern 
dieſe Beſcheinigungen ſich auf einen von dem Kreis⸗ 
amte, welchem die Stadtkaſſe oder die Verwaltung un⸗ 
tergeordnet iſt, geſchloſſenen Vertrag gruͤnden, und in 
fo fern die bei bieten Kaſſen und Verwaltungen vorhan⸗ 
dene, zur Abfuhr an die Kreiskaſſe beſtimmte Baarſchaft 
zureicht. Unter dieſer Baarſchaft ſind bei den Stadt⸗ 
kaſſen die eingehobenen öffenelichen Abgaben, welche an 
die Kreiskaſſen abgeführt werden müffen, bei den Kama 
meral » Verwaltungen ſowohl die Steuergelder, als auch 
die Rentüberſchuͤße, welche zur Abfuhr bereit liegen, zu 
verſtehen. 
ztens. Die Stadtkaſſe oder Kammeral⸗Verwal⸗ 
tung, welche die Einlöſung bewirkt, hat den Inhalt der 
Beſcheinigung, welche von dem Straſſenbaukommiſſäre, 
und dem Wegmeiſter unterſchrieben, mit dem Siegel verſe⸗ 
hen, und auf dem dazu eigends vorgeſehenen gedruck— 
ten Papiere ausgefertigt ſeyn muß, mit dem Kontrakte 
und dem Einſchreibbuche, die ſich in den Händen des 
Kontrahenten befinden, genau zu vergleichen, und nur 
bei der wirklich vorhandenen vollkommenen Uiberein⸗ 
ſtimmung die Einlöſung vorzunehmen 
Stens. Die Einlöſung hat durch die Auszahlung 
des vollen Betrages, auf welchen die Beſcheinigung, 
als zur haaren Auszahlung geeignet, lautet zu ges 
ſchehen. 
atens. Der Unternehmer iſt gehalten, über die 
empfangene Summe eine von zwei Zeugen mitge— 
.] fertigte Quittung nach dem Muſter auszuſtellen. 
tens. Die Stadtkaſſe oder Kammeral-Verwal⸗ 
tung hingegen, welche die Einlöſung vornahm, hat in 
dem Einſchreibbuche den Tag und Journal⸗Artikel, dann 
den Geldbetrag in den dazu vorgeſehenen Rubriken zur 
Beſtättigung der Zahlung anzuſetzen, und mit dem Bei⸗ 
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ſatze: »Im Namen der k. k. Kreiskaſſe ausgezahlt 
die Namensfertigung Deizufügen. 

Bei jenen Aemtern, an welchen ein Kaſſier, Kon⸗ 
trollor, der Verwalter und Rentmeiſter beſtehen, mëtten 
beide dieſe Beſtättigung unterſchreiben. 

6tens. Auf der Beſcheinigung ſelbſt iſt unter der 
Unterſchrift des Straſſenbaukommiſſärs und Wegmeiſters 
anzuſezen: »Diefe Beſcheinigung wurde mit 
tels baarer Auszahlung von der (Stadt 
kafſe, Kammeral⸗Verwaltung, Obrigkeit) 
eingelöſt.« Zugleich iſt der Tag der Einlöſung auszu⸗ 
drücken, und dieſes ſowohl von der einlöfenden Kaffe 
oder Obrigkeit, unter Beidrückung ihres Amtfiegels als 
auch don dem Unternehmer zu unterſchreiben. Falls 
die Letztere des Schreibens nicht kündig iſt, verſteht ſich, 
daß auch der Namensfertiger mit unterſchrieben ſeyn 
müſſe. 
Ce? Die auf diefe Art ordnungsmäßig eingelös⸗ 
ten Beſcheinigungen, werden vereint mit der von dem 
Unternehmer ausgeſtellten Quittung bei den Abfuhren 
an die Kreiskaſſen unter folgenden Vorſichten ſtatt Baa⸗ 
ren angenommen. 

Breng, Um dieſe Annahme zu bewirken, liegt der 
Stadtkaſſe oder Kammaral- Verwaltung od, in der 
Münzliſte, von der die Abfuhr begleitet ſeyn muß, die 
Beſcheinigungen; welche dieſelbe ſtatt Baaren zu über» 
geben wünſcht, dem Datum und Nummer nach, dann 
die Beträge auf welche dieſelben tauten aufzuführen, den 
Kreisämtern hingegen die Beſcheinigungen ſammt den 
ſich auf dieſelben beziehenden Quittungen zu über⸗ 
reichen. 

gtens. Jede Beſcheinigung iſt nur auf die Dauer 
bon bier Wochen vom Tage der Ausfertigung an gerech⸗ 
net, gültig, und muß längſtens binnen dieſer Friſt 
dei dem Kreisamte angebracht werden. Die Beſcheini. 
gungen welche ſpäter angebracht würden, find von "ben 

reisämtern zurückzubehalten, und der betrefienden 
Straſſenbau⸗Adjunktur oder der Ditekzion zuzuſtellen, 
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indem dieſelben nicht eher bei der Kreiskaſſe realiſtrt 
werden dürfen, als bis die von dem Straſſendau-Ad⸗ 
junkten oder Direktor zu beſtättigende Schlußabrechnung 
gepflogen, und bei derſelben ausdrücklich erklärt wird, 
daß der Kealiſirung jener verſpäteten Beſcheinigung kein 
Hinderniß im Wege ſtehe. 

2otend. Die Kreisämter werden jedesmal ohne 
Aufſchub, die Beſcheinigungen und Quittungen fowohl ` 
gegenſeitig als auch mit den Verhandlungsakten und 
dem Verſteigerungsprotokolle genau vergleichen, und ſo— 
bald Alles in Ordnung gefunden wird, die Quittung 
vidiren, und die Note an die Kreiskaſſe auf der Rück— 
feite der Beſcheinigung mit dem Beiſatze ausfertigen das 
die mitſolgende Quittung des Unternehmers bei der 
Durchführung ſtatt Baaren anzunehmen ſey. 

ııtens. Um in dieſer Beziehung mit voller Gi, 
cherheit vorzugehen wird den Kreisämtern zur vorzuͤgli— 
chen Pflicht gemacht, über die Beſcheinigungen, welche 
zur Anweiſung beigebracht werden, eine genaue Vor— 
merkung zu führen, und die Akten über jede Ver⸗ 
ſteigerung in vollſtändiger Ordnung zu erhalten. Zus 
gleich iſt die Erledigung ſolcher Einſchreiten, um die 
Auszahlung als eines der dringendſten Geſchafte zu be, 
handeln, da es höchſt wichtig iſt, daß die Parteyen, 
welche die Zahlung fordern, ober die Einlöſung bewirk⸗ 
ten, keinem läftigen Zeitverlufte ausgeſetzt werden. 

12tens. Die Kreiskaſſe hat nach Einlangung der 
kreisämtlichen Note ſammt der Quittung, den Betrag 
auf welchen die Beſcheinigung lautet, an den von dem 
Amte, das die Abfuhr leiſtet, angegebenen Steuern, 
oder Rentüberſchußgeldern einerſeits in Empfang zu 
ſtellen, und die vorſchriftsmäſſige Abfuhrsquittung aus» 
zufertigen, andererſeits aber denſelben Betrag unter 
Zulegung der Beſcheinigung und der Quittung in dem 
Straſſenſondshilfsjournal zu beausgaben. 

15tens. Um übrigens Unordnungen vorzubeugen 
liegt der Verwaltung oder Kaffe, welche die Beſcheini⸗ 
gungen einlöſt, ob, dieſelden jedesmal bei der nächſten 
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Abfahr den Kreisämtern zuzurechnen, und in jedem 
Falle die vierwöchentliche Friſt, für welche die Beſchei⸗ 
nigung gültig iſt, genau zu beobachten. 

latens. Vor der Hand haben dieſe Beſtimmun— 
gen nur für die Stadtkaſſen und Kammeral-Verwal⸗ 
tungen zu gelten. Man behalt ſich jedoch vor, nach 
eingelangter hohen Genehmigung dieſelbe. Maaßregel 
auf die Steu erbezirks⸗Obrigkeiten auszudehnen. 

Die Kreisämter haben dieſe Beſtimmungen ſogleich 
kund zu machen, die Stadmagiſtrate und Kammeral⸗ 
Verwaltungen hingegen außerdem mittels eigener De— 
krete zu verſtändigen, und anzuweiſen, die Einlöſung 
ſolcher Beſcheinigungen nicht zu verweigern, ſobald ſte 
nur die hiezu erforderliche zur Abfuhr an die Kreiskaſſe 
geeignete Baarſchaft beſig en. 

Uibrigens verſteht es. ſich, daß in dem Falle wo 
der Unternehmer ſelbſt, oder eine andere Partey, und 
nicht eine Stadtkaſſe oder Kammeral Verwaltung die 
Beſcheinigung beibringt, die Kreisämter gehalten find 
nicht bloß die Beſcheinigung, ſondern auch das Einſchreib⸗ 
buch einzuſehen, und gegenſeitig zu vergleichen. 

Die oben unter gten ausgeſprochene Beſchränkung 
des Zeitraumes für welchen die Beſcheinigungen als gül⸗ 
tig zu betrachten find, wird auf jeder Beſcheinigung 
ſelbſt angeſetzt werden. Außerdem haben. jedoch die 
Kreisämter dieſelbe dem Verſteigerungsprotokolle einzu— 
ſchalten. 

Gubernial⸗Verordnung vom 21. Dezember 1824. Gub. 

Zahl 74250. 
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wi 
Quittung. 


Une — fl. — kr. Sage — — Gulden 
— Kreuzer Konvenzionsmuͤnze, welche der Gefertigte 
als Unternehmer der (hier find die Gattungen Arbei- 
ten anzuführen, als: Steinerzeugung, Zerſchlägelung 
at, ꝛc.) an der Straſſenſtreke von — dis — 
im Grund des Vertrages vom — 18 — laut 
Beſcheinigung des k. k. — Straſſenbaukommiſſaria⸗ 
tes vom — 18 — R. — Dt die von — 
bis — 18 — geleiſteten Arbeiten von der (Stadt⸗ 
kaſſe⸗Kammeral verwaltung oder Steuerbezirksobrigkeit 
zu — ) in Vertretung der k. k. — Kreiskaſſe für 
Rechnung des Straffenfondes richtig und baar empfan⸗ 
gen zu haben, hiemit beſtättiget. 


— am — — 18 — 
N. R. 
N. N. 
Zeuge. 
N. R. 


Unternehmer. 


— 585 — 


164. 
Die Zivilgeiſtlichkeit foll da, wo es nöthi 
iſt, dem Militär in der Seelſorge Aus⸗ 
huͤlfe leiſten. 


eine Majeſtät haben zu Folge allerhöchſter Kabinet⸗ 
ſchreibens vom 28ten v. M. aus Verhandlungen erte, 
hen, daß an manchen Orten die Zivilgeiſtlichkeit ſich 
weigern ſoll, bei dem Militär die erforderliche Aushuͤlfe 
in der Seelſorge zu leiſten, und daher anzuordnen dë 
ruhet, daß die Ordinariate aufzufordern ſeyen, dafuͤr 
zu ſorgen, daß in denjenigen Orten wo ſich Militär be, 
findet, und wo entweder kein Feldkaplan angeſtellt iſt, 
oder derſelbe fuͤr ſich allein nicht auslangen kann, die 
Zivil- Geiſtlichen den erforderlichen Beiſtand und die 
nöthige Aushülfe zu leiſten gehörig angehalten werden 
ollen. 
Von dieſer allerhöchfter Entſchlieſſung werden die 
Konſiſtorien in Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 2ten 
L M. mit dem Auftrage in Kenntniß geſetzt, und hier⸗ 
nach die unterſtehende Geiſtlichkeit zur genauen Befol⸗ 
gung dieſer allerhöchſten Anordnung anzuweiſen. 
Gubernial⸗ Verordnung vom 22. Dezember 1824. Gub. 

Zahl 73012. 


165. 
Vorſchrift hinſichtlich der Straſſenkonſerva⸗ 
zionsarbeiten. 


J Nachträglich zu der hierortigen Verordnung vom 
ıgten Oktober d. J. Zahl 59115. wird den Kreisam⸗ 
tern eine Abſchrift der Vorſchrift mitgetheilt, welche 
man unter einem über die Art der Aufbringung eini⸗ 
ger Gattungen Straſſenarbeiten an die Staſſenbaudirek⸗ 
tion erläßt. 

Die Kreisämter haben ſich genau nach derſelben zu 
benehmen, insbeſondere aber: 
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tens. Die Verſteigerungen gehörig kund zu mg, 
chen, und mit Sorgfalt abzuhalten. 

2tens. Eine vorzügliche Aufmerkſamkeit liegt den— 

felben bei der Flüßigmachung des gebührenden Loh— 
nes ob. 
Die Kreisamter dürfen auf keinen Fall eine Beſchei— 
nigung, durch welche der denſelben bekannt gemachte 
Uiberſchlag überſchritten wird, an die Kreiskaſſe zur Aus- 
zahlung leiten, wenn denſelben nicht von der Landes. 
ſtelle die Bewilligung einer ſolchen Uiberſchreitung be— 
kannt gemacht wurde. Die Stadtkaſſen und Kammeral— 
Verwaltungen find von dieſer Beſtimmung mit der ut, 
forderung in die Kenntniß zu ſetzen, daß dieſelben bei 
der Einlöſung ähnlicher Beſcheinigungen mit Behutſam— 
keit verfahren. 

Uibrigens wird ausdruͤcklich erklärt, daß unter feis 
nem Verwande eine Beſcheinigung angenommen wer— 
den dürfe, die nicht auf gedrucktem Papiere ausgefer- 
tigt iſt. 
zItens. Sollte eine Beſcheinigung bei den Kreis⸗ 
ämtern beigebracht werden, welche den Uiberſchlag über: 
ſteigt, oder andere Bedenken erregt, ſo iſt dieſelbe 
nicht der Partey zurückzuſtellen, ſondern das Kommiſ⸗ 
ſariat darüber zur Rede zu ſtellen und die Aeußerung 
zur weitern Verhandlungen hieher vorzulegen. 

Unter dem Uiberſchlage der nicht überſchritten mer, 
den darf, iſt jene Menge Arbeit zu verſtehen, welche 
ausdrücklich zur Beſorgung im Akkordwege ausgeſchie— 
den, und nicht für die Einräumer oder die Frohnen— 
reſte vorbehalten ward. 

ztens. In Abſicht auf die Handhabung der Viet, 
träge haben ſich die Kreisämter im Allgemeinen nach 
der Verordnung vom igten Oktober d. J. Zahl 59115. 
db. 7. zu benehmen. Es wird von dem klugen Ermef- 
ſen der Kreisämter abhängen, in jedem einzelnen Falle 
zu beſtimmen, ob es zweckmäßiger ſey, die Zwangs⸗ 
Maaßregeln unmittelbar gegen die Perſon des Unter⸗ 
nehmers zu richten, oder eine Verſteigerung auf deſſen 
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Gefahr und Kdſten auszuſchreiben, oder endlich beide 
Vorkehrungen zugleich zu treffen. Das Letztere muß 
allenthalben geſchehen, wo es ſich um einen bedeuten⸗ 
dern Gegenſtand handelt, oder wo derſelbe Unterneh⸗ 
mer ſich bereits wiederholt Verletzungen des geſchloſſe⸗ 
nen Vertrages zu Schulden kommen ließ. 
Gubernial⸗Verordnung vom 24ten Dezember 1824. Gub. 
Zahl 72696. 
e 


Verordnung an die Straſſenbau-Direkzion. 


Lu den Bericht vom roten d. M. Zahl 5051. wird 
nach dem vorläufig mit dem Herrn Direktor gepflogenen 
Einvernehmen Folgendes erwiedert: 

liens. Die Gegenſtände, welche für die Straſ— 
ſenerhaltung außer den mit hierortigen Verordnung vom 
voten Oktober d. J. Zahl 59115. vorgeſehenen Ver⸗ 
richtungen vorkommen, laſſen ſich in bier Haupt⸗Abthei⸗ 
lungen ſcheiden: 

3) Diejenigen Arbeiten, die ihrem Umfange und 
Gegenſtande nach auf ein beſtimmtes Längen-Flä⸗ 
chen⸗ oder Körpermaaß zurückgeführt, oder nach 
Stücken bedungen werden können. 

p) Die Leiſtungen, welche eine ähnliche Zurückfüh⸗ 
rung nicht geſtatten, und die entweder regelmäßig 
an der Straſſe das ganze Jahr hindurch vollzogen 
werden müffen, oder nach zufälligen Verhältniſſen 
von Zeit zu Zeit wiederkehren. 

C Neue Baulichkeiten. 

d) Die Lieferung von Materialien, welche nicht in 
den eigenen Bruͤcken, oder Schottergruben des 
Straſſenbaufondes erzeugt werden. 2 
ztens. Die zweite Gattung Verrichtungen find 

das tägliche Waſſer⸗Ablaſſen, und Einebnen der Strafs 
ſenbanquette, die Kothabkrukung und Verführung, das 
Aufeiſen und Reinigen der Brückenjoche und Cisböcke, 
die Aufſicht über die Uiberfahrten und Schiſfbrücken die 
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Abtragung, Abſchwenkung und Wiederaufſchlagung der 
Letztern, endlich die Anlegung und Erhaltung der Eis. 
brucken. Dieſe Arbeiten liegen gröſtentheils den Grat, 
ſeneinräumern, Brückenwächtern, Aufſehern und d. g. 
in ſo weit ob, als die Kräfte diefer Individuen zu⸗ 
reichen. 

Zur Aushilfe dabei ſind wo es erforderlich iſt, die 
vorhandenen Frohnenreſte zu verwenden. 

Man hat daher beſchloſſen, die Frage über die Art, 
in welcher die eben bemerkte Gattung Arbeiten kuͤnftig 
zu beſorgen ſey, mit der Verhandtung über die Zei, 
behaltung oder Entfernung der Straſſen⸗Einräumer in 
Verbindung zu ſetzen, indem ſich erſt dann wird be⸗ 
ſtimmen laſſen, ob dieſe Arbeiten ganz an Unterneh. 
mer zu überlaſſen ſeyen, oder welche derſelben borbe— 
halten werden können, dann ob und welche Beihülfe 
von Seite der Einräumer den Unternehmern zugeſtchert 
werden duͤrfte. 

Die Direkzion hat die Erſtattung des Gutachtens 
über die Einräumer zu beſchleunigen, und dabei auch 
die Würdigung der Verſteigerungsbedingniſſe für dieſe 
Abtheilung Arbeiten wieder aufzunehmen. 

ztens. In die Reihe der neuen Baulichkeiten ge» 
hören auch die an den Straſſen vorkommenden Wa fs 
ſerbaulichkeiten, da dieſelben jedesmal nach ei⸗ 
nem beſtimmten technifchen Plan entworfen, und von 
Fall zu Fall hintangegeben werden müſſen. Die Die 
rekzion wird daher angewieſen, die Verſteigerungsbe⸗ 
dingniße für Baulichkeiten zu entfernen, und 
denſelben auch die Beſtimmungen über die Waſſerbau⸗ 
ungen einzuſchalten. 

tens. Eben fo wird derſelben auch noch oblie⸗ 
gen, den Entwurf der Lizitazionsprotokolle für die 
Lieferung von Materialien zu verfaſſen, und 
hieher vorzulegen. Man erwartet dieſe beiden Ent⸗ 
würfe binnen 14 Tagen. 

Stens Nach Dieter Scheidung wird derfelben uns 
Uu ter das Muſter 1/1 der Verſteigerungsprotokolle für 
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die oben angefuͤhrte erſte Gattung Arbeiten mit dem 
Auftrage zugeſtellt, daſſelbe ſogleich ſammt der (iber, 
ſetzung in Druck legen zu laffen, und die Kreisämter 
mit erforderlichen Anzahl Exemplare zu betheilen. 

Greng, Die Arbeiten, welche dieſes Protokoll um- 
faßt find: die Reinigung der Seitengräben, die Sea, 
lirung der Straſſentrace, die Reparaturen der Brücken, 
Kanäle und Schläuche, die Geländer » Auffiellung, und 
die Erhaltung der Plaſterung. 

ztens Als gemeinſchaftliches Objekt der Verſtei⸗ 
gerung iſt in der Regel die Straſſenſtrecke, welche zu 
einer Pegmeiſterſchaft gehört, anzunehmen, dergeſtalt 
daß alle Arbeiten derſelben Gatzung, die in deut 
Umfange dieſer Wegmeiſterſchaft vorkommen, von dene 
ſelben Kontrahenten übernommen werden. Von dieſen 
Grundſatze darf nur in dem Falle abgegangen werden, 
wenn die in einer Wegmeiſterſchaft zu erwartende Ar— 
beit von zu geringem Umfange iſt, als daß dieſelbe ein 
ſelbſtſtändiges Objekt der Lizitazion abgeben könnte, oder 
wenn der Umſang der Arbeit fo bedeutend iſt, daß ſich 
mit RNückſicht auf die übrigen Ortsverhältniſſe insbeſon⸗ 
dere die Nähe von Städten von einer Theilung ein 
günſtigerer Erfolg der Verſteigerung erwarten läßt. In 
dem erſten Falle können mehrere Wegmeiſterſchaſten zu» 
ſammengezogen, in dem andern die Straſſenſtrecken der 
nämlichen Wegmeiſterſchaft getheilt werden. Jedoch darf 
dieſelbe eine ſolche Ausnahme nur bei einem klar vorlie⸗ 
genden Vortheile veranlaſſen. 

stens. Die Straſſenbau-Kommiſſariate dürfen die 
bedungenen Arbeiten bloß anſprechen, wenn und wo 
die Nothwendigkeit ihrer Verrichtung in der That ein⸗ 
tritt. Dabei find dieſelben an die berichtigten Uiber⸗ 
ſchläge ſtrenge gebunden, über deren Ausmaaß ohne 
vorläufige hierortige Bewilligung keine Arbeitsleiſtung 
eingeleitet werden darf. Die Kreisämter ſind angewieſen 
keine Beſcheinigung realiſiren zu laſſen, deren Inhalt 
den Umfang des Uiberſchlages überfteigt, und nicht mit 
einer ausdrücklichen hierortigen Ermächtigung bedeckt 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1824. Y 
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iſt. Deswegen mëtten auch die Nefultgte der Liber 
ſchläge jedesmal den Kreisämtern zugeſendet, und von 
dieſen bei dem Verſteigerungsakte aufbewahrt werden. 
In denjenigen höchſt ſeltenen Fällen, wo ein nachträg⸗ 
liches Erforderniß eintritt, hat das Kommiſſariat ſolches 
der vorgeſetzten Adjunktur, oder falls daſſelbe keiner 
Adjunktur untergeordnet iſt, der Direkzion bei Zeiten 
anzuzeigen, deren Sache es iſt, die wirkliche Nothwen⸗ 
digkeit mit Strenge zu unterſuchen, ſich über die Ver⸗ 
wendung des präliminirten Erforderniſſes zu überzeugen, 
und das Einſchreiten der Direkzion zur weitern Einbe— 
förderung an die Landesſtelle gutachtlich vorzulegen. 
Man wird die Bewilligung einer Uiberſchreitung nur 
dann ertheilen, wenn die Ereigniſſe, durch welche fie ber, 
beigeführt wurde, vollſtändig außer Zweifel geſetzt ſind. 

gtens. In Abſicht auf die Zeit der Arbeisleiſtung 
wurden zwar die Kontrahenten verpflichtet, die übers 
nommene Verrichtung bei den meiſten Gattungen Ars 
beiten auf die jedesmalige Aufforderung zu vollziehen. 
Es berſteht ſich jedoch, daß mit Ausnahme der Fälle wo 
nicht Gefahr am Verzuge haftet, die Verrichtung nur 
in der für die Leiſtung günſtigen Witterung und Jah⸗ 
reszeit anzuſprechen iſt. 

lotens. Sollte der Unternehmer unterlaffen, bins 
nen der kontraktmäßigen Friſt die Arbeit zu leiſten, fo 
liegt dem Kommiſſariate ob, ſich an das Kreisamt uns 
geſäumt um die kontraktmäßige Amtshandlung zu ders 
wenden. 

Das Kommiſſariat hat ſich, falls der Unternehmer 
geringe Verläßlichkeit an den Tag legte, von einer Seite 
mit einer ſchriftlichen Beſtättigung über die erfolgte 
Aufforderung zu verſehen, um allen Streitigkeiten zu 
degegnen. 

ritens. Die Verſteigerungsbedingniſſe find in der 
Hauptſache nach dem vorſchriftsmäßigen Grundfätze ein⸗ 
gerichtet worden, daß die Lieferung des Materiais von 
der Verarbeitung deſſelben getrennt hintanzugeben (ep. 
Dieſer Grundſatz kann jedoch auf jene Materialien nicht 


wohl angewendet werden, deren erforderliche Menge zu 
unbedeutend iſt, als daß dieſelbe eine abgeſonderte Verſtei⸗ 
gerung lohnen, und die mit der Uibernahme und Auf⸗ 
bewahrung derſelben verbundenen Regie rechtfertigen 
könnte. In dieſe Klaſſe gehören bei den Reparaturen, 
z. B. die erforderlichen Nägel, der Kalk zur Herſtellung 
einiger Kubikſchuhe Mauerwerk. 


Die Direkzion hat daher bei der Einleitung der 
Verſteigerungen jedesmal dem Kommiſſariate und dem 
Kreisamte beſtimmt bekannt zu machen, welche Mate- 
rialien abgeſondert auszubieten, und welche dagegen in 
dem 26ten Abſatze dem Unternehmer zur eigenen Beis 
ſchaffung zuzuweiſen ſeyen. 

12tens. Bei der Uibernahme der Arbeit und der 
Flüßigmachung des Lohnes iſt es die Pflicht des Kom⸗ 
miſſärs und Wegmeiſters die Beſchaſſenheit des geliefter, 
ten Gegenſtandes genau zu prüfen, und nur dasjenige 
anzunehmen, was vollkommen dem Zwecke entſpricht. 
Beide haften in diefer Beziehung zur ungetheilten Hand. 

Man wird jeden Erſatz, welcher durch ihre Unacht⸗ 
ſamkeit entſtehen dürfte, von ihnen hereinbringen und 
ihr dienſtwidriges Benehmen an denſelben ahnden. Deß⸗ 
wegen haben fie auch während der Arbeitsleiſtung über 
die Art der Vollfuͤhrung unausgeſetzt die geſpannteſte 
Aufmerkſamkeit zu führen. Der Herr Direktor und die 
bereiſenden Adjunkten hingegen werden verantwortlich 
gemacht, über die gewiſſenhafte Beobachtung diefer 
Vorſchriſt feſte Hand zu halten. 

Steng, Die geleiſtete Arbeit ift in dem nach 
vorläufiger Beiſetzung des polniſchen Textes in ST 
zu legenden Einſchreibbuche nach dem Muſter 2% zu 2 
beſtättigen, zur Flüßigmachung des Lohnes hin⸗ 
gegen die ebenfalls zu druckende Beſcheinigung in 
der Form / auszufersigen. Im übrigen gelten für 5/5 
diefe deiden Gattungen Papieren die hierortigen Vor⸗ 
ſchriften vom ıgten Oktober d. J. und outen d. M. 
Zahl 59115. und 74250. 


Ya 
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N tens. Die Kontrakte über dieſe Arbeiten 

4/4 find nach dem Entwurfe 4/4 in Druck zu legen, und 
jedesmal durch die Kreisämter in zwei Exemplaren 
auszufertigen. 

15tens. Mehrere der in das Lizitazions Proto- 
koll aufgenommener Gattungen Arbeiten können wenig» 
ſtens zum Theile durch die Straſſeneinräumer bollzogen 
werden. Es iſt darauf zu ſehen, daß die Leiſtungen 
der Kontrahenten nur in fo ferne in Anſpruch genom— 
men werden, als die Einräumer in der That die Arbeit 
nicht ſelbſt zu verrichten vermögen. Hierauf muß auch 
bei der Verfaſſung und Berichtigung der Uiberſchläge 
vorgeſehen, und zur Bewirkung mittels Akkord nur das⸗ 
jenige in Antrag gebracht werden, was von den Ein- 
raumern ſchlechterdings nicht geleiſtet werden kann. 

Es verfteht gg, daß in die dazu vorgeſehenen Nu⸗ 
briken des Einſchreibbuches und der Beſcheinigung nicht 
die ganze Menge des berichtigten Uiberſchlages, ſondern 
nur der für die Lizitazions⸗Verhandlung ausgeſchiedene 
Theil einzutragen iſt. 

Die Direkzion hat nunmehr die zur Lizitazion et: 
forderlichen Daten in die Ordnung zu bringen, und die 
Kreisämter um die Ausſchreibung der Verſteigerungen 
unzugehen. 


Protokoll 


welches in der — Kanzley zu — am 18 — 
wegen Uiberlaſſung einiger Erforder⸗ 
niſſe zur Erhaltung der Straſſen und 
Bruͤcken an den Beſtbietenden aufge⸗ 
nommen worden iſt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


itens. Folgende Gegenſtände werden an den Beſt⸗ 
biethenden überlaſſen. 
a) Reinigung der Seitengräben. 
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b) RNegulirung der Straffentrace und Aufholung der 
geſunkenen Banquette. 
c) Reparazion der Brücken, Kanäle, Schläuche und 

Uiberfahrten. 

d) Geländeraufftellung. 
e) Erhaltung der Pflaſterung. 

2ztens. In der Regel wird die Material-Lieferung, 
wo nicht ausdrücklich etwas anders beſtimmt iſt, ge⸗ 
trennt von der Arbeitsherftellung eines jeden Objektes 
hintangegeben. Es kann aber auch derfelbe Unterneh⸗ 
mer die Materiallieferung und Arbeit erſtehen. 

Drittens. Der Unternehmer der Verarbeitung bal, 
tet nicht bloß für die Zweckmäßigkeit und dauerhafte 
Feſtigkeit der von ihm geleiſteten Arbeit, und der un⸗ 
mittelbar von ihm beigeſtellten Materialien, ſondern 
auch für die Beſchaffenheit des Materials, das ihm nicht 
unmittelbar vom Straſſenfonde, ſondern von andern 
Lieſeranten zu unternommenen Verarbeitung geliefert 
wird, und derſelbe iſt für allen ſowohl wegen ſchlech⸗ 
ten Arbeit, als auch wegen der ſchlechten Beſchaffenheit 
dieſes dazu verwendeten Materials entſtehenden Schaden 
verantwortlich, da es ihm obliegt, die nicht in kon⸗ 
traktmäßiger Qualität gelieferten Materlalien den Lies 
feranten auszuſtoßen. 

Atens. Die Anbote können für die zu bewirfenden 
Gattungen Leiſtungen zuſammen, oder für einige ber, 
ſelben vereint, oder für jede getrennt angebracht werden. 
„ Gtens. Die Leiſtung wird nicht nach Tagwerken, 
ſondern wie es die Beſchaffenheit des Objektes mit ſich 
bringt, nach beſtimmten weiter unten naher bezeichne⸗ 
ten Maaßen bedungen, auf welche die Anbote auch je⸗ 
desmal zurückgeführt werden müſſen. 

btens. 

tens. ) Gleichlautend mit dem vierten und fünf⸗ 
ten Abfatze der Verſteigerungs-Protokolle der Proto— 
kolle der Gubernial-Zahl 59113. 

8tens. Die Unternehmungsluſtigen haben, ehe fie 
zur Steigerung zugelaſſen werden, einen dem zehnten 
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Theile des Ausrufspreiſes für das Objekt, das ſie zu 
erſtehen wünſchen, gleichkommenden Betrag in Baa— 
ren, oder mittels in Metall⸗Münze verzinslichen Staats- 
ſchuldverſchreibungen nach dem letzten Kurswerthe zu 
eriegen. Dieſer Kauzions betrag wird, falls der Anbot 
unannehmbar gefunden werden ſollte, ſogleich zurückge— 
ſtellt, im entgegengeſetzten Falle hingegen bis zur Dolls 
ſtändigen Erfüllung des Vertrages aufbewahrt werden. 
Von der Leiſtung der zehnprozentigen Kauzion ſind ganze 
Gemeinden, jedoch nur für die Reinigung der Seiten» 
graben, die Regulirung der Straſſentrace, die Erhal⸗ 
tung der Plaſterung und die Aufſtellung der Geländer 
ausgenommen, jedoch haften alle Familienhäupter der⸗ 
ſelben in Solidum. 

gtens. Die Zeit der Leiſtung wird bei den einzel⸗ 
nen Gegenſtänden näher bezeichnet. Im Allgemeinen 
wird jedoch feſtgeſetzt, das alle Gegenſtände, bei wel⸗ 
chen die Verrichtung auf jedesmalige Aufforderung des 
Straſſenbaukommiſſariates bedungen iſt, immer läng⸗ 
ſtens binnen acht Tagen nach der erhaltenen Aufforde⸗ 
rung vorzunehmen, in fo fern aber Gefahr am Ver⸗ 
zuge haftet, und die Erhaltung der freien Straſſenver— 
bindung die unverweilte Bewerkſtelligung fordert, auf 
Verlangen des Straſſenbaukommiſſariates immer alſo⸗ 
gleich herzuſtellen ſind. 

rotens. Diejenigen Gegenſtände, über welche ein 
eigener techniſcher Plan der Unternehmung zum Grunde 
liegt, müſſen genau nach dieſem Plane zu Stande ges 
bracht werden. | 

Bei allen andern Verrichtungen hingegen über die 
kein eigener Plan verfaßt ward, oder die in demſelben 
nicht beſonders ausgedrückt erſcheinen, iſt ſich jedesmal 
nach der Anweiſung des Straſſenbaubeamten, dem die 
Leitung der Herſtellung übertragen werden wird, zu 
benehmen. 

zıtens. In den Uidberſchlägen wurde zwar die 
Größe der Leiſtung welche nothwendig werden dürfte, 
für das ganze Baujahr ausgemittelt. Dieſe Ausmittlung 
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hat jedoch nur den Straſſenbaukommiſſariaten zur 
Richtſchnur zu dienen, und dieſelben find nicht berech 
tigt, ohne beſondere Ermächtigung die Leiſtung in ei⸗ 
nem größern Umfange, als der berichtigte Uiberſchlag 
enthält, anzuſprechen. 

Die Unternehmer hingegen haben nicht das Recht, 
aus dieſem Uiberſchlage eine Forderung gegen dem Gtrafs 
fenfond zu ſtellen. Sie find gehalten die übernom⸗ 
mene Arbeit in der Menge und dem Umfange, als ſol⸗ 
che in dem Laufe des Baujahres 18 — das iſt vom 
— bis — 156 — gefordert werden wird, zu ver⸗ 
richten, es mag dadurch der ganze Uiberſchlag nicht et: 
reicht, oder aber überſchritten werden. Zugleich wird 
dem Straſſenfonde das Recht vorbehalten, diejenigen 
Arbeiten, zu deren Bewirkung die Kräfte der aufgeftells 
ten Einräumer und Aufſeher oder die Straſſenfrohn— 
reſte zureichen dürften, unmittelbar durch dieſelben voll⸗ 
bringen zu laſſen. 

12tens. Gleichlautend mit dem achten 
Abſatze der Lizit. Bedingniſſe wo noch bei⸗ 
zufügen (D, der Gub. Zahl 59115. 

Hiezu ſoll der Straſſenfond ebenfalls berechtigt 
ſeyn, wenn ſich nach der Uibernahme des hergeſtellten 
Objektes Gebrechen in der Herſtellung veroffenbaren 
ſollen. 

18tens. 

14tens.) Gleichlautend mit dem g. 10. 12. 12. Ab⸗ 


ı5tens. ) ſatz des Protokolls der Gub. 3. 59115. 

16tens.) 

ıztens. ) 

18tens.) Gleichlautend mit sten und ıöten 
Punkte des Prot. der Gub. Zahl 59115. 


Beſondere Beſtimmungen. N 

a) Reinigung der Straſſengraͤben. 
gtens. Die Reinigung der Gräben an beiden 
Seiten der Straſſe von — bis — muß auf die 


jedesmalige Aufforderung des Straſſenbaukommiſſariates 
an den Stellen wo ſich das Erforderniß in dem Bau⸗ 
jahre 18 — ergiebt, in der Art bewirkt werden, daß 
die Gräben ihre urſprüngliche Geſtalt der Länge, Breite 
und Tiefe nach erhalten. Durch das bei Seite Au Tat, 
fende Erdreich darf den angränzenden Feldern kein 
Schaden zugefügt werden, daher man auch von Seite 
des Straſſenfondes dieſe Arbeit in der Regel von der 
Anbauzeit anſprechen wird. Fuͤr den Fall aber als die 
Gräben dennoch nach der Anbauzeit gereinigt werden 
müßten, iſt das Erdreich zwar auf der Kontreffarne 
aufzuſchuͤtten, jedoch nach der Schnittzeit auf den Fel⸗ 
dern zu verbreiten. 

20tens. Der Lohn wird nach dem Längenmaaße 
bedungen. Nach erfolgter Leiſtung iſt derſelbe nach der 
Zahl der Kurrentklafter Gräben, welche gereinigt wur» 
den, auszumitteln und wird hiernach flüßig gemacht 
werden. 


b) Rugulirung der Straſſentrace. 
21tens. Dieſelbe beſteht entweder in der Erwei⸗ 
terung der Straſſe, falls dieſelbe durch Banquetten⸗ 
Einriſſe ihre normalmäffige Breite verlor, oder in der 
Verſchmälerung der durch das Zerfahren der Vanquette 
erweiterten Straſſenbahn. Dieſe Arbeit muß nach Dot: 
hergegangener Ausſteckung der Straſſenränder, und bei 
Aufdämmungen nach Abbindung der Eſkarpen, der An» 
weiſung des Bauleiters gemäß, auf deſſen jedesmalige 
Aufforderung an der Straſſe von — bis — wo 
dieſes erforderlich wird, in den Monaten — — here 
geſtellt werden. Die Seitenteraſſen ſind dabei nach der 
Schnur zu ziehen, und mit Waſenziegeln fo zu ber— 
binden, daß das in der Mitte defindliche Erdreich nicht 
auseinandergehen, und ſich in die Seitengräben nicht 
hinausdrängen könne. 

22tens. Die Vergütung für die Herſtellung jener 
Stellen an denen die Straffenränden aus der geraden 
Nichtung gewichen und ſich die Straſſe über die not: 
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malmäßige Breite erweitert hat, dann für die Aufho⸗ 
lung der gefunkenen Banquette, bei denen der Gin, 
ſchnitt nicht tiefer iſt, als ſechs Zolle unter der gehöri⸗ 
gen Höhe des Straſſenrandes wird nach der Zahl der 
hergeſtellten Kurrent — für jene Stellen aber, wo 
der Einſchnitt tiefer iſt, und eine Aufdämmung über 
ſechs Zoll nothwendig wird, nach Kubikklaftern ge— 
leiſtet werden. Die Ausrufspreiſe find nach Meter Un, 
terſcheidung geſtellt, und die Anbote find ebenfalls nach 
derſelben anzubringen. 


c) Reparaturen der Bruͤcken, Kanaͤle, Schlaͤu⸗ 
che und Uiberfahrten. 

25tens. Dieſelbe umfaßt die Ergänzung einzelner 
Beſtandtheile, oder die Wiederherſtellung theilweife eins 
getretener Beſchädigungen, dagegen die Erbauung ganz 
neuer Brücken, Kanale u. d. g. den Gegenſtand einer 
abgeſonderten Verhandlung abgibt. 

24tens. Der Unternehmer iſt verpflichtet, die von 
ihm übernommene Gattung Arbeit, wo ihr Erforder- 
niß während des Baujahres 18 — in dem Umfange 
der — — Wegmeifterfihaft eintritt, auf die jedesma— 
lige Aufforderung des Straſſenbaukommiſſariates, zu 
vollziehen die Herſtellung dauerhaft und dem Zwecke 
entſprechend nach der Anweiſung des Bauleiters zu be— 
wirken, und ſich dabet ſolcher Leute zu bedienen, die 
hiezu geeignet und berechtigt ſind. 

25tens. Die Ausrufspreiſe find dahin geſtellt, um 
welchen Lohn die Verſteigerungsluſtigen eine Kurrent— 
klafter Brückenholzes als der Joch — Ens und Gelän⸗ 
derbäume, der Streu- und Vorleghölzer zu bezimmern, 
abzubinden, und aufzulegen, ein Stück Pilloten von 
der angegebenen Länge zuzurichten und einzurammen, 
einen Kubik ſchuh Mauerwerk bei gemauerten Brüs 
ckenpfeilern, Kanälen und Schläuchen herzuſtellen, eis 
nen Quad ratſchuh Mauerwerk zu verzwicken, einen 
Kubikſchuh ſchadhaft gewordener einzelner Steine 
an dem gedachten Mauerwerke auszuheben, und zu ei» 
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gänzen, ein Stück Franken und Pfoſten zur Ausbeſſe⸗ 
rung der Schiffbrücken zuzurichten und einzuziehen, eine 
Kurrentklafter Schiffbrückengerüſt auszubeſſern, 
eine Qu adratklafter zu betheeren unternehmen. 

Nach dieſen Maſſen ſind die Anbote zu ſtellen, und 
wird der Lohn jedesmal dem Unternehmer für die Zahl 
der hiernach hergeſtellten Stücke Kurrent — oder Qua— 
dratklafter Kubik⸗ oder Quadratſchube fluͤßig gemacht 
worden. 

26tens. Die zu verarbeitenden Steine das Holz 
im rohen, bloß von der Rinde befreiten Zuſtande dann 
— % werden dem Unternehmer zur Verarbeitung übers 
geben werden. Dagegen iſt derſelbe gehalten, das 
übrige Material als — — — aus Eigenem herbeizu— 
ſchaffen, und die Vergütung dieſes Materials iſt bereits 
unter dem Ausruſspreiſe begriffen. 


d) Aufſtellung der Gelaͤnder. 


2 7tens. Der Unternehmer iſt verpflichtet, die in 
dem Baujahre 18 — erforderlichen Geländer auf der 


Straſſenſtrecke von — bis — in der Richtung, 
welche ihm von dem Bauleiter vorgezeichnet werden wird, 
während der Monate — — 18 — herzuſtellen. Das 


Holz welches im abgeſonderten Wege von Seite des 
Straſſenfondes beigeſchaft wird, muß gehörig bezimmert, 
und in diejenige Form gebracht werden, welche für die 
Geländer an Aerarialſtraſſen angenommen iſt. 

26tens. Der Lohn wird nach Kurrentklaf⸗ 
tern bemeſſen, und angewieſen werden. 


e) Erhaltung der Pflaſterung. 


2gtend. Die Erhaltung der Pflaſterung beſteht in 
der Ausebnung der Ungleichheiten, welche durch abge=- 
nützte oder verſunke Steine entſtanden. Die einzufets 
zenden Steine find dabei gehörig zu lagern, das Füll⸗ 
materiale feſtzuſtampfen, und die Fugen mit kleinerem 
Geſteine zu verzwicken. 


Kreis N. Straſſenbau-Kommiſſariat 
Nro. Wegmeiſterſchaft N. 


Straſſen⸗Konſervazion. 


Beſcheinigung. 


Der Kontrahent — — an der Straſſe von — bis — zu Folge der kreisaͤmtlichen Vers 
fteigerungs- Verhandlung vom — 18 — für das Baujahr 18 — folgende Konſervazions⸗ 
Arbeiten. 

Zu leiſten übernommen jedes hier⸗ Nach dem mit | Derfelbe hat A 

unten ausgedrückte Maaß Direktoriat⸗Ver⸗ Mit der nach⸗ geleiſtet von — 

ordnung träglihen Gub. bis — 8 — bis — Wor⸗ 
vom — 3. — Verordnung dg nach 
berichtigten Bor- vom — 18 — Zuſammen || * ihm ge⸗ 
anſchlage iſt das 3. — wurden P. o hingegen wies || bühren 
Kommiſſariat ausdrücklich be⸗ d ezah⸗ e 
berechtigt im willigt und Wang er der geleiſtet 
Akkordwege an zwar halten 

zuſprechen mit 


Reinigung der Seitengräben | | 
Kurrentklafter 


Kur. Kl. 
Regulirung der Straſſentrace 
Kurrentklafter Kur. Kl. 
detto Kubikklafter Kub. Kl. 
Mauerwerk Ku bikſchuh Kub. S. 
detto Verzwicken 
Quad. Schuh QO Sch. 
Zurichtung und Einrammen 
von Pilloten Stuck Stücke 
Zurichtung des Bruͤckenge⸗ 
holzes Stüd Stücke 
Zurichtung von Franken und 
Pfoſten Stück Stücke 
Ausbeſſerung der Schiffbrücke 
Kurrentklafter Kur. Kl. 
Betheerung Quad. Klaft. Det. 
Aufftellung der Geländer 
Kurrentklafter Kur. Kl. 
Erhaltung der Pflaſterung 
QAuadratſchuh a Dech. 
| | | | d | 
Summa | ul sein de: and Fab 
r r EE 
Sage SCH "ek Gulden WP Kreutzer in Konvenzionsmuͤnze, welche demſelben bei der 3 * Kreis⸗ 
kaſſe erfolgt werden können, jedoch find davon zuruͤckzubehalten: 
x An der gebührenden Kauzion für Bauzeng — fl. — kr. 
„Zins für das ausgeliehene Bau zeug fl. fe 
) Verguͤtung mangelnder oder ſchadhafter Bauzeugſtuͤcke . — fl. — kr. 
d) ⸗Erſatz für fehlerhaft hergeſtellte Gegenſtaͤnde + + — fl. — kr. 
Zuſammen — fl. — kr. 
Nach Abzug dieſes Betrages find auszuzahlen — — — Gulden — Kreutzer. 
— am — 18 — 
(L. S.) 


N. N. Straſſenbaukommiſſaͤr. 
| N. N. Wegmeiſter. 
(Zur Sig. Y. Seite 597.) 


N 0 t e. 


Ge eben 2 k. Kreisamt und es wird die k. k. Kreiskaſſe angegangen, dem Kontrahenten 
— — den Betrag von — — Gulden — Kreutzer zu erfolgen, jedoch davon — — 
Gulden — Kreutzer zuruͤckzubehalten, und auf die kuͤckſeits bemerkten Erſaͤtze zu ver⸗ 


rechnen. 
1 — am — 18 — 


An 
die k. k. Kreis kaſſe 


WW em 


Anmerkung: Die gegenwärtige Beſcheinigung iſt nur für die Dauer don bier Wochen vom Tage der Ausfertigung 
guültig, und muß binnen dieſer Zeitftiſt bei dem k. k. Kreisamte beigebracht werden. 


* 


Kreis N. Straſſen⸗Kommiſſariat N. 
Wegmeiſterſchaft N. 


Straſſen-Konſervazion. 


Einſchreib buch 


des Kontrahenten — welcher zu Folge der kreisaͤmtlichen Verſteigerungs-Ver— 
handlung vom — 18 — an der Straſſenſtrecke von — bis — folgende Ar⸗ 
beiten uͤbernahm. 


We deg ` ! Die Arbeit 
| Ferners zu Folge übernommen 
Gattung berichtigten Überſchlage nacher ili Aug ür jedes 
fi 


iſt das Straſſenbau⸗ 1 Sue af 
der übernommenen Kommiſſariat berechtigt ante SE Zuſammen er 
8 


in dem Baujahre 18— 5 
Arbeit im Akkordwege anzu⸗ j un 
ſprechen H 


Zahl Maaß Zahl] Maaß Zahl Maaß | 


Iſtgeleiſtet worden 


der in der Slraſſen⸗an der Brücke 
Kom⸗ Im Monate und ſtrecle Së: Gattung Zahl Maaß 
miſſar. . üöberſahrt zu 
Tage don! bis auf der D $ 
Nro. Seite der geleiſteten Arbeit 
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zotens. Der Unternehmer iſt gehalten dieſe Her⸗ 
f.ellungen , wo dieſelben an der Straſſenſtrecke von — 
bis — in dem Baujahre 18 — nothwendig werden 
auf jedesmalige Aufforderung des Straſſenbaukommiſſa⸗ 
riates und nach deſſen Anleitung bei günftiger Witten 
rung zu vollziehen. e 

Der gebührende Lohn wird nach Quadrat— 
ſchuhen für die hergeſtellten Theil des Pflaſters be⸗ 
meſſen werden. 1 

Zıtens. Die erforderlichen neuen Steine werden 
dem Unternehmer beigegeben werden. Dagegen muß 
derſelde auch die aufgehobenen abgenutzten alten Steine 
und die Steinſplitter auf der Straſſe belaſſen, und dem 
Straſſenbaukommiſſariate gehörig übergeben. 
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welcher zwiſchen dem k. k. Kreisamte zu 
— im Namen des k. k. Straſſenfon⸗ 
des einer und dem — uͤber einige zur 
Straſſenerhaltung erforderliche Arbei— 
ten zu Folge des Verſteigerungsaktes 
vom — 18 — geſchloſſen wurde. 


tens. Verpflichte (t oder n) ſich — — im Grunde 
des erwähnten Verſteigerungs-Aktes, 
(hier wird die Gattung der übernommenen Ar 
beit, als die Reinigung der Seitengräben, die 
Reparatur des Mauerwerkes an Brücken, Ka— 
nälen und Schläuchen, die Reparatur, des 
Brückenholzes u. ſ. f. aufgeführt) 
welch im Laufe des Baujahres 16 — (in dem Umfange 
der — — Wegmeiſterſchaft, oder an der Straſſen— 
ſtrecke von — dis — oder an der Brücke zu — ) 
gefordert werden wird, unter folgenden Bedingungen 
zu vollziehen. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


atend. Der öte Abſatz des Lizit. Prot. 

öItens. Die Leiſtung wird nicht nach Tagwerken, 
ſondern wie es die Beſchaffenheit des Objektes mit ſich 
bringt, nach beſtimmten weiter unten näher bezeichne 
ten Maſſen. 

Atens. Der 7te Abſatz des Lizit. Prot. 

Stens. Die bei der Verſteigerung mit — Gut, 
den — Kreutzer in — erlegte Kauzion wird bis 
zur bollſtändigen Erfüllung des Vertrages bei der k. k. 
Kreiskaſſe aufbewahrt werden. Von der Leiſtung der 
zehnprozentigen Kauzion ſind ganze Gemeinden jedoch 
nur für die Reinigung der Seitengräben, die Regulis 
rung der Straſſentrace, die Erhaltung der Plaſterung 


und die Aufftellung der Geländer ausgenommen, je⸗ 
doch haften alle Familienhäupter derfelben in Solidum. 
6tens. 
tens. 
8tens. 
gtens. 
lotens. 
Iitens. 
12tens. 
1ötens. 


Die ff. 10. 11. 12. 15. 44. 15. 16. 
des Lizit. Prot. 


DET Er. 


Beſondere Beſtimmungen. 
a) Reinigung der Straſſengraͤben. 


lütens.) 

ı5tene. ) Die AA. 10. 20. 21. 22. 
16tens. ) des Lizit. Prot. 

ırteng. ) 

e) Reparatur der Bruͤckeu, Kanaͤle und 
Uiberfahrten. 

18tens.) Die A8, 23. und 24. des 
rotens.) Lizit. Prot. 


2otend. Die Ausrufspreife wurden bei der Ver⸗ 
ſteigerung dahin geſtellt, um welchen Lohn die Verſtei⸗ 
gerungsluſtigen eine Kurrentklafter Brückenholzes als 
der Joch Ens und Geländerbäume, der Streu- und 
Vorleghölzer zu bezimmern, abzubinden und aufzules 
gen, ein Stück Pilloten von der angegebenen Länge 
zuzurichten und einzurammen, einen Kubikſchuh 
Mauerwerk bei gemauerten Brückenpfeilern, Kanälen 
und Schläuchen herzuſtellen, einen Qu ad. Schuh 
Mauerwerk zu verzwicken, einen Kubik Schuh ſchad— 
haft gewordener einzelner Steine an dem gedachten 
Mauerwerke auszuheben, und zu ergänzen, ein Stück 
Franken und Pfoſten zur Ausbeſſerung der Schiffbrücken 
zuzurichten und einzuziehen, eine Kubik Klafter 
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Schiffbruͤckengerüſt auszubeſſern, eine Qu ad. Klaf⸗ 
ter zu betheeren unternahmen. Rach dieſen Maſſen 
wird der Lohn jedesmal dem Unternehmer für die Zahl 
der hiernach hergeſtellten Stücke, Kurrent- oder Qua» 
ER Kubik⸗ oder Quadratſchuhe flüßig gemacht 
werden. 


21tens. 

d) Aufſtellung der Gelaͤnder. 
22tens. d N 
oStens. ) H. 27. und 26. 

e) Erhaltung der Plaſterung. 
aAtens. 
25tens. ) A8. 29. 30. und 31. des Lizit Prot. 
26tens.) 


Schlußbeſtimmungen. 


27tens. Nachdem nun (der) (die) unterfertigte 
(n) Kontrahent (en) die — — — — 
übernahm (en) ſo finden hier nebſt den allgemeinen Be— 
ſtimmungen die befondern Bedingungen, die in den 
Abſätzen — — vorkommen, Anwendung, und muͤſſen 
von den Kontrahenten genau erfüllt werden. 
26tens. Dagegen wird von dem Straſſenfonde die 
baare Bezahlung für jed — zweckmäßig hergeſtellte — 
(hier ſind die für jede Klafter Schuh, Stück u. 
ſ. w. dedungenen Beträge mit Ziffern und Wor⸗ 
ten anzuſetzen.) 

in Konb. Münze zugeſichert. 

Zur Urkunde deſſen wurde der gegenwärtige Ver⸗ 
trag in zwei gleichlautenden Exemplaren, deren das 
eine ungeſtempelte dem Kontrahenten ſammt dem gës 
druckten Einſchreibbuche hinausgegeben wird, von bei— 
den Theilen und zweien hiezu erbetenen Zeugen un⸗ 
terfertigt und mit der Beidrückung des Siegels bekräftigt. 
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Grundſaͤtze im Abſicht auf das an die Un— 
ternehmer der Straſſenarbeiten zu ver— 
leihende Bauzeug. 


Im Nachhange zu dem hierortigen Dekrete bom ıoten 
Oktober d. J. Zahl 59115. werden den Kreisämtern im 
Anſchluſſe die Grundſätze, nach denen ſich in Abſicht . 
auf das an die Unternehmer der Straſſenarbeiten zu 
verleihende Bauzeug zu benehmen ift, mit dem Auf— 
trage bekannt gemacht; 

ıteng. Die Vertragspunkte, und die Einrichtung 
der Anweiſungen über die zurückſtellenden Kauzionen 
für das Bauzeug nicht nur ſogleich allgemein kund zu 
machen, ſondern dieſelben auch den Lizitazionsluſtigen 
zur Einſicht mitzutheilen, und ſie hiernach gehörig zu 
belehren. 

ztens. Hat man den Kreisämtern das Recht die 
Verträge zu beſtättigen vorbehalten. Dieſelben haben 
dabei jedesmal zu würdigen, ob in der Form alles 
ordnungsmäßig beobachtet ward, und ob die Beziehung 
auf die Verſteigerungs-Verhandlung über die Straſſen⸗ 
arbeiten richtig fey. 

Stens. Auf der Rückſeite der Beſcheinigungen, in 
welchen ein Abzug zur Ergänzung der Kauzion für das 
Bauzeug, und zur Einbringung des Zinſes oder einer 
Vergütung enthalten iſt, haben die Kreisämter zwar 
den ganzen für die geleiſtete Arbeit gebührenden Be» 
trag auszudrücken, zugleich aber betzuſetzen, welche 
Summen davon zurückbehalten, und welcher Hinaus 
reſt daher in Baaren auszuzahlen ſey. 

4tens. Aehnlicherweiſe hat auch die Partey ihre 
Quittung über den ganzen in das Verdienen gebrach— 
ten Lohn auszuſtellen, jedoch zu bemerken, welchen gäe, 
trag dieſelbe davon in Baaren, und mittels Abrechnung 
der von ihr zu entrichtenden Zahlungen erhalte. 


— 
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Die Kreisämter haben daher auch bieten Punkt, 
.J. ſammt dem beiliegenden Quittungsformulare in die 
allgemeine Kundmachung aufzunehmen. 

stens. Um die Kreisämter über den Gang der 
n vollſtändig aufzuklären erhalten dieſel⸗ 
die man un⸗ 


ter einem an die Kreiskaſſe erläßt. 
Gubernial-Verordnung pom geg Dez. 1824 Sub. 
Zahl 74941. f 


Verordnung an die Straſſenbau⸗Direkzion. 


Mit dem hierortigen Dekrete vom igten Oktober 
d. J. Zahl 59118. F. 22. wurde der Grundſatz ausge- 
ſprochen, daß das Bauzeug zum Behufe der Arbeiten 
für die Straſſenerhaltung den Unternebmern gegen Zus 
rückſtellung in derſelden Zahl und Beſchaffenheit gelie⸗ 
hen werden wird. E 

Bon dieſem Gerichtspunkte aus kann von dem Ans 
ternehmer kein Pauſchalbetrag für die Abnützung gefor⸗ 
dert werden, da er gehalten iſt, die ihm übergebenen 
Stücke in demſelben Stande, als er fie empfieng, zu 
erhalten. 

Die von demſelben zu Jeiſtende Gebühr erſcheint 
vielmehr als ein Zins von dem Kapitale, das der Kon— 
trahent auf die Anſchaffung des Bauzeuges“ auslegen 
müßte, um die bedungene Arbeit zu vollführen, mo» 
mit man die weitere Abſicht verbindet, daß die Par⸗ 
tepen, welche ſich die Beſorgung der Straſſenarbeiten 
zum dauernden Seſchäfte machen dürften, allmählig 
darauf geleitet werden, ſich eigenes Bauzeug anzuſchaf⸗ 
fen, und den Straſſenfond dieſer läſtigen Kapitalsvor⸗ 
auslage, und ber damit verbundenen Regie zu entheben. 

Die Direkzion erhält daher in Erledigung des 

.] Berichtes vom 8. d. M. den nach dieſer Anſicht ver⸗ 

faßten Entwurf der mit den Unternehmern welche das 

Bauzeug zu erhalten wünſchen einzugehenden Ver⸗ 
träge, mit folgenden Weiſungen: 


tens. Muß das gefammte Bau⸗ und Zimmer⸗ 
zeug, welches ſich bei den Kommiſſariaten befindet, ſo⸗ 
gleich genau verzeichnet, und mit Zuziehung zweier 
Sach verſtändigen mäßig geſchätzt werden. 

atens. Dieſe Werthausmittlung hat den für das 
Baujahr 1825 abzuſchlieſſenden Verträgen zur Grund« 
lage zu dienen. 

ztens. Die Verträge find von den Straſſenbau— 
Kommiſſariaten mit Zuziehung des betreffenden Weg— 
meiſters auszufertigen, ſowohl von den leztern als auch 
dem Kommiſſariatsleiter unter Beidrückung des Sie⸗ 
gels zu unterſchreiben, und dem Kreisamte zur Beftät- 
kigung vorzulegen. 

Atens. Ein wichtiger Beſtandtheil der Kontrakte, 
welcher mit Genauigkeit ausgefertigt werden muß, iſt 
der Ausweis der dem Unternehmer geliehenen Bau— 
zeugſtücke. Dieſer Ausweis iſt dem Vertrage mittels 
eines durchgezogenen Fadens anzuheften, ſowohl bei 
der Abſchließung des Vertrages, und der Uibergabe des 
Bauzeuges, als auch neuerdings bei der Zurückſtellung 
an den Straſſenfond zu verfaſſen, und von dem Kom— 
miſſariatleiter und Wegmeiſter, dann dem Unterneh- 
mer zu unterfertigen. Es verſteht ſich, daß bei der 
Uibergabe an den Unternehmer nur die erſte, dagegen 
bei der Zunückſiellnng auch die zweite Abtheilung aus« 
gefüllt werden muß. 

Um Mißverſtändniße zu beſeitigen wurden in dem 
beiliegenden Muſter Beiſpiele angeführt. 

stens. Bei der oben angeordneten Verzeichnung 
des Bauzeuges find jene Stücke, welche ſich nicht in 
gutem Stande befinden, auszuſcheiden, und der Di⸗ 
rekzion zur weitern Verfügung anzuzeigen, indem die⸗ 
ſelben zur Verleihung an die Bauunternehmer nicht 
geeignet ſind, und denſelben nur überlaffen werden darf, 
was brauchbar iſt. 1 

btens. Die Straſſenbaukommiſſariate find befugt, 
in dem Falle, wo die Bauzeit nahe iſt, und die Ara 
beiten ſchleunigſt begonnen werden muſſen, das Bau⸗ 

Prov. Geſegſ. von Galizien 1824. 3 
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zeug ſogleich nach Abſchlieſſung des Vertrages, bevor 
noch die kreisämtliche Beſtättigung erfloß, den Unter, 
nehmern zu übergeben, wenn diefelben die bedungene 
Arbeit in der That zu leiſten beginnen. 

Jedoch verſteht es ſich, daß die Kommiſſariate für 
jeden Nachtheil, der aus ihrer Unachtfamkeit hervor— 
gienge verantwortlich wären, und daß die in dem Dier, 
ten Kontraktspunkte bedungene tägliche Aufbewahrung 
nach verrichteter Arbeit in Anwendung zu kommen hat. 

ztens. In denjenigen Fällen, wo dieſe Maaßregel 
in Anwendung kömmt, darf den Unternehmerm nicht 
verweigert werden, ſoweit es nur immer thunlich iſt, 
an das Behältniß, in dem das Bauzeug aufbewahrt 
wird, don ihrer Seite eine zweifache Sperre anzulegen. 

Ging. Bei der Zurückſtellung iſt das Bauzeug 
forgfältig zu unterſuchen, und in fo ferne einige Stücke 
ſchadhaft und weſentlich verſchlimmert gefunden werden, 
nach dem Z8ten Kontraktsabſatze zu verfahren. Es iſt 
jedoch den Straſſenbaubeamten zur Pflicht zu machen, 
ſich unter ſonſtigen Ahndungen und Erſatz der allenfalls 
verurſachten Auslagen, aller Nekereyen der Parteyen zu 
enthalten. 

gtens. Aus Anlaß der Vergleichung des Bauzeu— 
ges darf weder eine baare Geldeinnahme noch Ausgabe 
bei den Straſſenbaukommiſſariaten Statt finden. Die 
Uibernahme der Kauzionen und ihrer Zurückſtel— 
lung dann die Einnahme des gebührenden Zinſes wird 
bei den Kreiskaſſen bewirkt werden. 

lotens. Das vorzüglichſte Augenmerk iſt darauf 
zu richten, daß die Einbringung aus den für die ges 
leiſteten Arbeiten gebührenden Zahlungen erfolge. Zu 
dieſem Ende haben ſich die Kommiſſariate genau nach 
den A8, 4. 5 und 6. des Kootraktes zu benehmen. 

ııtend. Uiber die in das Verdienen gebrachte 
Gebühr, von welcher die Kauzion, oder der Zins für 
das Ausleihen, abgezogen werden ſoll, ſind die Be— 
ſcheinigungen ganz auf die in dem Dekrete vom igten 
Oktober d. J. Baht s 118. 5. 24. vorgezeichnete Art 
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auszuſtellen, nur iſt am Schluße deizufügen: »Von 
» dieſem gebührenden Betrage müſſen jedoch in Abzug 
» gebracht werden, im Grunde des Vertrages vom — 
518 — 6 
„ à) Zur Sicherſtellung der Kauzion für 
»das Bauzeug 5 — fl. — kr. 
» bp) An Zins für die Verleihung des 


»Bauzeuges El. kt. 

„c) An Vergütung abgängiger oder 
» ſchadhafter Stücke.. — fl. — kr. 
Zuſammen — fl. — kr. 
»Sage —— Gulden — Kreuzen daher dem ganzen 
» Betrage von — fl. — kr. 
»nur —— Gulden — Kreuzer baar auszuzahlen find.« 


Es braucht nicht bemerkt zu werden, daß diefer 
Beiſatz von dem Kommiſſäre uud Wegmeiſter untere 
ſchrieben ſeyn muß. In dem Einſchreibbuche iſt in der 
Anmerkung daſſelbe erſichtlich zu machen, da das Ein⸗ 
ſchreibbuch überhaupt die deutliche Darftellung der gan» 
zen Geſchäftsverhandlung mit dem Unternehmer nt 
halten, und mit den ausgeftellten Beſcheinigungen über⸗ 
einſtimmen muß. 

ratens. Sobald das Bauzeug zurückgeſtellt, 
und über daſſelbe die Richtigkeit gepflogen ward, iſt 
dem Unternehmer wegen Zurückſtellung feiner Kau— 
zion eine Anweiſung der Form 2/2 auszuſtellen, 2/2 
welche mit den Beſcheinigungen über die geleiſtete 
Arbeit gleicher Beſchaffenheit iſt, und daher auch in 
Abſicht auf ihre Einlösbarkeit der Vorſchriſt vom 21. 

d. M. Zahl 74250. unterliegt. 

Sollte die von dem Kontrahenten aus Anlaß der 
Verleihung des Bauzeuges zu leiſtende Vergütung ſo 
dedeutend ſeyn, daß dadurch die Kauzion erſchöpf würde, 
und daß zur Einbringung aus dem Vermögen des Un» 
ternehmers geſchritten werden müßte, fo hat das Some 
miſſariat ſich in der letzten Beziehung ſogleich an das 
das Kreisamt zu wenden, zugleich aber die Anzeige an 

3 2 
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die Direkzion zu erſtatten, diefelbe aber hierorts um 
die Einleitung zur Rechnungsdurchführung einzuſchreiten. 

24tens. Um in die Kenntniß der Gebühr des Zin⸗ 
ſes für das Ausleihen, und der Vergütung für abgän⸗ 
gige oder ſchadhafte Bauzeugſtücke zu gelangen, und 
das Zahlamt gehörig verſtändigen zu können, ſind die 
Kommiſſariate anzuweiſen, jedesmal nach erfolgter kreis- 
ämtlichen Beſtättigung eines Vertrages, den Betrag des 
bedungenen Binfes und nach Zurückſtellung des Bauzeu⸗ 
ges die den Kontrahenten zur Sait, fallende Vergütung 
der Direkzion anzuzeigen. 

Dieſelbe hat dieſe Eingaben zu ſammeln, und am 
Schluße eines jeden Monates eine nach den Kreiskaſſen, 
an welche die Beträge einfließen ſollen, geordnete Uiber⸗ 
ſicht der hiernach vorzuſchreibenden e hieher 
vorzulegen. 

ı5tens. Ein Exemplare des Kontraktes dann der 
Ausweiſe über die Uibernahme und Zurückſtellung des 
Bauzeuges muß bei dem Kommiſſariate aufbewahrt, 
und der betreffenden Nechnung beigeſchloſſen werden. 

Bei der Erſtattung des Gutachtens Ober die einzu⸗ 
führende neue Rechnungs⸗Manipulazion iſt auch bot, 
auf vorzudenken, in welcher Art die Evidenzhaltung des 
Bauzeuges und der für daſſelbe vorkommenden Gebühs 
ren bei den Kommiſſaxiaten einzurichten ſey. 

16tens. Sowohl der Kontrakt (als auch der Aus- 
weis A. und die Anweiſung 2/2 find ſog leich in 
Druck zu legen.) 

17tens. Der Beamte welcher zu den kreisämtli⸗ 
chen Verſteigerungen von Seite des Straſſenfondes ere 
ſcheint, muß mit dem genauen Verzeichniße der zum 
Verleihen bereit liegenden Bauzeugſtücke, ihres Zuſtan⸗ 
des und Verthes verſehen ſeyn, und die Lizitazionslu⸗ 
ſtigen über die Beträge, um welche ſte das Bauzeug er— 
halten können, und überhaupt alle eintretenden Ver⸗ 
hältniſſe unterrichten. 

Die Direkzion hat hiernach das Erforderliche ohne 
Verzug einzuleiten, und nachdem die Verſteigerungen 


vollendet ſeyn werden, eine Hauptüberſicht vorzulegen, 
wie biel alles vorhandene Bauzeug nach den angeord⸗ 
neten Schätzungen werth ſey, welcher Theil davon an 
die Bauunternehmer verliehen ward, und welchen Be, 
trag der bedungene Zins ausmache. 


Kreis — 

Straſſenbaukommiſſariat — 

Wegmeiſterſchaft — | 

Vertrag 

welcher zwiſchen dem genannten k. k. Straſ⸗ 
ſenbaukommiſſariate einer, und — — 
als Unternehmer einiger Arbeiten zur 
Erhaltung der Straſſe andererſeits uͤber 
das zum Gebrauche bei der Verrichtung 
dieſer Arbeiten geliehene Bauzeug un⸗ 
ter Vorbehalt der kreisaͤmtlichen Beſtaͤt⸗ 
tigung abgeſchloſſen worden iſt. 


zteng, Wird das dem k. k. Straſſenfonde gebö⸗ 
rende in dem beiliegenden Ausweiſe A. verzeichrete A. 
Bau und Zimmerzeug dem — zum Gebrauche bei 
den in Folge des Verſteigerungsaktes vom — — 
18 — erſtandenen Arbeiten zur Erhaltung der Straſſe 
von — bis — für das Baujahr 18 — über⸗ 
laſſen. : 

tens. Verpflichtet ſich der Kontrahent das ihm 
geliehene Bau- und Zimmerzeug dem k. k. Straſſen⸗ 
fonde längſtens bis — 18. — in derſelben Zahl, und 
Beſchaffenheit, als daſſelbe übernommen ward, zu⸗ 
ruͤckzuſtellen. r 
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ztens. Dem Beſtandnehmer liegt ob, jede Res 
paratur, welche an dieſem Bau- und Zimmerzeuge er« 
forderlich werden dürfte, aus Eigenen zu beſtreiten, 
und wenn ein oder das andere Stück zu Grunde gienge, 
den Abgang zu ergänzen. 

Atens. Zur Sicherſtellung des Straſſenfondes iſt 
der Beſtandnehmer gehalten, den zehnten Theil des in 
dem beigeſchloſſenen Ausweiſe aufgeführten Werthes der 
übernommenen Stücke, das iſt — Gulden — Kreutzer 
Konb. Münze bei der k. k. Kreiskaſſe zu — längſtens 
binnen ı4ten Tagen baar zu erlegen, oder den erfor— 
derlichen Theil des in das Verdienen gebrachten Loh⸗ 
nes zuruͤckzulaſſen. Um die Verrichtung der Straſſen⸗ 
arbeiten nicht zu hemmen, wird das Bauzeug dem Kon⸗ 
trahenten zwar von der Leiſtung der Kauzion, fobald 
er die übernommene Leiſtung zu verrichten beginnt, 
übergeben, jedoch unterliegt der Gebrauch des Bauzeu⸗ 
ges bis zur Erfüllung der Kauzion, der Beſchränkung, 
daß ſolches täglich nach verrichteter Arbeit von dem 
Wegmeiſter, Einräumer oder Bauaufſeher welcher die 
Beftimmung hiezu erhält, in verwahrung genommen 
wird. 

tens. Dieſe Beſtimmungen finden auch auf ganze 
Gemeinden Anwendung. 

Dieſelben ſind von der Beibringung der Kauzion 
nicht unbedingt ausgenommen, jedoch wird ihnen die 
Begünſtigung zugeftanden, daß jedesmal nur die Hälfte 
des für die geleiſtete Arbeit in das Verdienen gebrach⸗ 
ten Lohnes ſo lange zurückbehalten wird, bis dadurch 
der bemerkte Kauzionsbetrag vom — fl. — kr. Sonn, 
Münze vollkommen gedeckt iſt. 

6tens. Für das Ausleihen des Bauzeuges ſind 
dem Straſſenfonde fünf Prozent des in dem beiliegen⸗ 
den Ausweiſe beſtimmten Werthes das iſt — Gulden 
— Kreuzer Konv. Münz zu entrichten. 

Dieſe Gebühr wird von den erſten Zahlungsraten 
des für die geleiſtete Straſſen⸗Arbeit gebuͤhrenden Loh⸗ 
nes in der Art eingebracht werden, daß, ohne beſon⸗ 
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dere Zuſtimmung des Kontrahenten jedesmal nicht mehr 
als ein Viertheil der ihm zukommenden Zahlungsrate 
zu dieſem Zwecke in Abzug zu bringen iſt. 

oteng, Bei der Abrechnung über den letzten Theil 
der für das Baujahr 18 — unternommenen Arbeit 
muß auch das Baazeug zurückgeſtellt werden, und der 
Kontrahent erhält die Beſcheinigung zur Erhebung der 
letzten Zahlungsrate nicht eher, als bis in Abſicht auf 
das Bauzeug vollſtändige Richtigkeit gepflogen wurde. 

gtens Die Zurückſtellung hat in Gegenwart der 
Obrigkeit des Ortes- in welchen fi der Sitz der Weg⸗ 
meiſterſchaſt befindet, oder wenn diefe Obrigkeit ſelbſt 
der Unternehmer wäre, in Gegenwart der nächſten un« 
befangenen Obrigkeit zu geſchehen. Es wird darüber 
in der Form des beiliegenden Ausweiſes ein von dem 
Kontrahenten, den Straſſenbaukommiſſär und Weg— 
meiſter, dann der Obrigkeit zu unterfertigender ordent« 
licher Akt aufgenommen, und die Benennung, Zahl, 
Beſchaffenheit und den Werth der zurückgeſtellten Stücke 
aufgeführt werden. Ein Exemplar wird dem Kontra⸗ 
benten zu feiner Bedeckung erfolgt, das Zweite bleibt 
bei dem Straſſenbau-Kommiſſariate. 

gtens. Für die Stücke, welche vollends mangeln 
würden, oder gänzlich unbrauchbar geworden wären, 
iſt der Unternehmer verpflichtet dem Straſſenfonde den 
in dem beigeſchloſſenen Ausweife angeſetzten Preis zu Ce 
ſetzen. Für jene Stücke hingegen, welche dergeſtalt ab— 
genützt wurden, daß ihr Werth dadurch gegen den be: 
merkten Anſatz eine weſentliche Verminderung erlitten 
hatte, muß die Vergütung dieſer Verſchlimmerung ge— 
leiſtet werden. 0 

Sollte darüber ein Streit entſtehen, ſo iſt der 
Werth den die ſtreitigen Stücke zur Zeit der Zurück— 
ſtellung haben werden, durch den Ausſpruch zweier be» 
eideten Schätzmänner zu beſtimmen, worüber die in dem 
Den Abſatze gedachte Obrigkeit einen amtlichen Akt auf- 
zunehmen hat. Der Unterſchied zwiſchen dieſer Schät⸗ 
zung und den in dem Ausweiſe A. enthaltenen Anſäßzen 


sue sad np 
bat 55 den Maaßſtab zur Ausmittlung des gebuh⸗ 
renden Erſatzes abzugeben. Der Unternehmer kann für 
engeh lich, verbeſſerie Stücke gegen den Straſſenfond um 
die, Verglitung einer Statt gefundenen Wertherhöhung 
4 "onfpreipen. An 
iotens. Die auf dieſe Art ausgemittelten Erſatz⸗ 
beträge ſind bon der eingelegten Kauzion, und der noch 
allenfalls für die geleiſteten Arbeiten gebührenden Ver— 
gütung abzuziehen; in fo ferne dieſelben aber hierdurch 
nicht die volle Bedeckung erhalten, aus dem übrigen 
Vermögen des Unternehmers zu leiſten. 

11tens. Iſt dagegen die Richtigkeit gepflogen, fo 
wird dem Kontrahenten nicht nur über den noch allen⸗ 
falls gebührenden Lohn für die geleiſtete Arbeit die kon⸗ 
traktmäſſige Beſcheinigung, ſondern auch zur Zurück— 
ſtellung des durch den gebührenden Erſatz nicht erſchöpf— 
ten Kauzionsbetrages für das Bauzeug eine gedruckte 
Anmweiſung an die Kteiskaſſe ausgeſtellt. 

12tens. Den mit der Vollziehung des Vertrages 
beauftragten Behörden bleibt ſreigeſtellt, alle Maaßre⸗ 
geln zu ergreifen, die zur unaufgehaltenen Erfüllung 
des Kontraktes führen, dagegen Debt aber auch den 
Kontrahenten der Rechtsweg für alle Anſprüche, die fie 
aus dieſem Anlaſſe ſtellen zu können glauben, offen. 

15tens. Zur Gültigkeit des Vertrages wird von 
Seite des Straſſenfondes die Beſtättigung des k. k. Kreis⸗ 
amtes vorbehalten. Bevor dieſelbe erfolgt, iſt das 
Uibereinkommen für den Unternehmer gleichwohl ver— 
bindlich. 

Zur Urkunde deſſen wurde der gegenwärtige Ver— 
trag in zwei Exemplaren ausgefertigt, und in Gegen⸗ 
wart zweier Zeugen CN E Theilen unterſchrieben. 

— am — 18 — 


N. R. k. k. Straſſenbau⸗ N. N. Unternehmer. 
kommiſſär. 

R. N. k. k. Weg meiſter. 
N. N.) | 
N. N.) zwei Zeugen 


ae 1 hin NN Straſſenbaukommiſſariat — 
ut Wegmeiſterſchaft — 
A wis we i d n BR 


des Bau⸗ und Zimmer; euges, welches de dem — — Unternehmer der — — 
an der Straſſe von . bis fuͤr das Baujahr 18. — zum Gebrau⸗ 


che geliehen wurde. 


Bei der Übergabe an den Unternehmer Bei der Zurückſtellung an den Straſ. Fond 


Wert in. M. 
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Dagegen den Werth 
bei der Übergabe mit. — 
ſo ſind für ſchadhafte 
und mangelnde Stücke 
zu erſetzen . 


Hievon gebührt an Zins für das 
Baujahr 1825 6fl. 


Summe des Werthes . ` 


1. Fertigung des Ausweiſes bei der Uibergabe an den Unternehmer. 
Die hier verzeichneten Bau- und Zimmerzeugſtuͤcke wurden am heutigen Tage 
von dem gefertigten Unternehmer kraft des Vertrages vom — 18 — übernommen, 
und derfelbe verſpricht, dieſe Stuͤcke in derſelben Zahl, und dem nämlichen oben be⸗ 
ſchriebenen Zuftande bis — 18 an den Straſſenfond zuruͤckzuſtellen. 


(Zur Sig. Z. Seite o," | 1 


2. Fertigung des Ausweiſes bei der Zurückſtellung an den 
8 Straſſenfond. 
Die in der zweiten Abtheilung dieſes Ausweiſes aufgeführten Bau⸗ und Zim⸗ 
merzeugſtuͤcke wurden an den k. k. Straſſenfond zuruͤckgeſtellt, und der gefertigte Un⸗ 


ternehmer erkennt die ausgemittelte Erſatzgebuͤhr von — Gulden — Kreuzer K. 
Muͤnze an. 


_— am —— 18 — 
N. N. Unternehmer. 
N. N. Straſſenbaukommiſſaͤr. 
N. N. Wegmeiſter. 


So geſchehen in Gegenwart der Ortsobrigkeit 
— am — 1825. 


N. N. 


Kreis —— | Straſſenbaukommiſſariat — 
N. — | Wegmeiſterſchaft — 


Anweiſun g. 


Ri 


De Kontrahent — — welcher an der Straſſe von — — bis, 2 


Be 


— — fuͤr das Baujahr 18 — übernahm, hat als Kauzion für SS 10 


ie 
zum Gebrauche geliehene dem Straſſenfonde gehoͤrende Bauzeung 
1. bei der k. Kreiskaſſe zu — unmittelbar in Baaren KSE 
erlegt laut Depoſitenquittung vom — 18 — Art. — fl. — kr. 
2. und mittels Abzugs von dem in das Verdienen ge⸗ 
brachten Lohne geleiſtet 
laut hierortiger Beſcheinigung vom — N. — fl. — kr. 


Zuſammen — fl. — kr. 


Da am — 13 — das Bauzeug zuruͤckgeſtellt ward, und 
dem k. k. Straſſenfonde Lë A 
a) An unberichtigten Zinfe für das Ausleihen — fl. — kr. 
b) An Verguͤtung für ſchadhafte oder man⸗ 
gelnde Bauzeugſtuͤcke . . . fl. — Fr. 


Im Ganzen.. .... — fl. — kr. 
aus diefer Kauzion zu leiſten ſind, ſo Si der Kauzionsleger nach 799 die⸗ 
1 


ſes Erſatzes in Baaren — —, Gulden — Kreutzer von der k eis⸗ 
kaſſe zu alten ut don dalt er 
am 18-16 
(L. 8.) 


N. N. k. k. Straſſenbaukommiſſär. 
N. N. k. k. MWegmeifter ` 


X 


N. Ne e. 


Gehen k. k. Kreisamt zu — und die k. k. Kreiskaſſe wird angegangen, den auf 


der Ruͤckſeite erſichtlichen Kauzionsbetragh von —— Gulden — gegen Quittung 
zuruͤckzuſtellen, jedoch davon an Zins fuͤr das Ausleihen und Verguͤtung abgaͤngiger 
oder ſchadhafter Bauzeugſtuͤcke —— Gulden — Kreuzer zuruͤckzubehalten. 


— am — 18 — 


N, N. Kreispauptmann- 


An 
die k. k. Kreiskaſſe zu — 


itt u n g. 


U; — — Gulden — Kreuzer Konv. Muͤnze, welche der Gefer— 


tigte als Unternehmer der — — — an der Strafe von — — bis 


— — — im Grunde des Kontraktes vom — — 18 — zu Folge der 
Beſcheinigung des — — Straſſenkommiſſariates vom — — 18 — 
Nro. — fuͤr die vom — bis — geleiſtete Arbeit von der k. k. — 


— Kreiskaſſe (oder der Stadtkaſſe ꝛc. ꝛc. im Namen der Kreiskaſſe) erhielt, 
und zwar — — Gulden — Kreuzer Konv. Muͤnze welche derſelbe im 
Baaren empfieng, dagegen — — Gulden — Kreuzer die 
a) Als Kauzion fuͤr das ausgeliehene Bauzeug mit — fl. — kr. 
b) Als Zins fuͤr deſſen Ausleihen mit — fl. — kr. 
c) Als Erſatz für abgaͤngige und ſchadhafte Bauzeugſtuͤcke mit — fl. — kr. 
zur gegenſeitigen Ausgleichung bei der k. k. — — Kreiskaſſe zuruͤckbe⸗ 
halten wurden. 


— am — 18 — 
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Verordnung 
an fſaͤmmtliche Kreiskaſſen. 


en Unternehmern der Straſſenbau-Arbeiten wird 
das Bauzeug mittels beſonderer Verträge geliehen 
werden. 

Aus dieſem Anlaſſe können bei der Kreiskaſſe drei 
verſchiedene Verhandlungen vorkommen: 

a) Die Uibernahme der Kauzionen für die 

richtige Zurückſtellung des Bauzeuge®. 
b) Des Zinſes für den Gebrauch des Bauzeuges. 
c) Des Erſatzes für abgängige oder ſchadhafte 

Stücke. 

Die Kauzionen werden entweder unmittelbar 
dei der Kreiskaſſe erlegt werden, und dann ſind dieſel⸗ 
ben, auf die Anweiſung des Kreisamtes zu uͤberneh⸗ 
men, und als Oepoſtt zu behandeln. Oder läßt der 
Kontrahent ſich die Kauzion für das Bauzeug von dem 
für geleiſtete Straſſenarbeiten in das Verdienen gebrach⸗ 
ten Lohne in Abzug bringen. In dieſem Falle wird 
auf der gedruckten Beſcheinigung angemerkt werden, 
welcher Betrag abzuziehen fey. Die Kreiskaſſe hat in 
dieſem Falle zwar den ganzen gebührenden Lohn nach 
der hierortigen Vorſchrift vom ıgten Oktober d. J. Zahl 
50:13. als Auslage für die Straſſenkonſervazion oder 
Konſtrukzion im Straſſenfonds⸗Journale in Ausgabe zu 
ſtellen, zugleich aber auch den Kauzionsbetrag als Ze 
poſtt zu beeinnahmen. Deßhalb muß die Quittung der 
Partey nach dem Muſter . auf die ganze Gebühr 
. Zurückſtellung der Kauzionen darf nur über 
gedruckte Anweiſungen in der Form St welche derſelben 
mit kreisämtlichen Erſuchſchreiben zukommen werden, 
geſchehen. 

be Her Zins für den Gebrauch des Bauzeuges, und 
der Erſatz für abgängige oder ſchadhafte Stücke wird 
in der Regel mittels Abzug von dem gebührenden Lohne 
eingebracht werden. 
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Die abzuziehenden Beträge werden auf die mit 
dem bezogenen Dekrete vom igten Oktober d. J. Zahl 
59115. angeordneten Beſcheinigung, oder in der An— 
weiſung 2/ ausgedrückt ſeyn. In Hinſicht derſelben hat 
ſich daher die Kreiskaſſe auf die oben bemerkte Art zu 
benehmen, und zwar den ganzen Betrag als zurück- 
erſetztes Depoſit, oder als Auslagen zur Straſſenkon⸗ 
ſerbazion und Konſtrukzion in Ausgabe zu ſtellen, je 
nachdem der Abzug von der Kauzion oder dem Lohne 
für geleiftete Arbeit geſchieht, dagegen aber die abge. 
zogenen Summen als Zins für das Bauzeug oder Er— 
ſatz für deſſen Beſchädigung für den Straſſenſond in 
Empfang zu nehmen, und an das P. Hauptzahlamt 
abzuführen. 

Zur Bedeckung der hiernach vorkammenden Eins 
nahms- und Ausgabspoſten reichen die auf den gr: 
druckten Beſcheinigungen angeſetzten Erläſſe des Kreis— 
amtes zu. 


167. 


In wie ferne Gerichtsſtellen im Faͤllen der 
Verletzung gerichtlicher Proviſorien die 
Strafen der koͤrperlichen Zuͤchtigung 
verhaͤngen duͤrfen. 


uf die mit hierortigen Bericht vom 27ten Auguſt l. 
J. Zahl 44110 geſtellte Frage: ob die Gerichtsſtellen 
im Allgemeinen, und insbeſondere in Fallen der Ver— 
letzung gerichtlicher Proviſorien die Strafe der körperli— 
chen Züchtigung verhängen dürfen? hat die k. k. Hofe 
kanzley im Einverſtändniſſe mit der k. k. oberſten Ju- 
ſtitzſtelle untern ten dieſes Zahl 36636 anher bedeutet, 
daß von den Zibilgerichten zur Anfrechthaltung der von 
denſelben in Beſttzſtreitigkeiten getroffenen proviſoriſchen 
Verfügungen auſſer den Geldftrafeu nur Arreſtſtrafe, 
nicht aber Züchtigung mit Stockſtreichen angedrohet und 
pollzogen werden könne. Sollte jedoch durch den be⸗ 
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harrlichen Ungehorſam der Parteyen die öffentliche Ruhe 
geſtöhrt, oder Gewaltthätigkeiten veruͤbt werden, fo habe 
die Amtshandlung der betreffenden politiſchen oder Krim⸗ 
minalbehörden einzutreten. 

Welche höchſte Weiſung den Kreisämtern zur Wiſ⸗ 
ſenſchaft und Nachachtung bekannt gemacht wird. 


Gubernial⸗ Verordnung vom 26ten Dez. 1824 Gub. 
Zahl 74588. 
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in der Provinzialgefegfammlung des Königreichs Gali⸗ 
zien und Lodomerien für das Jahr 1824. enthaltenen 


Verordnungen. 


A. 
Abdruͤcke von Furfirenden Münzen, deren Ver⸗ 
fertigung und Verkauf wird verboten 


Abfahrtsgeld landesfürſtliches, von deſſen 
Entrichtung werden die ruſſiſchen Unter⸗ 
thanen in den oͤſterreichiſchen Staaten bes 


freyt ? % 2 e 
Ablaͤße⸗ Abſtellung der Mißbraͤuche bei felben 
Abſteigquartiere für das Militär ſind bloß 

in jenen Stazionen offen zu halten, in 

welchen ſich ein Regiments ſtaab befindet 
Adel bungariſcher, if zur Erlangung des ga⸗ 
liziſchen Indigenats nicht znreiched 
Adjutanten, in wie ferne felben ein Kanz⸗ 
leyzimmer gebuͤhrttt 
Advocatur; deren Ausübung wird Quieszen⸗ 
ten und Penfioniften nicht geſtattet - 
Aerarial⸗ Schulden der Beamten, welche aus 

der Verlaſſenſchaft einzubringen ſind 3 

Aerzte (Untere) von Militär follen zu 2 in 
Schemal⸗ oder Primaplaniſten⸗Zimmern 
unterbracht werden e d d 


Aerzte bei Ausſtellung der Zeugniſſe über de⸗ 
ren Dienſtreiſen ſollen die Dominien und 
Ortsobrigkeiten mit mehr Genauigkeit und 
Uiberzeugung führgehn R 

Affen; das Herumziehen fremder Leute mit 
ſelben wird wiederholt verboten . . 

Agramer General, Kommando: deffen Benen» 
nung 

Ackersleute jüdiſche werden vom Koſcher⸗ 
fleiſchaufſchlag befreyt ; 

Akten in Angelegenheiten armer parteyen 
zwiſchen den Untergerichten und dem Ober- 
gerichte verhandelte; deren briefportofreie 
Beförderung wird geſtattet . 

Akzeſſiſt (Aſſiſtent) beim Kriegskommiſſariat, 
für ſelben wird die Quartiers kompetenz be⸗ 
ſtimmt 

Allgemeines Krankenhaus in Lemberg; fiehe 
Zemderger allgemeines Krankenhaus. 

Amortiſazion der Zinfen- Talons (Anwei⸗ 
ſungen) von den Obligazionen des Wie⸗ 
ner Stadt- Banfo - Lotto = Anlehend vom 
Jahre 1797 wird dem N. O. Landrecht 
übertragen und die , . . e 

Amortifagions = Zrift beſtimmt. 

Amtskontrollore herrſchaftliche find bei der 
Konſkripzion als zeitlich befreyt zu Elaffifie 
ziren, und iſt ihnen ein beſonderer Aufs 
nahmsbogen zu widmen. 

Angefiedelte franzoͤſiſche Kriegsgefangene 
dürfen nicht mehr aus gewieſen werden . 

Anlehen Wiener Stadt⸗VBanko⸗ Lotto; Bebe 
Wiener Stadt = Banko⸗ Lotto ⸗ Anlehen. 

— — im Jahre 1815 eroͤffnetes; in den 
dießfaͤlligen Obligazionen wird der Beiſatz 
4 Gegenwaͤrtige Obligazion if 
bei der vereinigten Ein loͤſungs⸗ 


Seite 


Zahl der 
Verordn 


119 171 
82 128 
83 129 
. 132 202 
70 99 

4 3 
94 142 

1 1 


und Tilgungs⸗Oeputazion ges 
hoͤrig vorgemerkt worden« weg⸗ 
gelaſſen . P R / R R 
Anftalten ; denfelben gehörige Privats- oder 
öffentliche. Fondsobligazionen müffen auf 
den Namen ihrer Eigenthümer umgeſchrie⸗ 
ben werden. a * 8 H / 
Anverwandte arme eines ab intestato 
verſtorbenen Geiſtlichen, denſelben darf 

aus dem geſetzlichen Armendrittel nur ſo 

viel zugewendet werden, als ihnen nach 

der geſetzlichen Erbfolge hievon zugefallen 
wäre e Ä V d e 2 
Apotheken- Unterfuhung in wie fern die 
Apotheker die dießfalligen Reiſekoſten zu 
tragen haben d R ei $ 
Apotheken- Senior; die Kanzley für ſelben 
darf nicht vom Lande in Anſpruch genom⸗ 

men werden e . e . 
Apotheker- Kunf dürfen die Juden ausüben 
Apotheker, in wie fern ſelbe die Reiſekoͤſten 
bei Unterſuchung der Apotheken zu tragen 
haben ` / . `? ` e 
Arbeit; hiezu koͤnnen wegen ſchweren Polizey⸗ 
uͤbertretungen inſitzende politiſche Inquiſi⸗ 

ten zwangsweiſe verhalten werden 
Arme Partepen, denſelben wird die Briet 
portofreye Befoͤrderung der in ihren An- 
gelegenheiten zwiſchen den Untergerichten 

und dem Obergerichte verhandelten Akten 
geſtattet . . e D . e 
Armendrittel, Drittel geſetzliches; aus ſel⸗ 
ben darf armen Anverwandten eines ab 
intestato verſtorbenen Geiſtlichen nur ſo 


viel zugewendet werden, als denſelben, 


nach der geſetzlichen Erbfolge hievon zu⸗ 
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290 


37 


32 


202 


290 


Aſſiſtent (Akzeſſiſt) beim Kriegskommiſſariat, 
für ſelben wird die Prunstiärfompeitus 
beſtimmt . 

Aſſiſtenz militaͤriſche iſt den Monthpächtern 


oder Mauthbehoͤrden nur auf Einſchreiten 


der politiſchen Behoͤrden zu leiſten „ 

Auditoren bei den Regimentern gebührt ein 
eigenes Kanzleyzimmer V 

Aufenthalt unbefugter der Juden auf dem 
Lande wird unterſagt . 

Aufſichtsperſonale der polizeydehoͤrden / 
demſelben gebührt keine Taglia fur die 
Einbringung eines Oeſerteurs, wohl aber 
dem von den politiſchen und ſtaͤdtiſchen 
Behoͤrden abhaͤngenden 2 

Ausfuhr des Bleies in die Moldau und Wal⸗ 
lachay wird wieder geſtattet ` 

— — des rohen Hanfes und rohen glach⸗ 
ſes wird gegen Paͤſſe und den beſtimmten 
Ausgangs zoll bewilliget 4 

Ausfuhrs⸗Verbot aller Gattungen Waffen 
und Kriegsbeduͤrfniſſe nach der Moldau 
und Wallachey wird aufgehoben 

— — Zoll; deſſen Beſtimmung für die 
Holzkohlen . 

— — detto; für Getraide, Hülſenfrüchte, 
einige Viehgattungen und Nebenprodukte 
der Viehzucht wird beſtimmt 2 e 


— — detto; deſſen Herabfegung auf ver⸗ 
ſchiedene Holzwaarengattungen . 
Ausgangs = Zoll, deſſen Beſtimmung für 

hungariſche Tabakblätter Tabakmehl und 
derley Staub. 
— — detto für die Ausfuhr des rohen Han 
fes und Zlachfes wird feftgefest . ? 
Ausländer, Vorſchrift wegen Anwendung 


Seite 


Zahl der 


Verorda. 


70 99 
14 329 
40 65 
58 84 
43 657 
28 34 
149 339 
45 72 
17 18 
101 148 
120 172 
116 169 
92 140 
149 339 


des 30, F. des allgemeinen bürgerlichen ` 5) 
Geſetzbuches in Abſicht auf die Verleihung 
der oͤſterreichiſchen Staatsbuͤrgerſchaft an 
ſelbe V 2 R 1 / . 
Auslaͤndiſche Waaren⸗Erzeugniſſe vorgezo⸗ 
gene, zu deren Bezeichnung wird der Ge⸗ 
brauch fremder Etikettzettel geſtattet . 150 340 
Auslieferung der ruſſiſchen Deſerteurs ſolIl 
laͤngſtens binnen 3 Monaten erfolgen 96 
Ausſchank der Getraͤnke unbefugter sech Ju⸗ 8 
den wird verboten „ Danes 
Aus weiſe uͤber angeſiedelte franzoͤſiſche Kriegs⸗ 
gefangene, von deren Einſendung kommt 
es all e HIEN . gun 1 


* 


B. 


Balle; die Abhaltung der jädiſchen Faſchins⸗ 
baͤlle während der chriſtlichen Faſtenzeit 
wird verboten . 0 be 15 

Baͤren; das Herumziehen fremder Leute mit 
ſelben wird wiederholt unterſagt . 119 171 

Banal⸗Warasdiner- Karlſtaͤdter Generalkom⸗ 
mando vereinigtes zu Agram; deſſen Bes 
nennung. S . . ) d 

Baranower Kommerzial⸗Sollamt; deſſen 
Uiberfegung nach Niepolomice 127 184 

Barmherzige Brüder, deren Biker ſind 
vom Erbſteuer⸗ Aequivalent befreyt 111 163 

Bau ⸗Verſteigerungs Normale, nachträgli⸗ 
che Beſtimmung für den Fall, wenn ein 
Lizitant das Ganze übernehmen will . 91 139 

— — Zeug an die Unternehmer der Straſ⸗ 
ſenarbeiten zu verleihendes, dießfaͤllige 
Grund ſſaͤze CG — 466 401 

Bauernſtand zum Behuf der richtigen Blat, 
fifiztrung deſſelben ſollen ſich die Domis 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1824. A a 


br 
Hi 


82 128 


nien mit einem vom Kreis amte beſtaͤttig⸗ 
ten Grundinventarien verſehen K 

Baumaterialien zu geiſtlichen Gebäuden, 
Beſtimmung, wegen deren Zufuhr 4 

Beamten der unmittelbaren Polizeybehoͤrden 
gebührt keine Taglia für die Einbringung 
eines Deſerteurs 8 

— 2 ; welche Aerarialſchulden derſelben 
aus der Verlaſſenſchaft einzubringen ſind 

Beamten-⸗Sache; die Ausuͤdung der Advo⸗ 
katur wird Quieszenten und Penſioniſten 
nicht geſtattet . 

Beamtens⸗ Wittwen, deren Männer nicht 
10 Jahre gedient haben, in wie ferne 
ſelbe Anſpruch auf das Kondukt⸗ oder 
Sterbquartal haben . e 

Beamtens⸗ Waiſen, welche Penfionen oder 
Erziehungsbeitraͤge aus dem Staatsſchatze 
beziehen, verlieren ſelbe, wenn fie in ei» 
ner nicht Privat⸗Erziehungsanſtalt unters 
bracht werden . 

Beerdigung einer ordinären Leiche; hiebei 
gebuͤhren dem Pfarrer fuͤr das Einſegnen 
ir Begleiten 15 kr. 5 e 

Begraͤbniß; Bebe Beerdigung. 

Beleuchtung für die Militaͤrſtallungen iſt im 
Lizitazionswege beizuſchaffen S 

Beiträge zu dem bisherigen Kreisamtöge: 
baͤudefond werden aufgehoben ` . 

Beſchell⸗ Departements unterfiehen der Ju⸗ 
risdikzion der Militär - Geiſtlichkeit . 

— — Sache; die von Aerarial-Beſchel⸗ 
lern belegten Stutten, und von diefen 
entfallene Follen ſollen bei der Konſkrip⸗ 
zions⸗Reviſion mit der groͤſteu Genauig⸗ 
keit angegeben und verzeichnet werden 
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154 


60 


126 


53 


. 140 
124 
24 


32 
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323 
181 
24 


38 


Beſitzveraͤnderungsgebühr, in wie fern ſelbe 


bei Guͤtterlotterien Statt finde. 1055 


Bequartierung des Militärs ; ſiehe Quar- 
tiere. € 
Beurlaubte von Militär find bei ihrer Gr 
krankung fogleih an das naͤchſte Militaͤr⸗ 
ſpital abzugeben R e R ` 
— — 3 bet deren Entweichung ſoll den 
Werbbezirks-Reviſoriaten ſogleich eine 
moͤglichſt genaue Perſonsbeſchreibung von 
4 den Ortsbehoͤrden mitgetheilt werden . 
Bierbraͤuerei aufgebobene, die Abſchreibung 
der Tranfftener hat vom Tage der dieß— 
faͤlligen Anzeige zu erfolgen . 
Bierpreiſe oder Satzungen werden allgemein 
aufgehoben e A ` ? 
Bildungsinſtitute militäriſche; unterſu⸗ 
chung der in ſelbe aufzunehmenden Zög- 
linge D * * + D = 
Blei; deſſen Aus ⸗ und Durchfuhr in die 
Moldau und Wallachey wird wieder ge⸗ 
ſtattet D . . H e ° 
Bregenzer Eil ⸗ Pop» Wagensfahrt durch 
Vietſchgau nach Mantua, bei ſelben wird 
das Poſtrittgeld und die Paſſagiersge⸗ 
bühr erhoͤht e . . . d 
Briefportofteie Beförderung der Akten in 
Angelegenheiten armer Parteyen zwiſchen 
den Untergerichten und dem Obergerichte 
„ wird geſtattet S Hl. e 
Bürgerliches Geſetzbuch allgemeines; Anz 
wendung des 30. $. in Abſicht auf die 
Verleihung der oͤſterreichiſchen Staats buͤr⸗ 
gerſchaft an Auslaͤnder e . 5 
Bukowina (zwiſchen) und Galizien, wird 
die ſogenannte Waldtare aufgehoben 


Aa 2 


41 


109 


28 


57 


132 


54 
65 


19 


36 


170 


66 
159 


34 


82 


202 


48 
95 


Bukowina für die dortige Indenſchaft wird 
der Koſcherfleiſchaufſchlag eingefuhrt . 
Bukowiner Gränzanwohner werden hinſicht⸗ 
lich der Paßtaxen beguͤnſtiget v d 


C. 


Cacao⸗Bohnen und Schalen, Beſtimmung des 
Einfuhrszolls fur ſelbe R 
Goameral, Herifhaften; wie bei Vergleichen 
in Streitſachen zwiſchen ſelben und den 
Unterthanen fürzugehen 1 
Cataſtral⸗Vermeſſungs⸗ Operazionen; hiezu 
muͤſſen die Indikatoren von den Gemein⸗ 
den unentgeldlich beigeſtellt werden 
— — Vermeſſung; Erhebung und Vergüͤ— 
tung der zu dieſem Behuf durch Wald⸗ 
aushauungen verurſachten Schäden k 
Eenfur - Sade ; Kupferſtiche, Steinabdrücke 
und andere Druckarbeiten, welche von 
inlaͤndiſchen Kuͤnſtlern für auslaͤndiſche 
Verleger verfertiget werden, muͤſſen der 
inlaͤndiſchen Zenſur unterzogen werden . 
Chaſiden, juͤdiſche Froͤmlerſekte; deren Bes 
handlung. 8 
Commiſſions⸗ und Spedizionshandel darf 
von allen berechtigten Handels leuten Br 
Unterſchied ausgeuͤbt werden 
Communal. Beiträge, deren Einführung in 
Lemberg ſtatt des bisherigen Polizey⸗ 
Nacht- und Feuerwacht-Straſſen⸗ und 
Stadtbeleuchtungsbeitrags . 
Conduct⸗ oder Sterbquartal; in wie ferne 
Beamtenswitwen, deren Männer nicht 10 
Jahre gedient haben, hierauf e 
machen koͤnnen . . 
Conſcripzion, hiebei follen die von Aera⸗ 
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99 


11 


38 


102 


44 


33 


60 


100 


65 


149 


67 


40 


87 


rlal-Beſchellern belegten Stutten, und 
von dieſen entfallenen Follen mit der größe 
ten Genauigkeit angegeben, und verzeich— 
net werden h S S : d 
Conſcripzions-Reviſton, zum Behuf der 
richtigen Klaffifizirung des Bauernſtandes 
ſollen ſich die Dominien mit einem vom 
Kreisamt beſtaͤttigten Grundinventarium 
verſehen . . N 8 a > 
— — detto; hiebei ſind die herrſchaftlichen 
Amtskontrollore als zeitlich befreyt 
klaſſifiziren ` ` ` b ) 
Controllore herrſchafliche find bei der Kon, 
ſkripzion als zeitlich befreyt zu klaſſifiziren 
Contumaz⸗uibertreter find, wenn das Stand: 
recht nicht publizirt iſt, von Zivilgerichten 
zu beſtrafen o S 2 2 he 
Eunventiond = Münz, in felber koͤnnen die 
in Papiergeld zu leiſtenden Zahlungen 
nach dem Kurſe von 230 geleiſtet und 
abquittirt werden 9 


Cordons Stabs- und Oberoffizieren gebuͤh⸗ 
ren keine Stallungen auf Pferde k 


Corporazionen, denſelben gehoͤrige Privat⸗ 
oder öffentliche Fondsobligazionen ſind auf 
den Namen ihrer Eigenthuͤmer umzuſchrei— 
ben 


Czernowitzer Zollegſtadt, deren Erhebung 


zu einer Hauptzolllegſtadt des dritten 
Ranges. e A R V * 


D. 


Deſerteurs, um deren Entlaſſung im Con⸗ 
zertazionswege vorzubeugen, ſoll den Gut, 
laſſungsverorduungen die Klauſel beige- 
ruͤcket werden; falls dem Eutlaſ⸗ 
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137 


338 


ſungswerber keine Deſerzion 
zur Laſt fällt 8 . 
Deſerteurs; bei Entweichung eines Beur⸗ 
laubten fon den Werbbezirs-Reviforiaten, 
fogleih eine moͤglichſt genaue Perſonsbe⸗ 
ſchreibung des Entwichenen von den Orts- 
behoͤrde den mitgetheilt werden ` 
Deſerteurs; für deren Einbringung gebührt 
den Beamten und Aufſichtsperſonale der 
unmittelbaren Polizeobehörden keine Tag⸗ 
glia wohl aber dem von den politiſchen 
und ſtaͤdtiſchen Behoͤrden abhaͤngenden 
Aufſichtsperſonale 8 
— — nriuſſiſche; deren ggf Gi 
laͤngſtens binnen 3 Monaten erfolgen . 
Dobrowlanier uiberfuhr, bei ſelber wird 
die Gebühr für die Fußgänger auf die 
zweite Tariffsklaſſe herabgeſezt . 
Dominien follen ſich zum Behuf der Klaſſi⸗ 
ſizirung des VBauernſtandes mit einem 
vom Kreisamte beſtaͤttigten Grundinven⸗ 
tarium verfehen 
— — z bei felben ſollen öfters Stempels 
tevifionen vorgenommen werden. . . 
— —  folfen bei Ausſtellung der Zeugniſſe 
für Aerzte über Dienſtreiſen mit mehr Ge— 
nauigkeit und Uiberzeugung fuͤrgehn . 
Druckarbeiten, welche von inlaͤndiſchen Kuͤnſt⸗ 
lern für auslaͤndiſche Verleger verfertis 
get werden, muͤſſen der ee Zen⸗ 


ſur unterzogen werden ? . 
Dünger aus ii. UP wer In be⸗ 
ztehen hat a 


Durchfuhr des Bleies in die Moldau und 
Wallachey wird wieder geſtattet . 7 
Durchfuhrs⸗ Verbot allen Gattungen Op at: 
fen und Kriegsbedürfniffe nach der Mol⸗ 
dau und Wallachey wird aufgehoben 2 
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14 16 
30 36 
43 67 
96 144 
78 120 
49 73 
68 90 
113 165 
23 
137 289 
28 34 
47 72 


Entlaffungen von Militär, den dießfälligen 
Verordnungen, ron die lauſel beigedrückt 


Zahl der 
Berordn 


Seite 
E. 

Ehe -⸗Angelegenheiten ſtreitige; dießfalls wird 

der §. 6. des Kreisſchreibens vom Jahre 
1819 berechtiget 4 AR 73 

Eilfahrten mit der Poſt; Beſtimmung des 
Paſſagiersporto . 12 13 

Eil⸗Poſt⸗ ⸗Wagensfahrt von Bregenz durch 

Vietſchgau nach Mantua, fuͤr ſelbe wird 

das Poſtrittgeld und die Paſſagiersgebühr 
erhöht . 57 82 

Einfuhr des Trieſter Theriaks iſt nur gegen 

Eutrichtung der gefeglichen Gebühren, jene 
des venediger hingegen zollfrey geſtattet 42 66 

— — und Verzollung des Wald und 

Leinſaamens wird auch bei den Zollaͤmtern 
bewilliget 75 116 

Einfuhrszoll, deſſen Beſtimmung für die 
Holzkohlen A 17 28 

— — deſſen Feſtſetzung für Getraide, Hül⸗ 

ſenftüchte, einige Viehgattungen und Ne⸗ 
benprodukte der Viehzucht o hr . 201 148 
120 172 

Eingangszoll wird für mehrere Materials 
Waaren⸗Artikel beſtimmt . 123 197 

Eingangszolls-Beſtimmung von Kakao⸗ 
bohnen und Schalen dann Kaffeh . 99 146 

Ellementar-unfaͤlle; in wie ferne bei Tt, : 

ben eine Nachſicht an der Zehendſteuer zu⸗ 

geſtanden werden“ könne, wenn der Feld. 
zehend zeitlich verpachtet iſt 7 67 95 

Eliſabethinerinnen deren Kloͤſter ſind vom 
Erbſteueraͤquivalent betreyt . L . 318 163 

Entlaſſung der Selbſtverſtuͤmmler von Mi- 
litar, dießfällige Grund ſaͤtze 45 69 


werden, falls dem Entlaſſungs⸗ 
werber keine Heſerzion zur La ſt 


— 


rode 


Zahl der 


fälle . 14 
Entſchadigungs ⸗Anſprüche auf pfarrlicht 
Gebaͤude muͤſſen bei dem Todesfalle ei⸗ 
nes geiſtlichen Pfruͤndners eech geltend 
gemacht werden 87 
Erben unterthäniger Realitäten; vëidfte Rück⸗ | 
ſicht das Erbſteuerpatent auf das von ſel⸗ 
ben zu entrichtende Laudemium geſtattet 35 
Erbſteuer e Ausſchrelbung fir das Jahr 1825 112 
— — Aequivalent, hievon find die Kloͤſter 
der barmherzigen Bruͤder und Eliſabethi⸗ 
nerinnen befreyt e 111 
— — „an ſelber koͤnnen Theilzahlungen 
angenommen werden. 2 
— — Patent, welche Rückſicht ſelbes auf 13 
das von Erben unterthaͤniger Realitaͤten 
zu enteichtende Landemium geſtatte 35 
Erwerbſteuer, derſelben werden die Inha⸗ 
ber ausſchließender Privilegien unterzo⸗ 
gen. e e ? s . 55 
— — deren Einführung bei der Juden⸗ 
| ſchaft N 83 
— — Aus ſchreibung für die Jahre 1825. 
1826 und 1827. d 112 
— — zjüdiſche, deren Ausſcheidung von der 
Judenſteuer und beſondere Einhebung 145 
Erzeugung der Unflictrönangp wird freige⸗ 
geben D . » 100 
Erziehungs - Juſtitute militätiſch, Unterſu⸗ 
chung der in lie aufzunehmenden Zoͤg⸗ 
linge 109 
— — Beittaͤge verlieren die Waiſen der 
Staatsbeamten, wenn ſie in einer nicht 
Privat⸗Erziehungsanſialt unterbracht wer⸗ 
Den re 


Seite 


ki 
J 


— 
2 
S 


= 
S 
mm 


163 


343 


51 
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164 
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146 


159 


183 


Etiketzettel fremde; deren Gebrauch zur Bes 
zeichnung auslaͤndiſcher vorgezogener en 
ren = Erzeugniffe wird geſtattet d 

Exekuzions⸗Verfahren; Beſtimmung der Ze 
handlungen mit den Hypothefargläubigern, 
melche dießfalls dem Verkaufe eines un⸗ 
beweglichen Gutes unter der Schaͤtzung 
vorausgehen ſollen ` V 

Exitalieniſche Ordensritter der eiſernen 
Krone, deren Behandlung hinſichtlich der 


Penſionen wenn ſie ſich im Auslande be⸗ 


finden, oder dahin begeben wollen ? 
Extraſteuer züͤdiſche, deren Aufhebung 


and F. 


Fabriken ⸗Jnbaber dürfen auch außer der 


Hauptſtadt einer oder der andern Provinz 
Niederlagen errichten. A 


Faſchingsbaͤlle jüdiſche; deren Abhaltung 


wahrend der chriſtlichen Faſtenzeit wird 
verboten . 

Faſten chriſtliche, dëi, ſelber düifen trie 
juͤdiſche Faſchings baͤlle gehalter werden. 

Feldzehend; in wie ferne bei Elementarun⸗ 
fällen eine Nachſicht an der Zehendſteuer 
zugeſtanden werden koͤnne, wenn en 
zeitlich verpachtet iſt . L 

Feigen; der Handel mit denſelben wird ge⸗ 
gen Beobachtung der wegen der Hauſierer 
lge Vorſchriften allgemein frei ges 
geben e 

Feingehalt, deſſen Prüfung bel Gold = und 
Silbergeraͤthen . 

Feldapotheken⸗ Senior; für felben darf die 
Kanzley nicht vom Lande in Anſpruch ges 
nommen werden. d . 


Zë Seite 
50 340 
110 164 
104 154 
83 129 
74 116 
15 15 
13 15 
67 95 
* 
161 376 
37 57 


SS Scite 
Feuerloͤſchordnung für das offene Land wird 
republizirt 5 / . 156 345 
Feuerſchaͤden; Bebe Elementarzunfäle: 
Feuerwacht⸗ Beitrag; deſſen Aufhebung in 
Lemberg, und Einführung der Kommu⸗ 
nalbeiträge 5 33 40 
Fiaker in Wien; deren Veſchraͤnkung, daß 
ſie nicht weiter als 4 Meilen im Umkreiſe 
von Wien fahren duͤrfen, wird aufgehoben 56 81 
Filial-⸗Trivialſchulen, Beſorgung des Reli⸗ 
gionsunterrichts an ſelben . "e . 59 86 
Flachs roher, deſſen Ausfuhr wird gegen Paͤſſe 
und den beſtimmten Ausgangszoll geſtat⸗ 
tet. . 149 339 
Follen von Aerorial⸗ Beſchellern gefallene Fol⸗ 
len bei der Konſkripzion mit groͤſter Ge— 
nauigkeit angegeben und verzeichnet werden 82 38 
Fonds ⸗Obligazionen oͤffentliche, welche Kir⸗ 
chen, geiſtlichen Stiftungen, Anſtalten 
und Korporazionen gehoͤren, ſind auf den 
Namen ihrer Eigenthümer umzuſchreiben 88 137 
Fortifikazions⸗ Fourier; deſſen Quartiers⸗ 
kompetenzbeſtimmung . 4 6 
Fourier (Ober-) in wie fern ſelben ein eige⸗ 
nes Quartier gebührt G 70 99 
Fourier von der Fortifikazion, deſſen Quar- 
tiers- Kompetenz Beſtimmung 9 6 
Franzoͤſiſche Kriegsgefangene angeſiedelte, 1 
fen nicht mehr ausgewieſen werden * 1 
Fremde (Leute) deren Herumziehen mit wil⸗ 
den Thieren, als Baͤren, Affen, Mur⸗ 
melthieren wird neuerdings verboten. . 119 171 
Frömler⸗Sekte jüdifhe Chaſiden genannt, 
deren Behandlung 44 67 
Frohnen der Häusler und Innleute, Erläu⸗ 
terung der dießfaͤlligen Vorſchrift 7117 


Fruchtgattungen der Zitronen, Pomeran⸗ 


zen und Feigen ähnliche, der Handel mit 
ſelben wird gegen Beobachtung der wegen 
der Haufirer beſtehenden Vorſchriften all⸗ 
gemein freigegeben . KR V 

Fuhrleute jüdifhe haben gleiche Rechte mit 
den chriſtlichen zur Beförderung der Reis 
ſenden 5 R H 8 H 

— — ſollen auf das mit dem Poſthorn 
gegebene Zeichen ſogleich ausweichen 

— — ; Beſtimmung, wie ſelbe einander 
auf der Straſſe auszuweichen haben 


et. 
t ®, 


* 

Galizien (zwiſchen) und der Bukowina wird 
die ſogenannte Waldtaxe aufgehoben . 

Galiziſches Indigenat, zu deſſen Erlangung 
iſt der hungariſche Adel allein nicht zurei⸗ 
chend V A d 7 E N 

Gebaͤude pfarrliche müſſen beim Todes fall 
eines Pfründners fogleich unterſucht, und 


hl der 
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161 


52 
65 
93 


65 


72 


die allenfälligen Entſchaͤdigungsanſpruͤche N 


geltend gemacht werden , V 
— — giiſtliche; Beſtimmung wegen Zufuhr 
der Baumaterialien zu ſelben > e 
Gefälle ſtaͤdtiſche verpachtete, wenn die Pacht- 
ſchillinge von felben in 1/4 jährigen, und 
wenn in monatlichen Raten berichtiget 
werden koͤnnen . 8 Z e 
Geiſtliche; Pfarrer dürfen kein der Militärs 
Jurisdikzion unterſtehendes Individuum 
ohne Bewilligung der vorgeſetzten Mili⸗ 
taͤrbehoͤrde trauen 4 a R S 
— — z; Pfarrer, denſelben gebühren fr 
das Einſegnen und Begleiten einer ordi⸗ 


nären Leiche 15 kr. k ` H 
— — z Abſtellung der Mißbraͤuche bei Ab⸗ 
gen "e" 20, s 2 


87 
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20 
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bi 
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Geiſtliche ꝙfründner, bei deren Todesfaͤllen 
muͤſſen die pfarrliche Gebäude ſogleich uns 
terſucht, und die allenfaͤlligen Entſchaͤdi⸗ 
gungs anſpruͤche geltend gemacht werden. 87 136 
— — Stiftungen; denfelben gehoͤrige Pri— 
pat: oder oͤffentliche Fondsobligazionen 
find auf den Namen ihrer Eigenthümer um⸗ 
zuſchreiben bt 88 137 
— — ab intestato verſtorbene, deren ap 
men Verwandten darf aus dem geſetz⸗ 
lichen Armendrittel nur ſo viel zugewen⸗ 
det werden, als denſelben nach der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge hievon zugefallen wäre 138 290 
— — Gebaͤude; Beſtimmung wegen Zu⸗ 
fuhr der Baumaterialien zu ſelben 160 374 
Geiſtlichkeit (Militaͤr⸗) deren Jurisdikzion 
unterſtehen die Geſtütt⸗Beſchell und Ri⸗ 


montirungs⸗ Departements 24 24 
— — vom Zivile ſoll dem Militär in der 
Seelſorge Aushilfe leiſten . 164 383 


Gemeinden muſſen die Indikatoren zu den 
Kataſtral-Vermeſſungsoperazionen un⸗ 
entgeldlich beiſtellen 38 65 
— — werden von Entrichtung der Ver⸗ 
pflegsgebühren für die in offentlichen Ira 
renanſtalten unterbrachte arme wahnſinni⸗ 
ge Gemeindglieder enthoben 89 158 
Gemeindglieder arme wahnfinnige in offent⸗ ) 
lichen Irrenanſtalten unterbrachte, von 
Entrichtung der Verpflegs gebuͤhren. für ſelbe — 
werden die Gemeinden enthoben. 389 138 
Gemuͤthskranke, wie ſich bei deren Aufnah⸗ 
t me in das Lemberger allgemeine Kranz 


kenhaus zu benehmen 121 172 
Generakkommando vereinigtes in Agra, 
deffen Benenuung g 82 128 


erich ice Vergleiche, gé auf der Rück⸗ 


feite der angebrachten Klage geſchrieben 
werden, find mit dem Stempel von (ett, 


Zahl der 
Verordn 


e 
= 


zu verſehen 106 157 


Gerichtsbarkeit perſönliche über das Wiener 
Witwen⸗ und Waiſen⸗ Penſtonsinſtitut 
wird dem N. Oeſt. Landrecht einberaͤumt ) 

— — Eintheilung der Kreiſe; in welchen 
die galiziſchen Krimminalgerichte dieſelbe 
auszuüben haben 1 

Gerichtsſtellen; in wie ferne ſelbe in git 
len der Verletzung gerichtlicher Proviſorien 


die Strafe der körperlichen‘ Zuͤchtigung LA 
167 


verhängen dürfen . 
Geſetzbuch bürgerliches ungeme ines; Vor⸗ 
ſchrift wegen Anwendung des 30. F. in 
Abſicht auf die Verleihung der oͤſterreichi⸗ 
ſchen Staatsbuͤrgerſchaft an Ausländer), 
Geſtuͤtt⸗ Beſchell- und Rimonitrungs⸗De⸗ 


partemente unterſtehen der Jurisdikzion der 


Militaͤr⸗Geiſtlichkeit . ` 


Getraͤnk⸗Ausſchank — — ds durch Juden f 


wird verboten . 


Getraͤnke herrſchaftliche; — deren Abnahme 


find Schänker nur in dem Falle verpflich⸗ 

tet, als fr ſich hiezu gegen die Grund⸗ 
berrſchaft verbindlich gemacht haben 5 
Getraid, für deſſen Ein» und Ausfuhr wird 
der ol beſtimmt LV U ` kb 


Gewerbſteuer in Lemberg beſtandene, deren 

Auflaſſung a ` 

Glaͤubiger (bypothekar) Beſtimmung der Ver⸗ 
handlungen mit ſelben, welche im Exe⸗ 
kuzionsverfahren dem Verkaufe eines un⸗ 
beweglichen Gutes unter der Schaͤtzung 
vorausgehen ſollen . 

Soldgeraͤthe; Berimmung der Modalitäten 


90 


143 


144 


101 
120 


107: 


110 


412 


148 
172 


158 


162 


bei der Prüfung: des Feingehalts, und 
„deren Punzirung 37 
Graͤnzbewohner bukowiner werden hinſicht⸗ 
lich der Paßtaxen beguͤnſtiget ` 151 
Graͤnzkaͤmmerer find zu Krimminal⸗ Unter. 
ſuchungen zu delegiren, und der Pruͤfung 
aus dem Krimminalgeſetz zu unterziehen op 


Griechiſche Sprache; von deren Studium 
koͤnnen von hungariſchen Gymnaſten in 
phyloſophiſche Lehranſtalten anderer Pro» 
vinzen uͤbertretende Studenten dispenſirt 
werden 5 


3 
Grund⸗ Zertbeifungebewiligungen find tarfrei 122 


Grundbuͤcher, in ſelben dürfen keine For⸗ 
derungen als Pfandrechte auf Schiffmuͤh⸗ 
len vorgemerkt werden 8 1 
Grundinventarien vom Kreisamt beſtättig⸗ 
te; biemit ſollen ſich die Dominien zum 
Behuf der Klaſſiſtzirung des Bauernſtan⸗ 
der verſehen . . 49 
Guͤter⸗ Lotterien, in wie ferne hiebei eine 
Beſitzveraͤnderungsgebuͤhr Statt finde . 105 
Guͤter unbewegliche, Beſtimmung der Ver⸗ 
handlungen mit den hypothekar-Glaͤubi⸗ 
gern, welche im Exekuzions verfahren dem 
Verkaufe derſelben unter der Schaͤtzung 
vorausgehen ſollen . 5 110 
Gymnaſien hungariſche; von ſelben in phy⸗ 
loſophiſche Lehranſtalten anderer Provinzen 
übertretende Studenten koͤnnen dem Stu- 
dium der griechiſchen Sprache diſpenſirt 
werden 2 . c - s 


E 


Handel mit unfommerziellen Salze wird ver⸗ 
boten, dießfaͤllige Strafbeſtimmung . 191 


Berordn. 


179 


157 


10 


200 


Handel mit Zitronen, Pomeranzen, Feigen 
und dergleichen Fruchtgattungen wird ge- 
gen Beobachtung der wegen der Hauſier— 
paͤſſe beſtehenden Vorſchriften allgemein 
freigegeben - g 

Handels = Sache ; der Kommiſſtons⸗ und Spe⸗ 
dizionshandel darf von allen berechtigten 
Handelsleuten ohne Unterſchied ausgeuͤbt 
werden 9 e b A 1 

— — Sache; Fabrikeninhaber dürfen auch 
außer der Hauptſtadt einer oder der an⸗ 
dern Provinz-Niederlagen eröffnen 8 

— — z der Gebrauch fremder Etikettzettel 
zur Bezeichnung auslaͤndiſcher vorgezogener 
Waarenerzeugniße wird geſtattet . 

Hanf roher, deſſen Ausfuhr wird gegen Paͤße 
und den beflimmten Ausgangs zoll geſtat⸗ 
letz 


. 161 


150 


2 


2 85 Li 0 “ KL e 14 
Haͤusler, Erläuterung der Vorſchrift, deren d 


Frohn betreffend ? . R k 
Hebraͤiſche Translatoren, deren Uiberſetzungs⸗ 
gebühren in Krimminalfaͤllen werden auf 
Konvenzionsmuͤnz erhöht . R 
Herrſchaftliche Amtskontrollore find bei der 
Konſkripzion als zeitlich befreyt zu klaſſi⸗ 
ſiziren . e e e g 
— — Getraͤnke; zu deren Abnahme find 
Schaͤnker nur in dem Falle verpflichtet, 
als ſie hiezu gegen die Grundherrſchaft 


75 


verbindlich gemacht haben. e 144 


Heuraths = Lizenz darf den der Militär- Aus 
risdikzion unterſtehenden Individuen ohne 
Bewilligung der vorgeſetzten Militaͤrbe⸗ 
hoͤrde nicht ertheilt, und die Trauung von 
keinem Seelſorger vollzogen werden 

Heuſchrecken; Erneuerung des Patents we⸗ 


9 


340 


339 


112 


145 


142 


H 


gen deren Vertilgung vis Ae „146 337 
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Hilſenfruͤchte; für deren Ein- und Ausfuhr 
wird der Zoll beſtimmt 5 7 . 101 148 


Hoſkommiſſion in Kommerzſachen wird out, 
gehoben . 3 9 
Holz; die dießfalls zwiſchen Galizien und der 
Bukowina beſtehende Waldtaxe wi aufs 
gehoben. . 65 93 


— — Kohlen; für die Ein - und Aus⸗ 

fuhr derſelben wird der Zoll feſtgeſezz 17 18 
— — Waaren, die dießfalls zwiſchen (Ga: 

lizien und der Bukowina beſtehende Walde 

taxe wird aufgehoben / 65 9 


— — Waaren⸗ Gattungen berſchiedene; 
fuͤr ſelbe wird der ak a herab» 


geſezt 116 169 
Hundswuth die Votſchriften gen deren 
Vorbeugung werden erneuert . 85 133 


Hungariſche Gymnaſien; von felben in phy⸗ 

loſophiſche Lehranſtalten anderer Provin— 

zen übertretende Studenten koͤnnen von 

dem Studium der griechiſchen Sprache di— 

fpenfirt werden . 3 2 
— — Tabakblatter, Tabakmehl und der⸗ 

ley Staub, Beſtimmung des Ausgangs- 

zolls für elbe 8 5 92 140 
— — Unterthanen, paßloſe, oder bloß mit 

auf die hungariſchen Provinzen lautenden 

Paͤßen verſehene ſind an ihre Obrigkeit 

zuruͤckzuweiſen . „217 170 
Hungariſcher Adel ein ift zur Erlangung 

des galiziſchen Indigenats nicht zureichend 72 1135 
Hungarn, dahin dürfen den Juden ohne ers 

wieſenen Zweck ihrer Reiſe keine Paͤſſe er⸗ 

theilt werden . 21 21 
Hypothekar⸗ Gläubiger; Bestimmung der 

Verhandlungen mit ſelden, welche im 


Os Seite 

Cé 
Erefuziongverfabren dem Verkaufe eines 
unbeweglichen Gutes vorausgehen ſollen . 110 146 


F. 


Illiriſch inneroͤſterreiſche Provinzen, deren 
neue Werbbezirks Einleitung e 10 11 
Impfungs⸗ Sache; bei Ausſtellung der Zeg, 
niße für Aerzte über Dienſtreiſen ſollen die 
Dominien und Ortsobrigkeiten mit mehr 
Genauigkeit und Uiberzeugung fürgehen . 113 165 
Indigenat galiziſches, zu deſſen Erlangung 
iſt der hungariſche Adel allein nicht zu= 
reichend . D . s . 
Indikatoren, zu der Kataſtral⸗ Vermeſ⸗ 
ungs⸗Operazionen muͤſſen von den Ges 
meinden unentgeldlich beigeſtellet werden. 38 63 


Innleute. Erläuterung der Vorſchrift, deren 
Frohne betreffend . . . . 
Inquiſtten politiſche inſitzende, wegen ſchwe⸗ 
ren Volizepübertretungen beſchuldigte, koͤn⸗ 
nen zwangsweiſe zur Arbeit verhalten werden 26 32 


Intereſſen, die Ausfertigung neuer derley 
Coupons von Obligazionen des Wiener⸗ 
Stadt⸗Banko⸗Lotto⸗Anlehns vom Jahre 
1797 wird bewilliget, die Amortiſazion 
der Zinſen⸗Talons dem N O. Landrecht 
übertragen, und die Amortiſazions friſt 
beſtimmt . 8 . A 2 2 

— — von den aus der Verloſung entſtan⸗ 
denen Konvenzions muͤnz Staats ſchuld⸗Ver⸗ 
ſchreibungen koͤnnen die Beſitzer dieſer lez⸗ 
teren auch bei den Provinzial⸗Kredits⸗Kaſſen 
beziehen. d € ` 2 50 74 

Invaliden wird das Befugniß zu fraſtren 
ertheilt 5 9 ? S ` . 155 345 

Prov. Sefepf. von Galizien 1824. B b 


72 115 


rodn, 


Seite 


Jabt. der 


Irre in das Lemberger allgemeine Kranken- 

haus aufzunehmende; deren Behandlung 121 172 
Irren-Anſtalten öffentliche, von Entrichtung 

der Verpflegsgebuͤhren für die in ſelben 

unterbrachten armen Gemeindglieder, wer⸗ 

den die Gemeinden enthoben. ) 89 138 
SR „ ſiehe Juden 
Juden; auch verehligte, dürfen das Gym⸗ 

naſium und die höhere Lehranſtalten be⸗ 

ſuchen G . 8 9 
— — buͤrfen ohne erwieſenen Zweck ihrer 

Reife keine Paͤße nach Hungarn ertheilt 


werden e 21 21 
— — bduͤrfen die gëfegage Kuna e. 

die Apothekerkunſt ausüben . 22 22 
— — deren unbefugter Aufenthalt auf dem 

Lande wird verboten. 58 84 
— — deren unbefugter Getränktsausſchank 

wird neuerdings unterſagt . 58 84 


— — welche auf die Stimm» und Wahl⸗ 

fähigkeit Anſpruch machen, muͤſſen die 

hiezu erforderliche Anzahl Lichter zuͤnden, 

und mit jenen Gebuͤhren verſteuern, die 

vorgefhrieben find 2 84 132 
Judenſchaft; bei ſelben wird die Erwerbſteuer 

eingeführt, und die Extraſteuer aufges 

hoben e g po Ap e . 83 129 
Judenſteuer; Ausſcheidung der bisher in 

ſelber mit einer Aequivalentſumme begriffe⸗ 

nen juͤdiſchen Erwerbſteuer, und deren be— 

ſondere Einhebung 4 . 145 337 
FJuͤdiſche Faſchingsbaͤlle, deren Abhaltung 

waͤhrend der chriſtlichen Faſtenzeit wird 


verboten. 8 e ` 1381 5 
— — Frömmlerſekte Chaſiden genannt, 
deren Behandlung a 44 67 


— — Fuhrleute haben gleiche Kechte mit 


Seite 


Zahl der 
Verordn 


den chriſtlichen zur Befoͤrderung der Rei. 


ſenden . . . . . 352 78 
Juͤdiſche Akersleute find vom Koſcherfleiſchauf⸗ 
ſchlag befreyt . S - ` , 83 129 
— — Todtenbruderſchaften werden aufge⸗ 
hoben . . . 133 203 


— — Erwerbſteuer, deren Ausſcheidung von 
der Judenfieuer und beſondere Einhebung 145 337 
Juͤdiſcher Koſcherſteiſchaufſchlag, deſſen Ein— 
‚führung in der Bukowina. 8 d 
Jurisdikzion der Mitirär - Geiëiidteit: der, 
ſelben unterſtehen die Geſtuͤtt-Beſchell⸗ und 
Nimontirungs-Departements . . 24 
Jurisdikzions⸗Norm für die k. k. Militär⸗Ma⸗ 


rıne . e e H a . 5 
Juſtizbehorden, mit felben wird den poli⸗ 
tiſchen und Polizeybehoͤrden ein reges Zus 
ſammenwirken zur Pflicht gemacht. 5 5 


K. 

Kaffeh; Beſtimmung des Einfuhrszolls von 

elben S P Q ` e 
Aae und Schalen; ſiehe Cacao 
Kalk, der dießfalls zwiſchen Galizien und der 

Bukowina beſtehende Zwiſchenzoll (Wald, 

taxe) wird aufgehoben. ; $ 65 93 
Kameral - Wirſchaftsaͤmter; ſiehe Cameral 
Karlſtaͤdter Generalkommando vereinigtes in 

Agram, deſſen Benennung. . . 82 128 
Kataſtral; ſiehe Cataſtral 
Kirchen; denſelben gehörige Privat- oder 

offentliche Fondsobligazionen ſind auf den 

Namen ihrer Eigenthümer umzuſchreiben 88 137 
Klaſſenſteuer; Beſtimmung in wie ſern der⸗ 

ſelben die Sparkaſſen unterliegen . „ 16 17 
— — deren Ausfhreibung für das Jahr 

1825 4 d ` ? g 112 164 
Bub 2 


99 146 


Kleriker aus dem Piariſtenorden austretende, 
find zur Beſuchung ordentlicher phyloſophi⸗ 
ſcher Lehranſtalten anzuweiſen 5 

Klöſter der barmherzigen Brüder und Eliſa⸗ 
bethinerinen ſind von nr Equiva⸗ 
lent befreit. ? 


Körperliche Züchtigung, in wie ferne Ge⸗ 


richtsſtellen dieſelbe in Fällen der Verletzung 


gerichtlicher Proviſorien verhaͤngen dürfen. 


Kommerz = Hofkommiſſion wird aufgehoben 

Kommiffions = Handel; ſiehe Commiſſions 

Kommunal: Beiträge. Siehe Communal 

Kontrakte über Subarendirungen, wie ſich 
bei ſelben ruͤckſichtlich des Stempels zu 
benehmen ſey . / 2 

Kontrollore. Siehe Controllore 

Konvenzionsmuͤnz = Staatsſchuld » Ver- 
ſchreibungen aus der Verloſung entſtan⸗ 
dene, deren Befiger können die Intereſſen 
auch bei den Provinzial⸗Kreditskaſſen der 
ziehen 

— — in ſelber können die in Papiergeld zu 
leiſtenden Zahlungen nach dem Kurſe von 
250 geleiſtet und abquittirt werden 

Kopfſteuer. Siehe Perſonalſteuer 

Kordon. Siehe Cordon 

SM Siehe Corporazionen 

Koſcherfleiſch Auffhlag, deſſen Einführung 


in der Bukowina 8 
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125 181 


KL 


— — Aufſchlag; hievon find die Ackersjuden u 


befreyt 5 


Kranke Militär Urlauber ſind ſogleich i in das 


naͤchſte Militaͤrſpital abzugeben 1 
Krankenhaus allgemeines in Lemberg. Siehe 
lemberger allgemeines Krankenhaus 
Kredits = Kaffen der Provinzen, auch bei felben 

koͤnnen die Beſitzer von aus der Verlooſung 


entſtandenen Konvenzionsmuͤnz⸗Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen die Intereſſen be: 
ziehen . ` 3 e S 
Kredits- Kaffen Errichtung in Venedig und 
Mailand. 5 0 . ` . 
— — Gade; von Obligazionen des Wie⸗ 
ner Stadt⸗-Banko-⸗Lotto⸗Anlehns vom Jahr 
1797 wird die Ausfertigung neuer Inte- 
reſſen Coupons bewilliget P 4 ` 
— — Sache; Beſitzer von aus der Bers 
looſung entſtandenen Konvenzionsmuͤnz⸗ 
Staatsſchuld-Verſchreibungen, koͤnnen die 
Intereſſen auch bei den Provinzial-Kre— 
ditskaſſen beziehen e e g - 
Kreitsamts⸗Gebäudefond, die dießfälligen 
Beiträge werden aufgehoben . ` . 124 181 
Kriegsbedurfniße aller Gattungen, deren 
Aus - und Durchfuhr nach der Moldau und 
Walachey wird wieder geflatter 8 47 72 
Kriegsgefangene franzoͤſiſche angeſiedelte duͤr⸗ 
fen nicht mehr ausgewieſen werden. sg D E 


© 


Hi 


74 


Kriegskommiſſariats⸗ Aſſiſtent oder Akzeſ⸗ 
ſiſt, für felben wird die Quartiers kom⸗ 
petenz beſtimmt . . e ` S 

Kriminal = Behörden wird mit den politi⸗ 
ſchen Polizeybehoͤrden ein reges Zuſam⸗ 
menwirken zur Pflicht gemacht 2 WEL 

— — unterſuchungen; hiezu find Graͤnz⸗ 
kaͤmmerer zu delegiren . d ` 95 143 

— — HGeſetz vier erſte Kapiteln der zweiten 

Abtheilung, aus ſelben ſollen die Grënn, 


70 99 


kaͤmmerer geprüft werden ? 95 143 
— — Scche; die uiberſetzungsgebühren der 

hebräiſchen Translatoren werden auf Son: 

venzionsmuͤnze erhoht . 3 S , 97 145 
— — Gericht, Errichtung eines fünften in 


Rzeſzob - e v . . 345 331 


Sen 


Zahl der 
Vererda. 


Kriminal⸗Gerichte galiziſche Beſtimmung der 
Kreiſe, in welchen ſelbe die Bes 
keit auszuüben haben . 143 331 
Kuͤnſtler innländifhe, die von ſelb en für 
auslaͤndiſche Verleger verfertigten Kupfer⸗ 
ſtiche, Steinabdruͤcke, und andere Drud- 
arbeiten, muͤſſen der innländifhen Zenſur 
unterzogen werden e 23 23 
Kupferſtiche, welche von innlaͤndiſchen Künſt⸗ 
: lern für auswärtige Verleger verfertiget 
werden, müffen der innlaͤndiſchen Zenſur 
unterzogen werden e e R 258 25 


L. 


Landkutſcher ſollen auf das mit dem Poſt⸗ 
horn gegebene Zeichen ſogleich ausweichen. 63 91 
Laudemium von den Erben unterthaͤniger 
Realitäten zu entrichtendes, welche Ruͤck⸗ 
ſicht das Erbſteuerpatent dießfalls geſtaitet. 35 51 
Lehrern an Trivialſchulen find die jahrlichen 
Schuldotazionsbetraͤge in 12 monatlichen 
anfizipativen Raten auszuzahlen. 135 17 
Lehrkurs pharmazeutiſcher kann in zwep Jah⸗ 


ren vollendet werden . 148 339 
Lehrplan neuer, fuͤr die palofopbifgen Stu⸗ 
dien . 5 139 291 


Leiche ordindre, für deren” Einfegnung und 
Begleitung gebühren dem Pfarrer 15 kr. 53 78 
Leinſaamen, deſſen Einfuhr und Verzollung 
wird auch bei den Zollaͤmtern geſtattet . 73 116 
Lemberg Stadt; Einführung der Kommunal- 
beiträge ſtatt des bisherigen Polizey— 
Nacht- und Feuerwacht-Straſſen s und 
Stadibeleuchtungsbeitrags . 33 49 
— — Aufhebung der Se? beſtandenen 
Gewerbſteuer $ 7 ` „107 158 


Lemberger allgemeines Krankenhaus; Behand: 
lung der in ſelbes aufzunehmenden N 
und Gemüthskranken „ 

Lotterie zur Ausſpielang der Güter; in wie 
ferne hiebey eine ee 
buͤhr Gott findet. . 

Lotto⸗Anlehen (Wicners Stadt = Banko) Siehe 
Wiener 

Luſtſeuche, Maaßregeln gegen die ZE 
derſelben . S 


M. 


Magiſtrate unregulirte, bei ſelben ſollenoͤfters 

Stempelreviſionen vorgenommen werden . 
Magnetifiren, mach des dießfalligen 
Verbots 

Mailand, Errichtung einer Kreditskaſſe daſelbſt. 


Marſchroute, ohne dieſe, oder auch den mit 


Marine k. k. (Militaͤr) Jurisdikzious⸗Norm 


für ſelbe. 


der Marſchroute verſehenen Militaͤr-Indi⸗ 
vlduen, in welcher nicht die unentgeldliche 
Unterkunft als Gebühr angewieſen ift, 
darf kein Quartier auf Rechnung des Bes 


quartirungsfondes angewieſen werden 


Materialien zum Bau geistlicher Gebäude; 
Beſtimmung wegen deren Zufuhr . 
Materialienwaaren = Artikel verſchiedene; 
Beſtimmung des Einfuhrszolls von felben . 
Mauth, von ſelber ſind die ſogenaunten N 
fuhren befreyt . 

— — Behoͤrden iſt die Militäraſſitenz nur 
auf Einſchreiten der politiſchen Behörden 
zu leiſten 


— 


Pächtern darf die Militäraſſiſtenz nur 


* 


* 


134 205 


68 96 


108 159 
98 145 


158 363 


162 376 


160 374 


123 127 


64 or 


141 329 


auf Einſchreiten der politifhen Behörden 


geleiftet werden . 141 329 


Mediziniſch chyrurgiſches Studium, zu ſelben 
uͤbertretende Studierende müffen ſich über 
die Öffentlich zuruͤckgelegten phyloſophiſchen 
Studien aus weiſen 5 27 
Methſiederey aufgehobene; die Abſchreibung 
der Trankſteuer hat vom Tage der dieß⸗ 
fäligen Anzeige zu erfolgen e 
Militär - Quartierskompetenz Beſtimmung für 
einen Fortifikazionsfourier e 
— — Jaurisdikzion; derfelben unterfiehen» 
den Individnen darf keine Heurathslizenz 
ohne Bewilligung der vorgeſezten Militärs 
behoͤrde ertheilt, noch die Trauung von 
einem Seelſorger vollzogen werden. een Mi 
— — Entlafungen, Siehe Entlaſſungen 
— — Werbbezirks Eintheilung neue der 
illiriſch inneroͤſterreichiſchen Provinzen 10 
— — Urlauber erkrankte find fogleich in das 
naͤchſte Militaͤrſpital abzugeben e 18 
— — Gleiſlichkeit, deren Jurisdikzion unters 
ſtehen die Geftütt-Befhell: und Rimon⸗ 
tirungs-Departements . 24 
— — urlauber, bei deren Eutweichung ſoll 
den Werbbezirks⸗Reviſoriaten ſogleich eine 
moͤglichſt genaue Perſonsbeſchreibung der 
Entwichenen von den CR, mit⸗ 
getheilt werden . 1 30 
— — Subarendatoren fsllen l nach 
der letzten Faſſung eines jeden Monats 
mit den Verpflegs⸗Magazinen abrechnen . 39 
— — Beſtimmung der Kanzleien fur die 
Regiments-Rechnungsführer, Regiments: 
Adjutanten und Auditors für den Feld⸗ 
apotheken⸗Senior, dann der Quartierskom⸗ 
petenz für die Militaͤr⸗Unteraͤrzte . 40 


33 


118 170 


6 


36 


64 


65 


Militär Deferteurs, für deren Einbringung ge. 
buͤhrt den Beamten und Aufſichtsperſonale 
der unmittelbaren Polizeybehoͤrden keine 
Taglia, wohl aber dem den politiſchen 
und ſtaͤdtiſchen Behoͤrden unterſtehenden 
Aufſichtsperſonale e 

— — Schuldengeſchaͤft älteres, zu deſſen 
definitiver Verhandlung wird der Termin 
bis Ende Oktober feſtgeſetzt . . 

— — Montours⸗ und Ruͤſtungstaxe neue 
wird bekannt gemacht. S ? 

— — Quartierkompezenz neue deren Be⸗ 


ſtimmung 
— Quartiers kompetenz⸗ Beſtümmung für 


einen Kriegskommiſſariatsaſſiſtenten oder 
Akzeſſiſten und für einen Oberfourier d 

— — Staabs⸗ und Oberoffizieren vom Kor⸗ 
don gebuͤhren keine Stallungen auf Pferde. 

— — Conſcription. Siehe Eonfeription 

— — Pieſerteurs ruſſiſche; deren Ausliefe⸗ 
rung ſoll laͤngens binnen drey Monaten 
erfolgen 

— — Erziehungs⸗ und Bildungsinfitute ; 
aͤzztliche Unterſuchung der in ſelbe aufs 
zunehmenden Zöglinge . 0 

— — Verpflegs⸗ Subarrendirungs = de 
trakte, wie ſich bei felben ruht des 
Stempels zu benehmen ſey 

— — Aiboſteigquartiere find bloß in jenen 
Stazionen offen zu halten, in welchen ſich 
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43 67 


51 77 
36 52 


62 89 


70 99 


76 118 


96 144 


109 159 


„125 181 


ein Regimentsftaab befindet . . 1386 289 


— — Stallungen, wer den Dunger aus 
ſelben zu beziehen hat. ` 
— — Stallungen; die Beleuchtung und 


Requifiten für felbe find im Lizitazions⸗ 
wege beizuſch affen A 0 „ P 


137 289 


140 323 
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Militär Aſſiſtenz iſt den Mauthpaͤchtern oder 
Mauthbehoͤrden nur auf Einſchreiten der 
politiſchen Behoͤrden zu leiſten A . 14: 329 
— — Invaliden wird das Befugniß zu 


raſiren ertheilt . b 155 345 
— — Marine k. k. Dune ern für 
ſelbe D a . 158 363 


— — Abteilungen, fo wit einzelne Indi- 
viduen ſind ohne Marſchroute, oder auch 
mit der MNarſchroute, in welcher nicht die 
unentgeldliche Unterkunft als Gebühr an⸗ 

gewieſen iſt, nicht auf Rechnung des 


Bequartirungsfondes zu bequartiren 162 376 
— — demſelben ſoll die Zivilgeiſtlichkeit in 

der Seelſorge Aushülfe leiſten 164 383 
Mißbraͤuche bei Wallfahrten und ablage, 

deren Abſtellung . 66 94 


Moldau, die Aus: und Ourwpfuhr des Bleies 
nach ſelber wird wieder geſtattet . 28 34. 
— — Bewilligung der Aus- und Durchfuhr 
aller Gattungen Waffen und 2 


niſſe nach felber . 3 dr: 
Montours⸗ und Ruüſtungstaxe noche ge dus K 
Militär deren Bekanntmachung e 36 52 


Muͤnzen kurſirende; die Verfertigung und der 

Verkauf diesfaͤlliger Abdrucke wird verbo⸗ 

ten. 77 119 
Murmelthiere, das Herumziehen fremder 

Leute mit ſelben wird neuerdings einge⸗ 

ſtellt ` ER D D D e 119 171 


N. 


Nacht⸗ und Feuerwachtbeitrag, deſſen Auf⸗ 
hebung in Lemberg und Einführung der 
Kommunalbeiträge e 33 40 
Nebenprodukte einige der Viehzucht; für 


ſelbe wird der Eine und 5 
beſtimmt . . 


Niederlagen dürfen die Fabriksinhaber auch 
außer der Hauptſtadt einer oder andern 
Provinz eröffnen . x 

Niepolomice (nach wird das Baranower Kom⸗ 
merzial Zollamt uͤberſetzt ? 5 


O. 
Oberfouriere, in wie ferne ſelber ein gemet, 
Quartier gebührt a 


Oberoffizieren vom Kordon gebühren keine 
Stallungen auf Pferde 

Obligatkurs der philoſophiſchen Sendien wird 
auf zwei Jahre beſchraͤnkt . 

Lotto⸗Anlehens vom Jahre 1797; von 

ſelben wird die Aus fertigung neuer Ju- 

tereſſen Coupons bewilliget 


. 


— — des Wiener Stadt- Banko - Lotto⸗ 


Anlehens vom Jahre 1797, die Amorti⸗ 
ſazion der Zinſen-Talons von ſelben wird 
dem N. Oe. Landrecht übertragen, Bes 
ſtimmung der Amortiſazionsfriſt H 

— — iiber das im Jahre 1815 eröffnete 
Anlehen, in ſelben wird der Beiſatz, „& e⸗ 
genwärtige Obliglation (€ bei 
der k. k vereinigten Einloſungs⸗ 
und. Til gungs⸗Deputazion ge⸗ 
hoͤrig vorgemerkt worden“ weg⸗ 
gelaſſen $ 

— — der Privat- oder öffentlicher Fonds, 
welche Kirchen geiſtlichen Stiftungen, Anz 
ſtalten und Korporazionen gehoͤren, ſind 
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Berordn 


101 148 
120 172 


74 116 
124 184 


70 99 
76 118 


130 199 
Obligationen des Wiener „ Stadt » Banko: ; 


69 98 


auf den Namen ihrer Eigenthuͤmer umzu⸗ 
ſchreiben . 88 
Oeſterreich mit Toskana abgeſchloſſenet Ver⸗ 
mögens⸗ und Penſions Freizuͤgigkeits⸗ 
Staats⸗Vertrag. 25 
Oeſterreichiſche Staatsbürgerſchaft; An⸗ 
wendung des 30 6. des allgemeinen buͤr⸗ 
gerlichen Geſetzbuches, in Abſicht auf deren 
Verleihung an Fremde . e 34 
Ortsbehörden ſollen bei Entweichung im 
Militaͤrurlaubers den Werbbezirks-Reviſo⸗ 
riaten ſogleich eine moͤglichſt genaue Ber 
ſonsbeſchreibung des Entwichenen mit⸗ 
theilen R 230 
Ortsobrigkeiten ſollen bei Ausſtellung der 
Zeugniße für Aerzte uber Dienſtreiſe mit 
mehr Genauigkeit und Uiberzeugung für- 
gehen 0 2 . . . . 113 


. 


Pachtſchillinge für ſtaͤdtiſche Realitäten und 
Gefälle, wenn ſelbe in 14 jährigen und 
wenn in monatlichen Raten berichtiget 
„werden koͤnnen * 20 
Paͤſſe nach Hungarn dürfen an Juden ohne 
erwieſenen Zwek ihrer Reiſe nicht ertheilt 
werden 5 . 21 
Paͤſſen fol die Hausnummer von dem Auf⸗ 
enthaltsort der Eltern oder des Geburts» 
orts beigeſetzt werden . 14 
Papiergeld, der in ſelben zu leiſtenden Sat, 
lungen koͤnnen nach dem Kurſe von 250 
in Conv. Muͤnz geleiſtet, und abquiteirt 
werden $ 86 
Partheien arme; denſelben wird die brief⸗ 
portofreie Befoͤrderung der in ihren An⸗ 


137 


25 


48 


36 


165 


Zahl der 
Berordin 
IC 
25 
= 


gelegenheiten zwiſchen den Untergerichten 
und dem Obergerichte verhandelten Akten 
geſtattet P d . e . 
Paffagiers - Gebühren, deren Erhöhung bei 
dem gewöhnlichen Poſtwagen in Tyrol, 
dann bei der Eil⸗Poſt⸗Wagensſahrt von 
Bregenz durch Vietſchgau nach Mantua. 57 82 
— — Porto Beſtimmung bei den ordindren 
qpoſtwaͤgen, dann bei Eil- und Separat⸗ 
fahrten 5 . . . . ` 
Paßloſe unterthanen, die Dé an der ruſſi⸗ 
ſchen Graͤnze zeigen, werden als Vaga⸗ 
bunden angeſehen und behandelt werden. 114 166 
— — oder bloß mit auf hungariſche Pro— 
vinzen lautenden Paͤßen verſehene hunga⸗ 
riſche Unterthanen, ſind an ihre Obrig⸗ 
keiten zuruͤckzuweiſen . 3 e 
Paßvorſchriften, Beſtimmung, wer als Wiber- 
treter derſelben, und wer als Auswan⸗ 
derer zu betrachten und zu behandeln fey . 115 167 
Paßtaxen, dießſalls werden die Bukowiner 
Graͤnzbewohner degunſtigt . ! 151 341 
Penſion der exitalieniſchen Ordensritter der 
eiſernen Krone, deren Behandlung wenn 
ſie ſich im Auslande befinden, oder 
dahin begeben wollen d P „104 155 
Penſionen verlieren die Waiſen der Staats⸗ 
beamten, wenn fie in einer nicht Privat- 
Erziehungsanſtalt unterbracht werden 126 183 
Penſtoniſten wird die Ausübung der Advoka⸗ 
tur nicht geſtattet e ` . a 
Penfions- und Vermögens, Freifügigkeits- 
Staatsvertrag zwiſchen Heſterreich und 
Tos kana 7 d b 2 a 
— — Infitue Wiener für Wittwen und 
Wai ſen, die perſoͤnliche Gerichtsbarkeit über 


132 202 


117 270 


154 344 


25 25 
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ſelbes wird dem N. Oe. Landrecht übers 
tragen 2 90 139 
Lë Ausſchreibung Ge das Jahr 
. 112 164 
Perſonsbeſchreibung moͤglichſt genaue, ſoll 
den Werbbezirks⸗Reviſorialen bei Entwei⸗ 
chang eines Urlaubers ſogleich von den 
Ortsbehoͤrden mitgetheilt werden . „ 30 36 
Pfundrechte auf Schiffmuͤhlen können durch 
Eintragung der Forderungen in die Grund— 
buͤcher nicht erworben werden a 61 89 
Pfarrer duͤrfen kein der Militär⸗Jurisdikzion 
unterſtehendes Individuum ohne Bewilli— 
gung der vorgeſetzten Militärbehörde rauen. 9 9 
— — denſelben gebühren für das Einfeg- 
nen und Begleiten einer ordinaͤren Leiche 
fünfzehn Kreutzer 53 78 
Pfarrgebaude muͤſſen beim Todesfall eines 
Pfriindners ſogleich unterſucht, und die 
allenfaͤlligen Entſchaͤdigungsanſprüche gel⸗ 
tend gemacht werden 87 156 
Pferdeſtallungen gebührer den Kordons⸗ 
Staabs- und Oberoffizieren nicht. . 76 118 
Pfruͤndner geiſtliche, bei deren Todesfaͤllen 
muͤſſen die pfarrlichen Gebäude ſogleich 
unter ſucht, und die allenfalligen Entſchaͤ⸗ 
digungsanſpruche geltend gemacht werden. 87 136 
Pharmazeutiſcher Lehrkurs kann in zwei 
Jahren vollendet werden 5 d . 148 339 
Pharmazie dürfen die Juden erlernen. 22 22 
Philoſophiſche Lehranſtalten ordentliche, zu 
deren Beſuchung find die aus dem Piari⸗ 
ſtenorden austretenden Kleriker anzu⸗ 
weiſen S ö e 22 
— — die aus dem Piariſtenorden anderer 
Provinzen, im ſelben von hungariſchen 


Gymnaſien übertretende Studenten koͤnnen 
von dem Studium der griechiſchen Spra⸗ 
che difpenfirt werden . - 5 d 
Philoſophiſche Studien, deren Obligatkurs 


wird auf zwey Jahre beſchraͤnkt . 
— — Studien erhalten einen neuen Lehr— 
plan 8 ? 


Piariſten-Orden, aus ſelben austretende 
Kleriker ſind zur Beſuchung ordentlicher 
philoſophiſchen Lehranſtalten anzuweiſen 

Politiſche Behörden, dem von denſelben abs 
haͤugenden Aufſichtsperſonale wird die Ta⸗ 
glia für eingebrachte Deferteurs bewilligt 

— — Scegmueſtrazion, nähere Erläuterung 
der Vorſchrift in Abſicht auf deren Führung 

Politiſchen und Polizepbehörden wird ein res 
ges Zuſammenwirken mit den Juſtitz- und 
Kriminal- Behörden zur Pflicht gemacht 

Polizei = und politiſchen Behoͤrden wird ein 
reges Zuſammenwirken mit den Juſtiz⸗ 
und Kriminalbehoͤrden zur Pflicht gemacht 

— — Sache; Republizirung der Feuer⸗ 
loͤſchordnung für das offene Land N 

Polizeibeitrag, deſſen Aufhebung in Lem⸗ 
berg und Einführung der Kommunal- 
beiträge . - . e ? & 

Polizeibehoͤrden unmittelbare, deren Be⸗ 
amten und Aufſichtsperſonale gebuͤhrt kei. 
ne Taglia für die Einbringung eines De⸗ 
ſerteuis . . . . * a 

Polizeiſache, Maaßregeln gegen die Ber 
dreitung der Luſtſeuche 5 1 5 

Polizeyuͤbertrettungen ſchwere, die der⸗ 
ſelben beſchuldigten inſitzenden politiſchen 
Inquiſiten koͤnnen zwangsweiſe zur Arbeit 
verhalten werden f 2 d 

Pomeranzen der Handel mit denfelben wird 


=}: Seite 
ef 

3 2 
130 109 
159 291 
3 2 
Aa, 67 
159 371 
e 5 
St A 
156 345 
33 40 
43 67 
134 205 
26 32 


gegen Beobachtung der wegen der Hau⸗ 
ſirer beſtehenden Vorſchriften allgemein 
freigegeben * 2 3 e 
Poſtillons⸗Trinkgeld, deſſen Herabfegung 
Poſtkaleſchen⸗Gebühr wird herabgeſetzt 
Poſtrittgeld, deſſen Herabſetzung 
— — deſſen Erhöhung bey dem gewoͤhn— 
lichen Poſtwagen tn Tyrol, dann bei der 
Gu = Pofi= Wagenfahrt von Bregenz durch 
Vintſchgau nach Mantua . e 
Poſtſache, Fuhrleute, Landkutſcher und Sei, 
ſende ſollen auf das mit dem Poſthorn 
gegebene Zeichen ſogleich ausweichen 
— — Armen pPartheien wird die brieſpor⸗ 
tofreye Beförderung der in ihren Angelegen⸗ 
heiten zwiſchen den Untergerichten und dem 
Obergerichte verhandelten Akten geſtattet 
Poſtſchmiergeld deſſen Herabſetzung 2 
Poſtwagen ordindrer, Beſtimmung des Paf- 
ſagiersporto für die mit ſelben Reiſenden 
— — in Tyrol gewöhnlicher, für ſelben 
wird das Poſtrittgeld und die Pafjagiers, 
gebühren erhöht S 8 € . 
Preiſe oder Satzungen auf Bier werden aufs 
gehoben . o s S . 2 
Privat» Obligationen, welche Kirchen, geiſt⸗ 
lichen Stiftungen, Anſtalten uud Korpo⸗ 
razionen gehoͤren, ſind auf den Namen 
ihrer Eigenthuͤmer umzuſchreiben 
Privilegien zur Bereitung und den Ver⸗ 
ſchleiß künſtlicher Weine, wie ſich wegen 
deren Anſuchung zu benehmen ſey 
— — ausſchließende, deren Inhaber mer: 
den der Erwerbſteuer unterzogen 
Privilegientaren, Verfahren bei deren Ein⸗ 
hebung, Verrechnung und Kontrollirung 


SE 
sed e 
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161 376 
7 7 
7% 7 
* 7 
57 82 
63 91 
132 202 
7 7 
12 13 
47 82 
41 66 
88 137 
46 71 
79 
128 184 


129 129 


Provinzial⸗Kreditskaſſen, bei felben koͤn⸗ 
nen die Beſitzer von aus der Umloofung 
entſtandenen Konvenzionsmuͤnz- Staats- 

ſchuld⸗Verſchreibungen die Intereſſen be— 
heben . . 

Proviſorien gerichtliche, Abbie ferne Ge⸗ 
richtsſtellen in Fallen der Verletzung der⸗ 
felben die Strafe der koͤrperlichen Zuͤchti⸗ 


Zahl der 
Berordir, 


gung verhaͤngen dürfen h . 167 


Punzirung der Gold. und Sildergerärhe, 
dießfaͤllige Modalitäten 7 5 


A 
Quartiere find jenen Militär: Abtheilungen, 
fo wie einzelne Individuen ohne Marſch— 
route, oder auch mit der Marſchroute, 
in welcher die unentgeldliche Unterkunft 
als Gebfihr nicht angewieſen iſt, nicht auf 
Rechnung des Bequartirungsfondes an⸗ 


37 


zuweiſen 162 


Quartiers⸗ Kompetenz BE für einen 
Fortifkazions⸗ Fourier d 
—  Kompetenz:Befimmung für e Mi⸗ 
litär⸗ Unteraͤrzte, dann der Kanzleizim⸗ 
mer für die Regiments⸗Rechnungskanz⸗ 
leien, Regimentsadjutanten und Auditors, 
dann fuͤr den Feldapotheker Senior d 
— Kompetenz neue, deren ee 
für das Militaͤr 
— — Kompetenz, Seffegung für einen 
Kriegskommiſſariatsaſſiſſenten oder Akzeſſi⸗ 
ſten, und für einen Dberfourier 2 


Quieszenten wird die Ausübung der Ad⸗ 
vokatur nicht geſtattet 2 ` 


Raſiren, hiezu wird zedin das Vefug⸗ 
niß ertheilt 5 e - R 
Prov. Geſetzſ. von Galizien 1824. Ec 


154 


255 


e 
3 


74 


412 
57 


376 


344 


345 


Realitäten Aädtifhe verpachtete; wenn die 
Pachtſchillinge hievon in 2 jährigen, und 
wenn in monatlichen Raten entrichtet met: 
den koͤnnen 

Nechnungskanzleien ſind in der Quartiers⸗ 
kompetenz des Regiments ⸗ Rechnungs fuͤh⸗ 
rers ſchon enthalten 

Regiments Adjutanten und Auditoren wird 
ein Kanzleyzimmer bewilliget e 

Reiſende, zu deren Beförderung haben die 
juͤdiſchen Fuhrleute gleiche Rechte mit den 
chriſtlichen ` 

Reiſekoſten für Vater Ap Apotheken, 
in wie ferne die Apotheker ſelbe zu tra- 
gen haben 

Reiſende ſollen auf das mit dem Poſthorn 5 
gebene Zeichen auf der Straſſe ſogleich 
ausweichen - 

Reiſepaͤſſe nach Hungarn "dürfen an Juden 
ohne erwieſenen Zweck ihrer Reiſe Véi 
ertheilt werden 

Religions - Unterricht, deſſen Beſorgung an 
Filial⸗Trivialſchulen . 

Requiſiten für die Militärſtallungen ſind im 
Lizitationswege bceizuſchaffen 3 5 

Kimontirungs Departemente unterſtehen 
der Jurisdikzion der Militaͤrgeiſtlichkeit . 

Ritter des exitalieniſchen Ordens der eiſernen 
Krone, deren Behandlung hinſichtlich der 
Penfion, wenn fie ſich im Auslande be⸗ 


finden, oder dahin begeben wollen 
Roboth zum Behuf des Straſſenbaues; ſiehe 
Straſſenſtohnen 


Ruͤſtungstaxe neue für das Militär 

Ruſſiſche unterthanen werden von der Ent⸗ 
richtung der landesfuͤrſtlichen Abfahrtsgel⸗ 
des in den oͤſterroichiſchen Staaten befrepf 


20 


31 


6³ 


21 


59 


140 


24 


104 


36 


79 
153 


20 


65 
65 


78 


37 


"155 


52 


120 
344 


Ruſſiſche Deferteurs , deren Auslieferung ſoll 
laͤngſtens binnen 3 Monaten erfolgen 

— — Gréng, die an ſelber ohne Paß oder 
ſonſtigen Nachweis ſich zeigenden Unter: 
thanen, werden als Vagabunden ange⸗ 
ſehen und behandelt werden R 

Rzeszower Kriminalgericht, deſſen Errichtung 


Salz = Quellen = Erneuerung der Vorſchriften 
über die Beſtrafung unbefugter Benu⸗ 
tungen derfelben $ d 5 V 

— — unkommerzielles, deſſen Anſichbrin⸗ 
gung und der Handel mit ſelben wird ver⸗ 
boten. Dießfaͤllige Strafbeſtimmung 

Sanitaͤts-Indioiduen, für ſelbe wird die 
Bor ſpanns aus maaß beſtimmt ` 

Sanitaͤtsſache; die Gemeinden werden von 
Entrichtung der Verpflegs gebühren für die 
in oͤffentlichen Irrenanſtalten unterbrachten 
armen Gemeindglieder enthoben „ 1 

Sanitaͤts⸗ Sache; Behandlung der in das 
Lemberger allgemeine Krankenhaus aufzu- 
nehmenden Irren - und Gemüthskranken 

Satzungen (Preiſe) auf Bier werden aufge⸗ 
boben 


Schaͤden durch Waldaushauungen zum Be⸗ 


hufe der Kataſtralvermeſſung verurſachte, 
deren Verguͤtunt . e e e 
Schaͤnker find zur Abnahme herrſchaftlicher 
Getraͤnke nur in dem Falle verpflichtet, 
wenn fie ſich hiezu gegen die Grundherr⸗ 
ſchaft verbindlich gemacht haben. 8 
Scharwarken ſogenannte, deren Beſchraͤn⸗ 
kung auf gemeinnützliche Arbeiten 
Schiſſmuͤhlen, auf ſelbe koͤnnen keine Pfand» 
rechte durch Eintragung der Forderungen 
in die Grundbuͤcher erworben werden . 
Ec 2 
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144 


166 
331 


121 


200 


19 


138 


172 
66 


149 


332 


330 


89 


u en fogenannte find mauthfrey . 

Schul⸗ Dotationsbeiträge, jährliche find den 

Trivialſchullehreen in 12 monatlichen anti⸗ 
zipativen Raten auszuzahlen . 

— — Sache; Beſorgung des Religions- 
unterrichts an Filial-Trivialſchulen 
Schulden (Gerhäft) älteres des Militärs; 

zu deffen definitiven Verhandlung wird der 


Termin bis Ende Oktober feſigeſetzt bai 


— — älrariſche der Beamten, welche aus 
deren Verlaſſenſchaft einzubringen find 
Schwaͤrzer des Tabaks in Verhaft befindli⸗ 
che, wie deren Waun in Evidenz 
zu halten ſind 

Seelſorge hierin ſoll die Zivil- Geiſtlichkeit 
dem Militaͤr Aushuͤlfe leiſten 5 a 

Seelſorger, ſiehe Pfarrer 

Selbſtverſtuͤmler, Grundſaͤtze wegen deren 
Entlaſſung von Militär A 

Senior bei der Feldapotheke, für Gen darf 
die Kanzlei nicht vom Lande in Anſpruch 
genommen werden R 

Separatfahrten mittels der Poſt; Beſtim⸗ 
mung des Paſſagiersporto . 

Sequeſtrazion politiſche, naͤhere Eilaute⸗ 
rungen der Vorſchrift in Abſicht auf deren 
Führung . 5 

Silbergeraͤthe; Beſtimmung der Modalitd- 
ten bei Prüfung des Srusgd" und de⸗ 
ren Punzirung 

Sparkaſſen; Beſtimmung, in wie ferne ſel⸗ 
be der Klaſſenſteuer unterliegen 

Spedizions⸗ und Kommiſſions handel darf 
von allen berechtigten Handelsleuten ohne 
Unterſchied ausgeuͤdt werden 

Staabs⸗Offizieren vom Kordon gebühren kei⸗ 
ne Stallungen auf Pferde . 

Staats ⸗Buͤrgerſchaft oͤſterreichiſche, Vorſchriftz 
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164 


45 


40 


12 


159 


76 
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17 


86 


77 
127 


362 


383 


69 


65 
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wegen Anwendung des 30. $. des allge⸗ 
meinen bürgerliden Geſetzbuches in Ab⸗ 
ſicht auf deren Verleihung an Fremde 
Staats -Schuldverſchreibungen auf Konvens 
zionsmünze aus der Verlofung entſtandene; 
deren Beſitzer koͤnnen die Intereſſen auch 


bei den Provinzial-Kreditskaſſen beziehen So 


— — Beamtens Waiſen verlieren die Ben, 
fionen und Erziehungsbeitraͤge, wenn fie 
in einer nicht Privat-Erziehungsanſtalt. 


unterbracht werden . 126 
— — Guter Verwaltungen können die Zah⸗ 
lungen fur Straſſenarbeiten keiſten . 163 
Stadtbeleuchtungs » Beitrag, deffen Sint: 
hebung in Lemberg und Einführung der 
Komunalbeitraͤge 33 
Stadtkaſſen koͤnnen die Zahlungen für gët, 
fenarbeiten leiſten e . 165 
Städtifche Realitäten und Gefalle ver⸗ 
pachtete, wenn die Pachtſchillinge hievon 
in 3 jährigen, und wenn in monathlichen 
Katen entrichtet werden koͤnnen 20 
— — Behoͤrden, dem von denſelben ab⸗ 
haͤngenden Aufſichtsperſonale wird die Zo: 
glia für eingebrachte Oeſerteurs bewilligt 43 
— — Maagiſtrate unregulirte, bei ſelben 
ſollen oͤfters Stempelreviſionen vorgenom- 
men werden . 65 
Staͤdtiſcher Polizey⸗ Nacht⸗ und Feuerwacht⸗ 
Straſſen- und Stadtbeleuchtungsbeitrag, 
deſſen Aufhebung in Lemberg und Einfüß⸗ 
rung der Kommunalbeitraͤge ` 33 
Stallbeleuchtung für das Militär, deren 
Beiſchaffung im Lizitations wege . . 140 
Stallrequifiten für das Militär find im 
Lizitationswege beizuſchaffen . 140 
Stallungen für Kavalleriepferde; wer ei 
Dunger aus ſelben zu beziehen hat ‚157 
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323 
323 


289 


Stallungen auf Pferde gebühren den Kor: 


dons⸗Staabs- und Oberoffizieren nicht. 


Steinabdruͤcke, welche von inlaͤndiſchen 


Kuͤnſtlern für auslaͤndiſche Verleger vers 
fertiget werden, muͤſſen der inlaͤndiſchen 
Zenſur unterzogen werden . : 


Stempel = Revifionen ſollen bei unsegufinfen 


Magiftraten und Dominien öfters vorge- 
nommen werden 
— klaſſenmaͤßigen, mit ſelben dürfen 
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EN 


23 


68 


auch jene Urkunden belegt werden, die 


urſprünglich davon befreyt ſind, und deſſel⸗ 
ben erfi dann bedürfen, wenn von felben 
Gebrauch gemacht wird 4 b 
— von 15 Kreutzer, hiemit ſind jene 
gerichtliche Vergleiche zu verſehen, welche 
auf der Ruͤckſeite der angebrachten Klage 
geſchrieben werden. 

— z wie ſich ruͤckſichtlich deſſelben bei 
Subarrendirungskontrakten zu benehmen 
ſey 


Sterbquartal, ſiehe Conduct⸗ Quartal 
Steuer (Klaſſen); ſiehe Klaſſenſteuer 


1A 


— don Zehend; ſiehe Zehendſteuer 
vom Erwerb; ſiehe Erwerbſteuer 
(juͤdiſche Extra) ſiehe Extraſteuer 
von Gewerben; ſiehe Gewerbſteuer 


103 


Perſonal oder Kopf; ſiehe Perſonalſtcuer 


von der Judenſchaft; ſiehe Judenſteuer 
Sache; Einführung des Koſcherſteiſch⸗ 
aufſchlags in der Bukowina 
— Sache; die Beiträge zu dem bishe⸗ 
rigen Kreisamtsgebaͤudefond werden out: 
gehoben . 8 8 


— von Erbſchaften; ſiehe Erbſteuer 


Stiftungen geiſtliche; F EN Pri⸗ 


vat⸗ oder Fondsobligazionen find auf den 
Namen ihrer Eigeuthuͤmer unzafgreiben 


71 
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181 


100 


181 


137 


Stollordnung; der bei dem neuen Abdrucke 
unterlaufene Fehler wird dahin berichtiget, 
daß dem Pfarrer für das Einſegnen und 
Begleiten einer ordinären Leiche 15 Kreu— 

er gebuͤhren . 

Straͤflinge des Tabakgefälls (Schwärze) 
im Verhaft befindliche, wie deren Ver— 
pflegskoſten in Evidenz zu halten ſind 

Strafbeſtimmung für die unbefugte Benuͤ— 
gung der Salzquellen e 

— — hinſichtlich der Anſichbringung und 
des Handels mit unkommerziellen Salze 

Strafgerichte, ſiehe Kriminalgerichte 

Straſſen Beſtimmung, wie die Fuhrleute ein— 
ander auf ſelber auszuweichen haben „ 

Straſſen- Arbeiten, Grundſaͤtze in Abſicht auf 
das an die Unternehmer derſelben zu vers 
leihende Bauzeug 8 

Straſſenarbeiten; die Sahlungen für ſelbe 
koͤnnen die Stadtkaſſen, oder die Staats- 
und Fondsguͤter- Verwaltungen leiſten 

Straſſenbaubeitrag wird aufgehoben : 


Straſſenbeitrag ſtaͤdtiſcher, deſſen Aufhebung 
in Lemberg und Einführung der Kommu⸗ 


nalbeitraͤge g 
Straſſenforderniße; deren Sicherſtelung 

im Lizitazionswege `: . 
Straſſenfrohnen; deren d GT 


Straſſenkonſervazions- Arbeiten; dies⸗ 
faͤllige Vorſchrift . 

Studenten, welche von hungarifchen Gym⸗ 
naſien in philoſophiſche Lehranſtalten on, 
derer Provinzen übertreten koͤnnen von 
dem Studium der griechiſchen Sprache, 
diſpenſirt werden 

Studien⸗Sache; die aus dem Piariſtenorden 
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austretenden Kleriker, ſind zur Beſuchung 
ordentlich philoſophiſcher Lehranſtalten an⸗ 
zuweiſen. e 3 2 
Studienſache; auch verehelichte Iſraeliten i 
dürfen das Gymnaſium und die hohern 


Lehranſtalten beſuchen 8 9 
— — philoſophiſche;“ deren Obligatkurs 

wird auf 2 Jahre beſchraͤnkt d 130 199 
— — — erhalten einen neuen Lehrplan 139 291 


— Sache; der pharmazeutiſche Lehrkurs 

kann in zwei Jahre vollendet werden 148 339 
Studierende; welche zu dem mediziniſch⸗ 

chyrurgiſchen Studium übertreten, muͤſſen 

D über die oͤffentlich Wed langen. phi⸗ 

loſophiſchen Studien ausweiſen . 35 
Stutten von Aerarial-Beſchellern belegte, 

ſollen bei der Conſeription mit der größ- 

ten Genauigkeit angegeben und verzeich⸗ 

net werden bk 32 38 
Subarendatoren ſollen gleich nach der leh⸗ 

ten Faſſung eines jeden Monats mit den 

Verpflegsmazinen abrechnen h 39 64 
Subarendirungs⸗Kontrakte; wie ſich Ge 

ſelben rückſichtlich des Stempels déi Des 

nehmen ſey . ` R ni 181 


KS 

Tabakblaͤtter hungariſche, für ſelbe wird der 

Ausgangs zoll beſtimmtm 92 140 
Tabakgefaͤlls⸗ Sträflinge (Schwarzer), wie de⸗ 

ren Verpflegskoſten in Evidenz zu halten find 175 623 
Tabakmehl hungariſches und derley Staub; 

Beſtimmung des Ausgangszolls für ſelbs 92 140 
Taglia fuͤr die Einbringung eines Deſerteurs 

gebührt den Beamten und Aufſichtsperſo— 

nale der unmittelbaren Polizeybehoͤrden 

nicht, wohl aber dem den politiſchen und 

ſtaͤdtiſchen Behörden unterſtehenden Zut 

ſichtsperſonale . e $ R Ae 


Talons (Anmweifungen der Zinſe); ſtehe 
Zinſen⸗Talons. 

Taxe neue, für Monturs- und Ruͤſtungsſor⸗ 
ten des Militaͤrs .» d $ N 

Taxen; hievon find Grundzertheilungsbewilli⸗ 
gungen frey . k . = d 

Taxen für Privilegien; Verfahren bei deren 
Einhebung, Verrechnung und Konttols 
lirung . 2 S . e 


1 
— — für Päße; dießfalls werden die Bus 


kowinär Grängbewohner beguͤnſtiget „ 
Theilzahtungen konnen bei der Erbſteuer 
angenommen werden. / 2 E 
Theriak; der Trieſter iſt als ein außer Han⸗ 
del geſetzter Artikel zu betrachten, und 
darf nur gegen Entrichtung der geſetzli⸗ 
chen Gebuͤhren eingefuhrt, der Venediger 
hingegen kann zollfrey bezogen werden. 
Thiere wilde, als Zären, Affen, Murmelthie⸗ 
re u. f. w.; das Herumziehen fremder 
Leute mit ſelben wird wiederholt verboten 
Todtenbruderſchaften juͤdiſche werden aufs 
gehoben . A 0 1 / , 
Toscana mit Defterreih abgeſchloſſener Ver— 
mögens- und Penſions-Freizuͤgigkeits⸗ 
Staatsvertrag. . . b H 
Trankſteuer; deren Abfhreibung hat vom 
Tage der vorgekommenen Anzeige von der 
aufgehobenen Bier- oder Methſiederey zu 
erfolgen . N D IT Te A 
Translatoren hebräiſche; deren Uiberſetzungs⸗ 
gebühren in Kriminalfaͤllen, werden auf 
Convenzions⸗Munz erhöht . 3 5 
Trieſter Theriak iſt als ein außer Handel 
geſetzter Artikel zu betrachten, und darf 
nur gegen Entrichtung der geſetzlichen Ge⸗ 
buͤhren eingeführt werden 


ZS £ Seite 
a 
56 52 
122 179 
128 184 
29 198 
151 341 
152 343 
119 171 
129 171 
133 203 
25 25 
118 170 
97 145 
42 66 


Zahl ber 
Verordn 
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Trivial⸗Schullehrern find die jahrlichen Schul⸗ 
dotazionsbeitraͤge in zwoͤlfmonatlichen an— 


tizipativen Raten auszuzahlen 59 86 
— — Schulen (Filial); Beſorgung des 

Religionsunterrichts an ſelben . 59 86 
Tyroler Poſtwagen gewoͤhnlichen, für ſelben 

wird das Poſtrittgeld und die Paſſagiers⸗ 

gebühren erhöht . e ` 92 


Uiberfuhrs-Gebühr bei Dobrowlany, wird 
für die Fußgeher auf die zweite Tariffs⸗ 
klaſſe herabgeſezz . 78 120 
Uiberſetzungs⸗Gebühren für bebräiſche Trans: 
latoren in Kriminalfaͤllen werden Ch 
Gong Muͤnz erhöht . 97 145 
Uibertreter der Koutumazanſtalten find, wenn 
das Standrecht nicht publizirt iſt, von 
den Civilgerichten zu beſtrafen . „ 29 35 
Ungarn; fiche Hungarn. 
Unſchlittwaaren; deren Erzeugung und 
Verkauf wird frei gegeben . G 100 146 
Unteraͤrzte vom Militär, Beſtimmung der 
Quartiers kompetenz für ſelbe I , 40 65 
Unterthaͤnige Gemeinden; Bebe Gemeinden. 
Unterthaͤnige Realitaͤten; welche Rückficht des 
Erbſteuerpatent auf das von deren Erben 
zu entrichtende Laudemium geftatte . . 35 31 
— — Scharwarken ſogenannte, deren Be⸗ 
ſchraͤnkung auf gemeinnuͤtzliche Arbeiten „142 330 
Unterthanen, wie bei Vergleichen in Streit: 
ſachen zwiſchen ſelben und dem Kammeral⸗ 
Wirthſchaftsaͤmtern fuͤrzugehen fen . ne 12 
— — deren Klaſſifizirung bei der Konffrips 
zionsreviſton. Siehe Bauernſtand 
— — riuſſiſche werden von der Entrichtung 
des landesfuͤrſtlichen Abfahrts geldes in den 
oͤſterreichiſchen Staaten befreyt . , 79 120 
153 344 
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Unterthanen die ohne Paß oder ſonſtigen Nach⸗ 

weis ſich an der ruſſiſchen Graͤnze zeigen, 

werden als Vagabunden angefehen und bes 

handelt werden . 8 . 114 166 
— — hungariſche paßloſe, oben bloß mit 

auf hungariſche Provinzen lautenden Paͤßen 

verſehen find an ihre Ortsobrigkeiten age 

ruͤckzuweiſen KR e 117 170 
Unterthans-Sache; Erläuterung der Bor⸗ 

ſchrift die Häusler und Innleutfrohne bes 

treffend A 75 117 
Urlauber vom Militär. Siebe Beurlauöte 
Urkunden; auch jene dürfen mit dem Klaf- 

ſenſtempel belegt werden, welche urſprüng⸗ 

lich vom Stempel befreyt find, und deſſel⸗ 

ben erſt dann bedürfen, wenn hievon Ges 

brauch gemacht wird . e e . 105 154 


Venedig, Errichtung einer Kreditskaſſe da⸗ 

felbit . 98 145 
Venediger Theriak darf zollfrey eingeführt, 

jedoch nur von Apothekern verkauft werden. 42 66 
Vergleiche in Streitſachen der Kammeral⸗ 

wirthſchaftsaͤmter und Unterthanen, wie 

dabey furzugehen . 11 12 
— — gerichtliche, welche auf der Ride 

fette der angebrachten Klage geſchrieben 

werden, ſind mit dem Stempel von 19 kr. 7 

zu verſehen ` 100 157 
Verhandlungen mit den Hopothekargläubi⸗ 

gern; Beſtimmung welche im Exekuzions⸗ 

verfahren dem Verkaufe eines unbeweg⸗ 

lichen Gutes unter der Schaͤtzung voraus⸗ 

zugehen haben „ 1 , . 110 146 
Verkauf der Schnittwaaren wird freigenshen . 100 146 
— — eines unbeweglichen Guts unter der 

Schaͤtzung; Beſtimmung der Verhandlun⸗ 

geu mit den Hypothekarglaͤubigern, die 


dießfalls im Exekuzions verfahren voraus» 

gehen ſollen 5 
Vermögens und Penſionsfreizügigkeits⸗ 

Staatsvertrag zwiſchen Oſterreich und 

Toskana 25 25 
Verpflegs⸗ Magazine, mit ſelben ſollen die 

Subarendatoren gleich nach der letzten 

Faſſung jeden Monats abrechnen . 39 64 
— — Gebühren für in oͤffentlichen Irren— 

anſtalten unterbrachte arme Gemeindglies 

der, von deren Entrichtung werden die Ge— 

meinden enthoben d 89 138 
— — Koſten der Tabaks ſtraflinge (Schwäͤr⸗ 

zer); wie ſolche in Eoidenz zu e 

find . 3062 
Verwandten armen, eins ab ltd 

verſtorbenen Geiſtlichen darf aus dem 

geſetzlichen Armendrittel nur fo viel zus 

gewendet werden, als denſelben nach der 

geſetzlichen Erbfolge hievon zugefallen wäre. 138 290 
Verzollung und Einfuhr des Wald. und Lein⸗ 

ſaamens wird auch bei den Zollaͤmtern 

geſtattet . 5 / : 4 . 73 116 
Viehgattungen einige Beſtimmung des 

Ein⸗ und Aus fuhrszolls für ſelbe . 101 148 

120 172 
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Viebzucht fuͤr einige Nebenprodukte derfelben 
wird der Ein, und Aus fuhrszoll beſtimmt , 101 148 
e ı20 172 

Vorſpanns-Ausmaaß, deren Beſtimmung 
für die Sanitaͤtsindividuen . 19 19 


Waaren Erzeugniße auslaͤndiſche vorgezogene, 
zu deren Bezeichnung wird der Gebrauch 
fremder Etikettzettel geſtattet. 2 .. 150 340 
Waffen aller Gattungen, deren Aus- und 
Durchfuhr nach der Moldau und Wallache 
wird geſtattet . h e . 47 22 


Wahnſinnige; fiebe Irren. 
Waiſen, Penſtonsinſtitut zu Wien, die per⸗ 

ſoͤnliche Gerichtsbarkeit über ſelbes wird 

dem N. Oe. Landrecht übertragen . 90 139 
— — der Staatsbeamten verlieren die aus 

dem Staatsſchaͤtz bewilligte Penſion, wenn 

ſelbes wird dem N. Oe. Landrecht ein⸗ 


beraͤumt R R d V 90 139 
fie in einer nicht Privat-Erziehungsanſtalt 
unterbracht werden : 126 183 


Wald -Aushauungen zum Behuf der Kataſtral⸗ 

Vermeſſung; Erhebung und Verguͤtung 

des hiedurch verurſachten Schadens . 102 140 
Waldſaamen, deſſen Einfuhr und Verzollung . 

wird auch bei den Zollaͤmtern geflatset , 73 116 
Waldtaxe fogenannte zwiſchen Galizien und 

der Bukowina wird aufgehoben 3 65 93 
Wallfahrten; Abſtellung der Mißbraͤuche a 

bei ſelben . a g 5 ` 8 
Wallachei; die Aus» und Durchfuhr des 

Bleies nach ſelben wird wieder geſtattet . 28 34 
— — Aufhebung des Aus- und Durchfuhrs⸗ r 

verboths aller Gattungen Waffen und 1 

Kriegsbedürfnige . e b g 
Warasdiner Generalkommando in Agram 

vereinigtes; deſſen Benennung £ 82 128 
Waſſerſchaͤden. Siehe Elementar⸗unfaͤlle 
Weine kuͤnſtliche, wie id wegen Anſuchung 

der Privilegien zur Bereitung und den 

Verſchleiß derſelben zu benehmen fy . 46 71 
Werbbezirks Eimheilung neue der illyriſch 

inneroͤſterreichiſche Provinzen ? „ 10 11 
Wetterſchaͤden. Siehe Elementar Unfälle 
Miener- Stadt = Banfo = Lotto- Anlehns = 

Obligationen vom Jahre 1797 die Aus⸗ 

fertigung neuer Intereſſen-Coupous wird 

bewilliget, die Amortiſtrung der Zinfene 
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Talons dem N. Oe. Landrecht übertragen, 

und die Amortiſazionsfriſt beſtimmt. 
Wiener Fiaker, deren Beschränkung, daß fie 

nicht weiter als 4 Meilen im Umkreiſe 

von Wien duͤrſen, wird aufgehoben , 56 81 
— — Wittwen und Waiſen Penfionsinſti⸗ 

tut, die perſoͤnliche Gerichtsbarkeit uͤber 
Wilde Thiere, als Bären, Affen, Murmelthiere 

u. ſ. w. das Herumziehen fremder Leute 

mit feiben wird wiederhohlt verboten . 119 171 
Wirthſchaftsaͤmter (Kammeral) wie bei 

Vergleichen in Streitſachen zwiſchen ſel— 

ben und den Unterthanen fuͤrzugehen ſey . 11 12 
Wittwen der Beamten deren Maͤnner nicht 

zehn Jahre gedient haben, in wie ferne 

fie Anſpruch auf das Conduct oder Sterb⸗ 

quartal machen förnen . . , 60 87 
— — und Waiſen Penſtonsinſtitut in Wien, 

die perſönliche Gerichtsbarkeit über ſelbes 

wird dem N. Oe. ut einberäumt . 90 139 


Zahlungen im Papiergelde Finnen nach 

dem Kurfe 250 in Konvenzions⸗Münz ge⸗ 

leiſtet und abquittirt werden . 5 . 86 135 
— —  theilweife Innen an der Erbſteuer 

angenommen werden e . 152 343 
— — für Straſſenarbeiten fönnen von 

Stadikaſſen oder den Verwaltungen der 

Staats- und Fondsguͤter geleiſtet werden . 163 377 
Zehendſteuer, in wie ferne bei Elementar⸗ 

Unfällen an ſelben eine Nachſicht zuge⸗ 

ſtanden werden koͤnne, wenn der Feldze⸗ 

hend zeitlich verpachtet iſt . 1 67 95 
Zenſur; ſiehe Cenſur 
Zeugniße für Aerzte über Dienſtreiſen; bei 

deren Ausſtellung ſollen die Dominien 

und Ortsobrigkeiten mit mehr Genauig⸗ 

keit und uiberzeugung fuͤrgehen . 113 165 


Zinſen-Talons (Anweifungen) von den Obli⸗ 
gazionen des Wiener Stadt-Bankos Lotto⸗ 
Anlehns vom Jahre 17975 deren Amorti⸗ 
ſirung wird dem N. De. Landrecht uͤber⸗ 
tragen, und die Amortiſazionsfriſt «bes 
ſtimmt e 

Zitronen; der Handel mit Nan ch 
gegen Beobachtung der wegen der Hauſter⸗ 
päße beſtehenden Vorſchriften allgemein 
frei gegeben 

Zivil⸗ Geistlichkeit fol da wo es AO if, dem 
Militär in der Seelſorge Aushuͤlfe leiſten. 

Zoͤglinge in ein Militär⸗Erziehungs- oder 
Bildungsinſtitut aufzunehmende, deren 
Unterſuchung ` 

Zoll deſſen Beſtimmang für Wie Eins und 
Ausfuhr der Holzkohlen 5 

Zollſache; die Ein- und Ausfuhr des Bleies 
nach der Moldau und Wallachey wird 
wieder geſtattet . P 

— — der Trieſter Theriak iſt als ein aer 
Handel geſezter Artikel zu betrachten, und 
darf nur gegen Entrichtung der vorgeſchrie⸗ 
benen Gebühren eingeführt; der Venediger 
hingegen kann zollfrey bezogen werden 

— — Aufhebung des Aus und Durch⸗ 
fuhrsverdots aller Gattungen Waffen 
und Kriegs beduͤrfniße nach der Moldau 
und Wallache 

— — die ſogenannten Schubfuhren ſind 
Mauth frey 

— — Aufhebung des Zwiſchenzolls Ce der 

ſogenannten Waldtaxe zwiſchen Galizien 

und der Bukowina 

die Einfuhr und Verzollung des Wald⸗ 

und Leinſaamens wird auch bei den Zoll⸗ 

Äintern bewilliget 


— die uiberfuhrsgebühr bei Bobrowlany 
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4 3 
161 376 
164 383 
„109 159 
17 18 
28 34 
. 42 66 
$ 72 
64 91 
5 94 

. 73 116 


Zahl der 
Veroten. 
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Tariffsklaſſe herabgeſetzt r 78 120 
— — Beſtimmung des Aus gangszolls gr 
hungariſche Tabakblaͤtter Tabarmehl und 
derley Staub . 92 140 
Zollſache. Der Eingangszoll Ahr Kakaobohnen 
und Schalen, dann Kaffeh wird feſtgefezt 99 146 
— — Beſtimmung des Cine und Ausfuhrs⸗ 
zolls für Getreid, Hüͤlſenfrüchte, einige 
Viehgattungen und Nebenprodukte der 
Viehzucht . 5 h d 101 148 
H 172 
— — Herabſetzung des Ausfuhrszols auf 
Re en * 116 169 
—— Beſtimmung des Eingangszolls für 
ës Material» WaarenzArtifeln 123 197 
— — uiberſetzung des Baranower Som: 
merzialzollamtes nach Niepolomiee oz 184 
— — Erhebung der Czernowieer Zolllegſtatt 
zu einer Hauptzolllegſtatt des dritten 
Ranges 147 338 
„ Ausfuhr des ele Hanfes und 5 
rohen Flachſes wird gegen Paͤße und den 
beſtimmten Ausgangs zoll erlaubt . 149 339 
Zufuhr der Baumaterialien zu geiſtlichen Ge⸗ 
baͤuden; dießfaͤllige Beſtimmungen . 160 374 
Zuͤchtigung koͤrperliche; in wie ferne Ge— 
richtsſtellen in Faͤllen der Verletzung or: 
richtlichen Proviſorien dieſelbe verhaͤngen 
dürfen. 167 412 
Zunftſache; die Erzeugung. und der Verkauf 
der Unſchlittwaaren wird allgemein frei 
146 


gegeben . . . . h . 100 


